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VORWORT 



Dieses Buch ist eine Gemeinschaftsarbeit, die auf Veranlassung 
des Vorstandes des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes 
unternommen wurde. Im Anschluss an die Debatten, die sich auf 
dem Breslauer Gewerkschaftskongress von 1925 an die Referate 
von Professor Dr. Hermberg und Hermann Jäckel über die 
Frage der Wirtschaftsdemokratie entspannen, wird hier der Ver- 
such gemacht, aus einer Darlegung der Entwicklungstendenzen 
der Wirtschaft und des Rechts, die die Stellung des Arbeiters in 
der modernen Gesellschaft wandeln, die Erkenntnis der Punkte 
zu gewinnen, an denen die Aktion der Arbeiterschaft einzusetzen 
hat, um in mannigfacher Gegenwartsarbeit der Verwirklichung 
ihres Zieles der sozialen Neugestaltung zu dienen. Aus der Ver- 
knüpfung der Untersuchung dessen, was ist, mit den Zielsetzungen 
der Arbeiterschaft für das, was sein soll, wird eine Klärung an- 
gestrebt über das Wesen der Wirtschaftsdemokratie und über den 
Weg, der über die Demokratisierung der Wirtschaft zum Sozia- 
lismus führt. 

An der Abfassung dieses Buches waren beteiligt: Dr. Hans 
Arons, Dr. Fritz Baade, Dr. Bruno Broecker, Dr. Georg Decker, 
August Ellinger, Lothar Erdmann, Friedrich Lesche, Dr. Jakob 
Marschak, Fritz Naphtali, Prof. Dr. Hugo Sinzheimer, Dr. Gustav 
Warburg. Die Redaktion wurde von Fritz Naphtali besorgt. 

Die Richtlinien der Gemeinschaftsarbeit wurden festgesetzt in 
einer Reihe von Beratungen, die unter dem Vorsitz von Theodor 
Leipart stattfanden, und an denen neben den meisten der ge- 
nannten Mitarbeiter Wilhelm Eggert, Dr. Rudolf Hilferding, Prof. 
Dr. Erik Nölting, Clemens Nörpel, Fritz Tarnow teilgenommen 
haben. 

Berlin, August 1928. 
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EINLEITUNG 



Begriff und Wesen der Wirtschaftsdemokratie 

Die Geschichte des wirtschaftsdemokratischen Gedankens ist 
noch nicht geschrieben. Es fehlen uns sowohl die genauen Fest- 
stellungen darüber, wann und von wem derAusdruck„Wirtschafts- 
demokratie" zum ersten Male gebraucht wurde, wie auch die 
Übersicht der Wandlungen, die dieser Begriff durchgemacht hat. 
In die Ideenwelt der Arbeiterbewegung wurde jedenfalls der Be- 
griff der Wirtschaftsdemokratie oder industriellen Demokratie, wie 
es im englischen Sprachgebrauch heisst, vor mehr als 30 Jahren 
eingeführt, und zwar 1897 in England durch das Buch von Sidney 
und Beatrice Webb: „Industrial Democracy." Aber viel später, 
eigentlich erst in der Nachkriegszeit, gewann dieser Begriff eine 
grössere aktuelle Bedeutung, zunächst in den angelsächsischen 
Ländern und dann in Deutschland. Dies war kein Zufall der 
Ideenentwicklung: die Idee der Wirtschaftsdemokratie kann nur 
dann in einem Lande lebendig werden, wenn die Arbeiterschaft 
dieses Landes schon bestimmte Erfahrungen in der politischen 
Demokratie hat. Ebensowenig war es ein Zufall, dass weder das 
Bürgertum in seinem Kampf für die wirtschaftliche Freiheit noch 
die Arbeiterschaft in der ersten Zeit ihrer Kämpfe das Programm 
der Wirtschaftsdemokratie hatte. 

Das Bürgertum brauchte keine Organisation der wirtschaftlichen 
Freiheit, die es erkämpfte; es brauchte überhaupt keine öffentlich- 
rechtliche Regelung der wirtschaftlichen Tätigkeit, es wollte im 
Gegenteil jede Regelung abschaffen, jede Zwangsorganisation be- 
seitigen und möglichst viel Bewegungsfreiheit für jeden einzelnen 
wirtschaftenden Menschen durchsetzen. Seine Parole war: laissez 
faire! Jeden nach seinem Ermessen in der Wirtschaft wirken 
lassen ! Die wirtschaftliche Freiheit bedeutete für das Bürgertum 
Ungebundenhcit der unternehmerischen Initiative, freie Konkurrenz 
der Unternehmer miteinander und Verfügung über die persönlich 
freien Arbeitskräfte, die zwar durch keinen rechtlichen, aber um 
so mehr durch einen wirtschaftlichen Zwang auf die Lohnarbeit 
angewiesen waren. Ein gewisses Mindestmass an politischen 
Rechten, die prlvatreclitliclicn Garantien des Eigentums und der 



Verträge, dann die Beteiligung an der Staatsmacht — das genügte 
vollkommen, um dem kapitalistischen Bürgertum seine wirtschaft- 
liche Übermacht zu sichern. 

Im Gegensatz zu dieser bürgerlichen Einstellung wurde in den 
vorgeschrittenen Kreisen der Arbeiterschaft die wirtschaftliche 
Befreiung schon frühzeitig in organisatorischen Formen gedacht. 
Die Arbeiterschaft hatte noch keine politische Gleichberechtigung, 
überhaupt keine oder so gut wie keine politischen Rechte, als ihre 
führenden Köpfe und die Ideologen der Arbeiterbewegung sich 
zum Sozialismus bekannten. Es galt nach ihrer Auffassung, die 
politische Freiheit und politische Macht für die Arbeiterschaft zu 
erobern und dann die wirtschaftliche Freiheit durch sozialistische 
Organisation zu sichern, ja die wahre Freiheit in dieser sozia- 
listischen Organisation erst zu verwirklichen. Auf die Vorstellung 
einer wirtschaftlichen Demokratie im Gegensatz zur rein 
politischen konnte man damals nicht kommen. Die wirtschaftliche 
Befreiung schien vielmehr mit der politischen untrennbar ver- 
bunden zu sein. Die Demokratie schlechthin, ohne jede speziali- 
sierte Bezeichnung, bedeutete wie die politische, so auch die wirt- 
schaftliche Befreiung. Im „Kommunistischen Manifest" wurde die 
wirtschaftliche Unfreiheit der Arbeiterschaft folgendermassen ge- 
schildert: 

„Die moderne Industrie hat die kleine Werkstube des patriarchalischen 
Meisters in die grosse Fabrik des industriellen Kapitalisten verwandelt. 
Arbeitermassen, in der Fabrik zusammengedrängt, werden soldatisch 
organisiert. Sie werden als gemeine Industriesoldaten unter die Aufsicht 
einer vollständigen Hierarchie von Unteroffizieren und Offizieren gestellt. 
Sie sind nicht nur Knechte der Bourgeoisklasse, des Bourgeoisiestaates, 
sie sind täglich und stündlich geknechtet von der Maschine, von dem 
Aufseher und vor allem von den einzelnen fabrizierenden Bourgeois selbst. 
Diese Despotie ist ihm so kleinlicher, Keliassiger, erbitternder, je offener 
sie den l'Twoib als iliicu Zweck proklamiert" 

Es schien aber selbstverständlich zu sein, dass diese wirtschaft- 
liche Unfreiheit, diese moderne Sklaverei mit der Verwirklichung 
der Volksherrschaft, d.h. der Demokratie, ihr Ende finden wird, 
weil die Demokratie mit der Herrschaft des Proletariats identisch 
sei. „Die proletarische Bewegung ist die selbständige Bewegung 
der ungeheuren Mehrzahl im Interesse der ungeheuren Mehrzahl", 
wird weiter im „Kommunistischen Manifest" festgestellt. Deshalb 
ist „der erste Schritt in der Arbeiterrevolution die Erhebung des 
Proletariats zur herrschenden Klasse, die Erkämpfung der Demo- 
kratie". Mit anderen Worten: Für die Begründer der modernen 
sozialistischen ArhciterbcweKiiiin war in der Erkämpfung der 
Demokratie sowohl die politische wie auch die wirtschaftliche Me- 
Iii'Iiiiik inil einbegriffen. Die geschichtliche Erfahrung lehrte aber 
seitdem, dass erstens die politische Demokratisierung Ohne „l'r- 
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hebung des Proletariats zur herrschenden Klasse" möglich ist, 
und dass zweitens die politische Demokratie noch keineswegs die 
Beseitigung der wirtschaftlichen Unfreiheit bedeutete. Diese Er- 
fahrung wird auch manchmal so formuliert, dass in den fort- 
geschrittenen kapitalistischen Ländern die „bürgerliche Demo- 
kratie", d. h. die Herrschaft der besitzenden Klasse mittels der 
demokratischen Herrschaftsform, vorhanden ist. Die fort- 
geschrittenen kapitalistischen Länder sind aber diejenigen, wo die 
besitzlosen proletarischen Schichten die grosse Mehrheit der Be- 
völkerung ausmachen. Trotzdem findet sich in jenen Ländern 
immer noch eine Mehrheit für die Parteien, die politisch die Inter- 
essen der besitzenden Minderheit des Volkes vertreten. Fragt man 
sich nun, wie dies möglich ist, so lautet die Antwort, dass diese 
besitzende Minderheit dank ihrer wirtschaftlichen Übermacht, dank 
ihrer Privilegien des Besitzes und der Bildung bis jetzt gewaltige 
Beeinflussungs- und Druckmittel hat, denen zu widerstehen die 
Mehrheit der Bevölkerung bisher nicht imstande war. Man sieht, 
dass die politische Gleichberechtigung allein noch keine wahre 
Gleichberechtigung ist. Es scheint, dass wir uns damit in einem 
Kreise bewegen: Man braucht die Mehrheit, um die privilegierte 
Stellung der Besitzenden zu brechen, und man konnte bis jetzt 
keine Mehrheit gegen die privilegierte Stellung zusammenbringen, 
eben darum, weil sie noch nicht gebrochen war. Es wird von 
mancher Seite versucht, den Ausweg auf die Weise zu finden, 
dass die Macht durch die aufgeklärte Minderheit des Proletariats 
ergriffen und die wirtschaftliche Befreiung unter der Herrschaft 
eines neuartigen aufgeklärten Absolutismus verwirklicht werden 
soll. Jetzt braucht man aber nicht mehr ernsthaft darüber zu 
diskutieren, dass dies bloss eine Utopie und keine Lösung des 
Problems ist, dass jeder Versuch, eine solche Lösung durch- 
zusetzen, eine furchtbare Vernichtung der Produktivkräfte und in 
letzter Linie einen sicheren Verlust für die Arbeiterschaft bedeuten 
würde. Die übergrosse Mehrheit der Arbeiterschaft will auch 
diesen Irrweg nicht einschlagen. Die Demokratie bleibt ein not- 
wendiger Ausgangspunkt und eine unerlässliche Voraussetzung 
für eine Reihe von Kämpfen und für die unermüdliche vielseitige 
Arbeit, als deren Folge die völlige, d.h. politische, kulturelle und 
wirtschaftliche Befreiung der arbeitenden Menschen erscheinen 
wird. Bei näherer Betrachtung stellt sich klar heraus, dass das 
Schlagwort von der „bürgerlichen Demokratie" insofern falsch ist, 
als für das Bürgertum die Demokratie nie das Ideal war und auch 
jetzt kein Ideal ist, sondern dass es sich nur unter dem Druck 
des proletarischen Kampfes mit der Demokratie abgefunden hat. 
Wenn man in gewissem Sinne vom Missbrauch der Demokratie 
reden darf, so gibl es kein anderes Mittel, diesen Missbrauch un- 
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möglich zu machen, als dadurch, dass die Arbeiterschaft lernt, die 
Demokratie in ihrem Interesse zu gebrauchen und die bloss 
politische Demokratie zur sozialen auszugestalten. 

Es ist nahezu eine Naturnotwendigkeit gewesen, dass auch in 
dem Lande, dessen Arbeiterbewegung sich bewusst dem sozia- 
listischen Gedanken fernhält, in den Vereinigten Staaten, das Pro- 
gramm der sozialen Demokratie aufgestellt wird, und dass in 
diesem Programm der Begriff der Wirtschaftsdemokratie die aus- 
schlaggebende Rolle spielt. Diese Art der wirtschaftsdemokra- 
tischen Ideologie erscheint als eine nicht ganz konsequente und 
widerspruchsvolle Ersatzideologie für den Sozialismus. Man hat 
das Gefühl, dass die amerikanischen Ideologen der Wirtschafts- 
demokratie künstlich den Gegensatz ihres Gedankenganges zum 
Sozialismus übersteigern, um sich vor dem Verdacht des Ein- 
gehens auf sozialistische Gedankengänge zu schützen. Dadurch 
verliert die Ideologie der Wirtschaftsdemokratie selbst an Klar- 
heit und Überzeugungskraft. 

Wenn die deutschen Gewerkschaften die Forderung der Wirt- 
schaftsdemokratie aufstellen, so bedeutet das für sie keinen Ver- 
zicht auf das sozialistische Ziel und keinen Ersatz für den 
Sozialismus, sondern es bedeutet eine Ergänzung der sozialistischen 
Idee in der Richtung der Klärung des Weges zur Verwirklichung. 
Sozialismus und Wirtschaftsdemokratie sind als Enziel untrennbar 
miteinander verknüpft. Es gibt keine vollendete Wirtschafts- 
demokratie ohne sozialistisches Wirtschaftssystem, und das Ideal 
des Sozialismus ist ohne demokratischen Aufbau der Wirtschafts- 
führung nicht zu verwirklichen. Wenn trotz dieser Einheit des 
Endzieles die Idee der Wirtschaftsdemokratie innerhalb der 
sozialistischen Gedankenwelt sich ausbreitet, so deshalb, weil mit 
ihr neue konkretere Vorstellungen über den Weg zur Verwirk- 
lichung der neuen Gesellschaftsstruktur verbunden sind. Das Ziel 
des Sozialismus ist in der modernen Arbeiterbewegung unver- 
ändert lebendig geblieben, die Vorstellungen vom Wege, der zu 
diesem Ziele führt, haben sich mit dem Wachstum der Bewegung 
und der Wandlung des Kapitalismus verändert. Was einst als 
ein ferner Traum erschien, ist der Gegenwart zu einem sichtbaren 
Wachstumspm/.ess, zu einer in vielfältige Einzelaufgaben sich 
spaltenden praktischen Aufgabe der Verwirklichung geworden. 
Der Wek r zur Verwirklichung führt über die Demokratisierung 
der Wirtschaft. 

Zwei Reihen von Lnlwicklungserschcinungen waren es, die 
/.waunläufig diesen Wen der Demokratisierung in den Vorder- 
grund rückten und damll die Ideen tles Sozialismus mit denen der 
Wlrlscliaflsilcinokralle vei blinden haben; einheitlich im Ziel, 

klären«! für den Weg. 
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Die erste Reihe geht aus von den Veränderungen im Wesen 
und in der Struktur des Kapitalismus selbst. Ohne hier auf Einzel- 
heiten einzugehen, die später ausführlich behandelt werden, wollen 
wir das Grundsätzliche hervorheben, das zur Begriffsbestimmung 
der Wirtschaftsdemokratie wesentlich beigetragen hat. Vom in- 
dividualistischenKapitalismus freier Konkurrenz zum organisierten 
Kapitalismus — so lautet die stichworthafte Bezeichnung für die 
grosse Linie der Entwicklung. Wo früher einzelne Unternehmer 
den erbitterten Konkurrenzkampf um ihren Anteil am Absatz 
führten, traten später die kapitalistischen Riesenorganisationen 
auf. Der Konkurrenzkampf wurde dadurch zwar nicht auf- 
gehoben, aber er nahm wesentlich andere Formen an. In seiner 
Zielsetzung wurde das Wirken der kapitalistischen Organisationen 
auf die monopolistische Beherrschung des Marktes eingestellt. 
Baute die alte liberale Auffassung sich auf dem Trugbilde auf, 
als ob in der Wirtschaft die gleichen, d. h. von Hause mit gleichen 
Möglichkeiten ausgerüsteten wirtschaftenden Menschen um den 
Erfolg ringen, so Hess sich jetzt das krasse Bild der wirtschaftlich 
uneingeschränkten Selbstherrschaft, der wirtschaftlichen Auto- 
kratie, nicht länger verschleiern. Nicht bloss die Arbeitenden im 
Betrieb, sondern alle Konsumenten als Abnehmer auf dem Markt 
fühlen sich jetzt der kapitalistischen Despotie ausgeliefert. Das 
Gefühl der ökonomischen Unfreiheit nimmt damit immer kon- 
kretere und lebendigere Formen an. In der Gesellschaft, die 
politisch-demokratisch organisiert ist, wird die Reaktion unver- 
meidlich. Das krasseste Beispiel solcher Reaktion ist das 
amerikanische Antitrustgesetz. Inwieweit dieses Gesetz sich als 
wirksam erwiesen hat, kann hier dahingestellt bleiben; für seine 
Tendenz waren folgende Worte seines Urhebers, Senators Sher- 
man, sehr bezeichnend: 

„Wenn wir als politische Macht keinen König dulden wollen, so dürfen 
wir auch keinen König über die Produktion, den Transport und den Ver- 
kauf irgendwelcher Lebensnotwendigkeiten dulden. Wenn wir uns keinem 
Kaiser unterwerfen wollen, so dürfen wir uns auch keinem Wirtschafts- 
autokraten unterwerfen, der die Macht hat, die Konkurrenz zu verhindern 
und den Preis jeder Ware festzusetzen." 

Der andere Strom derselben Entwicklung mündete in der Er- 
kenntnis, dass man die lebenswichtigsten Zweige der Wirtschaft, 
die unmittelbar auf den Wohlstand, die Gesundheit und Arbeits- 
fähigkeit aller Bürger wirken, nicht der freien Verfügung des 
Privalkapilalismus anvertrauen dürfe. In Einrichtung und Leitung 
der Versorgimgsbctriebe, wie auch auf dem Gebiet des Verkehrs, 
setzt der ununterbrochene Vormarsch der öffentlichen Wirtschaft 
ein. Es wird allmählich allgemein anerkannt, dass die Ver- 
sorgungsbetriebe entweder durch die öffentlichen Organe unmittel- 
bar bewirtschafte! oder wenigstens überwacht, beaufsichtigt werden 
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müssen. Dieses Bewusstsein ist auch im Lande des freiesten und 
mächtigsten Kapitalismus der Welt, in den Vereinigten Staaten 
von Amerika, sehr weit vorgeschritten. Dort sind alle 48 ein- 
zelnen Staaten ohne jede zentrale Regelung oder Beeinflussung 
allmählich zur Einsicht gekommen, dass die Versorgungsbetriebe 
staatlich, d. h. in diesem Fall durch die Regelung jedes einzelnen 
Staates, kontrolliert werden müssen. Der amerikanische Handels- 
minister Hoover schrieb einmal, dass, wenn es sich um die 
Industrie handelt, „deren Monopolstellung gesichert erscheinen 
könnte, es weder in der Industrie selbst noch in der Öffentlichkeit 
länger irgendwelche Diskussion über die Notwendigkeit einer 
vollen Preis-, Leistungs- und Finanzierungskontrolle durch die 
Regierung gäbe". Was die Versorgungsbetriebe anbelangt, so 
gibt es also in Amerika keine Frage mehr: ob freie Bewirtschaf- 
tung durch das Privatkapital oder öffentliche Kontrolle, sondern 
die Probleme, über die diskutiert wird, sind: ob zentrale, von 
Washington ausgehende Kontrolle für alle Staaten oder selb- 
ständige Kontrolle in jedem einzelnen Staat, und zweitens: ob nur 
Kontrolle oder Verstaatlichung? 

Durch diese Entwicklung wird einerseits eine breitere Front 
gegen die wirtschaftliche Diktatur geschaffen, anderseits werden 
schon jetzt im Rahmen der bürgerlichen Gesellschaft gewisse 
Möglichkeiten der Einschränkung dieser Despotie angebahnt. Und 
hier berührt sich die oben skizzierte mit der zweiten grossen Linie 
der Entwicklung. 

In der Periode, als der Kapitalismus noch völlig frei war, schien 
keine andere Alternative für den unorganisierten Kapitalismus 
denkbar zu sein, als die sozialistische Organisation der Wirtschaft 
im ganzen; es schien deshalb hoffnungs- und also zwecklos, etwas 
an der Despotie des kapitalistischen Systems ändern zu wollen. 
Bis die gewaltige Umwälzung der gesamten Gesellschaftsordnung 
stattfindet, inuss alles so bleiben, wie es ist so war die gegebene 
Einstellung. Dann stellte sich allmählich heraus, dass die Struktur 
des Kapitalismus selbst veränderlich ist, und dass der Kapitalis- 
mus, bevor er nehmt licn wird, auch arbo^en werden kann. Die 
andere grosse geschichtliche Erfahrung war die, dass die organi- 
sierten Anstrengungen der Arheitnehmerschaft schon bedeutende 
Einschränkungen der kapitalistischen Willkür durchsetzen können. 
Marx sprach vom eisten Oftsetz, durch welches die Arbeitszeit 
eingeschränkt wurde, als von einem grossen Sieg des Prinzips: 

„Dieser Kampf um dir ucm-MU Iic Arbeitszeit wütet um so heftiger, je 
mehr er tatsächlich Sielt ihm ilru blossen (iegensatz dreht zwischen der 
blinden Herrschaft dei (Irsrl/r von Nachfrage und Angebot, die die 
pOlltlsehG Ökonomie der ßourgooltiti bilden, und zwischen der durch 
so/lale Voraussicht und ülnslilil hrliri i S< hlcn sozialen Produktion, die 
die politische Ökonomie dei Ailirllci kluv.r bildet. Und darum wai das 
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Zehnstundengesetz nicht nur ein grosser prak üsche Erfo g «war der 
Sieg des Prinzips. Zum erstenmal unterlag im hellen Licht des Tages 
die politische Ökonomie der Bourgeoisie der politischen ökonom.e der 

Ar S e . r t k wenI g er bedeutsam waren, in ihrer Gesamtheit betrachtet, 
die Erfolge der Arbeiterschaft in den täglichen Wirtschaf ts- 
kämpfen, seitdem nicht mehr der einzelne Arbeiter oder die , Be leg- 
schaft eines einzelneu Betriebs den Unternehmern gegenüberstand 
sondern die gewerkschaftlichen Organisationen die Interessen der 
Arbeiterschaft vertraten. Mit der politischen Demokratie die die 
formale Vollberechtigung für das Proletariat brachte mi.sste auch 
die Qrundeinstellung zu den Problemen des Proletonschen Be- 
freiungskampfes eine wesentlich andere werden Zwar ist das 
Proletariat noch nicht organisiert, geschlossen und stark genug, 
um die Macht zu erobern und die Gesellschaft nach seinem Ideal 
ulubilden. Es will aber nicht mehr im Zustande der früheren 
Sklaverei auf seine Stunde warten; für den politisch befreiten, 
sich als freien Bürger fühlenden Proletarier ist sein Abhangigkeits- 
7 ustand im Betrieb und in der Gesellschaft unerträglicher als je 
geworden. Deshalb führt er erst recht und mit neuer Energie den 
Kampf um die völlige Befreiung, um das Endziel aber auch tag- 
hell den Kampf um die sofortige Neugestaltung der »malen Ver- 
hältnill Es ist möglich geworden, die kapitalistische Despotie 
einzuschränken und ein gewisses Mass der Freiheit auch ta den 
wirtschaftlichen Beziehungen durchzusetzen. Es muss also soviel 
wie möglich schon jetzt geändert und durch gesetzt wer en Es 
widerspricht nicht, es entspricht vielmehr vollkommen den Au - 
caben des Kampfes um die Zukunft, wenn man soviel wie möglicn 
von dieser Zukunft zur Wirklichkeit macht Seitdem die , po«k*» 
Vertretung der Arbeiterschaft in vielen Fallen, obwohl in der 
Minorität, in den Parlamenten mitentscheidend wirkt und manch- 
S das Zünglein an der Wage bildet, und die Arbeiterparteien m 
den verschiedenen europäischen wie auch überseeischen Landern 
entweder eigene Regierungen gestellt haben oder ™* Jen anderen 
Parteien zusammen an den Regierungen beteiligt *"«^SS 
anderseits die Gewerkschaf ten in vielen Landern ganz unbestritten 
e , ne ige chränkten Willkür der Unternehmer Paroli geboten 
haben wird es zur gebieterischen Notwendigkeit, dass dieArbeiter- 
schall alle ihre politischen und wirtschaftlichen Machtmittel mit 
möglichst grossem positivem Effekt zur Neugestaltung der Gesell- 
s Ft ei.' sdzt. Diu gehört, dass alle einzelnen Anstrengungen 
und täglichen Kämpfe durch den einheitlichen Willen und alle Teil- 
forderungen durch einen Grundgedanken zusammengefaßt werden. 
Ans diesem Bedürfnis entsteht nun dasProgramm der Wirtschafts- 
demokratie: durch Demokratisierung der Wirtschaft zum Sozia- 
lismus! 

13 
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die grosse Mehrheit des Volkes herrscht. Im tiefsten Sinne demo- 
kratisch ist deshalb die Reaktion gegen die wirtschaftliche Auto- 
kratie : gegen die Despotie des Unternehmers oder seiner Agenten 
im Betrieb, gegen die Beherrschung des Arbeitsmarktes und der 
Absatzmärkte durch die kapitalistischen Unternehmungen und 
Organisationen, gegen die Wirtschafts- und allgemeine Politik, 
die den Staat dem Kapital ausliefert. Die Demokratisierung der 
Wirtschaft bedeutet die Beseitigung jeder Herrschaft und die 
Umwandlung der leitenden Organe der Wirtschaft aus Organen 
der kapitalistischen Interessen in solche der Allgemeinheit. 

Die Demokratie setzt die Durchorganisierung der Bevölkerung 
voraus, weil sonst jeder einzelne darauf angewiesen wäre, bei 
jeder Entscheidung sich einer der Gruppierungen der herrschen- 
den Minderheit anzuschliessen. Es war ein Riesenfortschritt auf 
dem Wege zur Verwirklichung der politischen Demokratie, als 
Proletarier die Möglichkeit bekamen, Vertreter ihrer eigenen 
Klasse zu wählen, anstatt bloss die Auswahl unter einigen bürger- 
lichen Kandidaten zu haben, und es waren die ersten Ansätze der 
Wirtschaftsdemokratie, als der Proletarier sich einer Organisation 
seiner Klassen- und Berufsgenossen anschloss und nicht länger 
völlig einsam und ohnmächtig seinem Unternehmer gegenüber- 
stand. 

Die Demokratie setzt aber auch die Vorstellung eines Gemein- 
wesens voraus. Wir können uns keine politische Demokratie vor- 
stellen, ohne dass wir an den Staat denken. Der Staat aber ist 
ein Gemeinwesen, das heisst eine über allen einzelnen stehende 
öffentliche Körperschaft, die einen Gemeinwillen ausdrückt. Das 
Wesen der Wirtschaftsdemokratie ist daher erst erfüllt, wenn die 
Verfügung über die Produktionsmittel nicht mehr Einzelnen zu 
Privateigentum für private Zwecke zusteht, sondern einem Ge- 
meinwesen der Wirtschaft, das einen wirtschaftlichen Gemein- 
willen verkörpert, in dem nicht mehr der private Nutzen Einzelner, 
sondern der Gemeinnutzen bestimmend ist. 

Das Wesen der Demokratie setzt schliesslich Mitbestimmung 
voraus. Es genügt nicht, dass ein Gemeinwesen der Wirtschaft 
besieht. Demokratie ist erst dann vorhanden, wenn die Bildung 
des wirlsdiaftlichenGemeinwillens nicht einseitig erfolgt, sondern 
an die Mitbestimmung durch alle Wirtschaftsgenossen gebunden 
ist. I!s bedarf keiner Ausführung, dass wir eine solche Wirt- 
schaftsdemokratie, die mit dem sozialistischenEndziel zusammen- 
fällt, noch Dicht haben, dass sie, wie der Sozialismus überhaupt, 
als Ziel und Richtpunkt vor uns steht, nicht als Wirklichkeit. 

Das Werden der Wirtschaftsdemokratie wollen wir in den 
folgenden lil.'ittcrn schildern. Wir wollen zeigen, wie in den 
mannigfaltigen Formen derGcgcnwart dasWesen dcrWirtschafts- 
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demokrutie sielt durchzusetzen sucht. Wir sehen die mannig- 
faltigsten Lebensformen einer beginnenden neuen sozialen Ge- 
staltung vor uns. In reicher Fülle wachsen neue Formen sozialer 
Lebensgestaltung heran, die von den verschiedensten Kräften 
getragen sind und die verschiedensten Ausgangspunkte haben, Sie 
zeigen, dass die Wirtschaftsdemokratie nicht nach einem einheit- 
lichen Rezept ht einheitlichen Akten der Gesetzgebung entsteht, 
sondern in mannigfaltiger Lebensfülle heranwächst. 

Zwischen der wirtschaftlichen Autokratie und der vollendeten 
Wirtschaftsdemokratie, die mit der Gemeinwirtschaft gleich- 
bedeutend ist, gibt es verschiedene Etappen der Entwicklung. Von 
grundlegender Bedeutung ist es aber, zu unterscheiden, was 
eigentlich die wirtschaftliche Autokratie auf den verschiedenen 
Gebieten bedeutet, und wie sie in ihren verschiedenen Formen zu 
überwinden ist. Wir haben schon von der Despotie im Betrieb, 
d h von der Herrschaft des autokra tischen Prinzips, des „Herrn- 
im-Hause"-Standptmkts im einzelnen Betrieb gesprochen, dann 
von der Beherrschung der Märkte durch die kapitalistischen 
Unternehmungen und Organisationen und von der Beherrschung 
des Staates durch die besitzenden Klassen. Schliesslich kann man 
sich auch die einheitliche Führung der gesamten Wirtschaft durch 
die konzentrierte diktatorische Macht im Interesse der privile- 
gierten Minderheit denken. Auf jedem von diesen Gebieten hat 
der Prozess der Demokratisierung der Wirtschaft seine Eigenart. 
Im Betrieb stehen Unternehmer oder überhaupt Leiter des Be- 
triebes und Arbeiter einander gegenüber; hier bedeutet die Über- 
windung der unternehmerischen Despotie das Mitbestimmungs- 
recht für die Arbeiter, die nicht mehr als rechtlose Objekte 
behandelt werden sollen. Man spricht auch gelegentlich von der 
konstitutionellen Fabrik, wodurch die Analogie mit der Ein- 
schränkung der absolutistischen Staatsmacht durch die Ver- 
fassung ausgesprochen wird. Die Verfassung eines solchen kon- 
stitutionellen Betriebs wird zunächst unter dem Druck der 
Arbeiterorganisationen vereinbart, später auch gesetzlich fest- 
gelegt Wie % B. im Betriebstätegesete. Durch die öffentlich- 
rechtliche KVvflung wird anerkannt, dass die Verhältnisse im 
einzelnen Beliu-b mein hh.ss Privatsache der einzelnen unmittel- 
bar beteiligten Personen* Unternehmer und Arbeiter, sondern auch 
von Bedeutuflfl (Ol dl« Allgemeinheit sind. Schon hier tritt also 
der Standnunkl In I rschelnung, dass jede wirtschaftliche Tatig- 
1„i nicht bloss al» Individualistische Tätigkeit im persönlichen 
| „jeresse. sondern .111. h ,ils bestimmte gesellschaftliche Funktion 
zu betrachten ist. 

Sofern die Arbeitsb»diö.&Ungon nicht der gesetzlichen Regelung 
unterliegen, werden sie immer weniger im Rahmen jedes einzelnen 
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Betriebes zwischen einzelnen Belegschaften und Unternehmern 
und immer mehr im Rahmen einer Industrie oder eines Teils von 
ihr zwischen grösseren Arbeiter- und Unternehmerorganisationen 
vereinbart. Hier sind die Gewerkschaften bestrebt, die Freiheit 
des Arbeitsmarktes, die für den Arbeiter schlimmste Unfreiheit 
bedeutet, durch das organisierte Auftreten allmählich zu fesseln 
und dann zu beseitigen. Wichtige Etappen auf diesem Wege, wie 
Tarifverträge und Arbeitslosenversicherung, dürfen hier nicht 
unerwähnt bleiben; in beiden Fällen sieht man, wie die Ent- 
wicklung durch immer stärkere Hervorhebung des öffentlichen 
Interesses (staatliche Regelung des Schlichtungswesens, gesetz- 
liche Verpflichtung zur Versicherung) bestimmt wird. Den 
grösseren kapitalistischen Organisationen mit monopolistischen 
Tendenzen stehen die Arbeiter auch als Konsumenten mit den 
übrigen Konsumenten zusammen gegenüber. Der Konsumenten- 
kampf gegen die Preispolitik dieser Organisationen deckt sich im 
wesentlichen mit dem Kampf der Gewerkschaften um den Real- 
lohn. Zwar ist es denkbar, dass Unternehmer und Arbeitnehmer 
der gleichen Industrie zu einer Vereinbarung kommen, ohne die 
Interessen der übrigen Gruppen zu berücksichtigen, und vielleicht 
sogar auf Kosten dieser Interessen. Seitens der Arbeiter wäre 
das aber eine sehr kurzsichtige Politik, die nur vorübergehende 
Erfolge zeitigen könnte, und es liegt auf der Hand, dass in diesem 
Fall keine Demokratisierung der Wirtschaft, sondern das Gegen- 
teil der Wirtschaftsdemokratie vorliegt. Ebensowenig gelangt 
man zur Demokratisierung der Wirtschaft, wenn man die herr- 
schenden Organisationen auflöst und die betreffende Industrie auf 
den Zustand der unorganisierten Herrschaft einzelner Unter- 
nehmer zurückführt. Noch keine endgültige Lösung, sondern eine 
Etappe zur Lösung bedeutet die öffentliche Kontrolle der kapita- 
listischen Organisationen. In diesem Punkte wird es besonders 
klar, dass die Demokratisierung der Wirtschaft auf irgendwelcher 
Stufe die Einschaltung der staatlichen Organe unbedingt erfordert. 
In der Frage der Kontrolle bzw. des Verbotes der monopolisti- 
schen Organisationen wird dies auch in Amerika restlos anerkannt, 
wo sonst noch bis jetzt eine starke Neigung besteht, die Demo- 
kratisierung der Wirtschaft ausschliesslich auf dem Wege der 
freiwilligen Vereinbarungen weiterzutreiben. 

Um so weniger lässt sich die staatliche Einmischung vermeiden, 
wenn es sich um die Schaffung der demokratischen Grundlagen 
für die gesaiule Wirtschaft handelt. Hier gilt es, planmässige 
Wirtschaftsführung im Interesse der Allgemeinheit durchzusetzen, 
wozu die Organisation der Wirtschaft auf der Grundlage des 
Sozialismus au Stelle der privatkapitalistischen Gewinnsucht ge- 
hört. Der Weg führt über die Übernahme der lebenswichtigen 
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Betriebe durch die öffentliche Hand, über die Erweiterung des 
Bereichs der öffentlichen Wirtschaft, über die Durchsetzung der 
planwirtschaftlichen Regelung und über die Wandlung des Eigen- 
tumsrechtes mit dem Ziel, das Privileg des Besitzes aufzuheben. 
Das Prinzip der Wirtschaftsdemokratie ist die Unterordnung jeder 
wirtschaftlichen Tätigkeit unter die Interessen der Allgemeinheit, 
und der Kampf der Arbeiterschaft für die Demokratisierung der 
Wirtschaft als Weg zum Sozialismus ist ebensosehr ein Kampf 
für das Wohl der Allgemeinheit, wie ihr politischer Kampf nicht 
nur der Eroberung des Wahlrechts für die Arbeiterschaft, sondern 
der Eroberung des allgemeinen Wahlrechts und der politischen 
Demokratie galt. 



I. KAPITEL 

DIE DEMOKRATISIERUNG 
DER WIRTSCHAFT 
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Die Demokratisierung der Wirtschaft 



1. Abschnitt 
VonderfreienKonkurrenzzumorganisiertenKapitalismus 

I. 

Am Anfang der modernen Industrieentwicklung stand der 
Prozess der Vergesellschaftung der Arbeit durch Arbeitsteilung 
und Arbeitszusammenfassung im modernen Fabrikbetrieb. Das 
Vordringen des Qrossbetriebes und der Qrossunternehmung in 
der Entwicklungszeit der kapitalistischen Wirtschaft war gekenn- 
zeichnet durch den Prozess der Vergesellschaftung des Kapitals. 
Das Vermögen des einzelnen Unternehmers hört auf, die Grund- 
lage der kapitalistischen Unternehmung zu bilden, das anonyme 
Kapital wird aus vielen Einzelquellen gesellschaftlich zusammen- 
gefasst, um die breite Basis für die moderne Qrossunternehmung 
zu bilden. Die typische Form der kapitalistischen Qrossunter- 
nehmung wird die Aktiengesellschaft. Die dritte Stufe innerhalb 
der Entwicklung kapitalistischer Wirtschaft kann man als die 
Periode der Vergesellschaftung der Unternehmungen bezeichnen. 
Die einzelne Unternehmung, die auch bei einem im höchsten 
Masse vergesellschafteten Arbeitsprozess und bei fortgeschrittener 
Vergesellschaftung ihrer Kapitalgrundlage der selbständige Träger 
der kapitalistischen Wirtschaft war, deren Beziehungen zur Um- 
welt der anderen Unternehmungen sich grundsätzlich auf die 
Begegnung an den Märkten beschränkte, deren Lebenselement 
und Regulator die freie Konkurrenz unter den selbständigen 
Unternehmungen war, gibt mehr oder minder grosse Teile ihrer 
Handlungsfreiheit auf zugunsten der Eingliederung in neue über 
der Unternehmung stehende gesellschaftliche Bindungen. Wesent- 
liche Entscheidungen über Wirtschaftsplan und Wirtschafts- 
gestaltung gehen von der Einzelunternehmung über an Organi- 
sationen von Unternehmungen. Die wirtschaftliche Herrschafts- 
stellung, die in den früheren kapitalistischen Perioden bei der 
einzelnen Unternehmung und ihren Leitern konzentriert war, ver- 
schiebt sich in wachsendem Masse zu den in den verschiedensten 
Formen die moderne kapitalistische Wirtschaft durchdringenden 
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Zusammenschlüssen. Wirtschaftlicher Individualismus und freier 
Wettbewerb werden mehr und mehr verdrängt durch Organi- 
sation und Gebundenheit; dieser Wandel aber vollzieht sich 
innerhalb des kapitalistischen Wirtschaftssystems. Das Kapital- 
Verhältnis zwischen den Verkäufern der Arbeitskraft und den Be- 
w ZC T, I Pr o duktion smittel wird unmittelbar nicht durch den 
Wandel der Formen der Wirtschaftsführung, durch die Ent- 
7X iZ z " m ° rga ™ sierten Kapitalismus berührt; mittelbar muss 
sich aber die Durchdringung der kapitalistischen Wirtschaft mit 
neuen Organisationsformen auch auf das Verhältnis von Arbeit zu 
Kapital auswirken. Auf der einen Seite tritt das in Erscheinung 
durch die standig wachsende Tendenz, die Fragen des Arbeits 

ÄST 8 niCh n mehr im Betrieb z " entscheid^, sondern von 
Organisation zu Organisation, zunächst in örtlich begrenzten 

SSsSt InH eSS,idl " G ?ri beme " fÜr eine S»™ ^Volks- 
wirtschaft und morgen vielleicht schon auf der einen Seite über 

den Rahmen der Volkswirtschaft international hinausstrebend, auf 
der anderen Seite über die Gewerbegruppe auf das Gesamt 
gewerbe übergreifend. uesamt- 

Ncben der Frage des Arbeitsverhältnisses treten aber nach der 

scSt'Tunktio Ä Ko " kürr ?" Z ; VOn der ei " e ' ™aMmme 
schlech funktionierende, aber doch in der Tendenz vorhandene 

au toinatische Regelung des Ausgleichs der Wirtschaftsinferessen 
behauptet werden konnte, in steigendem Masse die F agen der 
Interessengegensätze .wischen einzelnen Wirt S chaftsgrupp"n - 
Erzeuger und Verbraucher, Rohstoffproduzenten und WeUer- 
verarbciter, Warenerzeuger und Warenverteiler und anderen I 
Kampfes '" ^ Vorder * rund des wirtschaftspolitischen 

Je fortgeschrittener, je ausgedehnter, je mächtiger die Organi- 
sa innen sind, die die Wirtschaftsführung im modernenKap fal - 
mus bestimmen ,je geringer das Mass an wirtschaftlicher Freihe t 
wird das sie dem einzelnen Unternehmer belassen, desto not- 
wendiger wachst ihr wirtschaftliches Hamleln aus de Sphäre des 
Privaten hinaus und wird zur Gemeinschaitssuche. Je sS k ab 
sich ausprägt dass von der Entscheidung über die organisiert 
Wirtschaftsf^rung das Wohl und Wehe immer grösserer S 
Pen ja der Gesamtheit der Bevölkerung abhängig wird desto 
sÄta? werden 1 % ÜT £" ^^«sführnn, "n K«h£ 
» i ■ nr V r me,,r muSSen sie im demokratischen Staat 

Hin? F lK ™ X T ] ?„ ° er Arbeiters ^aft wird durch den 
K ,' ^n Formen der Wirtschaftsführung die Richtung ihres 

l"' 1 ' " m Mll,cs ' "»K. «0> Neugestaltung des Wl.tsd.afts- 

v Ntoms vorge seh rieben. 



II. 

Wie weit ist diese Entwicklung innerhalb der kapitalistischen 
Unternehmungen von der freien Konkurrenz zur organisierten 
Wirtschaft vorgeschritten? Im besonderen: Wie weit drücken die 
neuen organisatorischen Gebilde der deutschen Wirtschaft schon 
in der Gegenwart den Stempel auf? 

Um eine Vorstellung von dem Grad der Entwicklung zur organi- 
sierten kapitalistischen Wirtschaft zu gewinnen, muss ein kurzer 
Überblick über die Vielheit der Organisationsformen gegeben 
werden, die dem Ziele der Ersetzung der freien Konkurrenz durch 
planmässige Regelung dienen. Zwei Haupttypen sind dabei zu 
unterscheiden: erstens die Vereinbarungen, die zwischen selb- 
ständig bleibenden Unternehmungen gleicher Art getroffen werden, 
um in irgendeiner Weise regelnd auf den Markt einzuwirken, 
d. h. alle jene Zusammenschlüsse, die uns als Konventionen, Kar- 
telle, Syndikate im Wirtschaftsleben begegnen; zweitens die 
Verschmelzung von bisher selbständigen Unternehmungen der 
gleichen Art oder auch von Unternehmungen verschiedener Pro- 
duktionsstufen zu einheitlichen neuen Unternehmungen, die durch 
ihre Grösse, durch den Anteil, den sie an der Gesamtproduktion 
eines Gewerbezweiges darstellen, unmittelbar in der Lage sind, 
den Markt planmässig zu beeinflussen oder zu beherrschen, d. h. 
diejenigen Grossgebilde der Industrie, die man als Truste be- 
zeichnet, oder die, wenn der Form nach ein Ineinandergreifen 
selbständiger Gesellschaften beibehalten ist, als Konzerne in der 
Wirtschaft erscheinen. Beiden Organisationsformen ist gemein- 
sam, dass sie höchsten wirtschaftlichen Nutzen durch Beeinflus- 
sung des Marktes zu erreichen suchen, und dass ihr Ideal die 
monopolistische Beherrschung des Marktes ist, gleichviel wie weit 
sie in der Wirklichkeit von diesem Ziel der Monopolherrschaft 
entfernt bleiben mögen. Der monopolistische Charakter dieser 
Zusammenschlüsse ist jedenfalls nicht davon abhängig, dass alle 
Unternehmungen der gleichen Art vereinigt sind, dass das Mono- 
pol hundertprozentig verwirklicht ist, sondern er ist immer dann 
schon gegeben, wenn die Beherrschung eines für die Markt- 
gesta Itung wesentlichen Teiles der Produktion gesichert ist. 

Unter den Vereinbarungen selbständig bleibender Unter- 
nehmungen mit dem Ziel der Marktbeherrschung sind eine Reihe 
verschiedener Stufen je nach dem Grade der Einschränkung der 
Selbständigkeit der Unternehmungen zu unterscheiden. Auf der 
niedrigsten Slufe beschränkt sich die Bindung auf den Ausschluss 
gewisser l'oiincn der Konkurrenz im Warenabsatz. Es werden 
gewisse NebailwriliiMtiiHcn des Verkaufs, die sich auf die Zah- 
lungsfristen, Lieferungsbedingungen, Fraclilberecliiiiingcn und 
dergleichen beziehen, vereinheitlicht. Die Konkurrenz wird in 
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diesem Fall nicht ausgeschlossen, sondern auf bestimmte Haupt- 
gebiete konzentriert. Preis und Qualität bleiben an sich von 
diesen Konventionen oder Konditionenkartellen unberührt. Trotz 
dieser Beschränkung ist die Marktbeeinflussung durch die Kon- 
ditionenkartelle in manchen Fällen sehr wesentlich, besonders 
dann, wenn die Konditionenkartelle durch Gegenseitigkeitsverträge 
zwischen organisierten Lieferanten und organisierten Abnehmern 
zu einem gegenseitigen Schutz gegenüberAussenseitern ausgebaut 
werden. Dieser Ausbau geht stellenweise bis zur Verpflichtung 
zwischen Lieferanten- und Abnehmerverbänden zum ausschliess- 
lichen Geschäftsverkehr oder wenigstens zu besonderer Begünsti- 
gung der Verbandsmitglieder untereinander. In diesen Fällen, die 
besonders in der Textilindustrie zahlreich sind, trägt schon das 
Konditionenkartell nicht nur zur Klärung der Konkurrenz, sondern 
auch zur Einschränkung der Konkurrenz, zur Erschwerung des 
Aufkommens neuer Konkurrenten bei. 

Auf der nächsthöheren Stufe der Kartellierung innfasst die 
vertragliche Bindung den Verkauf sursis der Ware. Diese Bindung 
hat ihrerseits wieder je nach den Gewerbezweigen die ver- 
schiedensten Erscheinungsformen, von den Kalkulationsnormen bei 
Waren uneinheitlicher Art und handwerklichen Leistungen bis zur 
Festsetzung von Einheitspreisen für vereinheitlichte Warenlypen 
bei Gütern der Massenerzeugung. In diesen Fällen wird die 
Konkurrenz durch Bedingungen und Preise ausgeschlossen, da- 
gegen bleibt der Wettbewerb um den Anteil am Gesamtabsatz, 
der durch Qualitätsleistung oder Propaganda betrieben werden 
kann, unberührt. 

Auf der nächsten Stufe, meist aufgebaut auf Preisregelung, 
steht die Regelung der Produktionsmenge und des Produktions- 
anteils der einzelnen Unternehmungen am Gesamtabsatz durch 
Kontingente, das sogenannte Mengenkartell. Tritt zur vertrag- 
lichen Regelung von Produktionsmenge und Absatzpreis die Ein- 
richtung gemeinsamer Verkaufsorganisationen für die beteiligten 
Unternehmungen hinzu, so spricht man von einem Syndikat. In 
diesem Fall ist der gesamte Warenvertrieb der Sphäre der Kon- 
kurrenz restlos entzogen, aber auch das Produktionsprogramm 
der einzelnen Unternehmung wird mehr oder minder vollständig 
der Entscheidung des Einzelunternehmens entzogen und der 
Organisation unterworfen. 

Hand in Hand mit dieser Regelung von Verkaufsbedingungen, 
I 'reisen, Produktionsmengen und Verkaufstätigkeit gehen in vielen 
Fällen Gemeinschaftsarbeiten der Organisation, die sich nicht auf 
die Marktbeherrschung beziehen, sondern auf erhöhte Zweck - 
müSülgkiSil mit dem Ziel der Koslenersparung im Produktions- 
prozeß selbst. Hierhin gehören Vereinbarungen liher Typlslernng 
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und Normung, Über Spezialisierung in der Fabrikation, ebenso wie 
Gemeinschaftsarbeiten auf dem Gebiete der Materialprüfung und 
der technischen Forschung. Derartige Gemeinschaftsarbeiten 
kommen auch ganz unabhängig und ohne das Bestehen von 
Organisationen, deren Ziel eineMarktbeeinflussung ist, vor, jedoch 
ist es nicht zweifelhaft, dass der straffere Zusammenschluss zur 
Ausschaltung der Konkurrenz am Markte gleichzeitig die Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiete der Produktionstechnik fördert. 

Beim marktbeherrschenden Unternehmen, beim Trust, sind alle 
Kartellfunktionen deT Konkurrenzausschaltung und Produktions- 
regelung durch die Vereinheitlichung des Unternehmens erreicht, 
dessen Machtposition durch seine Grösse der Herrschaftsposition 
eines Zusammenschlusses von selbständigen Unternehmungen 
gleichkommt. 

Ob die Zusammenschlüsse zur Marktbeherrschung örtlich be- 
grenzt sind, ob sie sich im nationalen Rahmen vollziehen oder 
darüber hinaus internationalen Charakter tragen, hängt zum Teil 
von der Eigenart der Gewerbe und der Märkte ab — Ziegeleien 
mit begrenztem Absatzradius werden schon bei örtlichem Zu- 
sammenschluss den Markt beherrschen, die Seeschiffahrt ist von 
Anfang an auf den internationalen Zusammenschluss angewiesen 
— oder es hängt von dem Stand der Gesetzgebung, insbesondere 
der Zollgesetzgebung oder von dem Grad der Bedeutung der 
internationalen Märkte für die einzelnen Gewerbezweige ab. Mit 
der fortschreitenden Verflechtung der modernen Wirtschafts- 
gebiete untereinander zeigt sich eine fortschreitende Tendenz 
zur Ausdehnung des Umfanges der marktbeherrschenden Organi- 
sationen, wobei natürlich immer in Erscheinung tritt, dass der 
Grad der Organisierbarkeit im umgekehrten Verhältnis steht zur 
Zahl der in einem Gewerbe bestehenden Unternehmungen. Da 
wiederum die Zahl der Unternehmungen um so kleiner zu sein 
pflegt, je ausschlaggehender die Grösse des Anlagekapitals für 
die Unternehmungen ist, so wächst die Organisatioussphäre mit 
der Tendenz der Vergrosserung des Anteils des stehenden Kapi- 
tals am Gesamtkapital der modernen Industrieunternebmung. 

Die Organisatinnsformen sind in allen geschilderten Typen in 
der Wirtschaft der modernen kapitalistischen Länder in grosser 
und ohne Zweifel in den letzten Jahrzehnten in ständig wachsender 
Zahl und mit ständig waehsctidcrBedeutung zu beobachten. Leider 
fehlt es überall an der Möglichkeit einer statistischen Erfassnag 
ihrer Bedeutung. Die den Ische Kartellenquete vom lahre 1905 
stellte ohne Anspruch au! Vollständigkeit 385 Verbünde fest. Die 
Sehätzungen fßf dl« Gegenwart, auf die wir mangels einer 
Statistik angewiesen sind, schwanken für Deutschland zwischen 
2000 und 4000 kaiU*1t;iili>-.en Verbünden. Wenn wir die Höchst- 
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zahl dieser Schätzungen berücksichtigen, so ist es unzweifelhaft 
dass dabei zahlreiche Verbände eingeschlossen sind, bei denen 
von einer Marktbeherrschung keine Rede sein kann, sondern die 
höchstens den Charakter einer Bereinigung des Marktes von be- 
sonderen unerwünschten Formen derKonkurreuz darstellten Aber 
auch wenn wir eine genaue Statistik der Zahl der Verbände 
hatten, so würde uns diese Zahl noch wenig über die wirtschaft- 
liche Bedeutung der Organisationen aussagen. Wir sind vielmehr 
darauf angewiesen, die Durchdringung der Hauptgebiete der 
industriellen Wirtschaft Deutschlands mit mark (regelnden Organi- 
sationen aus der Anschauung der Einzelgebiete zu erkennen. 

Am schärfsten ausgeprägt sind die marktbeherrschenden 
Organisationen auf dem Gebiet der Sclmvrhultisfrir. in der 
Kohlenindustrie umfassen Kartellorganisationen von verschiedener 
Straffheit, zum Teil Zwangssyndikate, alle in Betracht kommenden 
Produktionsgebicte. Am festesten organisiert ist die Kohlen- 
indiistne des Ruhrreviers im Rheiniscli-Wcslfiilischen Kohlen- 
Syndikat mit einheitlicher Verkatifsorganisation Erheblich 
lockerer ist die Preiskottventfon der Obersdilcstsclien Kohlen- 
werke. Auch in der Brauiiknhleiiiudustrjc ist das Mass der 
Organisation verschieden. Im Rheinischen Braunkohlen-Syndikat 
baten wir eine straffe Zentralisation des Verkaufs, während im 
Mitteldeutschen Braunkohlen-Syndikat nur eine lockere Absatz- 
organisation gegeben ist. Auf gesetzlichem Zwang beruht auch 
die straffe Syndizierung des Kalibergbaues; die Besonderheit des 
Einbaues der Kohlen- und Kali Syndikate in die gemeinwirtschaft- 
lichen Organisationen und ihre besondere Unterwerfung unter 
staatliche Kontrolle wird an anderer Stelle im einzelnen zu l>e- 
liandehi sein. Nächst dem Bergbau steht die Eisenindustrie als 
das wichtigste Gebiet der Vcrbaudswirtschaft Vom Roheisen- 
verband über den Sfahlwcrksverbaiid bis zu einer grossen Fülle 
von Karlellc-n für cin/ehic Halb- Und Fertigfabrikate erstreckt 
SIL ' 1 ' '''" en ** Kartellnetz Qber die deutsche Eisenindustrie, das 
auf wichtigen Gebieten wiederum In internationale Karlelle ein- 
gegliederl |s( f»i n e sehr starke Stellung haben die Kartelle in 

der Metallverarbe g (Zink, Kupfer, Messing. Nickel), in der 

Baustoffindustrie (Zcmenl und Ziegel), in der Papierindustrie, in 
der Glas-, Tonworen und P'Tzellanindustric und, wenn auch 
meist nicht zu den itraffesten Formen entwickelt, so doch ausser- 
ordentlich zahlreich, vielfältig und wirksam in der Textilindustrie 
in der chemischen Industrie berühren sich straffe Kartelle zum 
retl mit der marktbeherrschenden Stellung des grossen Trust - 
Unternehmens, in der Maachtnenindustrie sind die Kartelle im 

Sinne der Marktbeherrtel r weniger zahlreich, dagegen die 

Ansäte« /», ProduktioothttlRflnttyns durch Spezialislerungs- 



abkommen, Erfahrungsaustausch, Patentgemeinschaften und der- 
gleichen im Vordringen begriffen. In der Landwirtschaft gibt es 
eine eigentliche Kartellbildung nur auf wenigen Gebieten. Die 
zum Teil in lokalem Rahmen von landwirtschaftlichen Genossen- 
schaften ausgeübte Kartellfunktion, besonders auf dem Gebiete 
der Milchversorgung, ist hier zu erwähnen. Bedeutsam ist die 
Kartellierung aber in den landwirtschaftlichen Nebenindustrien, 
insbesondere in der Zuckerindustrie. In der Spiritusindustrie ist 
aus dem privaten Kartell das staatliche Monopol hervorgegangen. 
Eine Art der Zwangssyndizierung ist auch unter Beteiligung des 
Reiches in der Zündholzindustrie erfolgt, interessanterweise war 
hier die Syndizierung eine Abwehr gegen die marktbeherrschende 
Stellung eines internationalen Trusts. Ein vom Jahre 1924 stam- 
mendes Verzeichnis der Kartellstelle des Reichsverbandes der 
Deutschen Industrie verteilt rund 1500 von ihr erfasste industrielle 
Kartelle nach den 25 Fachgruppen des Reichsverbandes wie folgt : 

Bergbau 51 

Eisen schaffende Industrie 73 

Metallhütten- und Metallhalbzeugindustrie . 17 

Maschinenbau 147 

Eisen-, Dampfkessel- und Apparatebau 48 

Eisenbahnwagen 1 

Motorfahrzeug- und Fahrradindustrie 8 

Eisen- und Stahlwarenindustrie 234 

Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik . . 56 

Mctallwarcnindustric 78 

Holz 44 

Lederwirtschaft 46 

Steine und Erden 30 

Bauindustrie — 

Keramische Industrie 10 

Glasindustrie 20 

Chemische Industrie 91 

öl- und Fettindustrie 36 

Papier 107 

Textilindustrie 201 

Bekleidungsindustrie 71 

Brauerei, Mälzerei, Müllerei 97 

Zucker- und Nährmittelindustrie 24 

Nahrungs- und Ocnussmittelindustrie 49 

Schiffahrt und Spedition 4 

Diese Obersicht zeigt, dass man, ohne denGrad der Ausschaltung 
der freien Konkurrenz durch wirtschaftliche Organisationen 
zahlenmässig darstellen zu können, der Aussage eines industriellen 
Beobachters des Kartellwcsens Bedeutung beimessen muss, die 
dahin geht, „dass fast der gesamte Geschäftsverkehr mit einem 
Netz von Kartellen, karlcllälmlichen und stillschweigenden Über- 
einkommen zur gemeinsamen Marktbeeinfhissiuig überzogen ist, 
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und dass der freie Wettbewerb in der Preisbildung bei weitem 
starker beschränkt ist, als es jemals vermutet wurde" 

Zur Kartellierung kommt nun die Trustbildung hinzu VerlriH 
nismassig weniger zahlreich und jüngeren Datums s < „ Deutsch 
kod die Verschmelzungen verschiedener [ÄrtStamÄ bT2w 
ürossunternehmung, die ihrerseits dann in der 5 k ,1 
marktbeherrschenden Einfluss auszuüben, sei e JrSt i Ä 
Vjrhjndüng rft Kartellen. Die Konzentrationsbewegung die ^ 
Bildung von Gro^anternehmungea geführt hat, und die Vr flach 
tung von Unternehmungsgruppen zu Konzernen hat auf alle Gc 
b.eten m der deutschen Industrie ausserordentlicl e F. sei te 
St ; a f d ™ *™ *' Verbindung" verSS 
dirS^rÄ ^zernen ist ein ""mittelbarer Rückschlnss auf 
die Marktbeherrschung nicht gegeben, schon deshalb nicht wei 
den Konzernen sich oft Unternehmungen versehic de ntt Ar Z 

Aktiengesellschaften betrug rund IS Milliarden Mark das Kanital 

60 pfrT°f SC ? Chaft ? n n '" d !1 Mi,liarden Mark, also ffi 
1.1 Q f des Q esar "tkapitals. Dabei sind als Konzerne alle 
bedeutenderen Zusammenschlüsse zwischen rechtlich sdbstän 

&iV"^r ehmMgen versta » den w^den, soweit sie au eine 
Kapitalbeteiligung auf Interessengemeinschaft*- und Pachter 
fragen und ähnlichen Bindungen beruhen, ohne RflSSfchtänS 

wmcMaisL ulu.f luvu-ctkl wird oder lediglich Kapitalanlage 

Diese Statistik welsl also mehr auf den Qrad der Ko mta Ion 

»'■ ■'"; AJJ sie uns eine Vorstellung von der MrtfitaSSS 

,lM,th rru 8*eblldc v, -,„■ ,fo könnte. Wir sind hier dinu an 

WwiMao. durch die Hervorhebung der bekannten ahTSaSt" 

mrci tjes.iinllicilciiliiii)., /M vermitteln. 

dJÄSi <'"''",' 52, ^^ typiSC " CS Trustgebilde in 

vn ■ diede t I , '" ; r,m " 'r tnC Z " " ennen ,,aben > die auf 

versetuedenen Gebieten der chemischen Industrie vor aller, 

Dingen auch in * r Stl, krtirfferMugung, eine mVrSSbÄtoS 

£ I;TT ml - n"',"/ 1 ';" , eblete C,er ^-nindustrie hat die 
K .«' I , ; ,'' Vi " ll,i,;k; «^'l'lwerke A.-G. einen so 

»'•■..Mi Inl der l'nidiihn,.,. in m,,.,- Mand vereintet dass sie 

w . c,m WA nerhalb der bMlfthwdon Kartelle Tier In- V 

W»n miwwftanden Clnflni ruf d*n Markt ausüben ffft das 



Schwergewicht dieses Trusts in der Gesamtwirtschaft ist kenn- 
zeichnend die Zahl der von ihm beschäftigten Arbeiter [183 179] 
und Angestellten [15 740], das bedeutet mit Angehörigen die Be- 
völkerung einer grossen Stadt.) Ähnlich ist innerhalb des Syn- 
dikats die Bedeutung des grössten Konzerns der Kaliindustrie, der 
Gruppe Deutsche Kaliwerke, Wintershall. Innerhalb der Elektri- 
zitätsindustrie ist das höchste Mass an Trustbildung auf dem 
Gebiete der Glühlampenindustrie durch die Osram-Gesellschaft 
erreicht, die ihrerseits wieder im Rahmen eines internationalen 
Kartells steht. Aber auch die beiden Grosskonzerne der Elektro- 
technik, AEG. und Siemens, haben auf manchen Spezialgebieten 
eine durchaus marktbeherrschende Stellung. Von gesamtwirtschaft- 
lich weniger bedeutsamen, aber in sich geschlossenen markt- 
beherrschenden Gebilden seien noch der Linoleumtrust mit der 
Spitze der Bremer Linoleumwerke genannt, ferner aus der 
Maschinenindustrie die Gruppe der Mühlenbauanstalten, die in 
der Miag zusammengefasst sind, und aus der optischen Industrie 
die Zusammenfassung der photographischen Apparateindustrie 
durch Karl Zeiss in Jena. In der Aluminiumindustrie haben die 
Werke der dem Reich gehörenden Vereinigte Industrie-Unter- 
nehmungen A.-G. eine trustartige Stellung im Rahmen eines inter- 
nationalen Kartells. 

Die Entwicklung, wie sie hier für Deutschland geschildert wurde, 
ist, wenn auch nach Form und Grad verschieden, in allen 
modernen kapitalistischen Ländern zu beobachten. Von der Ent- 
wicklung der Kartelle, Syndikate und Truste in den einzelnen 
Ländern führt der direkte Weg zur internationalen Verflechtung 
der Unternehmungsorganisationen und der Grossunternehmungen. 
Schon vor dem Kriege schätzte man die Zahl der internationalen 
Kartelle, an denen deutsche Unternehmungen beteiligt waren, auf 
über hundert ein. Der Krieg hat die Verbindungen zerrissen, das 
Jahrzehnt nach dem Kriege hat aber nicht nur einen grossen Teil 
der alten internationalen Kartelle wieder entstehen lassen, sondern 
es hat darüber hinaus zu neuen internationalen Vereinbarungen 
von grösster Bedeutung geführt. Es seien hier nur als Beispiel 
das kontinentaleuropäische Rohstahlkartell, das internationale 
Kartell der Glühlampenindustrie, das europäische Aluminium- 
syndikat, das internationale Kupfer-Welthandelssyndikat, das 
europäische Schicnenkartell erwähnt. 

III. 
Diese Durcftorgamstsrung des K(ipUalismus,diese fortschreitende 
Entwicklung von der freien Konkurrenz zur planmässigen Pro- 
duktionsgeslalliuiK mil dem Ziel der monopolistischen Markt- 
gestaltung hat an slrh gewiss nichts mit einer Demokratisierung 
der Wirtscluilt zu tun. Im Gegenteil, es findet hier eine kapita- 
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listische Zusammenballung der Macht statt, die an sich geeignet 
S d ' e ; 3 " tokr atische Stellung des Unternehmertums in der W?rt- 
scliaftsfuhrung noch viel scMrfer zu betonen und in Ersd ehiung 
treten zu lassen, als es in der Periode der freien Konkurrenz de? 
Fall war Auch im Verhältnis der UaterS* rateSndef 
kann bei diesen Organisationsformen des HochkapitE m " S 

5 In e V swi^ r h De r 10kra ^ erUng der Forme " & W^" 
den, es wird bei diesen Organisationsfomien die Herrschaft der 
grossen und starken über die mittleren und kleineren Unter 
nehmungen mit aller Schroffheit und Ent S chiedenS zur D rcl ~ 
fohrung gebracht. Aber trotzdem, und obwohl es mt . K 
den hochkapitalistischenCharakter der neuenOrganisat „ , " ,' 

verschleiern zu wollen, glauben wir, dass von dieser I , ,' 

zum organisierten Kapitaiismus in letzter Linie S?imS2a55S 
in der Richtung der Entwicklung zur Demokraädermg \lr\Vn 
S"PS wird und bereits auszugehen SSSoÄ nTei 
hier die Macht der einzelneu kapitalistischen ÄSÄm 
volen Beherrschung der Märkte steigert, kann, rd ^i ,,,' 

lauf« die Erkenntnis wach, dass hier innerhalb der et 

maSrnSSSn S chd i an !\ n mt das «wit«3> 

wohl und Wehe gefallt werden, die nicht mehr in der Sphäre des 

ache wert "" £25 «"S" «*WBWI, zur üeinemschafts- 
w werden Gegenüber den höchsten Formen autokratischer 

erwachst die Cegenbewegung, die den Ruf nach UnterordnungTer 
Führung der grossen Uiiternehmungsorganisationen unter das Ge- 
memschaftsmteresse, vertreten durch den Staat, erhebt 

JRSPSnÄ™ CÜe EntwkkIung der Monopolorganisationen in 

ES. r r nd 5 rn zu cmem zentralen Problem der wirtschaft- 

ichen Gesetzgebung geworden ist. Dabei ist allerdings die Art 

n, der die öffentliche Meinung und die Gesetzgebung a vi das 

unklar und zwiespaltig. Es tritt anfangs die Gesetzgebung auf als 
Schützer der freien Konkurrenz. Entweder man verbiete? ^e 
h den Vereinigten Staaten von Amerika geschalte Vtafata 

IE 4 «' diG S f gnet Sind ' di " ** ^"klirren 3 S 
bcsd.ianki.,. „der nun, sucht wenigstens, wie es in der deutschen 
Kartellverordntmg von 1923 geschehen ist, die Freiheit der ein 
zenen Unternehmungen vor dem allzu harte, Druck der Organi 
sahnn zu schätzen und der freien Konkurrenz einen gewfssen 
Spielraum zu sichern. 1 >,ss eine Gesetzgebung in diese Surur 
dte n :hts and, ■,,- , ,,„,,., j, den Zustand de'r fr^KoÄe^ 

, '" ' ,il r ^«horginiiierung der kapitalistischen Wirtschaft 

u«r ttiHMiufi ,„ im, h,t. ,ia ■.,.• ja wesentlich nur die Freiheit 
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des einen Unternehmers gegenüber dem anderen Unternehmer zu 
schützen sucht, nicht aber das Interesse der Gemeinschaft gegen- 
über den Interessen der monopolistischen Unternehmungen und 
ihrer Organisation vertritt, ist selbstverständlich. Ihr Wert kann 
nur insoweit anerkannt werden, als die Hemmung des Entstehens 
von Monopolen möglich und volkswirtschaftlich nützlich sein 
kann. Es hat sich aber in der Praxis überall gezeigt, dass es bei 
der primitiven Reaktion auf den organisierten Kapitalismus zu- 
gunsten der künstlichen Erhaltung der freien Konkurrenz nicht 
bleiben kann; einmal deshalb nicht, weil sich die wirtschaftlichen 
Interessen, die zur Herausbildung grosser Machtzentren in der 
modernen kapitalistischen Industriewirtschaft drängen, als so stark 
erwiesen haben, dass sie durch Wechsel in den Formen alle 
Hindernisse, die man ihnen zugunsten der freien Konkurrenz in 
den Weg zu legen suchte, überwunden haben, sodann aber auch, 
weil sich allmählich die Kräfte in der Wirtschaft geregt haben, die 
nicht rückwärts gerichtet sind auf die Erhaltung einer freien 
Konkurrenz, von der allein keineswegs der Segen der Gesamt- 
wirtschaft verbürgt wird, sondern die vorwärts gerichtet sind auf 
die Unterwerfung der organisierten Unternehmungsmächte unter 
das Interesse der Gesamtheit des Volkes. Während die Träger 
des Kampfes für die Erhaltung der freien Konkurrenz um jeden 
Preis die durch die Monopolorganisationen zurückgedrängten 
Schichten der Unternehmer in Gewerbe und Handel sein mussten, 
sind die natürlichen Träger des Gedankens der Unterordnung der 
organisierten Wirtschaftsmächte der Unternehmer unter die or- 
ganisierte Wirtschaftsmacht der Gesamtheit vor allen Dingen die 
Arbeiter und Angestellten, deren Interesse nicht in der Richtung 
der Erhaltung möglichst vieler selbständiger Unternehmungen 
liegt, sondern in der Richtung der Erringung des demokratischen 
Einflusses auf die grossen Machtzentren der organisierten Wirt- 
schaft. Der Einfluss dieser Richtung auf die Gesetzgebung ist 
auch schon heute sowohl in der Entwicklung der amerikanischen 
Trustgesetzgebung zu spüren, wie er auch bereits einen zweiten, 
dem oben erwähnten widersprechenden Bestandteil der deutschen 
Kartcllverordnung von 1923 bildet und in den Gesetzgebungen 
mancher anderen Länder seinen Niederschlag gefunden hat. 

In den Vereinigten Staaten von Amerika wurde aus dem all- 
gemeinen Verbot der Kombination zur Einschränkung der Kon- 
kurrenz, zunächst auf dem Wege der Rechtsprechung, sodann im 
Zusammenhang mit der im Jahre 1914 in Gestalt der Föderal 
Trade (Kommission gegründeten besonderen Verwaltungsbehörde 
zur Überwachung der wirtschaftlichen Zusammenschlüsse nur 
eine Abwehr derjenigen Vereinbarungen und Zusammenschlüsse, 
die darauf hinzielen, die freie Konkurrenz „in unvernünftiger 
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Weise" einzuschränken, Mit diesem Wandel der Aufgabe wurde 

wend* auf seiten der UntersucLgsbehörS t e er ", 
juristischen zu enier volkswirtschaftlichen Entscl.ctduiS n de 
deutschen Verordnung gegen Missbrauch xvirtschStSr mJm 
Stellungen vom November 1923 wurde nun nchT/w, . 

wähntenßesehränkuugen desDruckes der ™f S t de " ' » cr " 
pin^Pinpr 1 w« u u «ijrm,Kcs, aer auf die freie Bewegung 

einzelner Unternehmungen ausgeübt werden kann vor o ™ 
Dingen dem Reichswirtschaftsminister die iJLfi,« ei ,g eriu n 
bei dem eingesetzten besonderen Kartellgeriel "n SS 
dass Verträge und Beschlüsse für nichtig erklärt werden wc,' 
sied* Gesamtwirtschaft oder das OmJbSSeSSS^^i 

eines Kartells ohne Kündigung von solchen Verträgen ,i R 
Schlüssen zurücktreten können. In der Verord n mv I S«f 

, „? " gefährdet anzusehen seien wenn in vnllrewtrt 

schaftfach, nicht gerechtfertigter Weise SeSI^Ä 
Absatz eingeschränkt, die Preise gesteigert S"f hocSalten 
werden oder wenn die wirtschaftliche Freiheit SSS 

S hF t m /T en ««billig beeinträchtigt wird. Das grund- 
sätzlich Entscheidende an diesen Bestimmungen der Karteltver 

' «»wntefeiM grundsätzlich anerkannt. Talsächlich hat auch 

GM ,t' U 'Tr K t" '^'»■^'^schnftsn.inS um "ne 

r, ,,,,,,,,, sah kontrollierend mit einer Fülle von prak- 

1 ■■'"" I ' ' '<■>< '"" organisierten Wirtschaft zu beschaffner i und 

^Ilenwel« eine Kontrolle und einen Einfluss l , ix „ *n So ul- 

uc.s Staate« gegenüber den monopolistischen Untemehmunes- 
. rgan.sat.onc.. gew,s,„ IM, so wenig ist zu verkenne, daTshter 
Jr Ansatzpunkt fllr »Im verschärfte Durchdringung des oriLT 
Herten Kapitalismus n,l. demokratischen Kräften gelben i tat 

„JüÄ S V '? A «»*>»nkten der amerikani, h,„ 
g „ i H i , (ll f< 'f 1 ' 1 '""* «igt, spielt auch in der Oesetz- 

Kthun« kleinerer Lander eine Roll«, Eine verhältnismässig scharfe, 
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wenn auch praktisch sich auf ein kleines Gebiet beschränkende 
Ausprägung hat der Kontrollgedanke in dem norwegischen Gesetz 
über den Preismissbrauch und die Kontrolle von Konkurrenz- 
einschränkungen vom Jahre 1926 gefunden. In vielen anderen 
Ländern stehen ähnliche Bestrebungen zur gesetzlichen Zügelung 
der monopolistischen Organisationen mindestens auf der Tages- 
ordnung der gesetzgebenden Körperschaften, und es ist vielleicht 
besonders interessant, zu vermerken, dass selbst in England, dem 
Lande, in dem die Tradition des ökonomischen Individualismus 
noch am stärksten ist, der Gedanke der notwendigen Unter- 
werfung der organisierten kapitalistischen Mächte unter eine 
öffentliche Kontrolle sich soweit durchgesetzt hat, dass er in dem 
Bericht der liberalen Untersuchungskommission vom Jahre 1928 
zur wirtschaftspolitischen Forderung sogar der liberalen Partei 
erhoben worden ist. Es wird in dieser Programmschrift gefordert, 
dass Unternehmungen und Verbände, die mehr als 50 Prozent des 
Marktes auf einem Produktionsgebiet kontrollieren, in besonderer 
Form als öffentliche Vereinigungen registriert und dass sie 
besonders weitgehenden Verpflichtungen zur Publizität und 
besonderen Kontrollen durch öffentliche Stellen unterworfen 
werden sollen. 

IV. 

Was wir so zum Teil schon in Ansätzen der Gesetzgebung, zum 
Teil in der Ideenentwicklung beobachten können, ist gewiss noch 
weit davon entfernt, eine Demokratisierung der organisierten 
Mächte des Hochkapitalismus zu gewährleisten, aber es zeigt 
einen Weg, auf dem die Umwandlung des Charakters, die Be- 
schränkung der Freiheit der kapitalistischen Gruppen in ihrer 
Wirtschaftsführung durch demokratische Mächte sich in Zukunft 
vollziehen kann. 

Der Staat wird als Mittel dieses Prozesses der Beschränkung 
der Handlungsfreiheit der grossen wirtschaftlichen Organisationen 
unter den Gesichtspunkten des Gemeinwohls immer eine wesent- 
liche Rolle zu spielen haben, und von dieser Einschränkung der 
wirtschaftlichen Verfügungsfreiheit kann auch der Wandel in den 
Funktionen des Eigentums an den Produktionsmitteln ausgehen. 
Die Beeinflussung der Produktionsverhältnisse wird bei einer 
Ausgestaltung des staatlichen Einflusses verknüpft mit den be- 
wegenden Kräften der politischen Umgestaltung. Aber bei diesem 
Entwicklungsprozess ist nicht zu verkennen, dass es nicht nur 
einen wachsenden Einfluss des Staates auf die organisierte kapi- 
talistische Wirtschaft gibt, sondern dass auch die grossen organi- 
sierten Wirlscliaftsmächtc ihrerseits einen Einfluss auF den Staat, 
auf die politische Gestaltung zu gewinnen vermögen. Und deshalb 
wird der Kampf um die Demokratisierung der Wirtschaft nicht 



W irlNflntll.Kiieiiiok ruti 



33 



nur den Weg der Staatskontrolle zu gehen haben, sondern es wird 
gleichzeitig der Kampf geführt werden müssen um die Teilnahme 
der wirtschaftlichen Organisationen der Arbeiter an der Führung 
der grossen kapitalistischen Monopolorganisationen. 

Aus dieser Erkenntnis von der Notwendigkeit, den Kampf gegen 
die Alleinherrschaft des organisierten Unternehmertums in der 
Wirtschaft auf zwei Feldern zu führen, sind die Forderungen 
erwachsen, die die deutschen Gewerkschaften aller Richtungen im 
Jahre 1927 in einer Kundgebung zur Kartell- und Monopolfrage 
aufgestellt haben. 

In diesen Forderungen wurde auf der einen Seite die öffentliche 
Kontrolle der monopolistischen Organisationen durch den Ausbau 
eines Kontrollamtes gefordert, das als staatliche Einrichtung, aber 
unter Mitwirkung eines paritätisch von Unternehmern und Ar- 
beitern besetzten Ausschusses sowohl für die Durchleuchtung der 
wirtschaftlichen Machtgebilde in der Öffentlichkeit sorgen soll, 
wie es auch die Machtbefugnisse haben soll, die Sonderinteressen 
der Wirtschaftsmächte dem Gesamtinteresse der Gemeinschaft zu 
unterwerfen. 

Neben dieser Demokratisierung durch Stärkung der Staats- 
macht gegenüber der Wirtschaft steht aber die Forderung einer 
unmittelbaren Vertretung der Arbeitnehmerschaft in der Ge- 
schäftsführung der einzelnen monopolartigen Unternehmungs- 
organisationen. Der Weg zur wirklichen Mitführung der Wirt- 
schaft durch die Arbeitnehmer kann nicht über einzelne Betriebe, 
nicht über die Betriebsräte führen, sondern die Mitwirkung der 
Arbeitnehmerschaft muss gerade dort eingeschaltet werden, wo 
sich marktbeherrschende, Produktion, Absatz und Preis regu- 
lierende Organisationen bilden. Innerhalb dieser Unternehmungs- 
organisationen sollen die Vertreter der Arbeitnehmerschaft nicht 
eine von aussen beaufsichtigende und kontrollierende Funktion 
ausüben, sondern sie sollen von innen mitarbeiten, sie sollen an 
der Geschilflsleitiing dieser Organisationen mit den gleichen 
Rechten beleih«! sein, die anderen Mitgliedern der Geschäfts- 
führung zustehen. Dabei soll es die Aufgabe der Vertreter der 
ArbcitiielimoiM'liiil'l sein, entgegen dem kapitalistischen Geist die 
Gesichtspunkte der Interessen der Gesamtwirtschaft in der Ge- 
schäftsführung zinii Ausdruck zu bringen. Auch bei einer solchen 
Teilnahme der Arbeiterschaft an der Produktionsführung in den 
einzelnen Organisationen kann sich der Interessenausgleich 
zwischen den cin/rlnen < iewerbezweigen immer nur über eine 
Organisation des Stuft tae. als Vertreter der Gesamtwirtschaft, 
vollziehen. 

Iliis wesentliche ist dir Erkenntnis, dass die Entwicklung des 
Kapitalismus von der licleu Konkurrenz zu monopolistischen 
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Organisationen einen bestimmenden Einfluss ausübt und ausüben 
muss auf die Formen, in denen sich die Wandlung von der kapi- 
talistischen Wirtschaft zur Gemeinwirtschaft vollziehen wird. 
Demokratisierung durch unmittelbare Anteilnahme der Arbeiter- 
schaft an den Organisationen der Wirtschaftsführung, die auch 
den Keim zu einer neuen, nicht vom Besitzmonopol ausgehenden 
wirtschaftlichen Führerauslese darstellt, und Demokratisierung 
durch wachsende Unterwerfung der organisierten Wirtschafts- 
mächte unter die Macht des demokratischen Staates, das sind 
zwei Wege, auf denen sich die Umgestaltung des Wirtschafts- 
systems an wichtigen Punkten der Wirtschaft anzubahnen beginnt, 
und auf denen es die Aufgabe der Arbeiterschaft ist, die Entwick- 
lung vorwärtszutreiben im gleichzeitigen Interesse ihres sozialen 
Aufstiegs und der Sicherung der Entfaltung aller produktiven 
Kräfte in der Gesamtwirtschaft. 



2. Abschnitt 
Die wirtschaftlichen Selbstverwaltungskörper 

I. 

Zwischen den privatwirtschaftlichen Zusammenfassungen kapi- 
talistischer Unternehmungen und der Wirtschaft der öffentlichen 
Hand haben sich in der deutschen Wirtschaft auf einigen Gebieten 
eigenartige Formen der Wirtschaftsführung entwickelt in Gestalt 
der wirtschaftlichen Selbstverwaltungskörper. Die wirtschaftliche 
Selbstverwaltung, wie sie heute im Kohlen- und Kalibergbau auf- 
gebaut ist, ist in ihrer besonderen Form nur verständlich als das 
Ergebnis der starken Bewegung, die nach der politischen Um- 
wälzung im Jahre 1918 zum wirtschaftlichen Neuaufbau in der 
Form der Sozialisierung drängte, die sich aber unter dem Druck 
der Nachkriegswirren nicht voll durchzusetzen vermochte und 
deshalb an den entscheidenen Stellen der industriellen Urproduk- 
tion zur Entwicklung von Zwischenformen führte. Über diese 
historisch bedingte heutige deutsche Wirklichkeit hinaus hat aber 
die Frage allgemeine Bedeutung, ob und inwieweit eine organisierte 
wirtschaftliche Selbstverwaltung als Mittel zur Demokratisierung 
der Wirtschaft oder wenigstens als eine Übergangsform auf dem 
Wege zur sozialisierten Wirtschaft anzusprechen ist. 

Unter Selbstverwaltung versteht die Staatslehre die Ausübung 
von Verwiiltungsbefugnissen durch öffentlich-rechtliche Verbände, 
die dem Staat eingeordnet oder untergeordnet sind. Die Verwal- 
tung, ein lloheitsrecht des Staates, wird für bestimmte Aufgaben 
an Unterverbände abgegeben. Der Begriff der „wirtschaftlichen 
Selbstverwaltung" setzt deshalb voraus, dass auch die Führung 
der Wirtschaft - nicht nur die Regelung ihrer äusseren Bedin- 
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Klingen - zum Aufgabenkreis des Staates gehört. Ausgehend vort 
der Anerkennung dieser Oberhoheit, bedeutet dann wirtschaftliche 
Selbstverwaltung, dass wirtschaftliche Verwaltungsbefugnisse den 
unmittelbar an der Wirtschaft Beteiligten zur Ausübung über- 
tragen werden. Die wirtschaftlichen Selbstverwaltungskörper 
sind demnach Zusammenfassungen der Wirtschaftseinheiten 
(Unternehmungen) oder der in ihnen tätigen Menschen eines 
Wirtschaftszweiges zum Zwecke der Ausübung wirtschaftlicher 
Führungsbefugnisse im Rahmen einer von der Gesamtheit, re- 
präsentiert durch den Staat, bestimmten Zielsetzung. 

Als man unmittelbar nach der Verwirklichung der politischen 
Demokratie in Deutschland durch die Revolution von 1918 danach 
strebte, den sozialen Inhalt der neuen politischen Form anzu- 
passen, sah man die Unmöglichkeit, mit einem Schlage das Wirt- 
schaftssystem zu ändern, ohne derQcfahr der Lähmung der bisher 
treibenden privaten Kräfte in der Wirtschaft ausgesetzt zu sein. 
So entstand das Streben, unter Aufrechterhaltung der privat- 
kapitalistischen Grundlagen zunächst planmässigc Wirtschafts- 
führung im Interesse der Allgemeinheit aufzubauen auf den 
Zusammenschluss der einzelnen Wirtschaftszweige zu Selbstver- 
waltungskörpcrn, die unter der Oberhoheit des Staates die Wirt- 
schaftsführung übernehmen sollten. Die weitest gehende Aus- 
gestaltung hatte diese Idee in dem Entwurf einer Planwirtschaft, 
wie er von Wissell und Möllendorff im Jahre 1919 vertreten 
wurde, gefunden. Es zeigte sich jedoch bald, dass die wirtschaft- 
liche Entwicklung und die sozialen Machtverhältnisse nicht reif 
waren für die Durchführung einer allgemeinen Neuorganisation 
auf der Grundlage wirtschaftlicher Selbstverwaltungskörper, und 
so konzentrierten sich die Anstrengungen um die Neugestaltung 
auf die Gebiete, in denen die private Monopolbildung auf der 
Grundlage des natürlichen Monopols der Bodenschätze so weit 
fortgeschritten war, dass die staatliche Oberhoheit über die Wirt- 
schaftsführung hier grundsätzlich zur allgemeinen Anerkennung 
gelangte. Das war der Fall im wesentlichen bei den Grundstoff- 
industrien, vor allem beim Bergbau und in beschränkterem Masse 
bei der dem Bergbau eng verbundenen Eisenindustrie. 

Abgesehen von dem besonderen Bedürfnis, die rationelle Aus- 
beutung der beschränkten Bodenschätze der Verantwortung der 
Gesamtheit zu unterstellen, erleichterten auf diesem Gebiet den 
Weg zur Neugestaltung auch die Ansätze staatlicher Regelungen, 
die hier schon aus der Vorkriegszeit und Kriegszeit in Deutsch- 
land bestanden. 

Der erste staatliche Eingriff in die wirtschaftliche Organisation 
des Bergbaues wurde auf dem Oftbiete der Kaliwirt schaU durch 
das Gesetz über den Absatz vnn Kalisalzen vom 28. Mal 1°|0 (Lex 
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Gainp) vollzogen. Dieses Gesetz führte zum erstenmal in der 
deutschen Wirtschaft eine Zwangssyndizierung durch und traf 
Bestimmungen über die Preisfestsetzung, die Absatzkontingen- 
tierung und die Beschränkung der Erweiterung der Produktions- 
stätten. Es kommt in diesem Zusammenhang nicht darauf an, zu 
erörtern, welche Mängel dieses Gesetzes es hinderten, das Ziel 
einer Rationalisierung der Kaliwirtschaft zu erreichen. Grund- 
sätzlich war es bedeutsam als der erste Fall, in dem der Staat 
die Verpflichtung anerkannte, eine Organisierung der privaten 
Wirtschaftskräfte im Interesse der Gesamtheit zu erzwingen und 
auf ihrer Grundlage die Wirtschaftsführung zu beeinflussen. In 
der gleichen Richtung lagen gesetzgeberische Massnahmen der 
Kriegszeit auf dem Gebiete des Kohlenbergbaues. Die Bundes- 
ratsverordnungen vom 12. Juli 1915 und vom 22. Juli 1916, be- 
treffend die Errichtung von Vertriebsgesellschaften für den Stein- 
kohlen- und Braunkohlenbergbau, gaben die Möglichkeit, für den 
Fall der Nichterneuerung der bestehenden Kohlensyndikate 
Zwangssyndikate zu bilden, die einem besonderen Aufsichtsrecht 
des Staates unterliegen sollten. Unter dem Druck dieser Ver- 
ordnungen wurden die freien Syndikate erneuert, und es blieb als 
Auswirkung lediglich die Einräumung einer bevorzugten Stellung 
des Bergfiskus in den Syndikaten, der als eine Vertretung von 
Allgemeininteressen fungieren sollte. 

Es war eine gewisse Auswirkung der hier bereits zur An- 
erkennung gelangten Grundsätze, dass nach der Revolution als 
erste Aufgabe der ökonomischen Umgestaltung die Überführung 
des Bergbaues in den Besitz der Allgemeinheit auf die Tages- 
ordnung gestellt wurde. Die Sozialisierungskommission, zuerst 
von den Volksbeauftragten einberufen, später von der Regierung 
bestätigt, wandte sich dem Bergbau zu, und ihre Vorschläge 
(Bericht vom 15. Februar 1919 und 31. Juli 1920 über Sozialisierung 
des Bergbaues) gingen dahin, das Eigentum an den Bodenschätzen 
sowie die bergbaulichen Betriebe einschliesslich der Gewinnung 
der Nebenprodukte auf die Allgemeinheit zu übertragen. Die Wirt- 
schaftsführung des Bergbaues sollte an einen Gemeinwirtschafts- 
körper übertragen werden, dessen Verwaltung sich aus der Ver- 
tretung der Betriebsleiter, der Arbeiter und Angestellten, der 
Verbraucher und aus ernannten Sachverständigen zusammensetzen 
sollte. Die Oberschüsse sollten dem Reiche zufliessen, die Preis- 
festsetzung der Tarifhoheit des Reiches unterliegen. Die Mindcr- 
heitsgutachlen der Sozialisierungskommission lehnten diese so- 
fortige Überführung des Bergbaues in Gemeinbesitz ab. Sie 
schlugen vor, die l'roduktionsstätten vorläufig zur Erhaltung der 
privaten Initiative den Unternehmern zu überlassen. Jedoch sollte 
auch nach diesen Vorschlägen, abgesehen von einer Besteuerung 
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der Differentialrente, eine gemeinwirtschaftliche Wirtschafts- 
führung im Bergbau durch Zusammenfassung in Selbstverwal- 
tungskörpern unter Teilnahme der Unternehmer, Arbeiter und 
Verbraucher gesichert werden. Während die weiter gehenden 
Pläne zur Ausschaltung des Privateigentums an Bodenschätzen 
und Bergwerksbetrieben nicht verwirklicht wurden, wurde durch 
das Kohlenwirtschaftsgesetz vom 23. März 1919 die Schaffung 
eines Selbstverwaltungskörpers unter Beteiligung derUnternehmer, 
Arbeiter und Konsumenten und unter Einschaltung eines Veto- 
rechtes der Reichsregierung auf dem Gebiete der Preisfestsetzung 
verwirklicht. Genau den gleichen Verlauf wie auf dem Gebiete 
der Kohlenwirtschaft nahm die Entwicklung in der Gesetzgebung 
für den Kalibergbau. So sind die Selbstverwaltungskörpcr, die 
seitdem auf diesem Gebiet in Deutschland bestehen und sich be- 
tätigen, geboren als Kompromisslösungen. Sie stellen nicht die 
Verwirklichung idealer Forderungen dar, aber wir haben zu unter- 
suchen, inwieweit sie trotzdem als Übergangsformen, als Etappen 
auf dem Wege zur Demokratisierung der Wirtschaft anzusprechen 
sind, insbesondere deshalb, weil in ihnen zum erstenmal auf 
gesetzlicher Grundlage eine Beteiligung der in den Gewerkschaften 
zusammengefassten Arbeiter und Angestellten an Aufgaben der 
Wirtschaftsführung, die jenseits der Regelung der Arbeitsver- 
hältnisse selbst liegen, zur Durchführung gelangt. 

II. 

Die Grundlagen für die gemeinwirtschaftlichen Regelungen im 
Kohlen- und Kaliwirtschaftsgesetz bildeten die Rahmenbestim- 
mungen der Reichsverfassung im Artikel 156, Abs. 2, wonach das 
Reich zum Zwecke der Gemeinwirtschaft durch Gesetz „wirt- 
schaftliche Unternehmungen und Verbände auf der Grundlage der 
Selbstverwaltung zusammenschliessen kann mit dem Ziel, die Mit- 
wirkung aller schaffenden Volksteile zu sichern, Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer an der Verwaltung zu beteiligen und die Erzeugung 
und Preisgestaltung nach gemeinwirtschaftlichen Grundsätzen zu 
regeln". 

Die Gcmcinwirtschaftsorganisation des Kohlenbergbaues zeigt 
einen viergliedrigen Aufbau; die untersteStufe bilden dieSyndikate 
der einzelnen Bezirke, die zum Reichskohlenverband vereinigt 
sind. Über diesem steht als höchstes Organ der Reichskohlenrat, 
dem die Leitung der gesamten Brennstoffwirtschaft in gemein- 
wirtschaftlichcni Sinne unterliegt. Der Reichskohlenrat hat die 
allgemeinen Richtlinien für die Brennstoffwirtschaft festzulegen, 
hierbei insbesondere die (iesellschaftsverträge der Syndikate und 
des Keicliskohlenverbaiides sowie die Syndikatspreise zu ge- 
nehmigen. Ihm steht ein weitgehendes Recht zur Forderung 
von Auskünften nicht nur gegenüber den Verbänden, sondern auch 
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den einzelnen Bergwerksbesitzern und Händlern gegenüber zu. 
Von seinen drei Sachverständigenausschüssen dienen die beiden 
technisch-wirtschaftlichen der Förderung der Rationalisierung im 
Bergbau sowie der Ökonomisierung der Brennstoffverwendung, 
und der sozialpolitische der Untersuchung der Arbeitsverhältnisse 
des Bergbaues. Von den 60 Mitgliedern des Reichskohlenrates 
sind insgesamt 22 Arbeitnehmervertreter (15 Bergarbeiter, 1 Gas- 
anstaltsarbeiter, 2 Arbeiter aus kohlenverbrauchenden Industrien, 
2 technische und 1 kaufmännischer Angestellter aus dem Bergbau 
sowie ein Angestellter aus dem Kohlenhandel). Verbraucher und 
Handel sind mit insgesamt 17Unternehmervertretern, derBergbau 
mit 15 Unternehmern beteiligt, die restlichen 6 Mitglieder sind zur 
Hälfte Vertreter der Länder mit Bergwerksbesitz, zur Hälfte von 
der Regierung ernannte Sachverständige auf dem Gebiet des 
Bergbaues. Der sogenannte „Grosse Ausschuss des Reichskohlen- 
rates", der die Vorbereitung aller Angelegenheiten zu führen hat, 
und der gemeinsam mit dem Reichskohlenverband über Preis- 
erhöhungsanträge der Syndikate zu entscheiden hat, besteht aus 
20 Mitgliedern. Hiervon sind 7 Arbeitervertreter, 8 Unternehmer- 
vertreter aus Verbraucher- und Handelskreisen, 5 Bergbauunter- 
nehmer und 1 wissenschaftlicher Sachverständiger. 

Der Reichskohlenverband soll nicht nur eine gemeinsame Ver- 
tretung der Interessen der Kohlensyndikate sein, sondern er hat 
nach dem Gesetz auch gemeinwirtschaftliche Aufgaben zu erfüllen. 
Er soll durch gleichmässige Förderung der einzelnen Syndikate 
einen Ausgleich zwischen den divergierenden Interessen der ein- 
zelnen Syndikate schaffen. Die wichtigste praktische Aufgabe des 
Reichskohlenverbandes ist die Festsetzung der Brennstoff Verkaufs- 
preise. Um die gemeinwirtschaftlichen Interessen auch bei den 
Beratungen des Reichskohlenverbandes stärker zur Geltung zu 
bringen, ist vorgesehen, dass an allen Beratungen über wichtige 
kohlenwirtschaftliche Fragen, insbesondere bei den Preisdiskus- 
sionen, der Grosse Ausschuss des Reichskohlenrates teilnimmt, 
um damit den Arbeitnehmern und den Verbrauchern einen Einfluss 
auf die Preisbildung zu sichern. Nur bei Übereinstimmung der 
gesonderten Abstimmung beider Gremien gilt ein Antrag als an- 
genommen. Dem Reichskohlenverband obliegt ferner die Beauf- 
sichtigimg der Produktions- und Absatzpolitik der Syndikate. Dem 
Vorstand des Reichskohlenverbandes gehört ein Arbeitervertreter 
des Bergbaues an, in seinem Aufsichtsrat sind fünf Stellen von 
Arbeitnehinervertretern und Verbrauchern zu besetzen (3 Arbeiter, 
1 Angestellter, 1 Verbraucher). 

Der Zusanimenschliiss der Bergbauunternehmer zu Syndikaten 
ist gesetzlich gesichert. Bei Nichtzustandekomnien freier Ver- 
träge schliesst das Reich die Unternehmungen zu Zwangssyndi- 
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knien zusammen. Von diesem Recht musste mehrfach Gebrauch 
gemacht werden. Auch für die Syndikate ist eine Beteiligung der 
Arbeitnehmer an der Geschäftsführung und Kontrolle geschaffen 
worden. Der Geschäftsführung jedes Syndikats muss ein Arbeiter- 
vertreter angehören, im Aufsichtsrat ist die Arbeiterschaft mit 
zwei bis drei Personen vertreten, die grössten Syndikate müssen 
ferner in ihren Auf sichtsrat einen Angestelltenvertreter aufnehmen. 

Über den Syndikaten, dem Reichskohlenverband und dem 
Reichskohlenrat steht als höchste Instanz das Reich. Es führt 
nach dem Gesetz „die Oberaufsicht über die Brennstoffwirtschaft". 
Seine Befugnisse werden vom Reichswirtschaftsminister ausgeübt. 
Der Reichswirtschaftsminister kann von allen Instanzen und Be- 
teiligten Auskünfte über die brennstoffwirtschaftlichenVcrhältnisse 
verlangen. Er ist befugt, an allen Beratungen des Reichskohlen- 
rates, der Sachverständigenausschüsse, desReicliskohlenverbandes 
und der Syndikate oder ihrer Organe durch Bevollmächtigte teil- 
zunehmen. Die Bevollmächtigten können Beschlüsse der ge- 
nannten Stellen, durch die diese ihre Befugnisse überschreiten, die 
Gesetze verletzen oder das öffentliche Wohl gefährden, mit auf- 
schiebender Wirkung unter Angabe der Gründe beanstanden. Der 
Beanstandung muss der Rcichswirtschaftsministcr jedoch binnen 
zwei Wochen seine endgültige Entscheidung über die Wirksamkeit 
der Beschlüsse folgen lassen, sonst tritt die Beanstandung ausser 
Kraft. Allgemeine Verfügungen des Reichskohlenrates zur Ein- 
schränkung der Einfuhr von Brennstoffen aus dem Ausland be- 
dürfen der Genehmigung des Reichswirtschaftsministers. 

Der Reichswirtschaftsminister kann die vomReichskohlenverband 
festgesetzten Brennstoffverkaufspreise nach Anhörung des Reichs- 
kohlenrates und des Reichskohlenverbandes herabsetzen. 

Gemeinden mit mindestens 10 000 Einwohnern und für die 
übrigen Gemeinden die Kommunalverbände sind auf Grund des 
Gesetzes befugt, nach Anhörung von Vertretern der Brennstoff- 
händler und der Brennstoffverbraucher ihrer Bezirke unter Zu- 
grundelegung der vomReichskohlenverbande festgesetztenBrenn- 
stoffverkaufspreise örtliche Kleinverkaufspreise festzusetzen, so- 
fern solche Festsetzung nicht bezirksweise durch vom Reichswirt- 
schaftsminister nach Anhörung der Länder eingerichtete Stellen 
erfolgt ist. 

Eine ähnliche Verfassung hat die Kaliwirtschaft erhalten. Das 
oberste Organ, der Rcichskalirat, besteht hier aus 30 Mitgliedern, 
hiervon insgesamt II Arbeitnehmervertreter (8 Arbeiter, 1 tech- 
nischer, 1 kaufmännischer Angestellter aus der Kaliwirtschaft, 
I Arbeiter aus der chemischen Industrie) und soll nach gemein- 
wirtschaftlichen Grundsätzen die Kaliwirtschaft leiten. Die Fest- 
setzung der lnlandverkaufspieisc bildet praktisch die Hauplauf- 



40 



gäbe; daneben gehört noch die Genehmigung der Syndikats- 
verträge, die Bestimmung von Durchschnittslöhnen, deren Inne- 
haltung durch die Lohnprüfungssteüe überwacht wird, in sein 
Arbeitsgebiet Die vorbereitenden Arbeiten und Gutachten er- 
ledigt die Kaliprüfungsstelle, die ausserdem noch die besonderen 
Massnahmen in der Kaliwirtschaft, die Einschätzung der Werke, 
die Bestimmung der Beteiligungsziffern, vornimmt und die Durch- 
führung der Stillegungen und Quotenübertragungen überwacht. 
Dieses wichtige Organ ist zur Hälfte mit Arbeitervertretern be- 
setzt. Das Kalisyndikat ist genau wie die Kohlensyndikate durch 
Zwangsbestimmungen gesichert; in seine Geschäftsführung sowie 
in den Aufsichtsrat werden Arbeitervertreter delegiert. 

Auch in der Kaliwirtschaft führt das Reich in der gleichen 
Weise wie in der Kohlenwirtschaft die Oberauf sieht, im besonderen 
auch die Aufsicht über die Preisfestsetzung im Inland und für den 
Export. Die Länder haben auch hier das Recht der Teilnahme an 
Beratungen des Reichskalirates ohne Stimmrecht. 

Bevor wir uns dem praktischen Leben, das sich auf dieser ge- 
setzlichen Grundlage in den Selbstverwaltungskörpern des Berg- 
baues entfaltet hat, zuwenden, sei noch von zwei Gebieten be- 
richtet, auf denen gleichfalls durch die Gesetzgebung ein Anlauf 
zu gemeinwirtschaftlicher Regelung auf Grund der Selbstver- 
waltung gemacht wurde, auf denen aber inzwischen diese Ansätze 
praktisch fast völlig verdorrt sind. Hier ist in erster Linie die 
Eisenwirtschaft zu nennen. Der Eisenwirtschaftsbund, der auf 
Grund der Eisenwirtschaftsverordnung vom 1. April 1920 er- 
richtet wurde, sah analog dem Reichskohlenrat als oberstes Organ 
der Eisenwirtschaft die Vollversammlung vor, die aus 70 Mit- 
gliedern zusammengesetzt war. Von diesen 70 Mitgliedern waren 
34 Vertreter der Erzeuger von Roheisen, Halbzeug und Walz- 
werksprodukten, 12 Vertreter des Handels und 24 Vertreter der 
Verbraucher. Innerhalb dieser drei Gruppen waren Unternehmer 
und Arbeitnehmer in gleicher Anzahl zu berücksichtigen. Die Er- 
nennung der Arbeitnehmervertreter der Industrie erfolgte durch 
die zentrale Arbeitsgemeinschaft der industriellen und gewerb- 
lichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer und, soweit es sich um 
Handelsangestellte handelte, von den Spitzenverbänden der An- 
gestelltengewerkschaften. Der Eisenwirtschaftsbund sollte unter 
Oberaufsicht des Reiches die Eisenwirtschaft einschliesslich der 
Ein- und Ausfuhr nach gemeinwirtschaftlichen Grundsätzen 
regeln, im besonderen die Preise und Verkaufsbedingiingcn für 
den Absatz im Inland festsetzen, wobei die vom Eiscnwirtschafts- 
bund festgesetzten Preise als Höchstpreise im Sinne des Höchst- 
preisgesetzes vom 'I. August 1914 mit Massgabe der Änderungen 
von 1917 und 1920 gelten sollten. Dem Reichswirtschaftsminister 
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wurde im besonderen noch die Ermächtigung zur Regelung der 
Schrottwirtschaft übertragen. 

Der Eisenwirtschaftsbund ist, vielleicht weil ihm der straffere 
Unterbau der Syndikate in der entscheidenden Zeit fehlte, nie- 
mals zu einem lebendigen Selbstverwaltungskörper geworden 
Seme Tätigkeit beruhte im wesentlichen auf der Erstattung von 
Gutachten; nur im ersten Jahre seinesBestehens .setzte erHüelist- 
preise fest, aber bereits durch Beschluss der Vollversammlung 
im April 1921 verzichtete er auf die Preisfestsetzung und übertrug 
diese Befugnis zunächst dem Reichswirtschaftsminister. Damit 
war derrJisenwirtschaftsbund jeder praktischen Funktion beraubt; 
er ist ganz bedeutungslos geworden und seit der Stabilisierung 
überhaupt nicht mehr zusammenberufen worden, wenngleich bis 
heute die Verordnung nicht offiziell aufgehoben worden ist. Durch 
die Aufhebung des Höchstpreisgesetzes wurde auch formal die 
Übertragung der Preisfestsetzungsbefugiiis an den Reiehswirt- 
schaftsminister, gegen deren Ausübung sich die Vollversamm- 
lung des Eisenwirtschaftsbundes schon im Jahre 1521 zweimal 
ausgesprochen hatte, hinfällig, und der Einfhiss. den heute der 
Reichswirtschaftsniitüster auf die Eisenpreisfestsetzung ausüben 
kann, beruht lediglich noch auf den allgemeinen Überwachurigs- 
rechten, die ihm die Kartell Verordnung für alle Beschlösse von 
Kartelle und Syndikaten bis zu einem beschränkten Grade 
einräumt, und auf unverbindlichen Vereinbarungen, die aus 
Anlass der vom Reich begünstigten Schaffung des Internationalen 
Rohstahlkartells im Jahre 1926 getroffen wurden. Die Vorgänge 
bet den Eisenpreiserhöhungen im Januar und im Mai 1928 haben 
gezeigt, wie geringfügig hier der praktische Elnfluss des Reiches 
auf die Preisgestaltung geworden ist, und dass für eine gemein- 
wirtschaftliche Regelung auf diesem Gebiet /w;ir das Bedürfnis 
sehr sichtbar geworden Ist, dass aber dir alle Rahmen der lüsen- 
wirtscbaftsverordmmg nicht mehr genßgt 

Ein zweiter, im wesentlichen steckengebliebener Ansatz zum 
Aushau einer Selbstverwaltung wurde in der HlektrizHätswirt- 
schalt Im Jahre l"l<J geschaffen. Das Reichsgesetz, betreffend 
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wollte die I -U-k tri /it.. 1 5 werke und Verfciluiigsstetlen, soweit sie nicht 
im Reichsbesil/ sind, dm Ländern oder Komm uiia (Verwaltungen 
iintur ReiclishiMi-ilimini: nbn lassen, und es sah eine planmässigc 
Leitung nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten für die Elektrizi- 
tätsversorgung vor. E lektrlzltStsbeirat wurde „zu beratender 

Mitwirkung" bei allen Angelegenheiten der Reiciiselektriziü'ils- 
wlrta -hafi eingesetzt. Du nbei das Bkktrizitätswirtschaftsgesetz, 
du den Rahmen dieses SoKiaflsierungsgesetzes ausfüllen sollte, 

iHicrliamil nicht zustande kam der rieklrizitätsbeirat Sfllbsl hat 
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es im Jahre 1923 abgelehnt — , verlor auch dieser Beirat seine 
praktische Bedeutung. Er ist seit 1923 nur noch einmal im Jahre 
1926 zusammengetreten; dabei wurden Fragen der einheitlichen 
Regelung des Wegerechts, des Genehmigungszwanges für neue 
Leitungen erörtert, aber infolge des Widerstandes der Länder 
keinen neuen Lösungen entgegengeführt. Es wurde lediglich die 
Ausarbeitung eines Generalplanes für die zukünftige Gestaltung 
der Elektrizitätswirtschaft in Aussicht genommen. Im wesent- 
lichen ist also auch der Elektrizitätsbeirat höchstens als ein Ver- 
such und nicht als ein praktisches Beispiel wirtschaftlicher 
Selbstverwaltung anzusprechen. 

Für die Erörterung der praktischen Erfahrung, der Problematik 
und der Bedeutung, die den Selbstverwaltungskörpern als Weg 
zur Demokratisierung der Wirtschaft beizumessen ist, haben wir 
uns also auf die Wirklichkeit im Bergbau zu beschränken. 

III. 

Wenn man ein Urteil über die bisherige Wirksamkeit der Rege- 
lung der Kohlen- und Kaliwirtschaft auf dem Wege der Selbst- 
verwaltung mit Staatsaufsicht gewinnen will, so muss man drei 
Arbeitsbereiche unterscheiden. Erstens die Förderung der tech- 
nischen Entwicklung, zweitens die Gestaltung der wirtschaftlichen 
Organisation in der Produktion und im Vertrieb, die vor allen 
Dingen im Aufbau der Syndikate ihren Ausdruck findet, und 
drittens die Preispolitik, die im eigentlichsten Sinne die Frage der 
Gemeinwirtschaft, nämlich die Beziehung des Bergbaues zu den 
Zweigen der Wirtschaft, die Kohle oder Kali verbrauchen, also 
seine Einordnung in die Gesamtwirtschaft berührt. 

Was die technische Entwicklung anbelangt, so wird allgemein 
anerkannt, dass in den Sachverständigenausschüssen wertvolle 
Arbeit zur Förderung der Rationalisierung geleistet worden ist. 
Die Tatsache, dass hier ein ständiges Zusammenwirken von Ver- 
tretern der Unternehmer mit Vertretern der Arbeiter und An- 
gestellten gegeben war, hat sicherlich dazu beigetragen, die Rei- 
bungen in dem starken technischen Umwälzungsprozess des 
Bergbaues in der Nachkriegszeit zu vermindern. Auf der anderen 
Seite ist durch die lose Hilfsstellung, die hier den Organen der 
Selbstverwaltung zugefallen ist, jedenfalls jede bureaukratische 
Hemmung in der starken technischen Neugestaltung des Berg- 
baues vermieden worden. 

In bcziig auf die zweite Frage, die organisatorische Gestaltung 
von Produktion und Vertrieb, ist zwischen dem Kohlenbergbau 
und dem Kalibergbau grundsätzlich zu unterscheiden. Die Selbst- 
verwaltuiigsorgane der Kohlenwirtschaft haben auf die Gestaltung 
der Handelsorganisation offenbar nur einen geringen I'influss aus- 
geübt; sie haben es nicht verhindert, dass die besondere Gestal- 
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tung der Syndikate und ihres Verhältnisses zum Handel z. B. im 
mitteldeutschen Braunkohlenrevier starke UnWirtschaftlichkeiten 
bestehen liess, wie sie durch das Gutachten der Schmalenbach- 
Kommission über den Braunkohlenbergbau Anfang 1928 fest- 
gestellt wurden. Die geringe Einflussnahme der Selbstverwal- 
tungskörper, deren Genehmigung die Syndikatsverträge unter- 
liegen, auf die tatsächliche Gestaltung liegt hier vielleicht weniger 
an unzulänglichen Vollmachten des Gesetzes als an einem 
Mangel an Willen, von diesen Vollmachten Gebrauch zu machen, 
wobei selbstverständlich die Frage der zweckmässigen Zu- 
sammensetzung der Körperschaften der Selbstverwaltung, also 
im besonderen des Reichskohlenrates, eine ausschlaggebende 
Rolle spielt, die später noch zu betrachten sein wird. Als posi- 
tiven Faktor wird man auf dem Gebiet der Wirtschaftsgestaltung 
zu werten haben, dass der Prozess der Rationalisierung durch 
Betriebskonzentration jedenfalls auf den wichtigsten Gebieten, 
z. B. bei der Ruhrkohle, sich unter der Herrschaft des Syndikats 
in starkem Masse vollzogen hat, und dass er mit geringeren 
Reibungsverlusten ohne Zweifel verbunden war als z.B. ähnliche 
Entwicklungen im nichtorganisierten englischen Bergbau. Auch 
hier wird der Tatsache, dass die Selbstverwaltungsorgane die 
ständige Gelegenheit zum Meinungsaustausch und zumZusammen- 
wirken zwischen den Unternehmervertretern und den Arbeit- 
nehmervertretern gaben, eine gewisse Bedeutung zuzusprechen 
sein. 

Viel erheblicher als in der Kohlenwirtschaft sind die Aufgaben 
der Selbstverwaltungsstellen auf dem Gebiete der organisato- 
rischen Umwandlung auf Grund des Gesetzes in der Kaliwirt- 
schaft gewesen. Hier hatten der Rcichskalirat, die Kaliprüfungs- 
stcllc, die Kalilohiipnifungsstclle, I. und 2. Instanz, und die Kali- 
licnifiiiigsstelle dauernd ausserordentlich wichtige Funktionen bei 
der grossen Umstellung der Kali Wirtschaft durch die Stillegungs- 
aktion der Nachkriegszeit zu erfüllen, und es darf wohl aus- 
gesprochen werden, dass die schwierigen, in mancherlei Inter- 
essen eingreifenden Neuregelungen von diesen Selbstverwaltungs- 
körpern erfolgreich und mit einem Mindestmass von Reibungen 
durchgeführt worden sind. 

Was endlich die Fiage der Einwirkung von Selbstverwaltungs- 
organen und RelclisaiiMclit auf die Preisgestaltung anbetrifft, 
die naturgeniäss Im Mlllelpunkt aller öffentlichen Erörterungen 
iiher die gcmcinwlrlsiliadlkhc Berghauorganisation steht, so darf 
man nicht verkennen, dass die Heobachtungszeit, die hier zu 
einer Urteilsbildung zur Verfügung steht, bisher eine ausser- 
ordentlich begrenzte Ist. /war bestehen die Gesetze seit acht 
Jahren, aber mau muss sich darüber im klaren sein, dass für die 






Zeit bis Ende 1923, d. h. für die Inflationsperiode, alle anderen 
Einwirkungen auf die Preisgestaltung so weit von der Wirkung, 
die von der Inflation ausging, überdeckt wurden, dass diese 
Periode von vornherein für die Urteilsbildung ausgeschaltet 
werden muss. Auf wichtigsten Gebieten der Kohlenwirtschaft 
schloss sich aber an die Inflationszeit eine weitere Periode von 
fast drei Jahren an, in denen den Kohlensyndikaten des besetzten 
Gebietes mit Rücksicht auf die ungewöhnlichen Verhältnisse, die 
damals herrschten, eine volle Bewegungsfreiheit in der Preis- 
bestimmung eingeräumt wurde, so dass in grossem Massstab von 
einer Preispolitik im Reichskohlenrat erst seit dem Herbst 1926 
gesprochen werden kann. In dieser Periode nun sind die Er- 
fahrungen unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten stark um- 
stritten. Im Jahre 1927 haben zweifellos das Bestehen der Selbst- 
verwaltungskörper, die sich hier entspinnenden Diskussionen und 
Untersuchungen über Preiserhöhungsanträge, schliesslich ent- 
scheidend aber auch das Einspruchsrecht des Reichswirtschafts- 
ministers hemmend auf die Aufwärtsbewegung der Kohlenpreise 
in einer Periode guter Konjunktur gewirkt. Diese Hemmung der 
Ausnützung von Möglichkeiten, die eine Monopolstellung am 
unbestrittenen inneren Markt gegeben hätte, ist zweifellos der 
Gesamtwirtschaft in Gestalt einer leichteren Ausbreitung der 
Konjunktur auf die kohleverbrauchenden Industrien und einer 
Verlängerung der Konjunkturdauer zugute gekommen. Im Jahre 
1928 wurde allerdings im Anschluss an eine Neuregelung der 
Löhne im Ruhrbergbau die Preisgestaltung für Ruhrkohle vom 
Reichskohlenrat ausserordentlich gelockert, indem dem Syndikat 
die Preisfestsetzung im einzelnen freigegeben wurde, und nur für 
die durchschnittlichen Gesamterlöse eine obere Grenze fest- 
gesetzt wurde. Diese Lockerung der Preispolitik hängt eng zu- 
sammen mit der Frage des Kampfes um die Erhaltung von Absatz- 
märkten im bestrittenen Gebiet, die gleichsam den Charakter 
eines Kampfes um die künftige Quote in einem sich möglicher- 
weise anbahnenden internationalen Kohlenkartell trägt. Man kann 
bezweifeln, ob der Reichskohlenrat in bezug auf diese wichtige 
Frage der Verkaufspolitik der wichtigsten Syndikate in ge- 
nügendem Masse von seinem Aufsichtsrecht und von seinem 
Recht der Leitung der Kohlenwirtschaft Gebrauch macht, oder 
ob er nicht mehr als gut dem Syndikat allein dabei die Führung 
überliisst. Aber man muss auf der anderen Seite anerkennen, 
dass die Probleme, vor denen die Kohlenwirtschaft in bezug auf 
Absatz- und Preispolitik gerade in dieserPeriode steht, so ausser- 
ordentlich schwierige sind, dass für eine bewegliche Preispolitik 
immerhin starke Gründe sprechen, und dass es falsch wäre, aus 
der Lockerung, der der Reichskohlenrat nach einem Jahr der 
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starken Hemmung der Abwärtsbewegung der Kohlenpreise zu- 
gestimmt hat, ohne weiteres den Schluss eines Versagens der 
Kohlenwirtschaftsorganisation unter volkswirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten zu ziehen. Man muss immer berücksichtigen, dass 
die auf diesem Gebiete gesammelten Erfahrungen erst sehr kurze 
sind, und dass der eine oder der andere Fehler, der in der Hand- 
habung derRechte gemacht worden sein mag, sowohl vomReichs- 
kohlenrat als auch vom Reichswirtschaftsminister, nicht not- 
wendig der Organisationsform zuzurechnen ist, sondern auch auf 
persönlichen Mängeln in der Handhabung des Instruments be- 
ruhen kann, wie sie wohl bei keiner Organisationsform ganz aus- 
zuschalten sind. 

Auf dem Gebiete der Kaliwirtschaft hat der Reichskalirat An- 
fang 1924 nach der Stabilisierung neue Preise festgesetzt, die 
gegenüber den Preisen der Vorkriegszeit im Durchschnitt eine 
Ermässigung um fast 20Prozent bedeuteten. Dabei ist bemerkens- 
wert, dass ursprünglich im Rcichskalirat Preiserhöhungen gegen- 
über der Vorkriegszeit vorgeschlagen wurden. Erst auf Grund 
der Austragung von Meinungsverschiedenheiten im Reichskalirat, 
wobei allerdings nicht nur Abnehmer und Arbeiter, sondern auch 
ein Teil der Werksvertreter für eine scharfe Preissenkung ein- 
traten, kam die erwähnte Preisherabsetzung zustande. Anfang 
1925 wurde dann einePreiserhöhung beantragt, die nach mehreren 
Sitzungen im März 1925 gegen die vier Stimmen der Vertreter 
der Landwirtschaft beschlossen wurde. Die Preissteigerung hielt 
sich im Durchschnitt im Rahmen von 8 bis 10 Prozent. Mitte 1926 
lagen dem Reichskalirat erneute Preiserhöhungsanträge vor, und 
zwar um etwa 18 Prozent. Die Vertreter der Landwirtschaft und 
die Arbeitnehmervertretcr widersprachen diesen Anträgen, und 
ein Vermittlungsantrag des Kalihandels, der zunächst die Preis- 
erhöhung auf durchschnittlich 12 Prozent beschränken wollte, 
wurde im Reichskalirat nur gegen eine starke Minderheit an- 
genommen, woraufhin der Reichswirtschaftsminister von seinem 
Einspruchsrecht gegen die Preiserhöhung Gebrauch machte. Im 
Anschluss daran führte der Reichswirtschaftsministcr Preis- und 
Selbstkostenpriifungen durch, und das Ergebnis war schliesslich, 
dass ein neuer Preiserhöhungsantrag, der die Preise um durch- 
schnittlich 9,5 Prozent erhöhte, bei Stimmenthaltung der Arbeit- 
nehmervertretcr vom Reichskalirat angenommen wurde, ohne auf 
erneuten Widerspruch des Rcichswirtschaftsministers zu stossen. 
Man wird auch hier die Erfahrung nicht als ausreichend be- 
trachten können, um ein allgemeines Urteil über die Bewährung 
der Organisationsform auf dem Gebiete der Preisgestaltung ab- 
lieben zu können, aber man wird immerhin anerkennen müssen, 
dass durch die SclbstverwiiltuiiKsornanisation und das Aufsklils- 
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recht des Reichswirtschaftsministers dieAusnutzung der Möglich- 
keiten der Monopolstellung eines Syndikats Hemmungen und 
Beschränkungen unterworfen ist, die sich mindestens bis zu 
einem gewissen Grade im Interesse der Abnehmerschaft aus- 
gewirkt haben. v 

Wenn man zusammenfassend aus den bisherigen Erfahrungen 
mit den geschiderten Selbstverwaltungskörpern der Wirtschaft 
ein Urteil ableiten will, so wird man sagen dürfen, dass gegenüber 
einer ungeregelten bzw. nur durch private Monopolorganisationen 
gelenkten Wirtschaft auch die bisherige Form der Selbstverwal- 
tung das Verdienst hat, eine gewisse Betonung gemeinwirtschaft- 
licher Gesichtspunkte zu sichern auf dem Wege der Einschaltung 
von Kräften in die Wirtschaftslenkung, die bisher von dieser Auf- 
gabe ferngehalten wurden. Auf der anderen Seite kann man nicht 
verhehlen, dass das Ziel der gemeinwirtschaftlichen Gestaltung 
der Produktion auf dem bisher eingeschlagenen Wege nicht er- 
reicht worden ist. Ob das, wie schon in dem zweiten Sozia- 
lisierungsgutachten, das nach dem Kapp-Putsch erstattet wurde, 
ausgeführt wurde, daran liegt, „dass die Machtposition der pri- 
vaten Unternehmungen im paritätischen Wirtschaftskörper aus- 
schlaggebend ist", und ob eine Veränderung dieser Machtposition 
durch andere Zusammensetzung der Wirtschaftskörper erreich- 
bar wäre, oder ob der Gedanke der Selbstverwaltung gegenüber 
der Ausdehnung der unmittelbaren Wirtschaft der öffentlichen 
Hand als Sicherungsmittel demokratisch-gemeinwirtschaftlicher 
Wirtschaftsführung zurücktreten müsse, ist aber auf Grund der 
bisherigen Erfahrungen noch nicht zweifelsfrei zu entscheiden. 
Die Mängel des alten Staatsbetriebes, die auch in dem Soziali- 
sierungsgutachten unterstrichen wurden, „Einengung der freien 
Betätigungsmöglichkeit, Mangel an Verantwortungsfreudigkeit in 
finanziellen Fragen, vervielfachtes Vorgesetztenverhältnis bis 
hinauf zur Abhängigkeit vom Parlament", sind bei moderner 
Organisationsform öffentlicher Betriebe in weitem Masse über- 
wunden oder jedenfalls überwindbar. Aber auch bei in dieser 
Richtung moderner Organisationsform öffentlicher Betriebe ist 
bisher die Sicherung ihrer gemeinwirtschaftlichen Führung und 
demokratischer Einschaltung der Arbeiterschaft in die Wirt- 
schaftsführung in weitem Umfange ungelöst geblieben. Mit Bei- 
räten staatlicher Behörden, die aussenstehende Beratungs- oder 
Kontrollfuiiklionen ausüben, wird sich zum mindesten auf vielen 
Gebieten nicht die gleiche Zusammenfassung der wirtschaftlichen 
Kräfte zu selbständiger verantwortungsvoller und beweglicher 
Führung erreichen lassen, die das eigentliche Ziel einer Selbst- 
verwaltung bestimmter fachlich begrenzter Wirtschaftszweige 
unter der Oberhoheit des Staates ist. 
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Die Übertragung von staatlichen Hoheitsrechten und von 
Pflichten zur Wirtschaftsführung auf die Organe der fachlichen 
Selbstverwaltung bedeutet eine Einschränkung der VerJügungs- 
f reiheit der Unternehmer über ihre Produktionsmittel, Es liegt 
deshalb grundsätzlich schon in dieser Regelung ein Wandel in 
der Funktion des Privateigentums an den Produktionsmitteln vor, 
und gegenüber der auf dieses Eigentumsprinzip begründeten 
Wirtschaftsordnung wird das demokratische Prinzip der Teil- 
nahme der Arbeitskräfte auf Grund ihrer ArbeitsfunkÜort in der 
Wirtschaft unter der Oberhoheit des demokratischen Staates an- 
erkannt. Wenn sich nun in der Praxis das trotz dieser Ver- 
fassung fortbestehende Privateigentum an den Produktions- 
mitteln dahin ausgewirkt hat, dass das Übergewicht der Unter- 
nehmergruppe in der Führung der Selbstverwaltungskorper 
entscheidend in Erscheinung trat, so taucht das Problem auf, das 
schon an der Spitze der Soziali sierungsgutachten stand, ob die 
völlige Beseitigung des Privateigentums an den Produktions- 
mitteln nicht erreichbar ist unter gleichzeitiger Aufrechterhaltung 
einer Wirtschaftsführung, die auf der Selbstverwaltung der 
einzelnen Wirtschaftszweige beruht, die also das Eigentum m 
Gemeinbesitz überführt, aber gleichzeitig die Verbeamtung der 
Wirtschaftsführung vermeidet und die Selbstverwaltung der 
Wirtschaftskräfte fruchtbar gestaltet. Das Problem, das sich bei 
einer solchen Umgestaltung zeigt, ist die Erhaltung der Unter- 
nehmerfunktion in der Wirtschaftsführung bei Aufhebung der 
Herrschaftsgrundlage des Privateigentums an den Produktions- 
mitteln, auf dem sie heute noch beruht. 

Wenn wir diese Problematik hier herausgearbeitet haben, so 
geschah es, um zu zeigen, dass das Problem Hohcitsverwaltung 
oder Selbstverwaltung in der Wirtschaftsführung auch dann als 
eine Frage der zwcckinässigstcn Organisation der Kräfte fort- 
bestehen wird, wenn die schwere Hemmung in der gemeinwirt- 
schaftlichcn Funktion der Selbstverwaltungskorper, die heute auf 
dem nbcrgcwichl des ;mf das Privateigentum gestützten Unter- 
nehmertums beruht, beseitigt sein wird. 

Wenn also auch auf diesem Gebiete sich zeigt, dass ein 
vollendeter demokratischer Wirtschaftsaufbau abhängig sein wird 
von dem grundlegenden Wandel der Eigentumsverhältnisse, so 
ergibt sich auf der anderen Seite, dass wir die wirtschaftliche 
Selbstverwaltung auch in ihrer heutigen Form, mit ihren heutigen 
Mängeln, als eine Entwicklungsstufe zur Demokratisierung der 
Wirtschaftsführung ansprechen können. Wenn der Kampf um 
die Beseitigung der offenbaren Mängel der wirtschaftlichen 
Selbst vcrwaltungskörnei, wie sie heute bestehen, mit Erfolg ge- 
führt wird, so wird die dadurch bedingte Entwicklung In der 



Richtung einer ständig fortschreitenden Einschränkung der Ver- 
fügungsfreiheit der Eigentümer über den Produktionsapparat 
schliesslich in der Aufhebung des Privateigentums an den Pro- 
duktionsmitteln münden, die ihrerseits die Voraussetzung für 
Sozialismus und Wirtschaftsdemokratie ist. Eingeordnet in diese 
Entwicklungslinie, stellt auch das Wirken der Vertreter der 
Arbeiterschaft, aufgebaut auf ihrer gewerkschaftlichen Organi- 
sation, in den bestehenden Selbstverwaltungskörpern, sowie der 
Kampf um ihre Ausgestaltung und Umbildung eine Seite der 
Gegenwartsairfgaben wirtschaftsdemokratischer Entwicklung dar, 
und man muss die einzelnen Probleme, die sich heute in der 
Praxis der Selbstverwaltungskörper aufdrängen, unter dem Ge- 
sichtspunkt dieser Entwicklung ansehen. 

Wenden wir diese Betrachtungsweise an zunächst auf die Frage 
der Zusammensetzung des höchsten Organs der Kohlenselbst- 
verwaltung, des Reichskohlenrats, so finden wir z. B., dass ein 
praktisches Übergewicht derUnternehmer denArbeitern gegenüber 
und eine mangelnde Sicherung der gemeinwirtschaftlichen Inter- 
essen gegenüber den Unternehmerinteressen in dieser Körperschaft 
schon dadurch entstehen, dass in dieser Körperschaft Vertreter 
des Kohlenhandels, die in Wirklichkeit in enger Verbindung, wenn 
nicht Abhängigkeit, gegenüber den bergbaulichen Unternehmern 
stehen, in vielen Fällen den Ausschlag geben können, so dass von 
einer Parität von Unternehmer-, Arbeiter- und Verbraucherinter- 
essen schon deshalb nicht in vollem Masse die Rede sein kann. 
Dazu kommt aber, dass die Verbraucher, soweit sie aus Unter- 
nehmern der kohleverbrauchenden Industrie und des kohle- 
verbrauchenden Verkehrsgewerbes bestehen, unter Umständen 
auch durch ihre eigenen Unternehmerinteressen der Einstellung 
der bergbaulichen Unternehmer näherstehen, als dass sie die 
Interessen der Gesamtverbraucherschaft vertreten. Der Ein- 
fluss der insgesamt 22 Vertreter von Arbeitern und Angestellten 
in dieser Körperschaft von 60 Mitgliedern ist durch die auf der 
Verbraucherseite nicht voll durchgeführte Parität von vornherein 
beschränkt und kann sich gegen das Übergewicht der Unter- 
nehmer nur in den besonderen Fällen der Verbindung mit der 
Mehrheit der Verbrauchervertreter durchsetzen. Eine Stärkung 
des Arbeitnehmerelementes im Reichskohlenrat gehört also zu 
den Notwendigkeiten seiner Entwicklung als ein Instrument der 
Demokratisierung der Wirtschaft. 

Das nächste Problem, das uns im Zusammenhang mit der Zu- 
sammensetzung des Reichskohlenrates, den wir hier immer nur 
als Beispiel anführen, begegnet, ist die Frage der zweckmässigen 
Auswahl der Arbeiter- und Angestclltenvertretcr in dieser Körper- 
schaft. Nach dem hellsehenden System werden 15 bergbauliche 
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Arbeiter, zwei technische und ein kaufmännischer bergbaulicher 
Angestellter, ein Arbeiter der Gasanstalten, ein Angestellter des 
Kohlengrosshandels und zwei Arbeiter der kohlcvcrbraiicbcnden 
Industrie benannt von ihren Berufsverbänden. Soweit es sich um 
die Einschaltung der fachlichen Kräfte der Arbeiterschaft, also 
in diesem Fall um die bergbaulichen Arbeiter und Angestellten 
handelt, unterliegt es keinem Zweifel, dass die Vertreter in den 
Selbstverwaltungskörpern auch aus den an diesem Wirtschafts- 
zweig beteiligten Berufsverbänden hervorgehen müssen. So- 
weit aber Arbeiter nicht entscheidend um der Mitbeteiligung an 
der fachlichen Wirtschaftsführung willen, sondern um der Ein- 
ordnung des Wirtschaftszweiges in die Gesamtwirtschaft willen, 
der Körperschaft angehören und in verstärktem Masse angehören 
sollten, wäre ihre Benennung durch die Spitzenorganisationen der 
Gewerkschaften an Stelle der Benennung durch die engeren 
Berufsverbände wohl empfehlenswert. Eine solche Mischung 
der Arbeitervertretcr aus fachlichen und im besonderen gesamt- 
wirtschaftlich orientierten Kräften wurde sicherlich dazu bei- 
tragen können, die gemeinwirtschaftliche Wirksamkeit der Arbeit- 
riclimcrvertretuiig, im besonderen auf dein üebiete der Berührung 
mit der Gcsaintwirtscliaft, d.h. bei der Preisfestsetzung, zu er- 
höhen. Denn es ist ja nicht zu leugnen, dass für die Vertreter 
der fachlichen Arbeiterschaft aus der Verkuppelung zwischen 
Preis- und Lohnfrage sich ernste Probleme ergeben. Es ist zwar 
falsch, den generellen Vorwurf zu erheben, als hätten praktisch 
in den Selbstverwaltungskörpern die Arbeitervertreter eine enge 
Interessenpolitik getrieben in dem Sinne, dass sie ihre Zu- 
stimmung zu Preiserhöhungen gegen Lohnerhöhungen aus- 
gehandelt hätten — tatsächlich ist gerade von den Arbeiter- 
vertretern in den letzten Jahren oft aus gesamtwirtschaftlichen 
Interessen der stärkste Widerstand gegen Preiserhöhungen aus- 
gegangen — , aber die Tatsache, dass in allen Lohnkämpfen dieAb- 
Iehnung von Kohlenprciserhöhungen eine wesentliche Rolle spielt, 
und dass die Unternehmer ständig durch die Verknüpfung von 
Lohnregelungen mit Preisregelungen das Gruppeninteresse der 
Bergarbeiter gegen möglicherweise zu berücksichtigende gesamt- 
wirtschaftliche Interessen auszuspielen versuchen, schafft Situa- 
tionen, in denen die Entscheidung der unmittelbar beteiligten 
Arbeiter im Reicliskohlcnrat mindestens dem Misstrauen der 
Öffentlichkeit, auch der Gesamtarbeiterschaft, gegenüber der 
gemeinwirtschaf Midien Betätigung in den Selbstverwaltungs- 
Icörpem begegnet. Eirjfe Verstärkung des Einflusses von Arbciter- 
veilretern, die nicht unmittelbar an den Lohnverhandlungen der 
betreffenden Industrie beteiligt sind, natürlich bei gleichzeitiger 
Aiiinchlerhaltung der Beteiligung der fachlichen Kräfte, könnte 






Reibungen, die hier zwischen Gruppeninteressen und Gesamt- 
interessen auftreten können, vermindern. Das gleiche Prinzip der 
Verbindung von fachlicher Gruppenvertretung und Vertretung der 
Spitzenorganisation sollte zweckmässig auch bei der Zusammen- 
setzung der Unternehmervertretung in diesen Körperschaften An- 
wendung finden. 

Nächst der Zusammensetzung der obersten Körperschaft der 
fachlichen wirtschaftlichen Selbstverwaltung wird das Verhältnis 
dieser Spitze zu dem Unterbau von entscheidender Bedeutung 
sein. Der Unterbau in der Kohlenwirtschaft, bei dem heute tat- 
sächlich das Schwergewicht liegt, sind die Syndikate. Auf ihren 
zweckmässigen, gemeinwirtschaftlichen Gesichtspunkten Rech- 
nung tragenden Aufbau könnte wohl der Reichskohlenrat schon 
heute auf Grund des Gesetzes — aber nicht auf Grund der Macht- 
verhältnisse — einen stärkeren Einfluss ausüben. Sowohl von 
der Seite der Veränderung der Machtverhältnisse innerhalb des 
Reichskohlenrates als auch durch eine gesetzliche Ausdehnung 
der bisher engbegrenzten Mitwirkung der Arbeiter- und An- 
gestelltenvertreter an der Geschäftsführung der Syndikate können 
die Missbräuche, die heute noch, vom Reichskohlenrat toleriert, 
in der Syndikatsgestaltung und in der Syndikatspolitik, unter 
gemeinwirtschaftlichen Gesichtspunkten betrachtet, bestehen, 
ohne Zweifel vermindert werden. 

Ferner bedarf die Grenzziehung für die Betätigung der gemein- 
wirtschaftlichen Selbstverwaltung der Revision. Vor allen Dingen 
die Ausschaltung der im Bergbau ständig an Bedeutung ge- 
winnenden Nebenproduktion aus der gegenwärtigen Regelung hat 
sich als eine Hemmung für die Wirksamkeit der bergbaulichen 
Selbstverwaltung erwiesen. Nicht nur die Bewirtschaftung, 
sondern selbst das Auskunftsrecht des Reichskohlenrates in bezug 
auf Produktion und Erlöse der Nebenprodukte ist bestritten 
worden. Hier liegt das Bedürfnis der Ausdehnung des Einfluss- 
berciches vor, um zu einer grösseren Wirksamkeit der bergbau- 
lichen Selbstverwaltung zu gelangen. 

Dem Satz, der heute schon im Gesetz steht, „der Reichskohlen- 
rat leitet die Brennstoffwirtschaft", muss durch Ausgestaltung des 
Gesetzes und durch Umgestaltung der Machtverhältnisse erst 
zur Verwirklichung verholfen werden. Es geht z.B. nicht an, 
dass als Grundlage für die Preisbestimmung gelegentliche Unter- 
suchungen, die übrigens in der Hauptsache gar nicht vom Reichs- 
kohlenrat, sondern von Beauftragten des Reichswirtschafts- 
ministeriums durchgeführt werden, über Selbstkosten und lirlöse 
vorgenommen werden, sondern es muss das Organ, das die 
Brcnnstoffwirtschaft leiten soll, zu einer ständigen Überwachung 
der Selbstkosten und der Erlöse unter Berücksichtigung nicht 
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nur derDurchschnitte, sondern auch der vorhandenen Spannungen, 
gelangen, und es muss der Selbstverwaltungskörper auch die Ge- 
staltung der Gross- und Kleinhandelsorganisation in der Brenn- 
stoffwirtschaft wirklich leitend beeinflussen. 

Wenn in dieser Richtung, für die hier nur einige Beispiele 
angeführt worden sind, die bestehenden Selbslverwaltungskörper 
ausgebaut werden, und wenn das Prinzip der gemeinwirtschaft- 
lichen Selbstverwaltung in dieser verbesserten Form auf einen 
ständig wachsenden Kreis von Gewerbezweigen, anfangend natür- 
lich mit den volkswirtschaftlich wichtigsten Produktionen, auf 
denen sich private Monopolstellungen entwickelt haben, aus- 
gedehnt wird, so kann in dieser Form der Einschränkung oder 
des Abbaues der Alleinherrschaft der Unternehmer die Demo- 
kratisierung der Wirtschaft, d. h. die Einschaltung aller schaffen- 
den Kräfte in die Wirtschaftsführung, und die Wirtschaftsführung 
im Interesse der Gesamtheit recht bedeutsame Fortschritte 
machen. 

Dabei muss immer daran gedacht werden, dass mit dem Be- 
griff der Selbstverwaltung die Oberhoheit des demokratischen 
Staates als des Vertreters der Gesamtinteressen zwangsläufig 
verbunden ist, und dass die Freiheit der Bewegung der Selbst- 
verwaltungskörper der Gewerbezweige immer ihre Grenze findet 
an der Einordnung in die Gesamtinteressen, die durch die Ein- 
griffsmöglichkeiten des Staates gesichert sein müssen. 

Wir betrachten so die Selbstverwaltungskörper, wie sie heute 
im Bergbau bestehen, als unzulängliche Ansätze für die not- 
wendige Entwicklung einer gewerblichen Selbstverwaltung, die 
als eine Form des gemeinwirtschaftlichen Aufbaues neben dem 
Vordringen der unmittelbaren Ausdehnung der Wirtschaft der 
öffentlichen Hand eine wichtige Rolle im Prozess der Demo- 
kratisierung der Wirtschaft zu spielen haben wird. 

Schon in der Gegenwart, unter Berücksichtigung aller Mängel, 
die wir dargelegt haben, haben die Selbslverwaltungskörper neben 
der Zügelung privater Monopolmtcresseii, die sie immerhin be- 
deuleii, vor allen Dingen auch als Wegbereiter einer Entwicklung 
der Wirtschaft zur Demokratie den grossen Wert, dass sie zum 
erstenmal einem grösseren Kreis von Vertretern der Arbeiter 
und Angestellten die Gelegenheit geben, die Grundlagen der 
Wirtschaftsführung bis in alle Einzelheiten kennenzulernen. Die 
Arbeiter- und Am'.e'.lellleiivcrtretcr, die in den Organen dieser 
Sell>stverwaltuugsk(")i|ici tätig sind, haben auch dann, wenn sie 
ihre gcmciiiwirtscIiafllMiHi Ziele noch nicht durchsetzen können, 
gelernt, die Aufnähen der praktischen Wirtschaftsführung ver- 
antwortlich zu betrachten. Wenn heute das Urteil der Arbciler- 
verlieler in allen Kolilciiwlilsclwflsfragcn öffentliche Geltung hat, 



wenn von ihnen die Initiative zu internationalen Neugestaltungen 
ausgehen kann, wenn in bezug auf Wirtschaftskenntnis und -über- 
sieht Kräfte auf der Arbeiterseite vorhanden sind, die hinter den 
Unternehmern an fachlicher Qualität mindestens nicht zurück- 
stehen, so ist das zum grossen Teil der Mitarbeit in den Organen 
der wirtschaftlichen Selbstverwaltung zu verdanken. Selbst- 
verständlich wird nicht jeder zu dieser Mitarbeit Berufene darauf- 
hin ein hochwertiger Fachmann, aber es gehört zu den Voraus- 
setzungen der Entfaltung der Wirtschaftsdemokratie, dass die 
Möglichkeiten einer Führerauslese auf fachlich-wirtschaftlichen 
Gebieten auch für die Arbeiterschaft geschaffen werden. Für 
diese Auslese von wirtschaftlichen Führerpersönlichkeiten aus der 
Arbeiterklasse können schon in der Gegenwart die Selbst- 
verwaltungskörper eine Funktion erfüllen, die für den Aufbau der 
Zukunftswirtschaft wesentlich werden kann. 

So erblicken wir auch in den Selbstverwaltungskörpern der 
Wirtschaft eine der vielen Formen, in denen eine demokratische 
Wirtschaftsverfassung heranreift. Die Entwicklung dieser ein- 
zelnen Keimzellen und ihre organische Verbindung wird schliess- 
lich vom autokratischen Wirtschaftssystem des Kapitalismus zum 
demokratischen Wirtschaftssystem des Sozialismus führen. 






3. Abschnitt 

Öffentliche Betriebe 

I. 

Während in den vorangehenden Abschnitten den Wandlungen 
in der modernen kapitalistischen Wirtschaft nachgegangen wurde, 
in denen Ansätze zu einer planmässigen Wirtschaftsführung und 
Ansatzpunkte zu einer Demokratisierung der Wirtschaftsführung 
zu erblicken sind, sollen in den folgenden Abschnitten die Er- 
scheinungen der Wirtschaft behandelt werden, bei denen die 
Eigentumsverhältnisse am Produktionsapparat selbst im Gegen- 
satz stehen zu dem autokratisch-privatkapitalistischen System. 
In drei Formen ist der Prozess des Vordringens nichtkapita- 
listischer Unternehmungen in der deutschen Wirtschaft zu ver- 
folgen : 

1. l)ci den öffentlichen Betrieben, 

2. bei den Genossenschaften, 

3. bei den gewerkschaftlichen Eigenbetrieben der Arbeiter- 
bewegung. 

Diese drei Typen, in denen die Wirtschaft nichtkapitalistische 
Formen annimmt, sind nach ihrer Entstehung, ihrem Betätigungs- 
gebiet und ihrem Umfang sehr verschieden. Sie haben aber 
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gemeinsam auf Grund ihrer Loslösung vom kapitalistischen Er- 
werbsprinzip die Aufgabe, wichtige Funktionen im Prozess der 
Demokratisierung der Wirtschaft zu erfüllen. 

Im demokratisch organisierten und regierten Staat ist ein 
Staatsbetrieb, in einer demokratisch organisierten und verwalte- 
ten Gemeinde ein Kommunalbetrieb eine Form des Werdens der 
Wirtschaftsdemokratie: wirtschaftliche Betriebe sollen hier der 
Herrschaft des Volkes unterworfen sein. Was den öffentlichen 
Betrieb eines wirklich demokratischen Gemeinwesens von anderen 
Ansätzen zur Demokratisierung der Wirtschaft (Wirtschafts- 
parlamente, Selbstverwaltungskörper der Wirtschaftszweige, Ge- 
nossenschaftswesen) unterscheidet, ist dies: die für wirtschaft- 
liche Betriebe zuletzt verantwortliche Volksvertretung ist hier 
dasselbe Organ, das für die Vertretung aller anderen (politischen, 
kulturellen) Interessen durch allgemeine Wahl gebildet wird. 
Bei anderen Formen der Wirtschaftsdemokratisierung handelt es 
sich hingegen stets um Organe, die ausschliesslich mit der Wirt- 
schaft (oder mit bestimmten Abschnitten der Wirtschaft) zu tun 
haben. Aus dieser Identität zwischen Organen der wirtschaftlichen 
und politischen Demokratie erwachsen die besonderen Probleme 
der modernen öffentlichen Betriebswirtschaft. 

öffentliche Betriebe sind aber lange vor der Demokratisierung 
des Staates entstanden. Lässt man alle älteren ähnlichen Gebilde 
beiseite wie die Banken der mittelalterlichen aristokratischen 
Handelsstädte oder die Getreidevorratswirtschaft des alten Roms, 
sieht man zunächst auch von der uralten Betätigung der Obrig- 
keit im Strassenbau ab, so bleiben als unmittelbare, zum Teil noch 
heute in wenig gewandelter Form fortlebende Vorläufer der 
modernen öffentlichen Betriebe die staatswirtschaftlichen Schöp- 
fungen der merkanrilisrischcn Epoche. Der stetige und massen- 
hafte Bedarf des Meeres bildete die Voraussetzungen zur 
Schaffung von (irossbetriebeii, die sich zum Teil bis zu unserer 
Zeit halten konnten: aus dem Preussen Friedrichs des Grossen 
stammen einige Staatliche Berg- und Hüttenwerke in Schlesien, 
Munitionswerksti'ittcn bei Berlin. Ähnliche Voraussetzungen zur 
Grosshetrlcbsform konnten damals nur einige Industrien des Hof- 
luxus aufweisen ("PörsjfMfl/j-Manufaktur in Berlin, Meissen usw.). 
In noch viel stärkerem Masse wurden aber Wirtschaftsgebilde 
der modernen Zeit in den alten öffentlichen Kreditinstituten vor- 
weggenommen. Die Staatsbanken und die alten öffentlichen 
Bodcnkreditaiislallen mikI ein Jahrhundert älter als die privaten 
Aktienbanken. Das offen I liehe Feuerversicherungwesen stammt 
ebenfalls aus dem aehl/elmlen Jahrhundert. Zu der Zeit wurde 
auch die moderne Ordniini'. der Staatsfinanzen geschaffen: wenn 
man dabei, statt die Staatlichen Bergrechte gegen Entgelt zu ver- 
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leihen, selber Bergwerke betrieb, oder wenn man etwa von 
indirekter Besteuerung zum Finanzmonopol überging (wie z. B. 
Tabakmonopol oder Salzmonopol), so schuf man öffentliche Be- 
triebe, die in einigen Ländern bis zu unserer Zeit blieben. 

So war im merkantilistischen System der staatlichen Betriebe 
die Idee des Gemeinwohls (militärisches Staatsinteresse, Förde- 
rung des landwirtschaftlichenKredits und der Bodenverbesserung, 
Ermutigung zum Sparen, Schutz gegen Brandschäden) mit dem 
fiskalischen Interesse (Überschüsse aus staatlichen Anstalten) 
verquickt. Als sich dann im neunzehnten Jahrhundert die kapi- 
talistische Produktionsweise auf der Grundlage der freien Kon- 
kurrenz privater Unternehmer entwickelte und dem Eingriff des 
Staates enge Grenzen gesetzt wurden, passten auch die aus der 
merkantilistischen Epoche übernommenen Staatsbetriebe nicht in 
das neue System hinein. Die private Unternehmung ist eindeutig 
auf Profit abgestellt. Die Auslese der guten, die Ausschaltung 
der schlechten Betriebe, die Bestimmung der erzeugten Waren- 
mengen, -Sorten und -preise wird durch Rentabilität geregelt 
(wenn auch unter Krisen und Schwankungen). Die öffentlichen 
Betriebe vereinigen aber von vornherein das „werbende" (fis- 
kalische) Interesse mit dem Interesse am Gemeinwohl. Der Staat 
macht den privaten Unternehmern Konkurrenz, übt aber gleich- 
zeitig polizeiliche Aufsicht über seine Konkurrenten, erhebt von 
ihnen Steuern und kann die Steuererträge zur Stärkung der 
eigenen und zur Schwächung der Konkurrenzbetriebe verwenden. 
Wird dadurch nicht der freie Wettbewerb überhaupt unmöglich 
gemacht? Soll man nicht, um den freien Wettbewerb herzustellen, 
erst feste Grenzlinien ziehen/ 1 Soll nicht dem Staate nur die 
Sorge um das Gemeinwohl — also lauter Zuschussbetriebe, die 
mit Steuern zu stützen wären — , den Privaten die Sorge um ihre 
Gewinne — also die Überschussbetriebe — überlassen werden? 
Diese Fragen wurden vom Privatunternehmertum gestellt und 
bejaht. Die tatsächliche Entwicklung hat sich aber um Grenz- 
linien wenig gekümmert, denn die spätere Entwicklung des Kapi- 
talismus hat die sich der privaten Konkurrenz nicht fügenden 
Kräfte nicht gelähmt, sondern eher noch verstärkt. Die Zu- 
sammenballung von grossen Massen in den Städten schuf das 
Problem ihrer Versorgung mit Licht, Wasser und Verkehrs- 
mitteln. Das Eisenbahn- und Telegraphennetz bedeckte das Land 
(wobei das Landstrassennetz ebenfalls weiter ausgebaut wurde); 
die moderne Energiewirtschaft — Veredelung der mineralischen 
Brennstoffe zu transportableren und handlicheren Energieformen: 
Strom und (ias wurde zur unentbehrlichen Grundlage von 

Millionen von Haushalten und Gewerbebetrieben. Und diese neu- 
artigen Waren fügten sich schlecht dem Gesetze des freien kapi- 



taktischen Marktes. Der freie Wettbewerb von zwei privaten 
Eisenbahnlinien oder zwei Stromleitungen auf der gleichen 
Strecke, die Versorgung des gleichen Stadtviertels aus zwei ver- 
sch.edenen Gaswerken, erweist sich (an Lehrproben hat es nicht 
gefehlt als Widersinnig. Die kapitalistische Konzentration wirkte 
hier daher besonders rasch. Schneller als in anderen Wirtschafts- 
zweigen erfolgte hier der Untergang kleiner Konkurrenten, die 
Bildung grosser Monopole, und als letzte Konsequenz jeder kapi- 
talistischen Konzentration: die Verwandlung von privaten in 
öffentliche Monopole, flenn wo die regulierende Kraft der freien 
Pri r | ei,/ ' ill,sj; " d,alte t ist - »leibt für die privatkapitalistische 
Produktionsweise keine Rechtfertigung mehr: das erkannte man 
schon lange vor dem Kriege, vor der Demokratisierung des 
Staates und dem Aufstieg der Massenvertreter zur Verwaltung. 
Die preusstsche Eisenbahnpolitik des neunzehnten Jahrhunderts 
die Betnebspohtik der vielen grossen und kleine,» Bürgermeister 
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keineswegs das Werk von Sozialisten. 

v,H!n 1 ,'^' rlH ' KonsÄntratfonsbewegung im Bergbau und die damit 
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Preussen und auch ..„deren Einzelstaaten Anlass unter Aus 

■Mm ihrer Bergregale und zum Teil in E we eruüg 2 e alten" 

land und Schlesien) Bergwerke zu kaufen oder neu zu errichten 
So wurde Preussen im letzten Jahrzehnt vor dem Krieg dS 

den fcrwerb der Hibernia eines der stärksten Mitglieder im 
SSS^Säf?**^ J****** Neben Anha Meck 
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Der Krieg verstärkte den Eiufluss des Staates auf die Wirt- 
schaft, schuf zahlreiche Zwangssyndikate mit staatlicher Be- 
teiligung. Die Interessen des Krieges verlang teil aber zugleich 

3£ h 6 7F* > nÜ r ^^«Mjftmg ihres Einflusses: zum erse 
Male baut das I eich ~ seit Bismarck in finanzieller Beziehung 
Kostganger der Linder - - sein eigenes produktives Vermögen 
aus, das sich bis dahin im wesentlichen auf Post. Telegraph und 
tische Bahnen beschränkte. Die neuen technischen Sogen 
machten eine zentralisierte Produktion einiger wichtiger Stoffe 
möglich und notwendig: genau so, wie früher das produkt ve 
Vermögen der Korn,,,,,,,,,, auf der Grundlage der modernen Tr- 
»hra- Licht- und KrafttCChnik erwachsen war. Auf den rnjttel- 
dOUtschen BrmmkomatldtW des Reiches wurden (tosTralt- 
wrke errichtet, die die Afemfatamneugung und die Produktion 
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synthetischen Stickstoffs für Rüstungszwecke mit elektrischer 
Energie speisten. Hochspannungsdrähte leiteten diesen Strom bis 
in das Berliner Energieverbrauchszentrum: das Fernleitungs- 
prinzip, das die minderwertigen oder weniger transportablen 
Energiequellen fruchtbar macht und schon früher im gemischt- 
wirtschaftlichen Rheinisch-Westfälischen Elektrizitätswerk ver- 
wendet wurde, wurde zum Prinzip der stark zentralisierten, 
unmittelbar auf den Kraftquellen stehenden Reichs-Elektrowirt- 
schaft. Auch an den südlichen Wasserkräften beteiligte sich das 
Reich neben den süddeutschen Staaten, und diese Beteiligung 
wurde später, im Zusammenhang mit dem Bau süddeutscher 
Kanalwege (Rhein — Mai — Donau, Neckar — Donau), noch inten- 
siver. Das Aluminium bot die Grundlage für die Beteiligung des 
Reichs am Flugzeugbau, zuerst für Kriegs-, später für Friedens- 
zwecke. Damit verknüpfte sich weiter das Interesse des Reichs 
am Luftverkehr und an Flughäfen. Hat das flugwirtschaftliche 
Interesse des Reichs schliesslich Formen angenommen, die keine 
ausreichende Gewähr für die Sicherung des allgemeinen Inter- 
esses bieten (Subventionen ohne ausreichende Kontrolle des 
Reichs), und müssen diese Formen stark bekämpft werden, so 
bleibt doch das Bestreben des Reiches, in dem jungen Luftverkehr 
das private Monopol unter staatlichen Einfluss zu bringen, in der 
Sache wohl richtig. Auf derselben Linie liegt auch die Beteiligung 
des Reiches am Kraftwagenverkehr. Zusammen mit den Wasser- 
strassen erwächst hier ein Komplex reichseigener Verkehrs- 
betriebe, wozu die Bestimmungen der Weimarer Verfassung, die 
die Verkehrshoheit des Reiches proklamierten, die Handhabe 
boten. Allerdings sind die auf Grund der Reichsverfassung von 
den Ländern auf das Reich übergegangenen Staatseisenbahnen 
gegenwärtig in Auswirkung des Dawes-Gutachtens einer beson- 
deren Regie unterstellt und vom Reich unabhängig. Dadurch hat 
man sich von dem Ideal der einheitlichen deutschen Verkehrs- 
wirtschaft wieder entfernt. — Die Kriegsbedürfnisse haben das 
Reich auch zur Schaffung einer eigenen schwerindustriellen Grund- 
lage geführt (Beteiligung an der llseder Hütte mit Erzbergbau). 
Die eigentliche Waffenfabrikation, Maschinen- und Schiffbau 
bildeten selbstverständlich wichtige Zweige der wirtschaftlichen 
Tätigkeit des Reiches. In Friedenszeiten verloren diese Werke 
allerdings wieder an Bedeutung und haben unter den Schwierig- 
keiten der Übergangszeit stark gelitten. Das System der haupt- 
sächlichste 11 Reichsbetriebe wird durch eine gemeinsame Kredit- 
anstalt iibeiu acht : die Reichskreditgesellschaft war ursprünglich 
für die krcdilmässigc Zusammenfassung der Reichsbel riebe (und 
der kriegswirtschaftlichen Unternehmungen überhaupt) geschaffen. 
Mit der Zeit erweiterte sich jedoch die Tätigkeil der Reichskredit- 



gesellschaft auch auf aussenstehende Unternehmungen, so dass 
die Reichskreditgesellschaft gegenwärtig als eine Grossbank ohne 
Filialen zu betrachten ist und der Höhe ihres Kapitals und ihrer 
Bilanzsumme nach sich an die sieben privaten Grossbanken reiht. 
Neben der Verwaltung des Reichsvermögens und der Besorgung 
besonderer wirtschaftspolitisch begründeter Transaktionen des 
Reichs (z. B. Exportkreditversicherung) werden also von dieser 
Bank auch gewöhnliche Bankgeschäfte ausgeführt. Auch hier 
verquickt sich demnach wieder der Gesichtspunkt des Gemeinwohls 
mit dem Gesichtspunkt der Gewinnerzielung. Auch die früher mit 
der Rcichskreditgesellschaft identische Treuhandstelle, die die 
Buchführung der Reichsbetriebe kontrolliert, beschäftigt sich 
gegenwärtig daneben mit den Ausführungen privater Aufträge. 
Die Gesamtheit der aufgezählten Betriebe bildet den Reichskonzern 
„Viag" (Vereinigte Industrieunternehmungen A.-G.), dessen ein- 
ziger Aktionär das Reich ist. Der Aufsichtsrat der Viag besteht 
aus Reichsbeamten, Parlamentariern und kooptierten Unter- 
nehmerpersönlichkeiten. Die Überschüsse gehen, soweit sie nicht 
zur Reserve geschlagen werden, an das Rcichsfinanzmiriisterium. 
Ausserhalb der Viag stehen noch einige Unternehmungen, die der 
Boden-, Sicdlungs- und Wohnuugspolitik des Reiches auf dem 
Wege der Finanzierung dienen (die Deutsche Bodenkultur A.-G. 
und die Bau- und Bodenbank). 

DieLänder haben, wie oben dargelegt, einen etwas abweichenden 
Betätigungskreis: Kohlen-, Kali- und Erzbergbau auf Grund der 
alten Regale (auch Salzbergwerke und Salinen). Immer wichtiger 
werden die staatlichen Elektrizitätsbetriebe auf Grundlage des 
staatlichen Bergwerksbesitzes und des Ausbaues der staatlichen 
Wasserkräfte. Das ganze Reichsgebiet ist ja heute faktisch in 
ein halbes Dutzend Elektrizitätsbczirke geteilt, die teils von den 
Reichswerken (in Mitteldeutschland), teils von dem Komplex des 
gemischtwirtschaftlichen Rheinisch- Westfälischen Elektrizitäts- 
werkes (im Westen), teils von interkonununalen Werken im pro- 
vinzialen Massstab, im übrigen aber von den Grosskraftwerken 
der Länder Prcussen, Thüringen, Sachsen, Bayern, Baden be- 
herrscht sind. Das Interesse der Länder an den Wasserstrassen 
äussert sich in ihren Binnenschiffahrtsbeteiligungen (Sachsen an 
der Elbschiffahrt, Prcussen an der Rheinschiffahrt). Die deutschen 
Länder sind neben den Kreis- und Provinzialverbänden) mit 
Strassenbau beschäftigt. Daran knüpft sich auch ihr Interesse an 
Strassenbaustoffen und au Kraftwagenverkehrslinien. 

Ober den relativen Anteil der öffentlichen Hand an einzelnen 
Produktionszweigen gibt folgende Zusammenstellung Aufsclilnss 
(die Zahlen gelten für das heutige Reichsgebiet)*): 
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Auf dem Gebiete des Kreditwesens wurde die Betätigung der 
öffentlichen Hand, die in der merkantilistischen Epoche in viel- 
seitiger Weise eingesetzt hatte, im neunzehnten Jahrhundert durch 
Entwicklung des privaten Bankwesens auf Spezialgebiete be- 
schränkt, um jedoch später, namentlich nach dem Kriege, wieder 
an Mannigfaltigkeit zu gewinnen. Die Preussische und Bayerische 
Staatsbank hatten das kurzfristige Depositen- und Wechsel- 
geschäft begründet Die öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten 
(wie die Prcussischen Landschaften) waren zur Unterstützung des 
landwirtschaftlichen, später einige auch zur Unterstützung des 
städitscheii Hodenkredits entstanden. Die preussische Zentral- 
genosscnscliaftskasse hatte die Sonderaufgabe auf landwirtschaft- 
lichem und gewerblichem Gebiet, den Personalkredit, der in den 
Genossenschaften verkörpert ist, zu fördern. Die Sparkassen 
machten die Ersparnisse des Mittelstandes für die Volkswirtschaft 
oder den Staat fruchtbar, indem sie staatliche oder kommunale 
Obligationen zeichneten oder Pfandbriefe der öffentlichen Kredit- 
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anstalten übernahmen. Die Sparkassen waren ursprünglich mit 
dem Pfandleihgeschäft verbunden, sollten also verarmte Bürger 
vor Wucher schützen. Daneben entwickelte sich die Tätigkeit der 
Notenbanken, die den kurzfristigen Kredit des Staates besorgen 
und gleichfalls im volkswirtschaftlichen Interesse die Währung 
regeln können. Mit dem raschen Aufstieg der Aktienbanken ver- 
loren die offen tlichcn Banken den grössten Teil des kurzfristigen 
Geschäftes (an die Kreditbanken) und auch einen erheblichen Teil 
des langfristigen Geschäftes (an die Hypothekenbanken). Inner- 
halb des verbliebenen beschränkten Geschäftskreises steigerten 
aber die öffentlichen Kreditanstalten ihre Umsätze und ihren An- 
teil an dem gesamten volkswirtschaftlichen Kredit in dem gleichen 
Masse, wie die kommunale Wirtschaft (und die Wirtschaft der 
Staaten) aufblühte und damit auch der kommunale (und staatliche) 
Kreditbedarf wuchs. Für die Entwicklung des öffentlichen lang : , 
fristigen Kredits sind ferner auch die Träger der Invaliden- und 
Angestelltenversicherung bedeutend. Im ganzen betrug vor dem 
Kriege von den gesamten langfristigen Krediten, die von privaten 
und öffentlichen Instituten ausgeliehen wurden, der öffentliche 
Anteil fast drei Fünftel, nämlich rund 30 Milliarden von dem Ge- 
samtbetrag von 50 Milliarden Mark, und zwar entfielen davon 
etwa 20 Milliarden auf Sparkassen, 8 Milliarden auf öffentliche 
Rcalkrcditanstalten und 2 Milliarden auf die Träger der Sozial- 
versicherung. 

Das Reich, die Länder und die Kommunen waren vor dem 
Kriege an der gesamten inneren Verschuldung der deutschen 
Wirtschaft mit etwa V« (1925 V« bis 1 I«) beteiligt. Rund 5 /e dieses 
öffentlichen Kreditbedarfes werden von öffentlichen Kredit- 
anstalten befriedigt, die dabei die Spargelder des Mittelstandes 
und die Versicherungsbeiträge der Arbeitnehmer und Arbeitgeber, 
daneben aber auch den von den wohlhabenderen Schichten ge- 
speisten offenen Kapitalmarkt (Absatz von kommunalen Obli- 
gationen und Pfandbriefen an Private) heranziehen. Die Deckung 
des öffentlichen Kreditbedarfes bildet aber nur einen kleinen Teil 
der gesamten Tätigkeit der öffentlichen Kreditanstalten, vor dem 
Kriege nur etwa V« ihrer gesamten langfristigen Anlagen (1925 
gleich Yt). Vom Rest ging der grösste Teil an die Landwirtschaft 
und an die städtischen Haus- und Fabrikbesitzer. Die öffent- 
lichen Kreditanstalten sind also keineswegs nur Organisationen 
zur Befriedigung des eigenen Kreditbedarfs der öffentlichen 
Körperschaften; sie greifen vielmehr auch in die Kreditwirtschaft 
der Privaten hinein. Seil dem Kriege beschränkten sie sich dabei 
keineswegs mehr auf das langfristige Geschäft allein. (Im übrigen 
halten die Sparkassen schon durch das Scheckgesetz von l'X>7 
die Möglichkeit dazu erhallen.) /.um Teil wirkten nach dem 
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Kriege vorübergehende Ursachen mit: die abnormen und un- 
sicheren Zinssätze, die zur Verkürzung der Kreditfristen zwangen, 
das noch nicht überwundene Misstrauen nach der Inflationszeit, 
eine vorübergehende Aufblähung der öffentlichen Geldbestände, die 
die Folge eines fehlerhaft getroffenen Goldumstellungsschlüssels 
für die Steuern war und zu grossen kurzfristigen Anlagen der 
öffentlichen Körperschaften führte. Doch ist anzunehmen, dass 
auch nach voller Überwindung der Nachwirkungen der Inflation 
die Betätigung der öffentlichen Kreditinstitute auf dem kurz- 
fristigen Kreditmarkt nicht wieder auf dasVorkriegsmass abgebaut 
werden wird. Die öffentlichen Kreditanstalten haben inzwischen 
Erfahrungen gesammelt, sie haben sich vor allem durch Zu- 
sammenschluss ihrer Organisationen und Mittel (Deutsche Giro- 
zentrale als Zusammenfassung der Sparkassen) eine zweckmässige 
Verteilung der Risiken ermöglicht. Es ist bei den öffentlichen 
Kreditanstalten ebenso wie bei allen anderen öffentlichen Be- 
trieben schwer und an sich auch nicht notwendig, starre Be- 
tätigungszonen zu schaffen, ausserhalb derer das private Kapital 
zu walten habe. Die Tätigkeit der Reichskredit-A.-G. zeigt, dass 
es auch auf dem Gebiet des eigentlichen Grossbankgeschäftes 
keinen Grund geben kann, die monopolistische Betätigung des 
Privatkapitals als eine ewige und unüberschreitbare Norm zu 
preisen. Die öffentlichen Kreditanstalten, deren Leiter ja in letzter 
Linie den Wählern verantwortlich sind, werden den wirtschafts- 
politisclien Gesichtspunkt, die Pflege des Gemeinwohls, zur Grund- 
lage ihrer Tätigkeit machen: billige und zweckmässig verteilte 
Kredite für die Wirtschaft, Pflege des Sparsinns, Unterstützung 
der öffentlichen Körperschaften in ihren Aktionen (Arbeits- 
beschaffung, Siedlung usw.). Namentlich die zentralen Kredit- 
institute haben eine grosse Verantwortung, die in der letzten Zeit 
eher noch gestiegen ist; z. B. dadurch, dass man in der Reichsbank 
immer mehr ein wichtiges Instrument der gesamten Konjunktur- 
regelung erblickt, und dass sie auf die Kontrolle der Kreditauf- 
nahme im Ausland massgebenden Einfluss hat; ferner auch da- 
durch, dass die Kommunalanleihen in /der Girozentrale, die 
Auskuidkredite der Landwirtschaft in der Rentenbank-Kredit- 
anstalt (die agrarischen Personalkredite in der Preussischen 
Zcntral-Genossenschaftskasse) konzentriert sind. Damit ist aber 
nicht gesagt, dass die öffentlichen Kreditanstalten reine Wohl- 
tätigkeilsanstalten sein müssen und sich Geschäften fernhalten 
sollen, wenn sie diese ebensogut besorgen können wie die privaten 
Banken. 

Die Betätigung der öffentlichen Verbände hat in der Nachkriegs- 
zeit noch eine weilcre Bedeutung erhalten: die Wohnungsnot 
zwang dazu, den Wohnungsverbrauch öffentlich zu regeln und 
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die Wohnungsproduktion öffentlich zu unterstützen. Die Gemein- 
den, die schon vor dem Kriege zum Teil grosse Teile des Klein- 
wohnungsbedarfs in eigener Regie befriedigten, betätigten sich 
nunmehr in weitestem Umfange teils als Bauherren, häufiger aber 
noch als Kreditgeber. Die Mittel dazu gab die Hauszinssteuer, die 
zwar nicht ganz, aber zu einem bestimmten Teil Bauzwecken vor- 
behalten ist. Durch die Hauszinssteuer, von der gegenwärtig 
jährlich ein Betrag von etwa 800 Millionen Mark für Bauzwecke 
abgezweigt wird, erhalten die Gemeinden einen stets wachsenden 
besitzer, sei es als Hypothekengläubiger. Nur durch die Mängel 
des deutschen Steuersystems erklärt es sich, dass der öffentliche 
Kapitalanteil am deutschen Hausvermögen, sei es als Eigen- 
Anteil am Hauswesen nicht noch stärker ist. Das Beispiel Wiens 
zeigt, wie weit und mit welch gutem Erfolg die öffentliche Be- 
tätigung auf diesem Gebiete gehen kann, wenn sie finanziell dazu 
die Möglichkeit hat. 

Eine Schätzung der Bedeutung der öffentlichen Wirtschaft im 
Rahmen der Gesamtwirtschaft (über die Grundlagen dieser 
Schätzung siehe Anhang 1) führt zu dem Ergebnis, dass der Wert 
der Leistungen der öffentlichen Wirtschaft in Deutschland gegen- 
wärtig 10 bis 12 Milliarden Reichsmark ausmacht, und dass etwa 
jeder zwanzigste rirwerbstätige in einem öffentlichen Betriebe 
beschäftigt ist. ., 

Obgleich die wachsende Bedeutung öffentlicher Betriebe ihre 
Grundlage in der Entwicklung der Grossstädte und des modernen 
Verkehrs, in den Bedürfnissen des modernen Krieges und in der 
Energiewirtschaft, also in einer Welt von unentrinnbaren Tat- 
sachen gehabt hat, hat sich doch die Idee der Erweiterung der 
öffentlichen Betriebe nur unter grossen Schwierigkeiten durch- 
setzen können. In den letzten Jahren vor dem Kriege war das 
Machtverhältnis zwischen den aufblühenden Kommunen und den 
wachsenden Industriemonopolcn so, dass die Schwerindustrie die 
Erweiterung ihres Einflusses nur auf dem Wege des gemischt- 
wirtschaftlichen Betriebes erreichen konnte: es entstand damals 
das Strom- und Gasnetz der Rheinisch-Westfälischen Elektri- 
zitätswerke A.-G. Die kriegswirtschaftliche Welle, die den Einfluss 
der öffentlichen Wirtschaft stärkte, fand ihre Fortsetzung in den 
Sozialisierungsbestrebungen der Revolutionszeit. Freilich sollten 
die neuen Sozialisicruiigsgebilde ganz anders aussehen als das, 
was vorher bestanden hatte; an die Stelle des obrigkeitlichen 
Staates war ja der demokratische Staat getreten, und ausserdem 
suchte man nach Wegen, um die öffentlichen Betriebe nicht als 
bineaiikratische Behörden aufzuziehen, sondern als selbständige, 
nach kaufmännischen Gesichtspunkten, aber doch gleichzeitig im 
allgemeinen Interesse geführte Organismen. Immerhin sieht der 
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Artikel 156 der Reichsverfassung, in Anknüpfung an das so- 
genannte Sozialisierungsgesetz vom März 1919, auch die unmittel- 
bare Verstaatlichung der Betriebe (mit Entschädigung) oder die 
Beteiligung des Staates an der Verwaltung der Betriebe (ohne 
Entschädigung) vor. Dabei kann das Reich entweder selbst von 
der Verstaatlichung Gebrauch machen oder den Betrieb zugunsten 
Dritter, nämlich der Länder, Kommunen oder höherer Kommunal- 
verbände enteignen. Eine gleichartige Bestimmung enthält auch 
das Elektrizitätsgesetz vom Dezember 1919. Praktisch wurde aber 
von diesen Vollmachten so gut wie kein Gebrauch gemacht. Die 
Entwicklung des öffentlichen Einflusses auf die Verkehrs- und 
Energiebetriebe war vielmehr nicht durch das neue Recht, sondern 
durch die Tatsachen der neuen Technik begünstigt. Bald liess 
sich auch die ideologische Reaktion gegen die Tendenz der Kriegs- 
und Sozialisierungszeit spüren. Der Ruf nach Privatisierung 
wurde laut. Die aussenpolitischen Schwierigkeiten und der Ruin 
der öffentlichen Finanzen schwächten den Staat gegenüber der 
Privatwirtschaft. Obgleich, wie sich später herausstellte, der 
Inflationsprozess in gleicher Weise die staatlichen und die pri- 
vaten Betriebe umgestaltete, indem er sie zwang, Geld möglichst 
rasch in Sachanlagen zu verwandeln, obgleich dadurch Industrie 
Wie Staat am Morgen nach der Stabilisierung im Besitz aus- 
gedehnter schuldenfreier Anlagen waren, so schien doch in der 
Zeit der Inflation die wirtschaftliche Übermacht der Industriellen 
(die keine Steuern zahlten) grösser als die des Staates (der keine 
Steuern erhielt). So konnte z.B. der Gedanke entstehen, dass 
das deutsche Privatunternehmertum dem Reich über die finan- 
ziellen Schwierigkeiten hinweghelfen, dabei aber die Eisenbahnen 
als Pfand erhalten sollte. Dieser Gedanke drang nicht durch; er 
fand erst später teilweise Verwirklichung in der Verpfändung der 
Reichsbahn an die Reparationsgläubiger, die die Eisenbahn als 
Quelle von Reparationsleistungen gemeinsam mit Vertretern des 
Reichs und der deutschen Wirtschaft unter starkem Einfluss des 
Privatunternehmertums verwalten. Auch die aus der Verein- 
barung mit den Dawes-Sachverständigen entstandene neue Reichs- 
bank steht unter einem viel grösseren Einfluss der Privaten und 
gewährt dem Reich auch finanziell einen viel geringeren Ertrag, 
als dies bei der alten Reichsbank der Fall war. Inzwischen sind 
die öffentlichen Finanzen geordnet, die öffentlichen Körper- 
schaften brauchen sich gegenüber der Privatindustrie in rein 
wirtschaftlicher Hinsicht keineswegs als die Schwächeren zu 
fühlen. Aber der Kampf um die öffentlichen Betriebe ist ein 
politischer Kampf, und das politische Kräfteverhältnis ist seit der 
Stabilisierung den Parteien des bürgerlichen Privatbesitzes keines- 
wegs ungünstig kcwcscii. Der Drang nach Privatisierung dauert 
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fort. Unter Vorspannung der Interessen des Handwerks, also 
angeblich aus „mittelstandspolitischen Gründen", versucht die 
Grossindustrie, die Betätigung der Kommunen zu beschneiden. 
Ihren Gipfel fanden diese Bestrebungen bisher in der Politik des 
Reichsbankpräsidenten Dr. Schacht, der durch ungleiche Behand- 
lung der privaten Industrie und der Kommunen bei deren Ver- 
sorgung mit ausländischem Kredit die Erhaltung und den Ausbau 
der Kommunalbetriebe gefährdet. Daneben gehen Kämpfe der 
Banken für die Einschränkung der Sparkassentätigkeit, Kämpfe 
der Kommunen und der sozialistischen Partei gegen ein privates 
Ferngasmonopol, Bemühungen der elektrotechnischen Industrie, 
auf dem Gebiet der kommunalen Elektrizitätsversorgung wieder 
Fuss zu fassen. 

Die Ideologie des freien Wettbewerbs wird in ihrer längst über- 
holten Reinheit den modernen Tatsachen gegenübergestellt. Das 
private Eigentum wurde in einer Kundgebung der Unternehmer- 
spitzenverbände wiederholt als „Grundlage unseres ganzen Kultur- 
lebens" erklärt. Dass es sich dabei um eine rein ideologisch- 
politischeKräftezusammenfassunK handelt und nicht immer um die 
eigentlichen Wirtschaftsintcressen, ist aus der Haltung der Gross- 
industrie gegenüber der sogenannten Wohnungszwangswirtschaft 
ersichtlich. An sich müsste ja die Wohnungszwangswirtschaft, 
die einerseits die Mieten in den Altwohnungen niedrighält und 
anderseits durch die Baufinanzierung aus Hauszinssteuererträgen 
auch die Neubauwohnungen verbilligt, den Industriellen will- 
kommen sein; denn durch niedrige Mieten werden auch die Löhne 
und damit auch die Produktionskosten niedriggehalten. Trotz- 
dem ist die gesamte Unternehmerschaft in diesem Punkte aus 
ideologischen Gründen und gegen ihr eigenes Interesse mit dem 
engen Kreis der Bauunternehmer und Hausbesitzer solidarisch. 

In der EntSchliessung:, die im November \926 von sämtlichen 
S|)itzcnvcrb;"iiidcii der Unternehmerschaft angenommen wurde, 
heisst es: 

„Dein i;t".i hlchlliclicn Werden unserer Wirtschaft und der Eigenart 
unseres Volkes, welches dns Privateigenhini und das Recht des Einzelnen 
zur freien und srllisl äiuliKcti Betätigung in Industrie, Landwirtschaft, 
Handel und (leweilie zu seinen höchsten Gütern zählt, entspricht es, 
dass Deutschlands Wirtschaft wesentlich Privatwirtschaft ist." 

Der obig* Obci blick zeigt, dass diese Berufung auf das „ge- 
schichtliche Werden" keineswegs stichhaltig ist. Ebensowenig 
zutreffend ist es auch, liier von einer „Eigenart unseres Volkes" 
zu sprechen. Im Gegenteil: unter den verschiedenen Völkern der 
abendländischen Kultur war gerade das deutsche Volk dasjenige, 
das die stärkste Unterordnung der Privatwirtschaft unter das 
allgemeine Interesse In frühester und auch in der neuesten Zeil, 
und /war gerade auch In ilci Form des öffentlichen Betriebes 

M 



erlebt hat. Sombart unterscheidet geradezu bei der Schilderung 
der staatlichen und halbstaatlichen Betriebe im alten Europa 
zwischen der „kommerzialisierenden" Tendenz der angelsäch- 
sischen Länder und der „bureaukratisierendeii" Tendenz in den 
deutschen Staaten. Noch stärker als diese nationalen Eigenarten 
sind aber die allgemeinen Tendenzen der kapitalistischen Ent- 
wicklung, und diese haben es bewirkt, dass gegenwärtig sogar in 
den Ländern, die viel stärker im Zeichen des privaten Wett- 
bewerbes stehen als Deutschland, der öffentliche Betrieb einen 
grossen Teil des nationalen Vermögens und der nationalen Pro- 
duktion ausmacht. Die jüngst veröffentlichten Untersuchungen 
des Wirtschaftsausschusses der englischen Liberalen Partei 
schätzen das in den öffentlichen Betrieben investierte Kapital auf 
4 Milliarden Pfund Sterling! Die Errichtung der staatlichen Stark- 
stromleitungen oder des staatliehen Funksystems gehört in Eng- 
land zu den Werken der konservativen Regierung Baldwin. In 
Frankreich steht die Stickstoff- und Kalierzeugung stark im 
Zeichen der staatlichen Wirtschaft, in Italien ist die Versorgung 
mtt mineralischen ölen staatlich monopolisiert. Daneben ver- 
breitet sich auch in den westlichen Ländern das gemischtwirt- 
schaftliche System (Lokalbalmen in Belgien, Grosskraftwerke in 
Frankreich). Auf dem amerikanischen Kontinent befindet sich die 
kanadische Elcktrowirtschaft zum grossen Teil in staatlichen 
Händen; in den Vereinigten Staaten unterliegen die Kraftwerke 
(wie die privaten Eisenbahnen) der staatlichen Tarifkontrolle, die 
viel weiter geht als die deutsche sogenannte schiedsgerichtliche 
Preisregefung des Staates. 

III. 

Der private Unternehmer verkauft seine Ware zu einem Preise, 
der ihm den grössten Gewinn abwirft. Es liegt ihm fern, sich in 
Geschäften zu betätigen, die weder ihm noch seinen Erben mit 
Sicherheit Gewinn bringen werden. Wenigstens ist dies die 
Methode der eigentlichen freien Wirtschaft. Wenn in der letzten 
Zeil (kathenau, Keynes, der neue englische liberale Wirtschaf ts- 
hcridit) betont wurde, dass die Form der Aktiengesellschaft heute 
Wirlschaftsgebjlde ermöglicht, die zwar in privatem Besitz sind, 
die aber nicht mehr unter eng egoistischen Gesichtspunkten von 
einzelnen Personen oder Familien geleitet werden, so wird damit 
nur ausgedrückt, dass jene Methode der freien Konkurrenz, 
wenigstens ihr eine Reihe der wichtigsten Wirtschaftszweige 
nicht mehl richtig funktioniert. Wo das Profitstreben des Be- 
sitzers bzw. des Aktionärs nicht mehr massgebend für die 
Richtung der Produktion sein soll, dort wäre es falsch, in ihm 
mehr als einen QtftubJger zu sehen, dem es gleichgültig sein muss 
woher er seine festen Zinsen bekommt. Denn dies imlerschcidet 
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gerade die öffentlichen Betriebe von den Betrieben des Privat- 
kapitals: sie sind zu eigenen Verlusten bereit, obgleich sie davon 
nicht sofort, sondern erst nach Jahren oder Jahrzehnten, und 
häufig nicht unmittelbar für die eigene Kasse, sondern für die 
Bevölkerung, Vorteile gewinnen können. Im letzteren Falle wird 
für die eigenen Kassen, wenn überhaupt, ein Gewinn nur mittelbar 
in Gestalt erhöhter Steuerkraft entspringen. Eine Gemeinde kann 
das Rohrnetz ihres Wasserwerkes so ausdehnen, dass es ihr 
keinen Gewinn einbringt, wenn aus siedelungspolitischen Gründen, 
z. B. zur Erschliessung eines neuen Vororts, diese Ausdehnung 
notwendig ist. Ebenso ist die Versorgung der ländlichen Gebiete 
mit Elektrizität wenigstens in den ersten Zeiten stets unrentabel, 
muss aber in Erwartung eines künftigen volkswirtschaftlichen 
Vorteils betrieben werden. Diese Beispiele lassen sich beliebig 
vermehren. Die öffentlichen Körperschaften sind aber weiter ver- 
pflichtet, dem Gemeinwohl auch auf die Weise zu dienen, dass 
sie im Verfolg des Prinzips „Die Gemeinwirtschaft für den Men- 
schen und nicht der Mensch für die Wirtschaft" die Bedingungen 
ihrer eigenen Arbeiter menschenwürdig gestalten und sich damit 
als Schrittmacher der Sozialpolitik, als Musterbeispiele für die 
Privatunternehmer betätigen. 

Diese — vom kapitalistischen Standpunkt gesehen — „unwirt- 
schaftliche" Betätigung der öffentlichen Körperschaften ist natür- 
lich nur dadurch möglich, dass sie neben den Überschüssen ihrer 
Betriebe als wichtigste Einnahmequelle die Steuerkraft der Be- 
völkerung hinter sich haben. Dementsprechend stellen die Gegner 
der öffentlichen Wirtschaft als Ideal folgende Arbeitsteilung dar: 
den öffentlichen Körperschaften die Zuschussbetriebe (Schulen, 
Krankenhäuser, Strasscnbnu usw.), die durch Steuern finanziert 
werden sollen, den privaten Unternehmern alle übrigen Betriebe, 
also alle Überschussbetriebe. Dieses Schema widerspricht aber 
der modernen Wirklichkeit. Seine Verwirklichung hätte auch zur 
Folge, dass die Massenversorgung (Verkehrsbetriebe, Energie- 
betriebe und viele andere), die an sich durchaus eine Grundlage 
für Ohcrscliusshcl riete bilden kann, in die Hände des Privat- 
monopols üb&igehl und so das Instrument einer Ausbeutung der 
Bevölkcrim« Stummsten weniger privater Unternehmer wird. Geht 
man daher von dein Gesichtspunkt aus, dass alle Versorgungs- 
zweige, die im lc r Gefahr privater Monopolisierung stehen, öffent- 
lich betrieben werden sollen, so ergibt sich, dass die öffentlichen 
Körperschaften eben zweierlei Unternehmungen zu betreiben 
haben: solche, die das Publikum billiger als zu den Selbstkosten 
beliefern müssen und also im wesentlichen aus Steuern unter- 
halten werden, und solche, die sieh selbst erhalten. Die Trennung 
wird von dem englischen National Ökonomen Pigou wie folgt 
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durchgeführt: Alle Waren und Leistungen, die bei einem zu 
niedrigenPreis zu einer unerwünschten verschwenderischen Steige- 
rung des Verbrauches führen würden, sind unter dem Prinzip der 
Selbstkostendeckung zu verkaufen: Eisenbahn, Gas, Elektrizität 
usw. Alle Betnebe und Anstalten hingegen, bei denen der Ver- 
brauch seiner Natur nach ein begrenzter ist (Krankenhäuser, auch 
Wasser), oder der auf eine andere Weise als durch Preissteige- 
rung, namheh durch direkte Vorschriften, leicht reguliert werden 
kann (Strassen) oder bei denen die Verbrauchssteigerung aus 
hygienischer, oder kulturellen Gründen erwünscht ist (Schulen 
sanitäre und sportliche Anlagen, Museen, Bibliotheken), haben dfe 

SfSEEL"*? ,? der Jedenfal ' S ZU GeWihren « liefern" 2 

? J bS «° Sten n,cht ZU dsckm buchen. Es entsteht dann nur 

noch die Frage, ob bei den ersteren Betrieben nur dfe Deckung 
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Ebenso wie in der Preisfrage, so sind auch in der Arbeiterfrage 
den sozialpolitischen Bestrebungen der öffentlichen Betriebe selbst- 
verständlich Grenzen gesetzt: wie die Verbilligung des Gases 
zugunsten der Konsumenten auf gewisse Grenzen stösst, so kann 
auch dieErhöhung der Löhne der Gaswerksarbeiter nicht grenzen- 
los vor sich gehen. Aber der Gaspreis kann wie der Gaswerks- 
lohn in einem öffentlichen Betrieb doch anders gestaltet werden 
als in einem privaten Betrieb: denn die Wählerschaft der öffent- 
lichen Körperschaften, die als letzte Instanz deren Entscheidungen 
bestimmt, besteht ja ausschliesslich aus Konsumenten, und der 
grösste Teil dieser Konsumenten gehört zugleich auch zu den 
Arbeitern. So können sich die Arbeitsbedingungen und die Preise 
unter dem Druck der Wählerschaft in den durch Selbstkosten 
und finanzielle Lage gegebenen Grenzen verbessern. 

Die Rolle, die die niedrigen Preise und hohen Löhne für die 
Verbilligung der Produktion spielen, indem sie die Massenkauf- 
kraft steigern und daher billige Massenproduktion ermöglichen, 
muss hier früher erkannt werden als in den privaten Unter- 
nehmungen, zumal es sich bei den öffentlichen Betrieben fast 
ausschliesslich um Massenversorgungsbetriebe mit hohem, eine 
möglichst vollständige Ausnutzung erheischendem Anlagekapital 
handelt. Die Schwankungen in der Lage der kommunalen Ar- 
beiter spiegeln vielfach die Schwankungen in der politischen Zu- 
sammensetzung der Wählerschaft wider: ob z.B. die Gemeinden 
gemeinsam mit den Verbänden privater Arbeitgeber eine rück- 
ständige Sozialpolitik treiben, oder ob sie unter dem Druck der 
Arbeitervertreter in den Stadtverordnetenversammlungen gemein- 
sam mit den Verbänden der Gemeinde- und Staatsarbeiter die 
Lage der Arbeiterschaft verbessern, ist eine Machtfrage. Je mehr 
die Macht des privaten Kapitals durch die Macht der Arbeiter- 
schaft verdrängt wird. Je eindeutiger der Sieg der Bevölkerungs- 
niehrheit über die Uiilcriichmcrminderheit ist, um so deutlicher 
werden allerdings auch die inneren Gegensätze in der Arbeiter- 
schaft seihst, die bis dahin zurückgedrängt waren. Denn man 
kann nicht grenzenlos die Preisherabsetzungen (und Steuerherab- 
setzungen) und Lohnerhöhungen gleichzeitig durchführen. Das 
ist nur so lange möglich, als Ausdehnungen der Massenproduktion 
lohnend und technische Verbcsserungen möglich sind. Von einer 
gewissen Grenze an tritt aber das Lohninteresse mit dem Inter- 
esse der Verbraucher und Steuerzahler in Widerspruch. Es ist 
Aufgabe der Gewerkschaften, die Wirtschaftspolitik stets wirklich 
bis zu dieser Grenze vorzutreiben. Nach Erschöpfung aller Ratio- 
iinllsicriuigsmöglichkcllcii wird aber der Gegensatz unvermeid- 
lich. Praktisch wird daher das lebendige Wechselspiel der ver- 
schiedensten InteressciiKiiippeii den Inhalt der öffentlichen 
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??Z»? P h r b3lden ' wie man sich J a überhaupt das politische 
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durchaus normal sind. Etwas anderes ist es aber, wenn etwa er- 
schöpfte alte staatliche Gruben oder ohne Absatz gebliebene 
staatliche Kriegswerften künstlich vor Stillegung geschützt wer- 
den. Hier hat der Staat wob) die Pflicht, die entlassenen Arbeiter 
ausreichend zu entschädigen und für ihre UmsicdluuR oder Um- 
schulung zu sorgen, nicht aber die unrentablen Betriebe für alle 
Ewigkeit fortzuführen. Um solche Fälle leichter zu kontrollieren, 
ist von den öffentlichen Betrieben —genau wie von den privaten — 
stets die weitest gehende Offenlegung der Betriebsergebnisse zu 
verlangen (Publizität). Denn auch die Presse ist ein Teil der 
Demokratie; man muss dem Publikum und den Parlamenten den 
Rentabilitäts vergleich mit ähnlichen privaten und öffentlichen Be- 
trieben ermöglichen. Insofern als die Steuerbefreiung der städti- 
schen Betriebe von der Kommunalsteuer, die Befreiung der staat- 
lichen Betriebe von staatlichen Steuern in Wirklichkeit oft nur 
eine rein rechnerische Vereinfachung ist, wäre es empfehlenswert, 
um die Vergleicbbarkeit mit Privatbetrieben zu erzielen, stets die 
sich aus allgemeinen Steuernornien für den Betrieb ergebende Be- 
lastung gesondert zu errechnen und zu veröffentlichen. Dadurch 
würde die Wahrscheinlichkeit versteckter Subveiitionierung noch 
geringer, als sie heute schon ist. Denn in Wirklichkeit sind solche 
Fälle recht selten. Die Steuern der Kommunen, der Länder und 
des Reiches reichen nicht einmal aus, um den Bedarf der Wohl- 
fahrt, der Bildung, des Heeres zu decken, so dass im Gegenteil 
die öffentlichen Betriebe zurDeckung diesesBedarfs herangezogen 
werden müssen. 15 Prozent der deutschen Kommunalausgaben 
waren 1925 aus Betriebsüberschüssen gedeckt. Von 79 Städten, 
die im Statistischen Jahrbuch deutscher Städte untersucht wurden, 
hatten 1925 nur 5 Städte Betriebe aufgewiesen, die Steuerzuschüsse 
verlangten. (Es waren dies ausschliesslich Strasseiibahnbetricbe.) 

IV. 

Die volkswirtschaftlichen und sozialen Vorteile des öffentlichen 
Betriebes ergeben sich, wie man sieht, in allen den Fällen, wenn 
Gegenstände des unmittelbaren Massenbedarfs, die ihrer Natur 
nach die freie Konkurrenz auf die Dauer ausschliessen, dem pri- 
vaten, auf Profit abgestellten Monopol entzogen werden. Die 
demokratischen, mit Steiierkraft ausgestatteten, aber unter Kon- 
trolle der Sti-iUM/.:iliKi stehenden Zwangsverbände haben die 
Möglichkeit, in Ihiein System der Überschuss- und Zuschuss- 
betriebe auch unler vorübergehender oder dauernder Heranziehung 
der Steuerreserveu die Arbeits- und Preisbedingungen nach den 
Gesichtspunkten des augenblicklichen und des künftigen Gemein- 
wohls zu regeln. Sic sind auch imstande, unter Benutzung ihres 
Zwangscharakters und Hilf. ;iuf der Steuergrundlage aufgebauten 
Kredits alle volkswirtschaftlichen Ersparnisse zu erzielen, die sich 
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bei Betrieben mit grossen stehenden Anlagen aus der Konzern- 
bildung und aus der Erweiterung des Kundenkreises ergeben. Dies 
wären also die Merkmale, die, namentlich wenn sie alle zugleich 
auftreten, einen Wirtschaftszweig für diese Form der Wirtschafts- 
demokratie besonders geeignet machen. Es muss sich handeln um: 

1. Betriebe, die den Massenbedarf weiterer Bevölkerungs- 
schichten eines Gebietes decken, oder von denen das Wohl 
dieser Schichten auf irgendeine andere Weise abhängt; 

2. Betriebe mit natürlichem Monopol; 

3. Betriebe, die durch Erweiterung und Sicherung des Ab- 
nehmerkreises besonders grosse Ersparnisse erzielen können. 

In den früheren Darlegungen haben wir daneben allerdings auch 
eine Reihe von Betriebszweigen erwähnt, die keineswegs alle drei 
Merkmale besitzen, sondern in denen der Staat schon in früheren 
historischen Epochen Fuss gefasst hat; ferner alle diejenigen Be- 
triebe, die sich als Konzernglieder an einen öffentlichen Betrieb 
anschliessen und ihn mit Vorprodukten oder mit Kredit usw. ver- 
sorgen; endlich müssen auch die staatlichen Finanzmonopole er- 
wähnt werden (wie das Tabakmonopol in Frankreich, Italien und 
den Nachfolgestaaten Österreichs), die ja an sich nicht auf eine 
Demokratisierung der Wirtschaft abgestellt sind, sondern gegen- 
wärtig eher unter dem Gesichtspunkt der finanzpolitischen Zweck- 
mässigkeit beurteilt werden müssen. Betriebe, die die verlangten 
Merkmale haben und dabei ein regional klar umgrenztes, nicht zu 
weites Absatzgebiet besitzen, eignen sich als öffentliche Betriebe 
in ganz besonderem Masse. Die Fühlung zwischen einem Kom- 
munalbetrieb und den Organen der politischen Demokratie kann 
aber je nach der Grösse der Stadt verschieden weit gehen; in 
einer kleinen Stadt ist das System der eigenen Regie unbedenk- 
lich, das Stadtparlament kann über alle Einzelheiten der Betriebs- 
fiihrung entscheiden. Für eine Grossstadt ist es zweckmässiger, 
wenn die Betriebsleitung nur bei dem jährlichen Geschäftsabschluss 
oder bei Entscheidungen über wichtige Lohn-, Preis- oder Bau- 
fragen die Genehmigung des Parlamentes einholen soll. Mit dieser 
Alisgliederung des Betriebes aus den laufenden Parlaments- und 
Behördcngeschäften kann die Verwandlung des Betriebes in eine 
selbständige Rechtspersönlichkeit verbunden sein. Durch die Ver- 
tretung der Arbeiterschaft (auf Grund des Betriebsrätegesetzes 
und über den Rahmen dieses Gesetzes hinaus durch Einschaltung 
von Vertretern der Gewerkschaften in die Leitung) können auch 
ihre Interessen geschützt werden. Allerdings ist der Abstand 
zwischen Bei rieb \\\\i.\ Volksvertretung schon zweifellos grösser 
als bei der eigenen Regie, dafür aber auch der Wirlschaftscffekt 
sicherer, da der parlamentarische und behördliche Betrieb ein 
anderes Tempo hat als der technische und kaufmännische. Die 
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Problematik der kommunalen Werkdemokratie vertieft sich noch 
mehr in dem Masse, als die technische Entwicklung die Grenzen 
der einzelnen Kommunen sprengt. Dies ist in den letzten Jahren 
namentlich auf dem Gebiete der Stromversorgung, neuerdings 
auch auf dem Gebiet der Gasversorgung der Fall. Um die wirt- 
schaftlichen Vorteile der Fernleitungen (zentrale, eventuell direkt 
auf dem Brennstoff erbaute Grossbetriebe!) fruchtbar zu machen, 
werden interkommunale Werke gegründet, wie die grossen Elek- 
trizitätswerke in den Provinzen Westfalen und Brandenburg oder 
die neue von den Städten Frankfurt und Mannheim gegründete 
Südwestdeutsche Gas-A.-G. Im Interesse der Abwehr des Privat- 
kapitals und zur Erzielung einer möglichst wirtschaftlichen Ver- 
einigung des Netzes erweist sich aber weiterhin der Eingriff des 
Staates oder des Reiches unvermeidlich. Es entstehen daraus 
eigenartige Gebilde, grosse Gesellschaften, in deren Aktienbesitz 
sich die interessierten öffentlichen Körperschaften — Kommunen, 
Kreise, Provinzen, Staat, Reich — teilen. Wie sehr dabei die Be- 
teiligung des Privatkapitals auch unerwünscht ist, so hat sich in 
manchen Fällen seine politische Position (infolge der Haltung der 
bürgerlichen Mehrheiten) und wirtschaftliche Vormacht (hauptsäch- 
lich auf Grund seines Kohlenbesitzes) als so stark erwiesen, dass 
man dem Privatkapital die Beteiligung an solchen Gesellschaften 
einräumen musste. Die demokratische Kontrolle ist auch in 
solchen gemischtwirtschaftlichen Gebilden an sich durchaus mög- 
lich, da die Vertreter der öffentlichen Körper stets abgerufen oder 
bestimmten Weisungen unterworfen werden können. Auch bei 
den reinen Staatsbetrieben (und Reichsbetrieben) setzt sich die 
Form der selbständigen Rechtspersönlichkeiten immer mehr durch. 
Dadurch werden wichtige Nachteile der rein behördlichen Arbeit, 
die der burcaukratischen Organisation eigen sind, erheblich 
abgeschwächt. Und da auf der anderen Seite die private 
Grossindustric seihst, im Gegensatz zu den früheren leicht be- 
weglichen üiileiiielimiiiigen, riesige Konzernbeamtenkörper ge- 
schaffen hat, so besteht gegenwärtig kaum ein sehr grosser Unter- 
schied In der formalen Gescliäftsgebarung der privaten und der 
staatlichen (lmssbelriebc. Sachlich ist der Unterschied gross 
genug: Bei tatkräftiger Haltung der Parlamentsvertreter in der 
Verwaltung dieser Gesellschaften wird die Tarif- und Lohnpolitik 
dieser Betriebe anders ausfallen als im Privatbetrieb. Und das 
Rcgierungsmitglied, das an der Spitze einer solchen Rechtspersön- 
lichkeit steht, oder das den Leiter ernennt, kann in jedem Augen- 
blick das Mißtrauensvotum des Parlaments erhalten. Der real 
denkende Anhänger demokratisierter Wirtschaftsformen wird 
darauf drängen, dass alle Kontrollrnöglichkeiten ausgenutet wer- 
den was heute oft nicht in genügendem Masse geschieht — , 
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ohne dass dabei die wirtschaftliche Ertragfähigkeit gefährdet wird. 
Auf jeden Fall gibt es zwei Elemente des Ausbaues der Demo- 
kratie in den öffentlichen Betrieben: erstens eine wenn auch nicht 
direkte Abhängigkeit des Betriebes oder seiner Leitung von der 
demokratischen Regierung und zweitens die Heranziehung von 
Arbeitnehmern in die Verwaltung der öffentlichen Betriebe. Diese 
Elemente können je nach dem Einzelfall in verschiedenen Ver- 
hältnissen miteinander gemischt werden, doch jedes von ihnen ist 
für die Demokratisierung der Wirtschaft unentbehrlich. 



4. Abschnitt 
Die Konsumgenossenschaften 

I. 

Mit dem öffentlichen Betrieb hat die Konsumgenossenschaft es 
gemeinsam, dass in ihr die Wirtschaftsführung nicht von der 
Macht des Eigentums abhängt, und dass die Zielsetzung der Unter- 
nehmung nicht Profit, sondern Versorgung lautet. Die Konsum- 
genossenschaft unterscheidet sich aber grundsätzlich vom öffent- 
lichen Betrieb dadurch, dass sie nicht auf der Grundlage der 
Zwangsgemeinschaft des Staates oder der Gemeinde beruht, sondern 
auf der Selbsthilfe des freien Gruppenzusammenschlusses. Wirt- 
schaftlich ist sie die wesentliche Form, in der von der Seite des 
Handels her ein unkapitalistisches Element in die moderne Wirt- 
schaft hineingebaut wird. 

Eines der wesentlichsten, ja das entscheidende Merkmal des 
Kapitalismus ist es, dass der Besitz von Kapital Macht verleiht. 
Je mehr Kapital eine Person oder eine Gruppe in einem Unter- 
nehmen stecken hat, desto grösser ist ihre Macht über das Unter- 
nehmen. Grundsätzlich entgegengesetzt ist die Einstellung bei der 
Konsumgenossenschaft. Dort verleiht die Kapitalbeteiligung nur 
das Mitgliedschaftsrecht, nicht mehr. Jedes Mitglied hat das 
gleiche Stimmrecht, ob es einen oder zehn Geschäftsanteile besitzt 
und damit den gleichen Einfluss und die gleiche Macht hat. Also, 
formale Demokratie der Wirtschaftsführung in idealster Form. 

Trotzdem, auch hier könnte die Form täuschen, wenn die Höhe 
der Geschäftsanteile so bemessen würde, dass nur eine kleine 
Schicht der Bevölkerung die Mitgliedschaft erwerben könnte. Aber 
die Konsumgenossenschaften setzen in der Praxis die Höhe des 
Geschäftsanteils so an, dass so gut wie jeder in der Lage ist, die 
Mitgliedschaft zu erwerben, zumal der Anteil nicht sofort in bar 
eingezahlt werden muss, sondern z. B. durch die Rückvergütung 
aufgebracht werden kann. 

Die RückvewütuiiK fälschlich oft Dividende genannt — ist 
ein weiteres wirtschaftsdemokratisches, antikapitalistisches Ele- 
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ment. Auch hier wird die Macht des Kapitals ausgeschaltet. Jedes 
kapitalistische Unternehmen verteilt den Profit unter seine Mit- 
glieder entsprechend ihrer Kapitalbeteiligung. DieKonsumgcnossen- 
schaft verteilt den Überschuss entsprechend der Höhe des Waren- 
bezuges. Also man kann sagen, das Mitglied erhält das, was es 
für jede einzelne Ware aus betriebstechnischen Gründen zunächst 
zuviel bezahlt hat, am Jahresende zurückvergütet. Es wird also 
kein Profit ausgeschüttet. 

Aber immer noch könnte man Bedenken haben, die Konsum- 
genossenschaft als Element der Wirtschaftsdemokratie zu be- 
zeichnen, wenn nur ein begrenzter Teil der Bevölkerung die Mög- 
lichkeit hätte, die Mitgliedschaft zu erwerben. In kapitalistischen 
Unternehmen steht die Höhe des Kapitals fest. Ist das festgesetzte 
Kapital aufgebracht, dann ist der Erwerb der Mitgliedschaft ge- 
sperrt. Der Beitritt zur Konsumgenossenschaft dagegen steht 
jedermann jederzeit offen. Hier richtet sich nicht die Zahl der 
Mitgliedschaft nach der Höhe des Kapitals, sondern die Höhe des 
Kapitals nach der Zahl der Mitgliedschaft. 

So hat die Mitgliedschaft bei der Konsumgenossenschaft eine 
völlig andere Bedeutung als der Gesellschaftsanteil beim kapita- 
listischen Unternehmen. Bei diesem erwirbt das Kapital die Mit- 
gliedschaft, bei jener die Person. Bei diesem kann man genau 
den Anteil des einzelnen Kapitalbesitzers am Unternehmen fest- 
stellen, bei jener herrscht im wahrsten Sinne des Wortes Gemein- 
eigentum. Jedes neu hinzutretende sowie jedes austretende Mit- 
glied verschiebt den Eigentumsanteil aller übrigen Mitglieder. 

Doch damit nicht genug. Auch ein anderer wesentlicher Punkt 
— vielleicht sogar der wesentlichste — unterscheidet die Konsum- 
genossenschaft vom kapitalistischen Betrieb. Kapitalismus be- 
deutet in seiner typischen Form Produktion für den Markt, dessen 
Bedürfnisse dauernd schwanken. Auf dem Markt erfüllt der 
Handel seine Verteilungsaufgabe. Ohne echte Wirtschaftsführung 
arbeiten die einzelnen Unternehmungen nebeneinander. Die Kon- 
sumgenossenschaften aber gehen vom Bedarf aus, ihn stellen sie 
durch Organisation fest, und sie richten sich in Einkauf und Pro- 
duktion nach den Erfordernissen des organisierten Bedarfs. Sie 
treiben Iiedarlsdcckiingswirtschaft gegenüber der Marktwirtschaft 
des Kapitalismus. Der Verbraucher wird wieder in seine Rechte 
eingesetzt, die der Kapitalismus ihm genommen hat. 

Die Konsunigciit)sseiiM.'haftsbewegung bedeutet daher auf dem 
Gebiet, das sie erfassl, eine Demokratisierung der Wirtschaft. 
Man sie in äusscrliclicu Formen sich der kapitalistischen Umwell 
vielfach angleichen, in der Sache unterscheidet sie sich von ihr in 
den grundlegendsten l''raiii'ii. 
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II. 

Der Gegensatz der Konsumgenossenschaftsbewegung zum Kapi- 
talismus zeigt sich auch in der Geschichte. Die Konsumgenossen- 
schaften sind als Abwehr gegen die kapitalistische Entwicklung 
entstanden. Und zwar gerade in der Zeit der freien Konkurrenz, 
die nach der liberalen Theorie ja vor allem die Konsumenten be- 
rücksichtigen soll, einer Theorie, die der Wirklichkeit nicht ent- 
spricht. 

Die Preisermässigung, durch die die Konkurrenz dem Konsu- 
menten nützen soll, ist nicht das einzige Mittel, um den Kon- 
kurrenzkampf zu bestehen. Produzenten und Händler fanden 
andere Auswege, die sie in reichlichem Masse benutzten. Sie ver- 
schlechterten die Qualität — ohne dass dies äusserlich immer 
erkennbar geworden wäre — , ja sie griffen sogar zu Verfälschun- 
gen. Der Verbraucher, der ja fast nie Fachkenner ist, war diesen 
Praktiken wehrlos ausgeliefert. Aber abgesehen davon, auch 
sonst drückt freie Konkurrenz nicht immer die Preise. Je mehr 
Händler, desto geringer der Umsatz. Die Generalunkosten aber 
bleiben gleich hoch. Je geringer der Umsatz, desto höher der 
Anteil der Generalunkosten am einzelnen Stück. Und der Kon- 
sument ist der Leidtragende. 

So erklärt sich der merkwürdige Umstand, dass gerade in der 
Zeit, die nach der liberalen Theorie den paradiesischen Zustand 
für die Konsumenten bedeutete, die Abwehrbewegung der Ver- 
braucher geboren wurde. Als Produzenten (Arbeiter) ausgebeutet 
und bedrückt, suchten sie neben der Organisation des gewerk- 
schaftlichen Widerstandes einen anderen Ausweg durch den Zu- 
sammenschluss als Verbraucher. Das war die Triebkraft der 
28 Weber von Rochdale, der Väter der modernen Konsum- 
genossenschaftsbewegung. Unendlich klein fingen sie an: ein 
kleiner Kellerladen in einer Nebengasse, geringfügige Mengen der 
wichtigsten Bedarfsartikel (Mehl, Butter, Schmalz, Speck), keine 
ausgebaute Organisation, nebenamtliche Geschäftsführung. Und 
doch im Geiste schon das gewaltige Gebäude vor Augen, das 
heute Wirklichkeit geworden ist. 

Die erste Aufgabe der Konsumgenossenschaft war es, den Klein- 
händler möglichst völlig auszuschalten. Sie als Vertreterin der 
Verbraucher kaufte direkt beim Grosshändler. Eine Stufe des 
Zwischenhandels war beseitigt. Das war die eine Seite. Ausserdem 
aber hatte die Konsumgenossenschaft ihren Mitgliedcrstamm. 
Nach kurzer Zeit der Erfahrungssammlung kannte sie deren un- 
gefähren Bedarf. Sic kaufte nur im Rahmen des Bedarfs ein (Be- 
darfsdeckuiigswirlschaft), schaltete damit das Risiko des Ver- 
derbens oder der Ladenhüter weitest gehend aus. Da sie die Borg- 
wirtschaft ablehnte, fehlte auch das weitere Risiko uncinbring- 
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licher Geldforderungen. All diese Momente ermöglichten ihr, 
billiger als der Kleinhändler zu sein, denn jedes Risiko wird auf 
den Preis aufgeschlagen. Solange die Genossenschaft nebenamt- 
lich und ehrenamtlich geführt wurde, fielen auch die Aufschläge 
fort, die der Kleinhändler um seiner Existenz willen machen muss. 
Also die Genossenschaft arbeitete billiger. Das zog mehr Mit- 
glieder an. 

Je mehr Mitglieder, desto höher der Umsatz, desto geringer 
der Anteil der Generalunkosten am einzelnen Produkt. Das 
Gesetz der Massenproduktion wird wirksam. Auch wenn jetzt 
hauptamtliche Angestellte erforderlich werden, bleibt die 
Leistungsfähigkeit der Konsumgenossenschaft bestehen. 

Ist der Kleinhandel einmal ausgeschaltet oder doch zurück- 
gedrängt, dann hat die Konsumgenossenschaft nicht etwa ihre 
Aufgabe erfüllt. Jetzt gilt es auch, den Grosshandel aus- 
zuschalten und direkt mit den Produzenten in Verbindung zu 
treten oder Waren, die importiert werden, direkt einzuführen. 
Die einzelne Konsumgenossenschaft wird, von einigen ganz 
grossen Genossenschaften abgesehen, dazu nur selten in der Lage 
sein. Denn so weit sich ihr Mitgliederkreis auch erstreckt, der 
Kauf von der Fabrik oder der Import wird sich nur selten lohnen. 
Aber was die einzelne Genossenschaft nicht kann, das kann die 
Vereinigung der Genossenschaften eines Landes sehr wohl. 

Wie die Verbraucher sich zur Genossenschaft zusammen- 
geschlossen haben, so schliessen sich die Genossenschaften zur 
Grosseinkaufsgesellschaft zusammen. Das ist die Genossenschaft 
der Genossenschaften. Sie schliesst mit Produktionsunterneh- 
mungen oder Importfirmen in grossem Rahmen Lieferungs- 
verträge ab. Und sie ist dalxii in jeder Beziehung leistungsfähig. 
Sie braucht ja mit den Produkten, die sie kauft, nicht auf den 
offenen, mehr oder weniger chaotischen Markt zu gehen und dort 
Absatz zu suchen, sondern ihr Absatz ist von vornherein ge- 
sichert. Sie beruht ja auf dein festgestellten, organisierten Be- 
darf, ihre Einkäufe dienen nur der Deckung dieses Bedarfs, ein 
grosser Teil des Risikos der kapitalistischen Unternehmungen 
fällt also licl Ihr fort. Das kann sich in der Preisgestaltung 
auswirken. Dann tritt auch liier das Gesetz der Massenproduktion 
in Kraft. Die Unkosten wachsen nicht mit dem Umsatz, der 
Unkostenanteil au Jedem Produkt wird also immer geringer. Und 
schliesslich wird es Ihr gelingen, von den Lieferanten die 
günstigsten Bedingungen herauszuschlagen, da die Grosseinkaufs- 
gesellschaft ein stetiger und finanziell gesunder Abnehmer ist. 

Grundsätzlich bedeutet Ihr Erfolg eine Ausschaltung oder 
mindestens eine ZuräcktlrthwiiiiH des Grosshandels und damit die 
Eroberung neuen Terrains dincli die Verbraucher. 



70 



Die Grosseinkaufsgesellschaft wird natürlich dieses Terrain 
sorgfältig ausbauen. Mit Hilfe von eigenen grossen Lagern kann 
sie den organisierten Bedarf dezentralisieren und weiter manche 
Kosten (Fracht usw.) sparen. So verfügt z. B. die Grosseinkaufs- 
gesellschaft Deutscher Konsumvereine (GEG.) über Lager in 
Hamburg, Breslau, Chemnitz, Düsseldorf, Erfurt, Königsberg, 
Ludwigsburg, Magdeburg, Mannheim, Minden, Nürnberg und 
Spandau, also in allen Teilen des Reiches. Jeder Konsumverein 
kann von dem ihm günstigst gelegenen Lager beliefert werden. 
Ausserdem sind die Genossenschaften in Einkaufsvereinigungen 
regional organisiert. Sie kommen periodisch zu Einkaufstagen 
zusammen, bei denen sie ihre Aufträge aufgeben und auch 
Wünsche aller Art vortragen können. So bleibt stets die Fühlung 
der Zentralorganisation mit den Einzelvereinen aufrechterhalten. 
Die Grosseinkaufsgesellschaft schwebt nicht in der Luft, sondern 
ist stets in Kontakt mit der organisierten Verbrauchermasse, 
ihrer Wurzel und Kraftquelle. 

Die Verbraucher, einst eine hilflose, leicht auszubeutende, unter- 
geordnete Masse, haben also auf dem Gebiet der Verteilung eine 
massgebende Stellung errungen. Erst wurde der Kleinhandel 
zurückgedrängt, dann der Grosshandel. Nun stehen sie an der 
Pforte der Produktion. 

Stets war es das Gebiet der Produktion, das der Arbeiterschaft 
als das Hauptkampffeld erschien. Die Verteilung wurde gar zu 
gern als Bagatelle betrachtet. Sicherlich unberechtigterweise, 
denn auch sie bietet Ausbeutungsgelegenheit genug. Aber es ist 
schon richtig, dass der Schwerpunkt des Kapitalismus in der 
Produktion liegt. Sehen wir doch, wie vor allem die Schwer- 
industrie den Handel sich völlig unterwirft und einordnet. Auch 
ist es vor allem das Gebiet der Produktion, wo den Arbeiter als 
Arbeiter der Schuh drückt. 

Früher glaubten weite Kreise des Sozialismus, Lassalle an der 
Spitze, an die Produktionsgenossenschaft. Arbeiter sollen sich 
zusammenschliessen, mit oder ohne Staatshilfe, und gemeinsam 
in Genossenschaftsform ein Produktionsunternehmen betreiben. 
Es schien so einfach, so sicher. Aber es schien nur so. Die Pro- 
duktionsgenossenschaft hat im allgemeinen versagt: Absatz- 
mangel, Kapitalmangel, Disziplinmangel. Erfolgreich war allein 
das Vordringen der konsumgenossenschaftlichen Eigenproduktion. 
Absat/.niangel kommt hier nicht in Frage, es wird ja nicht für den 
freien Markt produziert, sondern für den vorhandenen organi- 
sierten Bedarf. Natürlich wird nur dort zur Eigenproduktion 
geschritten, wo der Bedarf ausreicht, um einen modernen Pro- 
duktionsbetrieb genügend ausnutzen zu können. Zwar bringt die 
Konjunktur gelegentliche Absatzschwankungcn, aber der Grund- 
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stock, der den Betrieb hält, ist stets vorhanden. Kapital steht 
ebenfalls zur Verfügung. Die Konsumgenossenschaft kennt keine 
Ausschliessungstendenz. Im Gegenteil, je mehr Mitglieder, desto 
leistungsfähiger die Genossenschaft, desto geringer die Unkosten- 
rate und desto höher die Rückvergütung. Auch wird ja zunächst 
der Bedarf organisiert und das Gebiet der Verteilung erobert. 
In dieser Zeit kann das erforderliche Kapital gesammelt werden. 
Disziplinmangel kommt deshalb weniger inFrage, weil die Arbeiter 
im Genossenschaftsbetrieb keinesfalls die alleinigen Eigentümer, 
höchstens Miteigentümer sind. Die Leitung ist daher nicht von 
ihnen abhängig, sondern nur von der Gesamtheit der Mitglieder. 
Die Mängel der Produktivgenossenschaft scheiden also bei der 
konsumgenossenschaftlichen Eigenproduktion aus. 

In der Praxis wichtiger aber ist das Verhältnis zwischen kon- 
sumgenossenschaftlicher und privatkapitalistischer Produktion. 
Denn die Aufgabe der Eigenproduktion ist es ja, die kapitalistische 
Produktion zurückzudrängen. Das wird ihr aber nur möglich 
sein, wenn sie auch ihr gegenüber Vorzüge wirtschaftlicher Art 
besitzt. Wenn solche Vorzüge festgestellt werden können, so 
bedeutet das natürlich nicht, dass jeder Genossenschaftsbetrieb 
jedem Privatbetrieb überlegen ist. Fragen des Standorts, Be- 
triebsgeheimnisse, Patente und vor allem die kaufmännische und 
technische Fähigkeit der Betriebsleiter können im Einzelfall das 
normale Verhältnis umkehren. Wenn man aber diese individuellen 
Bedingungen ausschaltet und nur auf das Allgemeine sieht, dann 
ist eine Überlegenheit der konsumgenossenschaftlichen Produktion 
auf den ihr eigenen Gebieten der Versorgung mit Verbrauchs- 
gütern zu konstatieren. 

Diese Überlegenheit entspricht wieder der Bedarfsdeckungs- 
wirtschaft. Der Privatbetrieb innss auf dein freien Markt Absatz 
Suchen. Fr sich! sich Ständig einer Masse von Konkurrenten 
gegenüber, gegen die er sich durchsetzen soll. Dieser Absatz- 
kampf koslel Geld, er erhöht die Unkosten gewaltig; eine ständige 
VerkaiifsorganiSfltion, Oft phantastische Rekhmieausgaben, Be- 
arbeitung der Kunden durch Reisende, und dabei immer das 
Risiko, auf seinen Produkten sitzenzubleiben, das Risiko zu lang- 
samen Einganges des Geldes oder sogar der völligen Zahlungs- 
unfähigkeit dei Kunden. Geschmacks- oder Modeumschwung 
erfordert eine völlige Umstellung des Betriebes; ist der Kon- 
kurrent schneller, dann sind die Kunden verloren. All diese Un- 
sicherheitsmonicnle müssen als Risiko auf die Unkosten auf- 
geschlagen werden. I He Anarchie der kapitalistischen Wirtschaft 
ist ein kostspieliger Luxus, den der Verbraucher bezahlen muss. 

Qanz anders bei der kiiiisiiiugenossenschaftlichen Eigenproduk- 
tion. Doil ist der Absatz ja gegeben. Erst wenn er eine solche 
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Höhe erreicht hat, dass ein relativer Betrieb mit der Produktion 
für ihn ausgenutzt werden kann, wird die Genossenschaft zur 
Eigenproduktion übergehen. Um den Absatz braucht sie sich also 
keine grosse Sorge zu machen. Sie wird zwar planmässig an 
seiner Ausdehnung arbeiten, sie muss auch alle Bewegungen der 
Privatwirtschaft sorgfältig verfolgen, aber der Grundstock ist 
vorhanden. So fallen die ungeheuren Reklamekosten zum grossen 
Teil fort, auch ist eine gesonderte Verkaufsorganisation für den 
Produktivbetrieb unnötig, die allgemeine Organisation, die die 
Verteilung leitet, übernimmt auch den Verkauf der Eigenprodukte. 
Ein beträchtlicher Teil der Kosten fällt also weg. Auch das 
Risiko ist viel geringer. Zwar geht natürlich eine allgemeine 
Wirtschaftskrise, die auf geschwächter Kaufkraft beruht, auch an 
der Konsumgenossenschaft nicht spurlos vorüber, aber unter nor- 
malen Verhältnissen kann damit gerechnet werden, dass die auf 
den vorhandenen organisierten Bedarf abgestimmte Produktion 
auch ausgenutzt wird, wobei zu berücksichtigen ist, dass die be- 
sonders konjunkturempfindliche Produktion von Produktions- 
mitteln ausserhalb des Kreises der von den Genossenschaften 
erfassten Aufgaben liegt. Das Risiko des schlechten Zahlungs- 
eingangs ist so gut wie ganz beseitigt, da das Barzahlungsprinzip 
immer für geordnete Finanzverhältnisse sorgt. Die Einzel- 
genossenschaften erhalten von ihren Mitgliedern sofort bares Geld 
und können damit ihre eigene Produktion finanzieren und die 
Eigenproduktion ihrer Grosseinkaufsgesellschaft bezahlen. Ge- 
schmacks- und Modeänderungen treffen zwar auch den Genossen- 
schaftsbetrieb, aber erstens laufen die Mitglieder nicht gleich fort 
oder kehren mindestens zum grossen Teil wieder zurück, und 
zweitens trifft der Umstellungszwang ja nur einen kleinen Teil 
der vielseitigen Konsumgenossenschaft, belastet sie also nicht so 
schwer wie den Privatunternehmer, dessen ganze Existenz an 
dem einen Betrieb hängt. Alle diese Dinge geben der Eigen- 
produktion einen gewissen Vorsprung vor den privatkapita- 
listischen Einzelunternehmen. Hinzu kommt der Fortfall des 
Profits, den in der kapitalistischen Wirtschaft zum Teil der Ver- 
braucher zu tragen hat. Die Überschüsse des genossenschaftlichen 
Eigenbetriebs fliessen dem Verbraucher, dem Mitglied und Mit- 
eigentümer der Genossenschaft, wieder zu. 

Allerdings - abgesehen vom letzten Punkt — ist die genossen- 
schaftliche Überlegenheit im allgemeinen nur gegenüber den 
privaten liinzcliintcrnclinicn vorhanden, weniger gegenüber der 
kapita]\sUsc\\vi\Moiior>ol<>rnanisation, dem Filialbetrieb oder dem 
Warenhaus. Auch diese Uiiternchmungsformcn schallen durch 
Beherrschung des Marktes oder durch ihre Grösse, die einen 
inneren Ausgleich ermöglicht, das Risiko grösstenteils aus und 
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sparen zahlreiche Unkosten. Ein Trust, der den Markt beherrscht, 
kann auf Riesenreklame z.B. verzichten. Immerhin ist die kon- 
sumgenossenschaftliche Eigenproduktion auch diesen Wirtschafts- 
organisationen privatwirtschaftlich mindestens nicht unterlegen. 
Ihr ständiges Wachstum bedeutet eine Einengung der kapita- 
listischen Herrschaftssphäre. 

In derRegel wird nicht die Einzelgenossenschaft zur Produktion 
übergehen — aus Gründen der Bedarfsdeckungswirtschaft. Der 
Bedarf der Mitgliedschaft eines Ortes oder kleineren Bezirkes 
wird meistens nicht ausreichen, einen modernen, technisch voll- 
kommenen Betrieb voll auszunutzen. Nur die Massenartikel des 
täglichen Bedarfs machen eine Ausnahme. Daher findet man bei 
zahlreichen grösseren Konsumgenossenschaften eigene Bäckereien 
und Schlächtereien. Andere Produktivbetriebe nur in den selten- 
sten Fällen, wenn man von der primitiven Limonaden- und 
Mineralwasserfabrikation absieht. Dass mehrere Genossenschaften 
eines Bezirks zu gemeinsamer Produktion übergehen, wird man 
ebenfalls nur selten finden, meist sind dann historische Gründe 
— Übernahme einer bestehenden und nicht mehr existenzfähigen 
Produktivgenossenschaft — massgebend. 

Meistens betreibt die Grosseinkaufsgesellschaft die Eigen- 
produktion. Sic besitzt in den zahlreichen ihr angeschlossenen 
Konsumvereinen die nötige Basis für rationelle Produktion. 

Die Eigenproduktion der Grosseinkaufsgesellschaften hat — 
vor allem in Deutschland und England — einen ausserordentlichen 
Umfang angenommen. Die Grosseinkaufsgesellschaft deutscher 
Konsumvereine besitzt die folgenden Produktivbetriebe : 1 Teig- 
warenfabrik, 1 Zuckerwarenfabrik— Schokoladenfabrik, 3 Fleisch- 
warenfabriken (darunter die grösste in Deutschland), 1 Fisch- 
warenfabrik, 1 Malzkaffeefabrik, 1 Konservenfabrik, 1 Nährmittel- 
fabrik, 1 Mostrichfabrik, 3 Zigarrenfabrikeii, 1 Kautabakfabrik, 
1 Zigarettenfabrik, 2 Raiiclilabakfabrikcn, 1 Grossmühle, 2 Seifen- 
fabriken, 2 Zündln ilzf ab riken, 1 chemische Fabrik, 1 Biirstenfabrik, 
1 Möbelfabrik, 1 Kisten fabrik, 2 Webereien, 2 Knnfektionsfabriken, 
1 Klciderfabrik, ausserdem 1 Rittergut. Ferner ist sie an zwei 
grossen Unternehmungen — einer Käsefabrik und den Sächsischen 
Bekleidungswerken — massgebend beteiligt. Also eine Pro- 
duktion, die sich sehen lassen kann. Im Jahre 1927 betrug der 
Umsatz dieser Unternehmungen — die grösste Fleischwarenfabrik 
und die Grossmühle wurden erst im Laufe des Jahres erworben 
bzw. errichtet — 63,1 Millionen Mark, das waren rund 16,9 Pro- 
zent des Gesamtumsatzes der GEG. von 373 Millionen Mark. 

Ungleich gewaltiger ist die Eigenproduktion der englischen 
Grosseinkaufsgesellschaft. Sie besass 1926 38 Nahrung*- und 
(leniissmitlclbctriebc — darunter 8 Mühlen, 4 Marmeladenfabriken, 
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1 Margarinefabrik, 6 Fleisch- und Speckfabriken, 41 Fabriken des 
Bekleidungsgewerbes, darunter 9 Webereien, 14 Wäsche- und 
Kleiderfabriken, 10 Schuhfabriken, 6 Gerbereien, 23 Fabriken für 
Möbel, Gebrauchswaren- und Haushaltungsgegenstände — da- 
runter 3 Seifenfabriken, 1 Fahrradfabrik, 1 Farbenfabrik, 4 Möbel- 
fabriken und 12 Betriebe verschiedenartiger Produktion — darunter 
1 Bergwerk, 2 Porzellanfabriken, 2 Sägemühlen und 5 Drucke- 
reien, also im ganzen 114 Produktivbetriebe, deren Umsatz im 
Jahre 1926 etwa 516 Millionen Mark betrug bei einem Gesamt- 
umsatz der Grosseinkaufsgesellschaft von rund VA Milliarden 
Mark. Die englische Grosseinkaufsgesellschaft ist Europas 
grösstes Handelsunternehmen. Auch die Produktion von einer 
halben Milliarde stellt sie in die vordersten Reihen der Wirtschaft. 
Diese wenigen Zahlen mögen genügen. Sie geben ein Bild von 
der Macht, die die genossenschaftliche Eigenproduktion bereits 
heute darstellt. 

Und dabei geht die Entwicklung immer weiter vorwärts. Plan- 
massig wird der Absatz auf einem Gebiet nach dem andern or- 
ganisiert und schliesslich die Produktion aufgenommen. Zuerst 
kommen Massenartikel wie Seife, Tabak, Zündhölzer an die Reihe, 
dann geht man zur weiteren Produktion über. Es besteht die 
Tendenz, immer tiefer in die Produktion einzudringen. Wenn es 
mit dem Prinzip der Bedarfsdeckungswirtschaft vereinbar ist, 
dringt die Grosseinkaufsgesellschaft weiter in der Richtung zur 
Urproduktion vor. Die Mühle mahlt das Mehl für die Bäckereien, 
dient also einem Produktivbetrieb, nicht direkt dem Konsumenten; 
die ölplantage der englischen Grosseinkaufsgesellschaft in West- 
afrika liefert öl für die Seifenfabriken, die Gerbereien Leder für 
die Schuhfabriken, die Landgüter Obst und Gemüse für die Kon- 
servenfabriken, Schweine für die Fleischfabriken. 

Die vertikale Tendenz des Trusts — von dem Bergwerk oder 
der Hütte zum Stahlwerk, zur Maschinenfabrik — ist also auch 
bei den Genossenschaften zu beachten, nur in umgekehrter Rich- 
tung — vom Verbraucher über den Handel zur Fertigwaren- 
produktion und schliesslich zur Urproduktion. Diese Tendenz, in 
die Anfangsstadien der Produktion einzudringen, ist erst in den 
Anfängen bemerkbar, über Erfolge Iässt sich noch nicht allzuviel 
sagen, aber vorhanden ist sie. Eine Grenze für die Eigenpro- 
duktion ist jedenfalls noch nicht zu erkennen. 

IV. 

Trotzdem Ist die Entwicklung der Konsumgenossenschaft be- 
grenzt. Zwar ist es verfehlt, starre Grenzen zu setzen und zu 
erklären, bis hierher und nicht weiter. Die Grenzen sind elastisch, 
aber sie sind vorhanden, l's gehört viel Phantasie dazu, sich 
vorzustellen, dass die Schwerindustrie, dass die Landwirtschaft, 
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dass das Verkehrswesen von Konsumgenossenschaften betrieben 
werden kann. Theoretisch ist es gewiss möglich, aber es würden 
Jahrhunderte vergehen, bis die Konsumentenbewegung dieses ihr 
heute ganz fernliegende Qebiet der Wirtschaft durchdrungen 
haben würde, und so lange wartet die Arbeiterschaft nicht. 

Ist es doch heute den Konsumvereinen noch nicht einmal ge- 
glückt, den Kleinhandel auszuschalten. Sie haben ihn zurück- 
gedrängt, sie wirken als Preis- und Qualitätsregulatoren; aber 
beseitigen konnten sie den Handel noch nicht. Nicht weil sie 
weniger leistungsfähig waren, sondern aus mannigfaltigen psycho- 
logischen Gründen. Es bestehen gar zu viele Bindungen per- 
sönlicher Art zwischen dem Kleinhändler und dem Verbraucher. 
Das Barzahlungsprinzip schreckt auch viele ab. Bequemlichkeit, 
Vorurteil, Reklame, all das lässt viele Verbraucher den Weg 
zur Genossenschaft nicht finden. Solange aber der Kleinhandel 
nicht ganz wesentlich zurückgedrängt ist, muss sich die Eigen- 
produktion auch in verhältnismässig engen Grenzen halten. Sie 
kann nur die Produktion der Waren des eigentlichen Massenver- 
brauchs umfassen: Lebensmittel, Hausstandsartikel, Bekleidungs- 
gegenstäiKlc und einige Bedarfsartikel, wie Seife, Zündhölzer, 
Drogen. Schon die Produktion der Halbfabrikate ist ihr, von 
wenigen Ausnahmen abgesehen — Weberei, Gerberei, Mühlen — , 
verschlossen, da sie ja wieder auf einer Massenproduktion der 
Waren des letzten Bedarfs sich aufbauen müsste. 

Das Problem liegt also bei der Erfassung der Verbraucher, auf 
der sich die ganze Organisation aufbaut. Hier sind noch weite 
Möglichkeiten, denn die sogenannten nicht konsumgenossen- 
schaftsfähigen Schichten sind nicht allzu ausgedehnt; es sind dies 
das Lumpenproletariat, das irgendwelcher festen Bindungen un- 
fähig ist, die oberen Zehntausend, die auf besondere Bedienung 
und ausgesuchte Qualitäten Wert legen, und die untersten Schich- 
ten des Proletariats, die an der Grenze des Lumpenproletariats 
stehen und in die Borgwirtschaft fest verstrickt sind. Der Auf- 
stieg der Arbeiterklasse durch politischen und gewerkschaftlichen 
Kampf verkleinert diese Schicht ständig und dient so auch der 
genossenschaftlichen Entwicklung. 

Gelänge es den Konsumgenossenschaften, alle konsumvereins- 
fähigen Familien zu Mitgliedern zu gewinnen und die Mitglieder 
zur Deckung ihres Lebensbedarfs bei den Genossenschaften zu 
veranlassen, so wäre die Bahn für die weitere Entwicklung der 
Eigenproduktion in die Breite — neue Produkte des letzten Be- 
darfs • — und in die Tiefe — Vordringen in die Produktion der 
Halbfertig- und Urprodukle — frei. 

I laute schon zähltdicdeulsehcKonsumgenossenschaftsbcwiguiig 
etwa .1 Millionen Mitglieder (mit Familienangehörigen also etwa 
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12 Million en Menschen, das sind fast 20 Prozent der Bevölkerung), 
die englische Konsumgenossenschaffsbewegung bald 4 Millionen 
Mitglieder (mit Familien also etwa 30 Prozent der Bevölkerung). 
Schon wenn diese Mitglieder ihren vollen Bedarf bei der Ge- 
nossenschaft decken würden, wäre viel erreicht. Aber die 
Hemmungen sind vorhanden, und diese hindern die Genossen- 
schaften darin, auch in der Produktion den Platz einzunehmen, 
den sie theoretisch einnehmen könnten. 

So gross daher die Bedeutung der Bewegung ist, die Gemein- 
wirtscliaft kann durch sie allein nicht herbeigeführt werden. Weite 
Teile der Industrie — in erster Linie die Schwerindustrie, die 
Produktionsmittelindustrie und die für den Export arbeitende 
Industrie — die Landwirtschaft und das Verkehrsgewerbe sind 
vorläufig noch von der Eroberung durch die genossenschaftliche 
Eigenproduktion nicht bedroht. Ob sie je von ihr bedroht sein 
werden, ist eine grosse Frage, da schon die Eroberung der Vor- 
stufen dieser Produktionszweige vom Verbrauch her eine ausser- 
ordentlich grosse und schwere Aufgabe ist. Daher bedarf es zur 
Herbeiführung der demokratischen Gemein Wirtschaft noch anderer 
Mittel als allein der Genossenschaftsbewegung, die aber einen 
Teil der Aufgabe erfüllen kann. 

V. 

Entstanden ist die Konsumgenossenschaftsbewegung in der 
liberalen Ära, in der Zeit des Konkurrenzkapitalismus, also in 
einer Wirtschaftsordnung, die theoretisch die Verbraucher be- 
günstigt. Wir zeigten schon, dass diese Theorie nicht stimmt. 
Die Vorteile der freien Konkurrenz werden durch ihre Nachteile 
kompensiert. Also schon die liberale Epoche lässt die Gegen- 
bewegung der Verbraucher entstehen. Heute ist der Konknrrenz- 
kapitalismus durch den Monopolkapitalismus verdrängt. Die 
Produzenten, vor allem die Schwerindustrie, haben sich in Or- 
ganisationen verschiedenster Art — Kartellen, Trusten, Interessen- 
gemeinschaften usw. — zusammengeschlossen und diktieren dem 
Markt ihren Willen. Der Verbraucher ist diesem Willen auf Ge- 
deih und Verderb ausgeliefert, wenn er nicht ebenfalls den Weg 
zum Ziisairunetischluss findet. Das trifft auf den Verbraucher der 
Rohslufl'e wie der Halbfabrikate ZU. Das trifft aber vor allem für 
die Masse der letzten Konsumenten zu, die gerade wegen ihrer 
grossen Zahl, und well psychologisch das Produzenteninleressf 
sich stärker auswirkt als das Konsumenteninteresse, schwer zu 
organisieren ist. Ohne Organisation ist aber der Ausbeutung durch 
die verschicdcnsk'ii Prodii/.ciitciimonopole Tür und Tor geöffnet. 
Die wichtigste Gegenkraft neben dem Staat ist die Konsum- 
genossenschaftsbewegum:. Sic setzt der organisierten Monopol- 
macht die organisierte Verbrauchermacht entgegen. Sie zwingt 
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die Produzenten, die Interessen der Verbraucher zu berück- 
sichtigen. Natürlich reicht die Macht der Konsumgenossenschaft 
nur so weit, wie sie den Verbrauch organisiert hat. Die Einzel- 
genossenschaft wird lokale Produzenten- und Händlerringe 
sprengen können, die Zentralorganisation, die Qrosseinkaufs- 
gesellschaft, kann auch Kartellen und Trusts, die sich über das 
ganze Staatsgebiet erstrecken, Halt gebieten. 

Sie ist dazu aus folgenden Gründen in der Lage: Erstens hat 
sie eine grosse organisierte Verbrauchermasse hinter sich. Aus 
diesem Grunde kann sie Aussenseiter des Monopols, die zum 
Entgegenkommen bereit sind, durch regelmässige Abnahme ihrer 
Waren derart stützen, dass sie selbst gegen mächtige Monopole 
durchhalten können. Zweitens steht hinter der Grosseinkaufs- 
gesellschaft eine starke Kapitalmacht, die einen längeren und 
damit auch für das Monopol sehr kostspieligen Kampf ermöglicht. 
Drittens kann die Grosseinkaufsgesellschaft als Verbraucher- 
organisation die öffentliche Meinung und damit eventuell die 
Staatsmacht beeinflussen. Viertens kann die Grosseinkaufsgesell- 
schaft unter Umständen selbst zum Produzenten der vom Monopol 
beherrschten Ware werden. 

Ist sie aber Produzent, dann ist ihre Position erst recht unan- 
greifbar. Auch dann ist der Absatz gesichert, auch dann steht 
Kapitalmacht hinter ihr, die ihr die Errichtung modernster Be- 
triebe ermöglicht, und auch dann steht ihr das wichtige Instru- 
ment der öffentlichen Meinung zur Verfügung. Dort also, wo der 
Absatz einigermassen genossenschaftlich organisiert ist, wird 
jedes Monopol auf die Verbaucher Rücksicht nehmen müssen. 
Beispiele gibt es genug. Stets wenn es zum offenen Kampf kam, 
hat die Genossenschaft gesiegt. Meist sind die Monopolgewaltigen 
dem Kampf ausgewichen. 

Einer der ersten und grössten Siege der deutschen Genossen- 
schaftsbewegung schloss den Kampf der GEG mit dem Verband 
der Markenartikelfabrikanten ab. Diese wollten Verkaufspreise 
vorschreiben, die der GEG zu hoch erschienen. Als die GEG sich 
weigerte, die hohen Preise zu nehmen, wurde ihr der Bezug ge- 
sperrt. Sie führte nun Aussenseiterware in eigener GEG-Packung 
— mit dem Erfolg, dass der Verband bald klein beigab und der 
GEG die Preisfestsetzung überliess. Ähnliche Kämpfe wurden in 
der Zigarettenindustrie und in der Zündholzindustrie gegen den 
Schwedentrust geführt. Beide Male siegreich, da die GEG einer- 
seits ihre eigenen Fabriken, anderseits die breite Verbraucher- 
schicht hinter sich halte. Der Schwedentrust gab soweit nach, 
dass er sich verpflichtete, nicht an Konsumvereine zu liefern. In 
Preisstellung und Höhe der Produktion ist die GEG vollkommen 
frei, während die kapitalistischen Zündholzfabrikcn durch staat- 
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lieh anerkannte Kartellierung gebunden sind. Nur darf die GEG 
nicht an den Privathandel liefern, was sie aber schon von selbst 
aus grundsätzlichen Erwägungen nicht tut. Ihr steht es jedoch 
frei, den genossenschaftlichen Zündholzverbrauch — er ist heute 
schon 20 Prozent des Gesamtverbrauchs — beliebig weit aus- 
zudehnen. Also Befreiung des Verbrauchers aus der Faust dieses 
wohl mächtigsten Trusts der Welt. 

Ähnliche Erfolge errangen die englischen Genossenschaften 
z. B. gegen den Seifentrust, die schwedischen Genossenschaften 
unter anderen gegen Mühlen-, Margarine- und Gummischuh- 
kartelle. Zwei Zahlen mögen das verdeutlichen: Als die Drei- 
Kronen-Mühle bei Stockholm von der Grosseinkaufsgesellschaft 
erworben wurde, wurde der Sack Mehl sofort um 4 Kronen 
billiger. Als eine eigene Genossenschaftsfabrik für Gummischuhe 
erworben wurde, ging der Preis, der vorher 8,50 Kronen, unter 
der Drohung der Grosseinkaufsgesellschaft 6,50 Kronen betragen 
hatte, auf 4,90 Kronen zurück. 

Diese Beispiele zeigen die ungeheure Bedeutung der Konsum- 
genossenschaften, vor allem ihrer Eigenproduktion im Kampf 
gegen Monopolwillkür. Natürlich können bei weitem nicht alle 
Kartellauswüchse durch die Genossenschaftsbewegung beseitigt 
werden. Die Macht der Konsumentenorganisation geht ja nur so 
weit, wie der Konsum organisiert ist. Gerade dort, wo die mäch- 
tigsten Monopole sitzen, in der Urproduktion (Bergbau) und in 
der Schwermetallindustrie, hat die Genossenschaftsbewegung gar 
keinen Einfluss. Dort kann sie die Staatskontrolle nicht über- 
flüssig machen. 

Die Baugenossenschaften sind Konsumgenossenschaften, die ein 
ganz spezielles Bedürfnis, das Wohnungsbedürfnis, befriedigen. 
Alles, was über die Konsumgenossenschaften gesagt wurde, gilt 
auch für die Baugenossenschaften. Nur ist ihre Entwicklung noch 
zurückgeblieben, da die Bewegung wesentlich jünger ist. Daher 
spielt die Eigenproduktion von Häusern noch keine ausschlag- 
gebende Rolle. (Es sei hier bereits auf die im folgenden Abschnitt 
eingehend behandelte gewerkschaftliche Wohnungsfürsorgegesell- 
schaft „Dewog" als neue Entwicklungsform hingewiesen.) Die 
Baugenossenschaft, die in zahlreichen Fällen nur eine Abteilung 
der allgemeinen Konsumgenossenschaft ist, ist also der Zu- 
sammcnscliluss der Wohnungsreflektanten. Natürlich können 
nicht, wie l>ei den übrigen Waren, Wohnungen stets vorrätig sein, 
so dass das Bedürfnis sofort befriedigt wird, sondern es wurden 
nur Wohnungen entsprechend dem vorhandenen, festgestellten 
und organisierten Bedarf hergestellt. Jedes Mitglied muss in 
irgendeiner Form finanziell zur Errichtung der Häuser beitragen. 
Nach welchem Gesichtspunkt die Wohnungen dann verteilt wer- 
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den, ob sie ausgelost werden oder nach der Zeit der Anmeldung 
an die Mitglieder übertragen werden, ist bei den verschiedenen 
Genossenschaften verschieden geregelt. Das entscheidende ist: 
Erstens, es werden nicht Wohnungen für den freien Markt gebaut, 
sondern nur für den vorhandenen Bedarf; zweitens die Finan- 
zierung des Baues wird durch die Mitglieder der Genossenschaft 
vollzogen, wobei allerdings staatliche oder kommunale Hilfe nicht 
ausgeschlossen ist. 

Bei den chaotischen Übergangsverhältnissen der heutigen 
Wohnungswirtschaft lässt sich über die Entwicklungsmöglich- 
keiten der genossenschaftlichen Form nichts Genaues voraus- 
sagen. Dafür, dass sie von grosser Bedeutung sein wird, spricht 
die Tatsache, dass von den konsumgenossenschaftlichen Zentral- 
organisationen die Errichtung einer Hypothekenbank geplant 
wird, die die Finanzierung regeln soll. Während die allgemeinen 
Konsumgenossenschaften auf ihren Gebieten — Verteilung und 
Herstellung der Massenbedarfsartikel — auch in der Wirtschafts- 
form der Zukunft den Ausschlag geben werden, kommt für die 
Wohnungserrichtung neben den Genossenschaften die Kommune 
in Betracht. Ja, es ist nicht von der Hand zu weisen, dass auf 
diesem Gebiet, bei dem allgemeine städtische Interessen mit- 
sprechen, letzten Endes doch die Kommunalversorgung als die 
geeignetste Form der Bedarfsdeckung erscheinen wird. Damit 
soll die Bedeutung der jungen Baugenossenschaftsbewegung inner- 
halb der kapitalistischen Wirtschaft aber nicht verkleinert werden. 

VII. 
Die Konsumgenossenschaftsbewegung ist, wie wir sahen, ein 
Element der Wirtschaftsdemokratie. Ein Teil der Wirtschafts- 
demokratie der Zukunft, der aber schon heute im kapitalistischen 
Zeitalter eine Macht geworden ist und dadurch mehr als irgend- 
ein theoretisch konstruiertes System seine Lebenskraft erwiesen 
hat. Das entscheidende Prinzip der Konsumgenossenschafts- 
bewegung ist die Bedarfsdeckungswirtschaft. Zuerst wird der 
Verbrauch organisiert, auf ihm baut sich die Verteilung auf, zuerst 
im kleinen, dann im grossen, bis schliesslich Schritt für'schritt 
auch die Produktion mit einbezogen wird. 

Das Problem des Ausgleichs der Interessen zwischen den An- 
gestellten und Arbeitern in den genossenschaftlichen Betrieben 
und der Gesamtheit der Genossen als Eigentümer und Nutzniesser 
der Betriebe ist grundsätzlich das gleiche, wie bei den öffent- 
lichen Betrieben. Hier wie dort haben die Gewerkschaften als 
die Gruppenorganisationeii ihre Funktionen auch den demokra- 
tischen Wirtschaf tskörpern gegenüber zu vollziehen. Ausgleich 
der Interessen beruht In der Wirtschaftsdemokratie auf Organi- 
sation der Interessenten. 
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5. Abschnitt 
Gewerkschaftliche Eigenbetriebe 

Neben den Wirtschaftsbetrieben der öffentlichen Hand und 
neben den Konsumgenossenschaften und ihren Produktions- 
betrieben ist in neuerer Zeit eine dritte Wirtschaftsgruppe un- 
kapitalistischer Art unmittelbar aus der organisierten Arbeiter- 
schaft hervorgegangen: die gewerkschaftlichen Eigenbetriebe. 
Man muss bei der Wertung dieser noch ganz im Anfang stehenden 
Entwicklung als Faktor für das Vordringen eines demokratischen 
Elements in der Wirtschaft grundsätzlich unterscheiden zwischen 
denjenigen Betrieben, die unmittelbar eigenen Zwecken der Ge- 
werkschaften wie der gesamten Arbeiterbewegung dienen, und 
denjenigen Betrieben, die über diese Selbstversorgung hinaus das 
Eindringen einer neuen von der Arbeiterschaft selbst beherrschten 
Unternehmungsform in die Gesamtwirtschaft bedeuten. Zu der 
ersten Gruppe gehören in erster Linie die Gewerkschafts- und 
Volkshäuser, die an vielen Orten in verschiedenen Rechtsformen 
gegründet worden sind, und deren Hauptaufgabe eine Zusammen- 
fassung der Bureaus der Gewerkschaften und anderer zur 
modernen Arbeiterbewegung gehörigen Organisationen sowie die 
Bereitstellung von Versammlungsräumen war. Daneben betreiben 
die Gewerkschaftshäuser Gastwirtschaften und Herbergen, z.T. 
auch die Vermietung von Hotelzimmern. In der gleichen Richtung, 
vor allem den eigenen Organisationszwecken dienend, sind die 
Verlagsgesellschaften von Gewerkschaftszeitungen und z. T. 
Buchverlage zu erwähnen, die teilweise auch im Eigenbesitz von 
Druckereien sind. Ihre Aufgabe und ihre Rolle in der Gesamt« 
Wirtschaft ist ähnlich zu werten wie die zahlreichen Druckerei- 
und Verlagsbetriebe, die sich im Eigenbesitz von Parteiorgani- 
sationen der Arbeiterschaft befinden und deshalb auch 
unkapitalistische Bezirke der Wirtschaft darstellen. Die Sozial- 
demokratische Partei verfügte z.B. nach dem Bericht von 1927 
über 128 eigene Parteiverlage, in denen 188 eigene Zeitungen 
erscheinen, von denen 179 in eigenen Parteidruckereien hergestellt 
werden. Endlich liegt in der gleichen Richtung des Dienstes für 
eigene Zwecke der Gewerkschaften und ihrer Betriebe die Büropa 
(Bürobedarf und Papier-Handelsgesellschaft m.b.H.), ein Unter- 
nehmen, an dessen Gründung der Allgemeine Deutsche Gewerk- 
schaftslmnd, der AfA-Bund und der Allgemeine Deutsche Be- 
amtenbund beteiligt waren, und das es sich zum Ziel gesetzt hat, 
den Bedarf an Bureaumaterialien in allen Geschäftsstellen der 
Gewerkschaften und anderer Arbeiterorganisationen zentral zu 
befriedigen. 

Grundsätzlich wichtiger als diese den unmittelbaren Gewerk- 
schaftszwecken dienenden Wirtschaftsbetriebc sind die Fälle, in 
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denen die Gewerkschaften mit einer von ihnen geleiteten Wirt- 
schaftsorganisation in die allgemeine Wirtschaft eindringen. Die 
Ansätze, die hier vorliegen : Arbeiterbank, Bauhütten-, Wohnungs- 
fürsorgegesellschaften und Verkehrsbetriebe, stammen durchweg 
ans der Nachkriegszeit, und ihr Entstehen ist z.T. aus den be- 
sonderen Verhältnissen der Nachkriegszeit, vor allen Dingen im 
Bauwesen, zu erklären. Es handelt sich dabei vorläufig um 
Ansätze, die für die Umformung der Gesamtwirtschaft noch keine 
grosse Bedeutung haben, die an dieser Stelle aber doch Beachtung 
verdienen, weil sie einen in Zukunft vielleicht stärker ausbaubaren 
Weg des Eindringens der Arbeiterschaft in die unmittelbare 
Wirtschaftsführung darstellen und damit eine Form der Demo- 
kratisierung der Wirtschaft. Es sollen deshalb ohne Überschätzung 
der Grössenordnung die wichtigsten Erscheinungen dieser un- 
mittelbar von den Gewerkschaften ausgehenden wirtschaftlichen 
Unternehmungen kurz geschildert werden. 



/. Die Arbeiterbank. 

Der Wunsch, die vielen Millionen von Arbeitergeldern, die den 
Kassen der Gewerkschaften zufliessen, nicht dauernd der Ver- 
waltung privatkapitalistischer Unternehmungen zu überlassen, 
sondern sie im Sinne der Arbeiterschaft zu verwenden, führte in 
einer gewissen Anlehnung auch an Vorbilder aus der ameri- 
kanischen Gewerkschaftsbewegung zum Gedanken der Gründung 
einer eigenen gewerkschaftlichen Bank, der auf dem Leipziger 
Gewerkschaftskongress zum Beschluss erhoben wurde. Im März 
1923 begann die Verwirklichung dieses Planes zunächst durch die 
Gründung der Deutschen Kapitalverwertungs-G. in. b. H., der im 
Jahre 1924 die Bank der Arbeiter, Angestellten und Beamten A.-G. 
folgte. An der Gründung waren der Allgemeine Deutsche 
Gewerkschaftsbund, der Allgemeine freie Angcstelltenbund und 
der Allgemeine Deutsche Beamtenbund sowie die Mehrzahl der 
diesen Spitzenorganisationen angeschlossenen freien Gewerk- 
schaften beteiligt. Der gesamte Aktienbesitz befindet sich in den 
Händen der Organisationen und ist durch das Statut an das Ver- 
bleiben in Händen, die den Gewerkschaften genehm sind, ge- 
bunden. Das Aktienkapital beträgt 4 Millionen Mark, ferner sind 
als Eigenkapital 1,1 Millionen Mark offene Reserven bisher an- 
gesammelt. Die Arbciterbank hat sich in den wenigen Jahren 
ihres Bestehens verhältnismässig schnell entwickelt; sie hat neben 
ihren Hauptbetrieben in Berlin Filialen in Hamburg, Breslau, 
Bremen, Dresden und Frankfurt a. Main errichtet, und sie hat 
neben der Verwaltung von Gcwerkschaftsgeldern und Geldern 
anderer Organisationen, an denen die Arbeiterschaft entscheidend 
beteiligt ist, auch die Entgegennahme von Spargeldern von 
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einzelnen Personen aufgenommen mit der ausdrücklichen Er- 
klärung, auf diesem Gebiete den Konsumgenossenschaften keine 
Konkurrenz machen zu wollen. Die Gelder der Arbeiterbank, die 
sich also aus Gewerkschaftsgeldern, Geldern anderer Arbeiter- 
vereinigungen, Geldern von Krankenkassen und Sozialversiche- 
rungsanstalten, kulturellen Organisationen und Spareinlagen zu- 
sammensetzen, haben sich von 1924 bis 1928 wie folgt entwickelt: 

Einlagebestand. 

1. Januar 1924 rund 200 000 Mk. 

1. „ 1925 „ 9 500 000 „ 

1. „ 1926 „ 21 250 000 „ 

1. „ 1927 „ 36 100 000 „ 

1. „ 1928 „ 79 000 000 „ 

1. Juli 1928 „ 92 000 000 „ 

Bei der Anlage dieser Gelder muss die Arbeiterbank natürlich 
in besonderem Masse auf die Sicherheit und auf die hinreichende 
Flüssigkeit der ihr anvertrauten Gelder Gewicht legen, und sie 
muss in vieler Beziehung dabei die gleichen Wege gehen wie die 
privaten grossen Geldinstitute. Im Rahmen des möglichen aber 
hat die Arbeiterbank in steigendem Umfange Kredite an ge- 
meinwirtschaftliche Unternehmungen aller Art gegeben. Konsum- 
vereine, Bauhütten, Siedlungsgenossenschaften, Zeitungsbetriebe, 
kulturelle Organisationen, Kommunen und Landkreise gehören zu 
ihrem Kundenkreis, und manche Durchführung sozialer Aufgaben 
wurde durch die Kredite der Arbeiterbank ermöglicht. Um inner- 
halb ihres Geschäfts- und Kundenkreises die Erkenntnis der 
Wirtschaftslage und die Anwendung moderner Methoden der 
Rechnungsführung zu fördern, hat die Arbeiterbank eine eigene 
Revisions- und Beratungsabteilung gegründet, die unter der Firma 
Gesellschaft für Vermögenswahrung und -Verwaltung (Treuhand 
undRevision) G.m.b.H. verselbständigt worden ist. Als einBeispiel 
des unmittelbaren Eindringens in Produktionsbetriebe kann die 
Beteiligung an der Lindcar-Fahrrad-Werke A.-G. erwähnt werden, 
die die Arbeiterbank als Treuhänder einiger Gewerkschaften 
durchgeführt hat. Im Jahre 1928 erwarb die Arbeiterbank die 
Mehrheit des Aktienkapitals cinerHypothekenbank, derHannover- 
schen Bodenkreditbank in Hildesheim, mit dem Ziel, durch diese 
Verbindung ihre Betätigung auf dem Gebiete der Förderung des 
Wohnungsbaues durch Kredite ausbauen zu können. 

Je mehr die Gewerkschaften und ihre Vermögen wachsen, je 
mehr die Arbeiterschaft infolge einer Besserung ihrer sozialen 
Lage an der Kapilalblldiing durch Sparen teilnimmt, desto wich- 
tiger wird der Ausbau einer ökonomischen Machtstellung durch 
die eigene Verwaltung der Arbeitergelder in Zukunft werden. 
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//. Bauhütten und Wohnungsfürsorge. 
Die Bauhüttenbewegung verdankt ihr Entstehen dem Willen 
der Arbeiter und Angestellten des Baugewerbes, der Bauneben- 
gewerbe und der Baustoffindustrien, die Herrschaft des privat- 
kapitalistischen Unternehmertums über den Baumarkt zu be- 
seitigen, die Bauauftraggeber und Benutzer von Bauwerken vor 
ungerechtfertigten Preisen zu schützen und den Gewerkschaften 
selbst einen massgebenden Einfluss auf die Bauproduktion zu 
verschaffen. In den Grundsätzen und Richtlinien des Verbandes 
sozialer Baubetriebe ist dies wie folgt zum Ausdruck gebracht: 

1. Die sozialen Baubetriebe sind geschaffen worden, um der Allgemein- 
heil zu dienen und den arbeitenden Massen durch die Gewerkschaften 
einen möglichst grossen Einfluss auf die deutsche Bauwirtschaft zu 
sichern. Das hohe Ziel der sozialen Baubetriebe ist die Herbei- 
führung einer von den Gewerkschaften kontrollierten Gemeinwirt- 
schaft im Baugewerbe. 

2. Die sozialen Baubetriebe sollen die Bemühungen der Gewerkschaften 
zur Hebung der Lebenshaltung der Arbeiter, Angestellten und 
Beamten dadurch unterstützen, dass sie auf dem Baumarkt preis- 
regelnd wirken und damit zur Verminderung der Ausgaben der 
breiten Volksmassen in Perm von Mieten und Steuern und zur 
Steigerung des Reallohnes beitragen. 

3. 'Träger der BauhüUcnhewegung sind die Gewerkschaften. Sie be- 
stimmen den allgemeinen Rahmen und die Richtung, innerhalb deren 
sich die zur Bauhüttenbewegung gehörenden Betriebe zu bewegen 
haben. Im übrigen ist jeder Betrieb wirtschaftlich und rechtlich 
selbständig. 

Ursprünglich hatten nach der Revolution die Bauarbeiter die 
Umwandlung der kapitalistischen Bauwirtschaft in eine sozialisti- 
sche Gemeinwirtschaft durch entsprechende Aktionen von Reich, 
Ländern und Gemeinden verlangt. Sie erkannten aber bald, dass 
nach Lage der Verhältnisse mit einer Sozialisierung auf gesetz- 
lichem Wege in absehbarer Zeit nicht zu rechnen sei, und dass 
sie zur Selbsthilfe greifen müssten, um einen Schritt vorwärts 
zu kommen. Bereits wenige Wochen nach dem Verbandstag des 
Deutschen Bauarbeiter-Verbandes im Mai 1919 gingen die bau- 
gewerbliclien Kopf- und Handarbeiter verschiedener Orte Deutsch- 
lands durch Gründung von Bauarbeiterproduktionsgenossen- 
schaften zur Selbsthilfe über. In den Jahren 1919 und 1920 
schössen derartige Produktivgenossenschaften in ganz Deutsch- 
land wie Pilze aus der Erde. Mit einer Begeisterung sonder- 
gleichen begannen sie fast ohne Kapital ihre Arbeit, nicht selten 
Unterstützt und gefördert von öffentlichen und gemeinnützigen 
Auftraggebern. Die baugewcrblichen Gewerkschaften nahmen die 
jungen Betriebe unter ihre Fittiche, unterstützten sie moralisch 
und materiell und suchten vor allem zu verhindern, dass sie die 
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typische Entwicklung der früheren Produktivgenossenschaften 
nahmen, die fast alle infolge der Unzulänglichkeit ihrer Organi- 
sation — Kapitalmangel, Disziplinlosigkeit im Betriebe, Verfolgung 
eigennütziger Bestrebungen — entweder bald zugrunde gingen 
oder eine rein kapitalistische Entwicklung nahmen. Trotz der 
teilweise sehr guten Leistungen der genossenschaftlichen Pro- 
duktivbetriebe waren sich die Gewerkschaften von Anfang an 
darüber klar, dass diese Form der Genossenschaft für die von 
ihnen erstrebte Gemeinwirtschaft keine geeignete Betriebsform 
sei, und dass es deshalb gelte, eine bessere, dem Gedanken der 
Gemeinwirtschaft mehr entsprechende und der Privatwirtschaft 
überlegene Betriebsform zu finden. 

Im Jahre 1919 wurde von dem damaligen Stadtbaurat von 
Berlin-Schöneberg, Dr.-Ing. Martin Wagner, das System der 
Bauhütten ausgearbeitet. Das Bauhüttensystem beruht auf dem 
Gedanken, dass Träger der künftigen Bauwirtschaft die Bau- 
gewerkschaft als Einheitsorganisation aller im Baugewerbe be- 
schäftigten Kopf- und Handarbeiter sein soll. Sie soll in Zukunft 
als Beauftragte der Allgemeinheit auf bauwirtschaftlichem Gebiet 
die Funktionen der heutigen Gewerkschaften und der Arbeit- 
geberverbände in sich vereinen und dazu noch eine Reihe öffent- 
licher Aufgaben übernehmen. 

Nach den Vorschlägen Wagners wurde im Jahre 1919 in Berlin 
die erste deutsche Bauhütte in Form einer Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung gegründet. Die Gewerkschaften waren an 
dieser Gründung noch nicht beteiligt. Alleiniger Gesellschafter 
war die Märkische Heimstätte, gemeinnützige Siedlungsbank für 
Berlin und die Provinz Brandenburg, die vorwiegend mit staat- 
lichen und anderen öffentlichen Geldern arbeitete. Sie stellte das 
Kapital zur Beschaffung der Produktionsmittel zur Verfügung, 
übertrug aber die Führung des Betriebes einem von der Beleg- 
schaft des Betriebes gewählten Betriebsvorstand in Verbindung 
mit der Geschäftsführung und beschränkte sich im übrigen auf 
die Kontrolle des Betriebes durch den Aufsichtsrat. In dem Be- 
trieb war somit einerseits eine gewisse demokratische Selbst- 
verwaltung durch die Betriebsangehörigen und anderseits der 
nötige Einfluss der Märkischen Heimstätte als Vertreterin des 
Staates bzw. der Allgemeinheit gesichert. Der Betrieb war auf 
gemeinnütziger Grundlage aufgebaut. Das eingebrachte Stamm- 
kapital durfte nur mit 5 Prozent verzinst werden. Um dicArbeiler- 
schaft am Bei riebe zu interessieren, sollten 5Prozent des etwaigen 
Reingewinns in eine Wohlfahrtsrücklage zur freien Verwendung 
des Betriebsvoislaudes fliessen. Im übrigen sollte der Gewinn 
als soziales Knpllal lieslimmten Rücklagen zugeführt und zum 
Ausbau des Betriebes verwendet werden. Auf diese Weise wurde 
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die Verwendung des in dem Betriebe erzeugten Mehrwertes zur 
Ansammlung gemeinwirtschaftlichen Kapitals gesichert. 

Im wesentlichen auf dieser Grundlage wurden in Deutschland 
bald weitere soziale Baubetriebe geschaffen. Nur die Gewinn- 
beteiligung der Arbeiter und Angestellten wurde fallengelassen, 
weil das Reichsfinanzministerium die Bauhütten nur unter dieser 
Bedingung als gemeinnützig im Sinne der Steuergesetze an- 
erkannte. (Später haben die Bauhütten auf diese Wohltat aus 
freien Stücken verzichtet.) Als Gründer und Gesellschafter der 
Bauhütten traten neben den örtlichen Verwaltungsstellen der 
Gewerkschaften einzelne Wohnungsfürsorgegesellschaften, ge- 
meinnützige Baugenossenschaften, Konsumvereine, hier und dort 
auch Länder und Gemeinden auf. 

Schon Anfang 1920 ergab sich die Notwendigkeit, die wild ge- 
wachsenenProduktivgenossenschaften zusammenzufassen und sie 
durch eine zentrale Stelle betreuen zu lassen. Als diese Zentral- 
stelle wurde im September 1920 von einer Anzahl baugewerblicher 
Gewerkschaften unter Führung des Deutschen Uauarbeiter-Ver- 
bandes der Verband sozialer Baubetriebe geschaffen. Dieser Ver- 
band ist etwas ganz anderes, als was sein Name sagt. Er ist kein 
Verband von Betrieben, sondern ein Bund von Gewerkschaften, 
der im Auftrage der Gewerkschaften und gewissermassen als 
deren wirtschaftliche Abteilung gemeinwirtschaftliche, nicht auf 
privatkapitalistischer Grundlage tätige Baubetriebe gründen, 
fordern und sie gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften, 
Behörden und wirtschaftlichen Organisationen vertreten soll 
Zweck des Verbandes sozialer Baubetriebe ist nach seinem Gesell- 
schaftsvertrag: 

„Die Verbilligung des Bauens durch die Förderung des Baugewerbes 
auf gemeinwirtschaftlicher Grundlage, insbesondere die Verbilligung des 
Kleinwohnungsbaues für die minderbemittelten Volkskrcise. Dieses Ziel 
soll durch die Einschaltung von Trculiändurbctriebcn in den Baumarkt 
erreicht werden, die auf unangemessene Untcrnclimergcwinne verzichten, 
und die sich ferner durch Hebung der Arbeitslust und Arbeitsfreude ihrer 
Arbeiter und Angestellten sowie durch Pflege einer wirtschaftlichen 
Betriebsführung in den Dienst der Allgemeinheit stellen. Baubetriebe, 
die von der Gesellschaft gefördert und unterstützt werden wollen, müssen 
von dem Grundsatz geleitet sein, möglichst billige und gute Bauten für 
die Allgemeinheit herzustellen. Hauptzweck dieser Betriebe muss die 
Herstellung von Kleinwohnungen und Siedlungen sein." 

Das Stammkapital des Verbandes sozialer Baubetriebe beträgt 
heute 3 Millionen Reichsmark. Während ursprünglich, ent- 
sprechend dem Gedanken, dass die Führung der sozialen Bau- 
wlrlschaft Sache der Gewerkschaften des Baugewerbes und der 
Baustoffindustrie sei, der Verband sozialer Baubetriebe nur von 
haiiKcwcrhlichcn und baiiindiistricllcn Gewerkschaften ge-gründel 
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wurde, traten ihm später auch andere Gewerkschaften als Gesell- 
schafter bei. Hauptgesellschafter sind aber neben dem ADGB. 
auch heute noch die Gewerkschaften des Baugewerbes, der Bau- 
nebengewerbe und der Baustoffindustrien. 

Die oberste Instanz des Verbandes sozialer Baubetriebe ist die 
Gesellschafterversammlung. Die Aufsicht über den Verband 
sozialer Baubetriebe übt als Vertreter der Gesellschafter ein aus 
21 Personen bestehender Aufsichtsrat aus, der, ausser einem Ver- 
treter der Arbeiterbank, ebenfalls ausschliesslich aus Vertretern 
der Gewerkschaften besteht. Die Gewerkschaften allein verfügen 
also über die Organisation der werdenden sozialen Bauwirtschaft, 
wobei sie allerdings von einem Beirat, der sich teilweise aus 
Vertretern der Betriebe zusammensetzt, fachmännisch beraten 
werden. 

Zur Bauhüttenbewegung können nur Betriebe gehören, die den 
vom Verband sozialer Baubetriebe als Grundlage für ihre 
geschäftliche Tätigkeit herausgegebenen Mustergesellschafts- 
vertrag angenommen und die vom Verband sozialer Baubetriebe 
aufgestellten Grundsätze und Richtlinien anerkannt haben. Als 
Gesellschafter dürfen von den angeschlossenen Betrieben nur 
Gewerkschaften sowie öffentlich-rechtliche und gemeinnützige 
Körperschaften aufgenommen werden. Neue Betriebe sollen nur 
gegründet werden, wenn dies die örtlichen Gewerkschaften 
wünschen, wenn ferner genügend Kapital, eine tüchtige und fach- 
kundige Leitung sowie eine auf die Bauhüttenbewegung ein- 
gestellte Belegschaft vorhanden, und wenn mit regelmässiger 
und dauernder Beschäftigung zu rechnen ist. 

Ende 1926 gehörten dem Verband sozialer Baubetriebe 148 Be- 
triebe an, die im Jahresdurchschnitt 16303 und zur Zeit der 
besten Beschäftigung 23691Arbeiter undAngestellte beschäftigten. 
Während im deutschen Baugewerbe nach der Reichsstatistik auf 
einen Betrieb durchschnittlich nur 11 Beschäftigte kommen, ent- 
fielen auf die sozialen Baubetriebe durchschnittlich im Jahres- 
durchschnitt 101 Beschäftigte und zur Zeit der besten Bau- 
tätigkeit 126 Beschäftigte. In vielen Orten sind die sozialen 
Baubetriebe die grössten Geschäfte ihrer Art. Durch die Be- 
seitigung der kleingewcrblichen Zersplitterung ist bei ihnen auch 
die Grundlage zu einer rationellen Betriebsführung geschaffen. 

Von den 148 dem Verband sozialer Baubetriebe angeschlossenen 
Betrieben waren 125 Mauhauptbctriebe, d. h. Betriebe, deren 
Hauptaufgabe die Ausführung von Maurer- und Zimmercrarbciten 
ist. Ausserdem bestanden 23 Baunebenbetriebe, und zwar 9 Be- 
triebe der Malerei, I der Tischlerei, 2 Archlleklurbureaus, 
2 Töpfereibctrlcbe, 2 Betriebe des Heiz- und Wasseranlagen- 
gewerbes und Je I Betrieb des Steinmetz-, Klempnerei- und 
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Isoliergewerbes sowie ein Baustoffhandelsbetrieb. Auch über 
eine Anzahl von Baustoffwerken verfügt die Bauhüttenbewegung. 
Unter anderem waren 1926 vorhanden: 3 Sägewerke, 5 Sand- 
bzw. Kiesgruben, 1 Holzbearbeitungsfabrik, 9Ziegeleien, 1 Zement- 
ziegelwerk, 1 Schlackensteinwerk, 4 Steinbrüche, 1 Schiefergrube 
und 1 Zementsteinwerk. 

Der Umsatz der sozialen Baubetriebe ist von Jahr zu Jahr 
gestiegen. Er belief sich im Jahre 1924 auf rund 41 Millionen, 
im Jahre 1925 auf rund 68 Millionen und im Jahre 1926 auf rund 
81 Millionen Reichsmark. 

Sind die Gewerkschaften durch die Bauhüttenbewegung un- 
mittelbar in die baugewerbliche Wirtschaft eingedrungen, so haben 
sie mit der Gründung der „Dewog" und ihrer Tochtergesell- 
schaften den Anfang zur Ausschaltung des privaten Bau- 
spekulanten- und Hausbesitzertums gemacht. Gleichzeitig haben 
die Gewerkschaften mit der Dewog-Organisation für ihre bau- 
gewerblichen Produktivbetriebc Auftraggeber geschaffen, die 
diesen Betrieben in ihrem schweren Kampf gegen das kapita- 
listische Unternehmertum eine gute Stütze sein können. 

Die „Dewog" wurde im März 1924 vom Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbund, Allgemeinen freien Angestelltenbund, All- 
gemeinen Deutschen Beamtenbund und der Arbeiterbank sowie 
dem Verband sozialer Baubetriebe als gewerkschaftliche Woh- 
nungsfürsorgegesellschaft gegründet. Inzwischen ist ihr auch 
noch die Volksfürsorge in Hamburg als Aktionär beigetreten. Das 
Aktienkapital der Dewog beträgt 400 000 Reichsmark. Die oberste 
Instanz der Dewog ist die Generalversammlung. Die Aufsicht 
über die Dewog übt ihr aus 13 Mitgliedern bestehender Aufsichts- 
rat aus, in dem neben einem Vertreter der Baugenossenschaften 
10 Gewerkschaftsvertreter und 2 Vertreter der Volksfürsorge 
sitzen. 

Nach ihrer Satzung bezweckt die Dewog die Förderung des 
Wohnungswesens durch Beschaffung gesunder und zweckmässig 
eingerichteter Wohnungen für Beamte, Angestellte und Arbeiter, 
indem sie sich an bezirklichen und örtlichen Bauvereinigungen 
und solchen Bauunternehmungen beteiligt, die vorzugsweise den 
Zwecken der Kleinwohnungsfürsorge für die minderbemittelten 
Volkskreise dienen. Die Dewog vertritt darüber hinaus die Inter- 
essen der Beamten, Angestellten und Arbeiter gegenüber den 
Organen des Reiches, der Länder und Gemeinden in allen An- 
gelegenheiten des Wohimngs- und Siedlungswesens, beschafft 
und erschliesst Baugelände für Kleinwohnungszwecke, vermittelt 
Biiukstpital in Form von Hypotheken und Zwischenkrediten, be- 
schafft den gemeinnützigen Bauvercinigungen Bürgschaften und 
Baukostenzuschüsse, bearbeitet Hau- und Siedlungspläne usw. 
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Die Dewog hat 11 Tochtergesellschaften, und zwar in Altona, 
Augsburg, Berlin, Breslau, Frankfurt a. M„ Königsberg, Leipzig, 
München, Rostock und Schwerin. Ferner werden von ihr mehrere 
grosse Baugenossenschaften und Siedlervereine beraten. Bis 
Ende 1927 hatte die Dewog-Organisation bereits rund 5000 Woh- 
nungen erbaut, ungerechnet eine grosse Zahl betreuter Woh- 
nungen, die von ihr projektiert bzw. finanziert wurden. 

Die Bauhütten- und Dewogbewegung kann als Keim zu einer 
von den Gewerkschaften kontrollierten Geme'mwirtschaft im Bau- 
und Wohnungswesen gelten. Auf der einen Seite ersetzt die 
Dewog als gemeinwirtschaftliche Bauherren- und Wohnungs- 
verwaltungsorganisation die privatkapitalistischenBauspekulanten 
und Hausbesitzer, auf der anderen Seite verdrängen die im Ver- 
band sozialer Baubetriebe organisierten bauausführenden Pro- 
duktivbetriebc das baugewerbliche Unternehmertum als Besitzer 
der baugcwerblichcn Produktionsmittel und Beherrscher des Pro- 
duktionsapparates. Die Ansätze sind bisher bescheiden, und die 
Entwicklung ist von der Gunst der Nachkriegsverhältnisse 
(Förderung des Bauens mit öffentlichen Mitteln) beeinflusst, aber 
jedenfalls bestehen lüer die Möglichkeiten eines Ausbaues demo- 
kratischer Wirtschaftsformen. 

///. Verkehrsbetriebe. 
In kleinerem Umfange hat ähnliche Wege wie der Baugewerks- 
bund auch der Deutsche Verkchrshund, die gewerkschaftliche 
Organisation der Arbeitnehmer im Handels-, Transport- und Ver- 
keil rsgewerbe, beschritten, wobei sich Sein unmittelbares Ein- 
dringen in die Verkehrswirtschaft allerdings wesentlich auf einen 
Zweig, nämlich auf den städtischen Automobilvcrkclir beschränken 
rrmsste. Die wirtschaftliche Betätigung des Verkehrsbundes be- 
gann bereits in der Inflationszeit mit der Gründung einer Auto- 
betriebsgenossenschaft, die in Hamburg von Kraftfahrern mit 
Unterstützung des Verkehrsbundes vorgenommen wurde, und die 
sich inzwischen zu dem grössten Betrieb dieser Art in Deutsch- 
land entwickelt hat und wesentlichen Einfluss auf die Gestaltung 
der Lohn- und Arbeitsfragen, in diesem Gewerbe in Hamburg 
auszuüben vermochte. In den JaliTen von 1924 bis 1927 wurden 
auf dem gleichen Arbeitsgebiet Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung oder Genossenschaften in Altona, Berlin, Flensburg, 
Heidelbe it.. Karlsruhe, Königsberg und Lübeck gegründel Ani 
andere Gebiete griff die gewerkschaftliche Wirtschaftsbetatigung 
über durch die Gründung einer Fenster- und Gebäude rein igtmgs- 
G. m.b.H. In Berlin und die Gründung einer Wäselieiei-Gesell- 
schaft in Hamburg. Die Gesamtzahl der in diesen f.ewetksdtüft- 

lichen Unternehmungen beschäftigten Arbeiter betrug Ende 1927 
rund 700. Es haudell sieh hier also um sein bfl« I" idene Ansätze 
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einer Eigenwirtschaft, und es liegt auch in der Natur des Ver- 
kehrsgewerbes, dass hier nur gewisse Zweige dem Ausbau einer 
gewerkschaftlichen Eigenwirtschaft überhaupt zugänglich sein 
dürften, während die Form der Demokratisierung für die wich- 
tigsten Verkehrsanstalten doch auch in Zukunft die Überführung 
in den öffentlichen Betrieb bleiben dürfte. 

IV. Die Volksversicherung. 
Die Volksversicherung hat die Aufgabe, als eine Ergänzung der 
Sozialversicherung und der unmittelbar mit den Gewerkschafts- 
beiträgen verknüpften Unterstützungseinrichtungen durch frei- 
willige Beiträge dem Arbeiter und seinen Familienangehörigen 
Unterstützung in Fällen des Todes, des Alters, der Kinder- 
versorgung usw. zu gewähren. Die Volksversicherung nahm in 
Deutschland als privates Gewerbe seit 1880 einen starken Auf- 
schwung, wobei es an mancherlei Missständen nicht fehlte. Aus 
den Klagen über diese Missstände ging bereits auf dem Kölner 
Gewerkschaf tskongress von 1905 ein Antrag hervor, der forderte, 
sich mit dem Schutz der Arbeiterschaft auf diesem Gebiete zu 
beschäftigen. Gleichzeitig wurde aucli der 1903 gegründete 
Zentralverband Deutscher Konsumvereine zur Betätigung auf 
dem Gebiete des Versicherungswesens gedrängt. Aus gemein- 
samen Beratungen dieser beiden Organisationen enstand im Jahre 
19]] der Beschluss zur gemeinschaftlichen Gründung einer 
eigenen gewerkschaftlich -genossenschaftlichen Versicherungs- 
anstalt, deren Gründung als Aktiengesellschaft mit der Firma 
Volksfürsorge Ende 1912 durchgeführt wurde. Viele Schwierig- 
keiten waren in Verhandlungen mit dem Reichsaufsichtsamt für 
Privatversicherung zu überwinden, so dass erst am 1. Juli 1913 
der Geschäftsbetrieb aufgenommen wurde. Die Früchte des ersten 
Arbeitsjahres wurden durch den Krieg zerstört, und als nach 
dem Kriege von Ende 1918 bis 1922 die Zahl der Versicherten 
von 292 000 auf 1000 000 anwuchs, brach dieser Aufbau durch 
die Auswüchse der Inflation im Jahre 1923 wieder zusammen. 
Immerhin gelang es der Versicherungsgesellschaft, 770000 Ver- 
sicherungspolicen bis zur Währungsumstellung durchzuhalten, und 
sie konnte davon einen erheblichen Teil (rund 346000) Policen 
auf die neue Wahrung umstellen, wenn auch durchgehends nur 
mit einer Versicherungsprämie von 1 Reichsmark pro Monat. Das 
Jahr 1924 war vorwiegend ein Umstellungsjahr, und erst in den 
folgenden Jahren konnte die Arbeit ausgebaut werden. Ende 
1927 betrug die Zahl der Policen wieder etwas über eine Million, 
die Versicherungssumme rund 390 Millionen Reichsmark, die 
Priiniietieinnahmen für l'U7 rund 18 Millionen Reichsmark und 
du- Verslehertendividemle 25 Prozent. Der Sinn der Volks- 
fürsorge ist es, den Versicherten die Versicherung zum Selbst- 
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kostenpreise zu liefern. Kapitalistische Gewinne werden hier 
nicht erzielt. Das Tarifwerk ist den Bedürfnissen der Arbeiter- 
schaft nach Möglichkeit angepasst. Die Volksfürsorge-A.-G. 
beschäftigte Anfang 1928 im Hauptbureau ausser der Geschäfts- 
leitung 176 Personen gegen festes Gehalt und im Aussendienst 
206 Personen. Ausserdem sind etwa 8000 Vertrauenspersonen 
im Aussendienst für die Volksfürsorge ehrenamtlich tätig. Die 
einzelnen Rechnungsstellen werden von örtlichen Verwaltungs- 
kommissionen unterstützt, die sich paritätisch aus Vertretern der 
Gewerkschaften und der Konsumvereine zusammensetzen. Auch 
hier haben wir es mit einem verhältnismässig bescheidenen An- 
fang des Eindringens der Eigenwirtschaft der Arbeiter in das 
Versicherungswesen, für die minderbemittelten Volksklassen 
Deutschlands zu tun, für deren Ausdehnung aber die Voraus- 
setzungen durchaus gegeben zu sein scheinen. Grundsätzliche 
Bedeutung kommt der Organisation der Volksfürsorge deshalb 
zu, weil wir hier eine unmittelbare Kooperation zwischen Gewerk- 
schaften und Konsumgenossenschaften haben. 

Mögen auch heute unter den nichtkapitalistischen Zweigen der 
deutschen Wirtschaft die Eigenbetriebe der gewerkschaftlich 
organisierten Arbeiterschaft noch einen bescheidenen Rang ein- 
nehmen, so verdienen sie doch, unter den Entwicklungsformen, 
die von einer autokratischen Kapitalherrschaft zu einer demo- 
kratischen Wirtschaftsführung der organisierten Arbeitskräfte 
selbst führen können, volle Beachtung. Denn so behutsam auch 
die Arbeiterschaft auf den einzelnen Gebieten der Ausdehnung 
einer eigenwirtschaftlichen Betätigung vorgehen muss, und so 
wenig anzunehmen ist, dass diese Form der Wirtschaft ent- 
scheidend sein wird für die Umgestaltung des herrschenden Wirt- 
schaftssystems, so sehr besteht die Möglichkeit, dass auf 
manchen Gebieten auch diese Form berufen ist, bei der Demo- 
kratisierung der Wirtschaft eine wichtige Rolle zu spielen. 



6. Abschnitt 

Entwicklungstendenzen in der Landwirtschaft 

Die Landwirtschaft scheint auf den ersten Blick dasjenige Ge- 
biet in der Volkswirtschaft zu sein, das von Natur aus allen 
Versuchen zur Umgestaltung im Sinne der Wirtschaftsdemo- 
kratie den hartnäckigsten Widerstand entgegensetzt. Jeder An- 
fänger auf dem Gebiete der Wirtschaftswissenschaft kennt aus 
der Wirtschaftsgeschichte die Beispiele vom „Scheitern sozia- 
listischer Experimente" In der Landwirtschaft, von den vergeb- 
lichen Versuchen, die Individuelle Wirtschaftsführung im land- 
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wirtschaftlichen Betrieb durch gemeinwirtschaftliche Formen der 
Wirtschaftsführung, insbesondere durch produktivgenossen- 
schaftliche Betriebe zu ersetzen. Darüber hinaus scheint die 
Landwirtschaft auch allen Versuchen des Staates, durch Be- 
aufsichtigung und Vorschriften Einfluss auf den Produktions- 
vorgang zu gewinnen, besonders unzugänglich zu sein. Man 
verweist in diesem Zusammenhang gern auf die Erfahrungen der 
Zwangswirtschaft während des Krieges, bei der es sich einwand- 
frei herausgestellt habe, dass durch alle obrigkeitliche Beaufsich- 
tigung und Regelung die Produktivkraft des landwirtschaftlichen 
Betriebes nur gedrosselt werden kann, und dass eine volle Ent- 
faltung der Produkivkräfte nur bei uneingeschränkter Freiheit 
und privatwirtschaftlicher Initiative des einzelnen Betriebsleiters 
möglich ist. 

Derartige Feststellungen gehen jedoch an den Problemen der 
modernen Wirtschaftsentwicklung in der Landwirtschaft völlig 
vorbei und enthalten, wie die meisten vulgärökonomischen Sätze 
neben einem Körnchen von Wahrheit eine Fülle von Unrichtig- 
keiten und Falschschlüsscn. Gewiss ist es richtig, dass der land- 
wirtschaftliche Betrieb aus natürlichen Gründen für die selb- 
ständige Entschlusskraft des Betriebsleiters ein besonders weites 
Tätigkeitsfeld bietet. Insbesondere infolge der Notwendigkeit, 
den Betrieb jeden Tag aufs neue an die Wechselfälle der Witte- 
rung in zweckmässiger Weise anzupassen, muss dem Betriebs- 
leiter ein besonders hohes Mass von Freiheit und Selbstverant- 
wortung gegeben werden, das durch keinerlei Beaufsichtigung 
und Reglementierung ersetzt werden kann. Es hat daher nicht 
nur die Leitung landwirtschaftlicher Betriebe durch staatliche 
Vorschriften immer wieder versagt, sondern auch jede über ein 
gewisses Mass hinausgehende privatwirtscliaftliche Konzentration 
in der Betriebsleitung, so dass in der Landwirtschaft nicht nur 
das in der übrigeii Wirtschaft so erfolgreiche Prinzip der Aktien- 
gesellschaft mit einer Leitung des Betriebes durch bezahlte 
Direktoren versagt hat, sondern dass sogar die vorhandenen 
grossen Latifundicnbesitze in der Landwirtschaft zum grössten 
Teil nicht einheitlich geleitet und durch Beamte bewirtschaftet 
werden, sondern dass man jeden über eine gewisse Anzahl von 
Einzelbetrieben hinausgehenden Besitz entweder an völlig selb- 
ständige Pächter zu verpachten oder von Administratoren in 
einer Zwischcnform von Pacht und Administration verwalten zu 
hissen pflegt. 

All diese Besonderheiten des landwirtschaftlichen Betriebes, 
die eine so weitgehende Selbständigkeit und Freiheit des ein- 
zelnen Betriebsleiters von allen zentralen Regelungen erforder- 
lich machen, beziehen sich jedoch in erster Linie auf die kleinen 
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täglichen Entscheidungen des landwirtschaftlichen Betriebes, ins- 
besondere auf die Entscheidungen über den Zeitpunkt der Acker- 
arbeit, des Säens und des Erntens, also auf alle diejenigen 
Massnahmen, die in erster Linie von der Witterung abhängig 
sind; in etwas eingeschränkterem Masse auf den Umfang und die 
Art des Betriebes in der Viehhaltung, auf die Fütterung usw.; 
in sehr viel geringerem Masse auf den Generalplan der gesamten 
Wirtschaftsführung, auf das Anbauverhältnis der einzelnen Feld- 
früchte, die Höhe des Düngeraufwandes und die ganze Intensität 
der Betriebsführung. Immerhin wird man, einen bestimmten 
allgemeinen Entwicklungszustand der landwirtschaftlichen Tech- 
nik vorausgesetzt, doch wohl zu dem Schluss kommen müssen, 
dass es schwer möglich ist, durch zentrale Anordnung dafür zu 
sorgen, dass innerhalb dieser Technik gut und erfolgreich gewirt- 
schaftet wird, sondern dass innerhalb dieses Rahmens der Ertrag 
der Wirtschaft in erster Linie von der Person und der Tüchtig- 
keit des Betriebsleiters abhängt, so dass die beste Pflege der 
Landwirtschaft — dies gilt jedoch nur unter der Voraussetzung 
gleichbleibender Technik und gilt nur für den engeren Bereich 
der technischen und organisatorischen Betriebsführung, nicht 
dagegen für die kaufmännische Tätigkeit in der Verwertung der 
Produktion und im Einkauf der Produktionsmittel — darin be- 
stehen würde, dafür zu sorgen, dass der Boden möglichst selbst- 
tätig in die Hand des besten Bewirtschafters gelangt, diesen 
Bewirtschaftcr aber dann möglichst selbständig zu lassen und ihm 
in die Art seiner Wirtschaftsführung möglichst wenig hinein- 
zureden. Diese Auffassung von der Landwirtschaft deckt sich 
denn auch ungefähr mit der älteren liberalen Auffassung, die am 
Beginn des vorigen Jahrhunderts (Bauernbefreiung und Stein- 
Hardenbergische Reformen) mit der Überwindung alter feuda- 
listischer Wirtschaftsformen in der Landwirtschaft zum Siege 
gekommen ist und die Aufgabe der Agrarpolitik in erster Linie 
in der Befreiung der Landwirtschaft von den alten feudalistischen 
Bindungen beim Erwerb und in der Bewirtschaftung des Bodens 
und in der Entfaltung der freien privatwirtschaftlichen Initiative 
des einzelnen Betriebsleiters erblickte. 

Die Probleme der Agrarpolitik bestanden für diese Wirtschafts- 
auffassung infolgedessen in erster Linie in den Fragen der 
Boden- und BesitzwecliselpolÜik, So hat besonders die Frage, 
ob bei der Vererbung des Bodens die freie Teilbarkeit oder der 
geschlossene l'igciiliimsiibergang an einen einzelnen Erben vor- 
zuziehen ist, und Im Zusammenhang damit die Frage, ob eine 
grössere oder kleinere Hctriebseinheit in der Landwirtschaft 
vom privatwirtscliaflllcheii und vom volkswirtschaftlichen Stand- 
punkt aus zweckmässig Ist, jahrzehntelang, Ja fast ein ganzes 
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Jahrhundert lang den eigentlichen Inhalt der wissenschaftlichen 
Agrarpolitik gebildet. 

In der Neuzeit hat sich jedoch der Inhalt der agrarpolitischen 
Problemstellung gewandelt, da die beiden oben gemachten Vor- 
aussetzungen hinweggefallen sind. Es kann in der heutigen Zeit 
nicht die Rede davon sein, dass wir in der landwirtschaftlichen 
Produktion in einer Periode gleichbleibender Technik leben. Die 
gegenwärtige Lage der Landwirtschaft in allen Ländern, be- 
sonders aber in Europa, ist vielmehr durch gewaltige technische 
Revolutionen gekennzeichnet, und es ist geradezu die oberste 
Aufgabe der Agrarpolitik geworden, die von der Wissenschaft 
eroberte neue Technik nun in der Praxis in den Hunderttausenden 
und Millionen von bäuerlichen Betrieben mit der nötigen Schnel- 
ligkeit und in der richtigen Form auszubreiten. Weiter ist aber 
die kaufmännische Seite der landwirtschaftlichen Betriebs- 
führung, die zweckmässige Organisation bei der Verwertung der 
Produkte und im Einkauf der Produktionsmittel, die in früherer 
Zeit bei stärkerer naturalwirtschaftlicher Organisation des land- 
wirtschaftlichen Betriebes eine untergeordnete Bedeutung hatte, 
heute neben der technischen Betriebsführung immer mehr zur 
Hauptsache und zu der für den Wirtschaftserfolg ausschlag- 
gebenden Seite der Betriebsführung geworden. Auf beiden Ge- 
bieten erweist sich aber das Prinzip der rein individualistischen 
Wirtschaftsführung, das in der Sphäre der organisatorischen tag- 
tägliclien Betriebsführung so leistungsfähig ist, als vollkommen 
ungenügend, und neue Formen der Wirtschaftsführung, plan- 
mässige Einflussnahme der Öffentlichkeit auf den landwirtschaft- 
lichen Betrieb, wirtschaftspolitische und wirtschaftsdemokratische 
Einflüsse gewinnen gerade in der Landwirtschaft der heutigen 
Zeit immer stärkere Bedeutung. 

Den ersten Anstoss zu dieser Entwicklung haben die grossen 
technischen Revolutionen des vorigen Jahrhunderts gegeben. Die 
Methoden, nach denen der Bauer am Ende des 18. Jahrhunderts, 
selbst in entwickelten europäischen Ländern, seinen Boden be- 
stellte, seinen Betrieb organisierte, sein Vieh fütterte und ver- 
mehrte, unterschied sich von den Methoden nach dem Abschluss 
der Völkerwanderung höchstens durch die Einführung besserer, 
vor allem eiserner Geräte, wodurch jedoch die gesamte Technik 
und vor allem die gesamte Betriebsorganisation kaum beeinflusst 
wurde. Insbesondere lag die gesamte Landwirtschaft in den 
ehernen Fesseln des l'lurzwanges, der bei der Gemengelage der 
Feldstücke jeden einzelnen Landwirt zwang, an dem durch Jahr- 
hunderte hindurch durchgeführten dreijährigen Fruchtwechsel 
von Wintergetreide, Sommergetreide und Brache immer weiter 
festzuhalten. Der Anbau neuer Pflanzensorten, insbesondere von 
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Hackfrüchten und Futtergewächsen auf der Brache, verbot sich 
schon dadurch, dass die in Gemengelage liegenden Felder während 
des Brachjahres als gemeinsame Weide zu dienen hatten. Erst 
die Überwindung des Flurzwanges machte die Einführung eines 
modernen Fruchtwechsels, die Beseitigung der Brache und den 
Anbau von neuen Feldfrüchten möglich, die, wie Kartoffeln, 
Zuckerrüben und Klee, von der Flächeneinheit ein Vielfaches der 
Nährstoffmengen liefern als das Getreide. 

Auf diese technischen Revolutionen, die die Landwirtschaft nach 
jahrhundertelangem Schlaf plötzlich zu neuem Leben erweckten, 
und die an die Anpassungsfähigkeit und an das Wissen des Be- 
triebsleiters Forderungen stellten, die weit über das hinausgingen, 
was der Landwirt sich in dem normalen altväterlichen Betrieb zu 
erwerben vermochte, folgten das ganze 19. Jahrhundert hindurch 
jedoch immer neue technische Erfindungen. 

Auf dem Gebiet derPflanzenernährung (Düngung), derPflanzen- 
züchtung, der Bodenbearbeitung, der Schädlingsbekämpfung usw. 
gab eine Fülle von modernen Fortschritten innerhalb weniger 
Jahrzehnte die Möglichkeit, den Ertrag einer gegebenen Boden- 
fläche nicht nur zu verdoppeln, sondern sogar zu verdreifachen, 
zum Teil zu vervierfachen. Die rasche und umfassende Ein- 
führung dieser Methoden in der gesamten Landwirtschaft wäre 
daher geeignet gewesen, das ganze Problem der menschlichen 
Ernährung in einem völlig anderen Lichte erscheinen zu lassen, 
das Gespenst des Hungers und des Massenelends zu vertreiben 
und eine breite und tragfähige Basis zu einer unerhörten Wohl- 
standsentwicklung zu liefern. In Wirklichkeit haben sich jedoch 
diese technisch-wissenschaftlichen Errungenschaften, obwohl seit 
ihrer theoretischen Lösung Jahrzehnte und zum Teil schon ein 
halbes Jahrhundert vergangen sind, bis zur Gegenwart in der 
Landwirtschaft selbst hochentwickelter europäischer Länder nur 
sehr unzureichend zu verbreiten vermocht. Ein Massstab dafür 
ist der Kunstdüngerverbrauch, der selbst in Deutschland heute 
noch kaum den vierten Teil der Menge beträgt, welche bei all- 
gemeiner Einführung rationeller Methoden erforderlich wäre, so dass 
also drei Viertel des deutschen Bodens heute praktisch an den Er- 
rungenschaften der Agrikulturchemie noch keinen Anteil haben. 
Nicht weniger ungünstig liegen die Verhältnisse bei der Verwen- 
dung hochgezüchteten Saatgutes, in der Bodenbearbeitung, in der 
Schädlingsbekämpfung, in der Tierzucht und in der Tierfütterung. 
Wenn seihst ein so hoch entwickeltes Land wie Deutschland noch 
so weit von einer aussichtsreichen Nutzbarmachung der landwirt- 
schaftlichen Technik entfernt ist, so kann man sich nicht darüber 
wundern, dass weniger entwickelte Länder, insbesondere Länder 
mit einem geringeren Stand der allgemeinen Volksbildung, auf 
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diesem Gebiet in noch viel erschreckenderer Weise Rückständig- 
keit zeigen. 

Diese erschreckende Langsamkeit in der Ausbreitung des tech- 
nischen Fortschritts in der Landwirtschaft wird in der Gegenwart 
immer klarer als das eigentliche zentrale Problem erkannt. Sind 
doch selbst diejenigen technischen Neuerungen in der Landwirt- 
schaft, deren wissenschaftliche Eroberung bereits in die Wende 
vom 18. zum 19. Jahrhundert fällt — der moderne Fruchtwechsel, 
die zweckmässige Kombination im Anbau von Getreide, Hack- 
frucht und Futterpflanzen — , Fortschritte, welche die 'liberale 
Agrarpolitik bei ihrem Entstehen am Anfang des 19. Jahrhunderts 
gerade vor Augen hatte, deren Ausbreitung sie vor allem durch 
das Prinzip der restlosen Wirtschaftsfreiheit zu verwirklichen 
hoffte, bis zur Gegenwart nur sehr unvollkommen zum Allgemein- 
gut der bäuerlichen Landwirtschaft geworden. 

Das Versagen des liberalen Prinzips, das von der freien 
Initiative und dem privatwirtschaftliehen Eigcnintcresse des ein- 
zelnen Betriebsleiters die rascheste Ausbreitung des technischen 
Fortschritts erwartet hatte, zeigt mit voller Deutlichkeit, dass in 
einer Periode rascher und grundlegender technischer Fortschritte 
in der Landwirtschaft Probleme entstehen, deren Lösung für das 
individualistische Wirtschaf tsprinzip nicht möglich ist. Ins- 
besondere ist der Bildungsgrad der grossen Masse der bäuerlichen 
Landwirte und der Landarbeiter in Deutschland und noch viel 
stärker in Ländern mit einem noch weniger ausreichend ent- 
wickelten allgemeinen Bildungsgrad völlig unzureichend, um die 
Landwirtschaft instand zu setzen, die Vorteile der verbesserten 
Technik zu erkennen und vor allem, wenn sie die Vorteile er- 
kannt hat, die moderne Technik in zweckmässiger Weise und 
ohne fortgesetzte Mässgriffe und Misserfolgc anzuwenden. Die 
Frage der altgemeinen Volksbildung und. auf ihr aufbauend, einer 
bis ins letzte Dorf getragenen landwirtsclia Etlichen Fachbildung ist 
zur beherrschenden Frage der modernen Agrarpolitik geworden. 
Angesichts der ungeheuren und geradezu schmachvollen Ver- 
säumnisse, welche die vorrevolutionären Regierungen sich auf 
diesem Gebiete haben zuschulden kommen lassen, kann es dabei 
nicht gen ii Ken, nur der künftigen Generation der landwirtschaft- 
lichen Betriebsleiter eine bessere Ausbildung zu geben. Die Lage 
der Landwirlschafl und die Lage der gesamten Volkswirtschaft, 
insbesondere auch die Lage der unzureichend ernährten städtischen 
Massen und der ludiiMriearbeiterschaft, fordern vielmehr ge- 
bieterisch die Ausbrei hin« des technischen Fortschrittes auch bei 
der heutigen Generation di:r landwirtschaftlichen Betriebsleiter mit 
aller Energie, vor allem durch einen auf unmittelbare praktische 
Wirkung eingestellten »MgcbreitetenBeratnngs. und Aufkl.iriiriK.s- 
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dienst. Die Schulung der Betriebsleiter muss aber auch Hand in 
Hand gehen mit der fachlichen Schulung der landwirtschaftlichen 
Arbeiter schait. Denn überall, wo mit fremden Arbeitskräften ge- 
wirtschaftet wird, hängt der Erfolg neuer Arbeitsmethoden auch 
von dem Können der Arbeiter und von ihrer Einstellung zum Be- 
triebe ab. Schulung der Landarbeiterschaft und Sicherung ihrer 
Rechte im Betrieb durch Verständigung über neue Anordnungen 
mit dem Betriebsrat, Anregung zu Vorschlägen für die Vervoll- 
kommnung von Maschinen und Arbeitsverfahren durch die Ar- 
beiter, das alles gehört mit zu der grossen Aufgabe der Entfaltung 
der produktiven Kräfte in der Landwirtschaft. Es geht hierbei 
um die Möglichkeit, nicht nur für die Massenernährung eine 
breitere und tragfähigere Basis zu schaffen, ein reichliches An- 
gebot von Lebensmitteln hervorzurufen und den Bestrebungen der 
Arbeiterschaft auf Steigerung ihrer Reallöhne eine wirksame 
Unterstützung zu bieten, sondern auch darum, dem Ausmass der 
industriellen Produktivkraft ein breiteres Absatzgebiet im eigenen 
Land und im eigenen Kontinent zu erschliessen als Ersatz für die 
heute im Vergleich zum Vorkriegsjahrhundert stark zurück- 
gegangene Expansionsfähigkeit der überseeischen und ausser- 
europäischen Absatzgebiete. 

Zu diesen Aufgaben der Steigerung der Nahrungsmittelpro- 
duktion, derVerbilligung der Lebensmittelpreise, der Verbesserung 
der Reallöhne, der Erweiterung der Absatzmöglichkeiten und da- 
mit Schaffung von Arbeitsgelegenheit und der Überwindung der 
industriellen Arbeitslosigkeit tritt automatisch die weitere Auf- 
gabe, die wirtschaftliche und die kulturelle Lage der Land- 
bevölkerung zu heben. Solange die Landbevölkerung noch ge- 
zwungen ist, sich infolge unzureichender Ausbildung und unzu- 
reichender Beratung mit Methoden abzumühen, die von der 
Wissenschaft schon seit Jahrzehnten überwunden sind, besteht 
wenig Hoffnung, die wirtschaftliche Lage der Landwirtschaft zu 
heben und der Landbevölkerung in ihrer Gesamtheit einen 
grösseren Anteil an dem Ertrag der gesamten Volkswirtschaft zu 
sichern. 

Das wichtigste Mittel, um diese raschere Ausbreitung des tech- 
nischen Fortschrittes in der Landwirtschaft zu verwirklichen, ist, 
wie erwähnt, der Ausbau des landwirtschaftlichen Bildungs- und 
Beratungswesens. Man kann hier einwenden, dass derartige Mass- 
nahmen doch nichts mit einer Demokratisierung der Wirtschaft 
zu tun haben, denn die Forderung nach einem Ausbau des land- 
wirtschaftlichen Bildlingswesens hat in den Programmen aller 
Parteien ihren Platz (wenn auch nicht überall die Einbeziehung 
aller landwirtschaftlichen Arbeitskräfte in die Bildungsaufgaben 
genügend gewürdigt wird), und eine Einwirkung der Offentlich- 
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keit auf die landwirtschaftliche Technik und Betriebsorganisation, 
die sich lediglich auf dem Wege des Bildungs- und Beratungs- 
wesens vollzieht, lässt das Recht des einzelnen Betriebsleiters, 
innerhalb seines Betriebes frei zu schalten und zu walten und die 
dargebotene Belehrung und Beratung entweder anzunehmen oder 
abzulehnen, doch grundsätzlich unberührt. Immerhin wird man 
zugeben müssen, dass ein planmässiges Programm, das durch 
einen zielbewussten, schrittweisen Ausbau des Unterrichts- und 
Beratungswesens Hunderttausende und Millionen von landwirt- 
schaftlichen Betrieben innerhalb eines bestimmten Zeitraumes in 
ihrer Technik und Betriebsorganisation umgestalten will, weit 
über das blosse Bekenntnis zu der Wichtigkeit eines Bildungs- 
wesens hinausgeht, und dass hier eine Art gemeinwirtschaftlicher 
Wirtschaftsplanung vorliegt. 

Man wird auch in einem Programm der planmässigen Ent- 
faltung der landwirtschaftlichen Produktivkräfte stellenweise über 
die Beratung und Aufklärung hinausgehen und organisatorische 
Zusammenlassungen erzwingen müssen. Viele Arten des tech- 
nischen Fortschrittes in der Landwirtschaft verlangen zu ihrer 
Verwirklichung nicht nur einen Entschluss des einzelnen Betriebs- 
leiters, sondern sie sind nur durchführbar, wenn eine ganze Reihe 
von Landwirten sich hierbei zusammenschliesst. Dies gilt in 
erster Linie von allen Massnahmen auf dem Gebiet des Pflanzen- 
schutzes, der Seuchen- und Schädlingsbekämpfung, wo ein 
einziger Aussenseiter, der sich mit Berufung auf seine Souve- 
ränität als Wirtschaftsleiter ausschliessen wollte, den ganzen Er- 
folg in Frage stellen kann. Auch der liberale Staat ist daher 
gezwungen, in all diesen Fragen über die Souveränität des ein- 
zelnen Wirtschaftsleiters hinwegzugehen und wichtige, produk- 
tionsfördernde Massnahmen nötigenfalls auch gegen den Willen 
einzelner Widerstrebenden durchzuführen. Ein charakteristisches 
Beispiel hierfür sind die Fragen der Grundstückszusammen- 
Icgungcii und der Modcimielioralioiicn. Auch hier sind selbst die 
früheren ki-Klrningeii der liberalen Ära des 19. Jahrhunderts so 
weit gegangen, dass sie einer Mehrheit von Landwirten das Recht 
verliehen, von ihnen als nützlich erkannte ürundsUickszusammen- 
legungen und llodenverhcsserungen auch gegen den Willen einer 
Minderheit diircli/iiflihren; in der Gesetzgebung mancher Staaten 
findet sich sogar die Hesliminung, dass bei der Beratung von 
solchen Fragen die Summen derer, die den Besprechungen fern- 
bleiben, als zustimmende Stimmen gezählt werden. Die Fort- 
schritte dieser so wichtigen Massnahmen, die oft erst die un- 
entbehrliche Voraussetzung für die Anwendung neuzeitlicher 
Dllngungsmethoden und wertvollen Saatgutes, für rationelle 
Bodenbearbeitung, Mascliliieiiverwcndung undUnkraiitbckfiiupfuiig 
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bilden, ist trotz aller solchen gesetzlichen Bestimmungen in vielen 
Teilen Deutschlands bisher von einer unerträglichen Langsamkeit 
gewesen. So ist beispielsweise in weiten Gebieten von Bayern, 
Baden, Württemberg und Hessen die Grundstückszersplitterung 
so weit getrieben, dass eine zweckmässige Bewirtschaftung des 
Bodens überhaupt in Frage gestellt ist, und auf dem Gebiete der 
Drainage ist fast überall in Deutschland noch ausserordentlich 
viel zu tun; in Württemberg schätzt man die bisher drainierten 
Flächen auf höchstens 2 Prozent der entwässerungsbedürftigen 
Flächen. Eine solche Rückständigkeit in der Entwicklung wird 
zweifellos noch einschneidendere Massnahmen als die bisherigen 
nötig machen. 

Wenn das Prinzip des Eigeninteresses und der freien Initiative 
der selbständigen Betriebsleiter in so wichtigen Fragen so un- 
zweideutig versagt, so ist geradezu der Schulfall für die Ersetzung 
der privatwirtschaftlichen Initiative durch die Initiative der 
Öffentlichkeit gegeben. Angesichts der Wichtigkeit dieser Mass- 
nahmen muss der Staat daher das Recht haben, Grundstückszu- 
sammenlegungen und Bodenverbesserungen auch nötigenfalls 
gegen den Willen, aber auf Kosten der Beteiligten durchzuführen. 
Voraussetzung hierfür ist allerdings, dass die betreffenden Pro- 
jekte nicht nur eingehend von Sachverständigen geprüft worden 
sind, sondern dass der Staat auch alle Versuche erschöpft hat, 
die Beteiligten zur freiwilligen Durchführung zu veranlassen. 
Nichts wäre schlimmer auf diesem Gebiet als eine bureaukratische 
Produktionspolitik von oben herab. Nur durch allerweiteste Ein- 
schaltung demokratischer Einrichtungen, insbesondere auch der 
örtlichen und berufsständischen Selbstverwaltungskörper, ist es 
möglich, solche Massnahmen auf öffentlich-rechtlicher Grundlage 
durchzuführen, ohne dass der Widerstand, die Reibungen und 
damit die UnWirtschaftlichkeiten den Vorteil wieder aufzehren. 
Wo aber der freiwillige Zusammenschluss an der mangelnden 
Einsicht einzelner scheitert, wird die Bildung von Zwangs- 
genossenschaften zur Notwendigkeit. Es zeigt sich also hier, dass 
die demokratische Beeinflussung der Wirtschaftsführung in 
ausserordentlich mannigfachenFormen auftreten kann, und gerade 
in der Landwirtschaft hat die wirtschaftliche Betätigung kom- 
munaler und berufsstüudischer Selbstverwaltungskörper noch ein 
ausserordentlich weites Feld vor sich. Dabei gehört es zu den 
wichtigsten Voraussetzungen des Erfolges und zu denForderuugen 
der Arbeiterschaft, dass sie nicht nur in den demokratischen 
Kommunen politisch, sondern auch in den wirtschaftlichen Selbst- 
verwaltungskörpcrn durch die Gewerkschaften der Laudarbeiter 
den Einfluss auszuüben vermag, der ihr auf Grund Ihrer Funktion 
zukommt. 
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Wenn es schon in der landwirtschaftlichen Produktion eine 
ganze Reihe von technischen und organisatorischen Massnahmen 
gibt, die nicht von dem einzelnen Betrieb, sondern nur durch den 
Zusammenschluss einer grösseren Anzahl von Betrieben durch- 
geführt werden können, wieDrainage, Grundstücksverbesserungen 
und Grundstückszusammenlegungen, so gilt dies in erhöhtem 
Masse von dem der Landwirtschaft nahe verwandten Gebiete der 
Forstwirtschaft. Es gibt vom Standpunkt des geschulten Forst- 
mannes aus nichts Unerfreulicheres und Rückständigeres, ja so- 
gar vom Standpunkt der Allgemeinheit zuweilen Schädliches, als 
planlos bewirtschaftete, in viele kleine Parzellen zersplitterte 
Bauernwälder. Die Technik des modernen Forstbetriebes ver- 
langt die Zusammenfassung des Waldes in grösseren Einheiten, 
weil nur so bei der Aufzucht und beim Schlagen des Baum- 
bestandes den Lebensbedingungen der Bäume Rechnung getragen 
werden kann. Das unmittelbare Eigeninteresse eines solchen 
kleineren Waldbesitzers verlangt es daher, dass der Staat auf 
diesem Gebiet nicht den zufälligen Besitzer mit seinem Eigentum 
frei schalten und walten lässt, sondern dass durch Erlass von 
Bestimmungen, die sehr ins Einzelne gehen müssen, das Einzel- 
interesse mit dem Gesamtinteressc in Übereinstimmung gebracht 
wird. Die beste Form dafür ist die Einsetzung von gut aus- 
gebildeten Forstbeamten, die durchaus nicht Staatsbeamte zu sein 
brauchen, sondern beispielsweise auch von einer Genossenschaft 
von Waldbesitzern angestellt werden können. 

Das Versagen der privaten Initiative und des Privateigentums 
gegenüber den produktiven Aufgaben der Forstwirtschaft be- 
schränkt sich aber nicht nur auf den Widerstreit der Interessen 
der einzelnen Waldbesitzer, die durch eine überlegene Organi- 
sation in Übereinstimmung gebracht werden müssen; noch wich- 
tiger ist vielleicht der Gegensatz zwischen den Privatinteressen 
des Waldbesitzers und den allgemeinen volkswirtschaftlichen 
Interessen, die in jedem Lande mit der Waldwirtschaft untrenn- 
bar verbunden sind. Der Wald ist ja nicht nur zur Holzproduktion, 
noch viel weniger etwa gar zum Jagdvergnügen seines Besitzers 
vorhanden, er spielt in der Volkswirtschaft eines jeden Landes 
eine überragend wichtige Rolle in der Regelung der klimatischen 
Bedingungen. Durch das rücksichtslose Niederholzen des Baum- 
bestandes, letzten Endes also dadurch, dass die allgemeinen 
volkswirtschaftliche n Gesichtspunkte gegenüber der privaten 
Willkür des Waldhcsil/ers nicht genügend durchgesetzt wurden, 
sind in weiten Gebieten der Mittelmeerländer die Möglich keilen 
für eine intensive landwirtschaftliche Kultur auf Jahrhunderte ver- 
nichtet worden. Wählend ein von Wald bestandenes Gehirne 
für das ranze Gebiet ein Wasserreservoir und einen Ausgleich 
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zwischen den Perioden der Regengüsse oder Trockenheit dar- 
stellt, vermag ein abgeholztes Gebirge die Wassermassen nicht 
mehr aufzuspeichern, so dass Trockenheit und Hochwasser- 
katastrophen abwechseln und Gebiete, die im Altertum als Korn- 
kammern Roms bezeichnet wurden, heute eine menschenleere 
Wüste geworden sind. Selbst wenn man von solchen Kata- 
strophen, die allerdings in der Geschichte der menschlichen Kultur 
keine geringe Rolle spielen, absieht, so ist doch in jeder modernen 
Volkswirtschaft der Gegenwart der Wald nicht nur ein Besitz- 
tum seines Eigentümers, sondern ein unentbehrlicher Bestandteil 
des ganzen Volksreichtums, der hier allersorgfältigste und pfleg- 
lichste Behandlung verlangt. Selbst liberale Regierungen haben 
infolgedessen das Verfügungsrecht des einzelnen Besitzers über 
den Wald weitgehend einschränken müssen, und es hat sich in 
dem Masse, wie die Volksdichte wächst, immer mehr gezeigt, dass 
auch diese Massnahme unzureichend war, dass die Wälder nicht 
Ausbeutungsobjekte ihres zufälligen Besitzers sein dürfen, son- 
dern planmässig in „Wohlfahrtswälder" im Dienste der Volks- 
gesamtheit verwandelt werden müssen. 

Gewaltig ausgedehnt wird das Gebiet wirtschaftsdemokratischer 
Erscheinungsformen in der landwirtschaftlichen Erzeugung durch 
die Bedeutung der genossenschaftlichen Selbstverwaltung. Nicht 
nur in der Sphäre des Absatzes der landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse hat die genossenschaftliche Organisation, wie weiter unten 
noch zu zeigen ist, gewaltige und durch nichts zu ersetzende 
Zukunftsleistungen zu vollbringen. Gerade auch in der Sphäre 
der Erzeugung liegen unübersehbare Aufgaben für die genossen- 
schaftliche Selbstverwaltung, vor allem in denjenigen Produk- 
tionsmassnahmen, in denen sich der Einfluss der Absatzverhält- 
nisse am unmittelbarsten widerspiegelt, in der Hebung und in der 
Vereinheitlichung der Qualität der Erzeugnisse (Standardisierung). 
Während heute der Getreideverkauf zumal der bäuerlichen Wirt- 
schaften aufs äusserste dadurch erschwert wird, dass jeder Land- 
wirt diejenigen Getreidesorten anbaut, die ihm gerade passen, 
ohne Rücksicht auf die Sorten, die der Nachbar anbaut, muss das 
Streben der Landwirtschaft vielmehr darauf gerichtet sein, dass 
innerhalb einer gewissen Gegend möglichst nur wenige Sorten 
oder gar nur eine einzige Sorte bei den wichtigsten Getreidearten 
angebaut wird, um damit den Handel zu erleichtern und zu ver- 
billigen und lohnende Preise auf Grund der besseren und gleich- 
massigeren Qualität zu erzielen. Hei der Gewinnung der tierischen 
Erzeugnisse ist der lünfluss der Absatzbedingungen auf die Ge- 
staltung der Produktion noch weiter gehend. Hat doch in Däne- 
mark mit seinem vorbildlichen landwirtschaftlichen Genossen- 
schaftswesen das Ucdiiifnis dei AbsatzorgeinisallniK'ii nach einer 
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gleichbleibenden und mit Sicherheit garantierten Qualität dazu 
geführt, dass nicht nur in sämtlichen Bauernhöfen dieselbe 
hchweinerasse gemästet und dieQleichmässigkeit und Marktfähig- 
keit dieser Rasse dauernd überwacht wird, sondern dass sogar 
die Fütterung dieser Schweine sich nach einheitlichen und von 
den Genossenschaften aufgestellten Rezepten vollzieht Hier 
haben wir also das Beispiel vor uns, dass der einzelne Betriebs- 
leiter selbständig nur noch in den Massnahmen handelt, die der 
tägliche Gang des Betriebes ihn selbständig zu entscheiden 
zwingt, dass er sich aber in einer ganzen Reihe von Fragen der 
Selbständigkeit zugunsten übergeordneter Organisationen ent- 
äussern niiiss, und zwar in seinem wohlverstandenen Eigen- 
mtercsse. 

Je weiter wir in die Sphäre der Verwertung der landwirtschaft- 
lichen tr Zeugnisse hineinkommen, desto geringer wird die Be- 
deutung der individuellen Wirtschaftsführung, und desto grösser 
wird die Überlegenheit der zusammenfassenden, grosse Gebiete 
Planmassig regelnden Wirtschaftsorganisation. Man kann ohne 
Übertreibung sagen, dass der einzelne Betriebsleiter als Gestalter 
der wirtschaftlichen Verhältnisse, und dass die viel gerühmte 
regelnde Kraft der freien Konkurrenz und des freien Marktes 
wühl noch auf keinem Gebiet so krass versagt hat wie beim Ab- 
satz der landwirtschaftlichen Erzeugnisse. Aufgabe einer ver- 
nünftigen Marktorganisation würde es sein, die landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse auf dem kürzesten Weg und mit der gering- 
sten Verteuerung vom Erzeuger zum Verbraucher zu bringen 
tue Bedurfnisse des Verbrauchs so rasch wie möglich dem Er- 
zeuger zum Bewusstsein zu bringen und so die Erzeugung in 
engster Anlehnung an die Absatzmöglichkeiten und die Bedürf- 
nisse des Marktes zu entwickeln. Vor allen diesen Aufgaben hat 
che individualistische Wirtschaft in beispielloser Weise versagt 
Der Weg, den die landwirtschaftlichen Erzeugnisse - etwa ein 
Drittel des Bedarfs der deutschen Volkswirtschaft au Konsum- 
gütern - auf dem Wege vorn Erzeuger zum Verbraucher zurück- 
legen, ist durch eine übertrieben grosse Zahl von Zwischen- 
gliedern künstlich verlängert und kompliziert worden Die 
Summen, welche die Unterhaltung dieses übermässig aufgeblähten 
Apparates von Vermittlem volkswirtschaftlich kostet, sind un- 
geheuer. Viele landwirtschaftliche Erzeugnisse erfahren eine 
Verteuerung auf das Dunpelte und manche darüber ehe sie in 
«he Hand des Verbrauchers gelangen. 

lii besonders äugen l;i Hb: er Weise versagt der Mechanismus der 
trän, Preisbildung, der im System der kapitalistischen Wirt- 
schaft einen Ausgleich »wischen Angebot und Nachfrage und 
damit den Ausgleich swtschen Erzeugung und Bedarf herbet- 
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führen soll, bei der Verwertung der landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse. Nach dem Prinzip der kapitalistischen Preisbildung sollten 
die Preise in der „Gleichgewichtslage" die Erzeugungskosten 
decken, und die tatsächlichen Marktpreise sollten diese Gleich- 
gewichtslage nur um ein geringes Ausmass überschreiten oder 
unterschreiten, das ausreichend ist, die Produktion je nach dem 
Umfang des Bedarf entweder anzuregen oder einzuschränken. 
Die Preisschwankungen der landwirtschaftlichen Erzeugnisse, die 
wir in der heutigen Wirtschaft beobachten, gehen aber weit über 
dieses Mass hinaus und können ihrer ganzen Natur nach iri 
keiner Weise die Aufgabe erfüllen, Produktion und Bedarf in 
Übereinstimmung zu bringen. Wenn wir es erleben, dass bei- 
spielsweise in einem Zeitraum von vier Jahren die Roggenpreise, 
und zwar jeweils immer innerhalb weniger Monate zweimal um 
das Doppelte gestiegen und zweimal um die Hälfte zurück- 
gegangen sind, so haben solche Preisschwankungen mit einer 
vernünftigen Funktion der Preisbildung nicht das geringste zu 
tun. Sie waren vielmehr der Ausdruck dafür, dass die Markt- 
organisation unfähig war, sich den naturgegebenen Schwan- 
kungen des Ernteausfalls anzupassen, dass die privatkapitalistisch 
organisierte deutsche Wirtschaft keinerlei Organe dafür besitzt, 
die Ernteüberschüsse bei einer guten Roggenernte aufzuspeichern, 
damit sie dann bei einer darauffolgenden knappen Ernte zur Ver- 
fügung stehen. Der Getreidezoll, der angeblich die Aufgabe 
haben soll, den landwirtschaftlichen Erzeugern ausreichende 
Preise zu sichern, hat die katastrophalen Preisschwankungen 
nicht gemindert; im Gegenteil, zu gewissen Zeiten sogar noch 
übertrieben. Nur eine gemeinwirtschaftliche Regelung des deut- 
schen Getreidemarktes, eine zielbewusste Getreidepolitik, welche 
die Überschüsse der deutschen Ernte aufnimmt, sorgfältig ein- 
lagert und wie ein guter Hausvater für die Zeit der Knappheit 
zur Verfügung hält, und die den dann noch fehlenden Zuschuss- 
bedarf auf dem Weltmarkt zu möglichst billigen Preisen ein- 
zukaufen bemüht ist, die Inlandpreise aber ohne Rücksicht auf 
die Schwankungen der ausländischen Getreidebörsen stabil zu 
halten versucht, kann einen für die landwirtschaftlichen Erzeuger 
und die Verbraucher befriedigenden Zustand herbeiführen. 

Das Versagen der kapitalistischen Individualwirtschaft zeigt 
sich in besonders lehrreicher Weise auch in der Fleischproduktion 
und in der Preisbildung des Schlachtviehs. Der grössle Anteil 
des Flcischbedarfs der deutschen Volkswirtschaft wird bekannt- 
lich durch die Schweineproduktion gedeckt, eine Produktion, 
welche — im Gegensatz zu anderen landwirtschaftlichen Er- 
zeugungszweigen sich verhältnismässig rasch ausdehnen und 
verhältnismässig rasch wieder einschränken l.'issl. Die kata- 
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strophalen Preisschwankungen, die wir auf dem Schweinemarkt 
erleben, zeigen bereits, dass die freiePreisbildung und die heutige 
Mark [Organisation dieser Aufgabe in keiner Weise gewachsen ist 
n diesem Produktionszweig, wo Millionen von selbständigen 
Landwirten unabhängig voneinander über die Ausdehnung oder 
über die Einschränkung der Produktion entscheiden und damit 
den Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage herbeiführen 
sollen, zeigt sich sehr eindrucksvoll, dass diese von den Impulsen 
der Preisbildung bestimmten Entscheidungen der einzelnen Be- 
triebsleiter ein sehr unvollkommenes Mittel sind, um die Pro- 
duktion den Bedürfnissen desKonsiims entsprechend zu regulieren 
Wenn die Seh weinep reise günstig sind und besonders das Ver- 
ha tms zwischen Schweinepreisen und Futtermittelpreisen die 
Schweinemast sehr lohnend erscheinen lässt, dann werfen sich 
Millionen von Landwirten, völlig unabhängig voneinander und 
doch durch die Zwanglätifigkeit der gleichen wirtschaftlichen 
Überlegung miteinander verbunden, gleichzeitig auf die Aus- 
dehnung der Schweinemast und der Ferkelproduktion, ohne zu 
überlegen und ohne auch nur überlegen zu können, ob nicht 
die Gesamtsumme dieser Produktionssteigerungen weit über 
die Aufnahmefähigkeit des Marktes hinausgehen wird, wenn 
einmal das Erzeugnis dieser Produktionssteigerung auf den 
Markt geworfen wird. Es tritt vielmehr gerade durch diese 
m ■ ^ } r , odLlkti °nsregelung mit absoluter Sicherheit eine 
Marktuberfüllung ein. Die Landwirte, welche den Produktions- 
prozess in einer Zeit sehr günstiger Preise begonnen haben 
sehen sich beim Ablauf der Produktion infolge des allgemeinen 
1 reissturzes empfindlich enttäuscht, wenden sich nunmehr, und 
zwar wiederum alle unabhängig voneinander, aber alle gleich- 
zeitig, von der Schweineproduktion ab. Die Produktion sinkt 
weit unter die laufenden Bedürfnisse des Konsums es tritt 
nunmehr also eine Verknappung der Märkte und eine 'schärfere 
J reissteigerung ein, die dann nach einiger Zeit wieder eine neue 
Welle der ubei massigen Produktiousziuiahme herbeiführt und so 
fort. Dieses Auf und Ab von übermässiger Ausdehnung und über- 
massiger Einschränkung der Erzeugung, von bald übermässig 
hohen und bald nbe. massig niedrigen Preisen, belastet Erzeuger 
und Verbrauche, und diu gesamte Volkswirtschaft auf das aller- 
schwerste. Sie l.'i ssl sich niemals überwinden, solange man noch 
an der Vorstellung Festhält, dass die freien Entscheidungen von 
ungezählten Tausenden selbständiger Betriebsleiter einen sinn- 
vollen Produktionsplan herbeizuführen vermögen; sie sind viel- 
mehr nur zu überwinden, wenn an Stelle des Nebeneinanders der 
Entscheidungen der einzelnen Betriebsleiter ein planniässiyes 
S||K| der Märkte, des Pimliiktionsiiuifanges und des Bedarfs 
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tritt, und wenn rechtzeitig, d. h. bevor erst starke Preis- 
schwankungen eintreten, die Erzeuger von zentralen Stellen aus 
angeregt werden, ihreProduktion entweder etwas einzuschränken 
oder etwas auszudehnen, wenn also an die Stelle der privat- 
kapitalistischen Individualwirtschaft auch auf diesem Gebiete eine 
planwirtschaftliche Produktionsregelung tritt. Dabei ist allerdings 
zu berücksichtigen, dass eine Stabilisierung der Schweinepreise 
und der Schweineerzeugung nur möglich ist, wenn gleichzeitig 
auch in den Absatz des Futtergetreides und der Kartoffel Ord- 
nung gebracht und hier in der Preisbildung der übermässige 
Einfluss der Ernteschwankungen ausgeschaltet wird, wofür tech- 
nisch durch die Fortschritte des Kartoffeltrocknungsverfahrens 
alle Voraussetzungen geschaffen sind, wofür aber in der heutigen 
Organisation des Kartoffelmarktes und der Kartoffeltrocknerei 
noch immer die wirtschaftsorganisatorischen Voraussetzungen 
fehlen. 

Derartige gemeinwirtschaftliche Regelungen, welche für die 
von denPreisschwankungen hin und her geworfene Landwirtschaft 
geradezu eine Lebensfrage bedeuten und auch dem Verbrauch in 
Gestalt gleichmässiger und niedriger Preise eine sehr starke 
Entlastung bringen werden, können aber nicht von irgendeiner 
bureaukratischen Stelle diktatorisch verfügt werden. Nötig ist 
vielmehr, dass die Erzeuger und die Verbraucher in ihren grossen 
Massen gemeinsam zu der Erkenntnis kommen, dass eine solche 
Regelung notwendig ist, und dass auf der Grundlage einer Ver- 
ständigung zwischen Erzeuger und Verbraucher diese Regelung 
dann in demokratischer Weise durchgeführt und fundiert wird. 

Ein hervorragender Anteil bei der Lösung der Aufgaben der 
wirtschaftlichen Schulung breiter Erzeuger- und Verbraucher- 
massen fällt dem Genossenschaftswesen zu. Es ist eine alte 
Forderung, den Weg vom Erzeuger zum Verbraucher zu ver- 
kürzen und die Absatzorganisation zu verbessern, indem man den 
direkten Warenaustausch zwischen Erzeuger- und Verbraucher- 
genossenschaften ausbaut. Diese programmatische Forderung, 
welche, wie eine vom Internationalen Arbeitsamt für die Welt- 
wirtschaftskonferenz ausgearbeitete Denkschrift zeigt, im Welt- 
verkehr mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen bereits eine grosse 
reale Bedeutung erlangt hat, steckt innerhalb der deutschen Volks- 
wirtschafl noch in den ersten Anfängen. Zwar spielen die 
politischen Hemmungen leitender Personen in den landwirtschaft- 
lichen Er/cuKcrgenossenschaflen gegen eine Zusammenarbeit mit 
den Genossenschaften der Verbraucher heute, obwohl sie noch 
nicht verschwunden sind, nicht mehr die entscheidende Rolle. Die 
Gründe für die längsame Entwicklung liegen in dei Gegenwart 
vor allem darin, dass /war die Konsumgenossenschaften hervor- 
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ragend organisiert, kapitalkräftig und kaufmännisch gut geleitet 
sind, dass aber innerhalb der landwirtschaftlichen Organisationen 
die kaufmännische Leitung, die Kapitalkraft, insbesondere aber die 
innere Disziplin, die Vertragstreue der Mitglieder gegenüber der 
Genossenschaft, noch wenig entwickelt sind. Hier handelt es sich 
also in erster Linie darum, die Landwirtschaft zu der Erkenntnis 
zu erziehen, dass nicht der einzelne Betriebsleiter durch die Ver- 
folgung von Augenblicksinteressen und Augenblicksgeschäften 
seinem Wohlergehen am besten dient, sondern dass eine wirt- 
schaftliche Gesundung durch wirtschaftlichen Weitblick und 
durch freiwillige Unterordnung unter die solidarischen Interessen 
der Gesamtheit zu erzielen ist. 

Nur auf der Grundlage einer Verständigung zwischen Er- 
zeugern und Verbrauchern, nur in einem planvollen Zusammen- 
arbeiten zwischen Erzeuger- und Verbraucherorganisationen und 
nur in einer gesetzgeberisch und verwaltungsmässig gemein- 
wirtschaftlichen Regelung, die sich wiederum in weitestem Um- 
fang auf die Erfahrungen der genossenschaftlichen Zusammen- 
arbeit stützt, kann der Absatz der landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse und kann die Lebensmittelversorgung der deutschen 
Volkswirtschaft aus dem Chaos der heutigen privatkapitalistischen 
Anarchie herausgeführt und zu einer wirklich fruchtbaren Ge- 
staltung gebracht werden. 

Wenn auch in der Landwirtschaft infolge der stärkeren Be- 
deutung der Kleinbetriebe und der fehlenden Tendenz zur Be- 
triebskonzentration die Arbeiterfrage nicht in gleichem Masse 
beherrschende Bedeutung für die Wirtschaftsentwicklung hat, wie 
es in der Industrie der Fall ist, so ist es doch selbstverständlich, 
dass die Durchdringung der Wirtschaftsführung mit demokra- 
tischen Elementen auch hier die tätige Einschaltung der Land- 
arbeiterschaH in den Aufbau der Wirtschaft erfordert. Die Forde- 
rung nach Mitbestimmung bleibt auch auf diesem Gebiet nicht 
bei den Fragen der Regelung des Arbeitsverhältnisses stehen, 
für die der Ausbau des sozialen Rechts und im besonderen der 
Betriebsräte In der Praxis noch viel zu wünschen übriglässt, 
sondern sie greift darüber hinaus auf die planmässige Bewirt- 
schaftung der Arbeitskraft und auf den Einfluss auf eine gemein- 
wirtschaftliche Förderung der Wirtschaftsführung. In bezug auf 
die Bewirtschaftung der Arbeitskraft gibt es in der Landwirt- 
schaft dieSonderregeliing für die Beschäftigung von ausländischen 
Landarbeitern. Für die Heranziehung ausländischer Landarbeiter 
wird eine Höchstzalil Jährlich durch die Reichsarbeitsverwaltung 
festgesetzt. Das Monopol für die Anwerbung und Vermittlung 
aller ausländischen Landarbeiter in Deutschland hat die Deutsche 
Arbeilerzentrale, deren Vorstand und Aufsichtsrat paritätisch aus 
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Vertretern der landwirtschaftlichen Arbeitgeberorganisationen und 
der Gewerkschaften der Landarbeiter zusammengesetzt sind. 
Dass in der Förderung der Wirtschaftlichkeit die Landwirt- 
schaftskammern als amtliche Berufsvertretungen eine wichtige 
Rolle spielen können, wurde früher erwähnt. Die Landwirtschafts- 
kammern sind in Preussen reine Unternehmerkammern, in einer 
Reihe von anderen deutschen Ländern ist grundsätzlich eine 
gewisse Teilnahme von Arbeitnehmervertretern anerkannt. Die 
Parität fehlt dabei überall, teilweise handelt es sich um lächer- 
liche Minderheiten, die den Arbeitervertretern eingeräumt sind, 
teilweise um die Beschränkung ihrer Mitarbeit auf einen be- 
sonderen Ausschuss für Arbeiterangelegenheiten. Dass hier die 
Heranziehung der Landarbeiter, vertreten durch ihre Gewerk- 
schaften, zu gleichberechtigter Mitarbeit eine Voraussetzung 
demokratischer Entwicklung ist, bedarf kaum der besonderen 
Unterstreichung. Gerade bei den Fragen der Landarbeitsforschung, 
die in neuerer Zeit eine wachsende Bedeutung für die moderne 
Betriebsführung in der Landwirtschaft gewinnen, und bei denen 
die Arbeiterschaft sich stets den Bestrebungen angeschlossen hat, 
alle Errungenschaften der Technik in der Landwirtschaft nutzbar 
zu machen, wird der Erfolg immer entscheidend davon abhängen, 
dass die Arbeiterschaft an den Neuerungen selbst gestaltend mit- 
arbeitet und deshalb auch den Arbeitswillen gewinnt, der allein 
zum Erfolge der neuen Arbeitsmethoden führen kann, und der 
unterdrückt wird, wenn bei der Erprobung einseitig an das Arbeit- 
geberinteresse gedacht wird. Von der grössten Bedeutung für 
das Hineinwachsen der Landarbeiterschaft in die Mitarbeit an 
einer gemeinwirtschaftlichen Führung der Landwirtschaft, wie sie 
in ihren verschiedensten Formen vorstehend geschildert wurde, 
wird immer der Ausbau der Berufsausbildung und der allgemeinen 
Bildung der Landarbeiterschaft sein, und gerade auf diesem Ge- 
biete ist der Ausbau der Berufsschulung ein unentbehrlicher 
Unterbau für eine wirtschaftsdemokratische Entwicklung. 



WirlHchnrtsdemokratie H 



113 



II. KAPITEL 

DIE DEMOKRATISIERUNG DER ORGANE 
STAATLICHER WIRTSCHAFTSPOLITIK 



Die Demokratisierung 
der Organe staatlicher Wirtschaftspolitik 



Die Stellung der Gewerkschaften im Staat 

Nicht freiwillig haben die herrschenden Klassen und der von 
ihnen beherrschte Staat die Vertretungen der Arbeiterschaft an- 
erkannt und ihnen eine Einflussnahme auf die Wirtschafts-, 
Sozial- und Kulturpolitik eingeräumt. In schwersten Kämpfen, 
durch kleinlichste Verfolgungen und brutale Unterdrückung immer 
wieder gehemmt, mussten sich die Gewerkschaften ihre An- 
erkennung Schritt für Schritt erringen. Dieser Kampf wird auch 
jetzt noch mit der gleichen Zähigkeit hüben und drüben fort- 
geführt, oftmals unbeachtet von den nicht direkt Beteiligten, weil 
die Formen dieses Ringens gesitteter geworden und die ersten 
Stufen der Leiter schon erklommen sind. 

Erst die Aufhebung der Koalitionsverbote in den sechziger 
Jahren des vergangenen Jahrhunderts gestattete es der Arbeiter- 
schaft, überhaupt zum Ausbau gewerkschaftlicher Einrichtungen 
zu schreiten. Das Sozialistengesetz zerstörte allerdings bald 
wieder die schwachen, aber hoffnungsvollen Anfänge. Diese 
hatten jedoch schon so tief in der Arbeiterschaft Wurzel ge- 
schlagen, dass nach dem Fall des Unterdrückungsgesetzes aus 
den Trümmern der Bewegung sofort neues kräftiges Leben 
spriessen konnte. 

Mit dem Sozialistengesetz war auch Bismarck gefallen. In 
bewusstem Gegensatz zu ihm beabsichtigte der eben zur Re- 
gierung gelangte junge Kaiser Wilhelm IL, unter seiner patri- 
archalischen Leitung auch der Arbeiterschaft Gelegenheit zu 
geben, ihre Wünsche in geziemender Form vorzubringen. Durch 
königlichen Erlass vom 4. Februar 1890 wurde die Schaffung von 
Einrichtungen verheissen, an denen die Arbeiter durch Männer 
ihres Vertrauens zur Regelung gemeinsamerAngelegenheiten von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern beteiligt und zur Wahrnehmung 
ihrer Interessen bei Verhandlungen mit den Arbeitgebern und den 
Organen der Regierung befähigt werden sollten. Nachdem diese 
Absicht am Widerspruch der Unternehmer gescheitert war, er- 
losch auch das kaiserliche Interesse an der Arbeiterschuft. Neue 

117 



Anregungen gingen nunmehr vom Reichstag aus, denen die Re- 
gierung nur zögernd und unwillig nachkam. Erst nach wieder- 
holten Mahnungen des Reichstages legte sie im Jahre 1908 einen 
Gesetzentwurf über Arbeitskammern vor, der paritätische beruf- 
liche Industriekammern vorsah. Diese sollten durch indirekte 
Wahlen von Berufsgenossenschaften und Arbeiterausschüssen 
gebildet werden. Arbeiter- und Gewerkschaftssekretäre sollten 
von der Wahl ausgeschlossen sein. Infolge der scharfen Kritik 
im Reichstag wurde dieser Entwurf zurückgezogen und durch 
einen neuen ersetzt, in dem zwar allgemeine Kammern auf Grund 
direkter und geheimer Wahl vorgesehen, wiederum aber die 
hauptberuflichen Funktionäre der Arbeiterorganisationen nicht 
zugelassen waren. Der Reichstag erweiterte den Aufgabenkreis 
dieser Kammern und verlangte, dass bis zu einem Viertel der 
Kammermitglieder aus Kreisen der Gewerkschaftssekretäre ge- 
wählt werden könne. Daraufhin Hess die Regierung auch diese 
Vorlage scheitern und legte 1913 einen dritten Entwurf vor, der 
die allmählich zum Mittelpunkt gewordene Frage der Vertretung 
nochmals im alten Sinne behandelte. Erneut fügte der Reichstag 
das Wahlrecht der Arbeitervertreter hinzu, und erneut liess die 
Regierung die Vorlage fallen. Diese Haltung der Regierung ent- 
sprach durchaus der Stellung, die sie ganz allgemein gegenüber 
der Gewerkschaftsbewegung einnahm. 

Die vereinsgesetzlichen Schikanen und die Streikprozesse 
standen wieder in voller Blüte; gleichzeitig bereitete die Re- 
gierung auf Drängen der Unternehmer umfangreiche Ausnahme- 
gesetze und Strafrechtsverschärfungen gegen Koalitionshand- 
lungen vor, die die Zuchthausvorlage von 1899 zu überbieten 
drohten. Der Münchener Gewerkschaftskongress vom Juni 1914 
sah sich daher zu einem äusserst scharfen Protest veranlasst. 
Die Spannung war derart, dass bei Kriegsausbruch die Gewerk- 
schaften auf die Möglichkeit der Auflösung ihrer Verbände ge- 
fasst waren. Aus diesen wenigen Beispielen ergibt sich zur 
Geniige die streng antigewerkschaftliche Einstellung der Re- 
gierungen der Vorkriegszeit. Dass unter diesen Umständen weder 
irgendeine gesetzliche Vertretung der Arbeitnehmerschaft durch 
die Gewerkschaften noch irgendwelche Beziehungen zwischen 
Regierung und Gewerkschaften bestanden, ist selbstverständlich. 
Wenn in sozialen Einrichtungen (Krankenversicherung, Invaliden- 
versicherung, Unfallverhütung) Gewerkschaftsangestellte als 
Arbcitnehmervcrlrclcr mitwirkten, so geschah dies regelmässig 
nur mittelbar in ihrer Eigenschaft als Versicherte. 

Dieser Zustand ändcrlc sich erst mit Beginn des Krieges, frei- 
lich nur allmählich. Am I. August 1914 wurde der Qtjneral- 
kommissioii der Gewerkschaften bekanntgegeben, dass die Ge- 
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werkschaften unbehelligt bleiben sollten. Am 14. November wurde 
die Anerkennung der Gewerkschaften symbolisch dadurch be- 
kundet, dass eine Reihe von Reichsbehörden (darunter ein Ver- 
treter des Reichskanzlers) und preussischen Ministerien einer 
Einladung der Berliner Gewerkschaftskommission zur Besichti- 
gung von Gewerkschaftshäusern und Genossenschaftsbetrieben 
Folge leistete. Unter den ganz aussergewöhnlichen Verhältnissen 
des Kriegszustandes, die die gesamte Wirtschaft bis in ihre Grund- 
lagen hinein erschütterten, war eben an eine Kampfstellung gegen 
die wachsende Macht der Gewerkschaften nicht zu denken. Im 
Gegenteil: die Ausführung der sich überstürzenden Notgesetze 
war ohne ihre Mithilfe, ohne ihren Einfluss auf v/eite Kreise der 
Bevölkerung gar nicht denkbar. Charakteristisch ist, dass hier 
wie auch späterhin die Mehrung des Einflusses der Gewerk- 
schaften auf die Regierung durch eine Zusammenarbeit zwischen 
Gewerkschaften und Unternehmern auf gewissen Gebieten vor- 
bereitet wurde. In den ersten Kriegstagen stellte sich die schon 
lange bestehende Tarifgemeinschaft der deutschen Buchdrucker 
in den Dienst der Arbeitsbeschaffung. Ihr folgten Baugewerbe, 
Maler-, Steinsetzer-, Steindruckgewerbe, Holzindustrie. Aus 
diesen Beziehungen, die sich bald erweiterten, entwickelten sich 
später die Vorläufer der Arbeitsgemeinschaften, die wiederum der 
verfassungsmässigen Anerkennung der Gewerkschaften voran- 
gingen. 

Die äussere Verbindung mit der Regierung war rasch her- 
gestellt. Die Heranziehung der Gewerkschaften zur Mitarbeit 
liess jedoch noch auf sich warten. Bereits am 2. August 1914 
verhandelte die Generalkommission der Gewerkschaften mit dem 
Reichsamt des Innern über die Bedingungen, unter denen In- 
dustriearbeiter zur Bergung der Ernte herangezogen werden 
könnten. Es folgten weitere Verhandlungen in den Reichsämtern 
über Wirtschaftsfragen, wie Zufuhr von Kohle und Rohstoffen 
für die Industrie, Regelung der Lebensmittelversorgung, Ver- 
kelirserlcichteningen, über Erwerbslosen Unterstützung, über 
Preisherabsetzung für das Kartoffelbrot, über Schwierigkeiten 
bei der Feit- und Fleischverstirgung usw. In den 120köpfigen 
Beirat des zivilen Kricgseniäliniiigsainles wurde ein Mitglied der 
Gcneralk tissioti berufen. Aber selbst in dem die Gewerk- 
schaften so nahe ansehenden Reichsausschuss der KriftgS- 
beschädiglcnfiirsorge wurde ihnen keiuVertreter zugebilligt, Irotz 
einer gemeinsamen l'inuahe aller Spitzenorganisationeu an den 
Reichskanzler. 

Eine einschneidende Änderung | r; ,t erst mit der Annahme des 
Hirfsdienstgcsctzcs Ende l'Ho ein, durch das die Kesamle Arbeits- 
kraft des deutschen Volkes mobilisiert werden sollte, eine Auf- 
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gäbe also, die gegen den Widerstand der Gewerkschaften einfach 
nicht durchzuführen war. In diesem „Gesetz über den vater- 
ländischen Hilfsdienst" vom 5. Dezember 1916 sind zum ersten 
Male die „wirtschaftlichen Organisationen der Arbeitnehmer" als 
Vertreter der Interessen ihrer Mitglieder offiziell anerkannt 
worden. Daher sei diesem Gesetz eine kurze Darstellung ge- 
widmet, soweit die Mitwirkung der Gewerkschaften dabei in 
Frage kommt. Die Leitung des vaterländischen Hilfsdienstes lag 
dem Kriegsamt ob, in dessen Referat für Arbeiterfragen ein 
Gewerkschafter (der Vorsitzende des Metallarbeiter-Verbandes) 
eintrat. Über die Frage, ob ein Beruf oder Betrieb für den 
Hilfsdienst in Betracht kam, sowie über das Bedürfnis an Per- 
sonen für diese Wirtschaftszweige entschieden bei den einzelnen 
Generalkommandos Ausschüsse, die aus einem Offizier als Vor- 
sitzendem, zwei höheren Staatsbeamten sowie je zwei Vertretern 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer bestanden. Den Vor- 
sitzenden sowie die Wirtschaftsvertreter bestimmte das Kriegs- 
amt. Gegen die Entscheidung der Ausschüsse konnte Beschwerde 
bei einer Zentralstelle eingelegt werden, unter deren 7Mitgliedern 
sich je ein Vertreter der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorgani- 
sationen befand. Die Hilfsdienstpflichtigen wurden, soweit sie 
sich nicht freiwillig meldeten, durch einen Ausschuss heran- 
gezogen, der für jeden Bezirk aus einem Offizier als Vor- 
sitzendem, einem höheren Beamten und je zwei Vertretern der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer gebildet wurde. Beschäfti- 
gungswechsel durfte nur mit Bescheinigung geschehen. Weigerte 
sich ein Arbeitgeber, die beantragte Bescheinigung auszustellen, 
so konnte Beschwerde bei einem Ausschuss eingereicht werden, 
der für jeden Bezirk einer Ersatzkommission aus einem Be- 
auftragten des Kriegsamts als Vorsitzendem sowie je drei Ver- 
tretern der Arl>cilgcl>er und der Arbeitnehmer bestand. Für die 
Berufung der Vertreter der Arbcilgcher und der Arbeitnehmer in 
sämtliche vorerwähnten Ausschüsse durch das Kriegsamt waren 
Vorschlagslisten wirt schal tlklwr Organisationen der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer einzuholen. An diese Vorschlagslisten war 
allerdings d;is Kriegsamt nicht gebunden. Ferner mussten in allen 
Hilfsdiensthcl riehen, für die Titel VII der Gewerbeordnung galt, 
und in denen In der Regel mindestens 50 Arbeiter beschäftigt 
waren, ständige Arheiteransschüsse bestehen. Das Hilfsdienst- 
gesetz war also gleichzeitig derBeginn derBetriebsratseinrichtung. 

Drei Vierteljahre später (August 1917) wurde die gesamte Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik ;nis dein Reichsamt des Innern heraus- 
gelöst und einem besonderen Reichswirtschaftsamt übertragen, das 
bald darauf für die einzelnen Industriezweige Selbstvcrwalliings- 
körper Ins Leben rief, im denen auch die Gewerkschaf len beteiligt 
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wurden. So wurde z. B. „zur Abhilfe wirtschaftlicher Schädigungen 
in der Zeit des Überganges von der Kriegswirtschaft in die 
Friedenswirtschaft" eine Reichsstelle für Textilwirtschaft mit neun 
Untergruppen geschaffen, deren Vertreterversammlung aus den 
beteiligten Kreisen der Industrie, des Handwerks, des Handels, der 
Angestellten und Arbeiter zusammengesetzt wurde. Den be- 
teiligten Verbänden stand nur das Vorschlagsrecht zu, die Er- 
nennung erfolgte durch den Reichskanzler. Die Reichsstelle war 
eine Behörde, die dem Reichswirtschaftsamt unterstand. 

Inzwischen war die Kriegslage für die Mittelmächte so ungünstig 
geworden, dass besonders die Unternehmer mit einem baldigen 
Kriegsende und einschneidenden politischen Veränderungen rech- 
neten und sich daher mit derjenigen Macht gut zu stellen suchten, 
die voraussichtlich an innerer Stärke gewinnen würde. Aufsehen 
erregte es, dass bei den Lohnverhandlungen Mitte Oktober 1918 
selbst der Rheinisch-Westfälische Zechenverband, bisher der 
starrste Vertreter des unbeschränkten Herrenstandpunktes, die 
Gewerkschaften als Vertretung der Arbeiterschaft anerkannte. 
Offizielle Verhandlungen von Unterhändlern der Generalkom- 
mission und der namhaftesten Arbeitgeberverbände erfolgten. Am 
5. und nochmals am 6. November verlangten Vertreter der Ge- 
werkschaften und der Unternehmerverbände in einer Rücksprache 
mit der Regierung gemeinsam ein besonderes Reichsamt für die 
Demobilmachung, das bereits einen Tag später ins Leben gerufen 
wurde. Gleichzeitig wurden die Grundlagen für die Arbeitsgemein- 
schaft entworfen, die wenige Tage nach der Revolution, am 
15. November 1918, in abgeänderter Form der Öffentlichkeit mit- 
geteilt werden konnten. Damit war als unmittelbare Folge der 
politischen Machtgewinnung der Arbeiterklasse die Gleichberech- 
tigung der Gewerkschaften tatsächlich anerkannt. Die gesetz- 
mässige Verankerung erfolgte durch die Reichsverfassung vom 
11. August 1919, deren Artikel 165 mit den Worten beginnt: „Die 
Arbeiter und Angestellten sind dazu berufen, gleichberechtigt in 
Gemeinschaft mit den Unternehmern an der Regelung der Lohn- 
und Arbeitsbedingungen sowie an der gesamten wirtschaftlichen 
Entwicklung der produktiven Kräfte mitzuwirken. Die beider- 
seitigen Organisationen und ihre Vereinbarungen werden an- 
erkannt." Gleichzeitig bestimmte Artikel 165 die Organe, in denen 
sich diese gleichberechtigte Mitwirkung vollziehen sollte: die Be- 
zirkswirtschaftsräte und den Reichswirtschaftsrat. Während 
letzterer in „vorläufiger" Form im Mai 1920 gebildet wurde — 
nachdem ihm provisorisch ein 2()köpfiger „Wirtschaftsral beim 
Reichswirtschaftsministerium" vorangegangen war , stehen die 
ebenfalls verfassungsmässig gewährleisteten Bezirkswirtschafts- 
räte noch aus. Als Ersatz beanspruchen die (iewerkschaften 
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gleichberechtigte Vertretung in den bereits bestehenden Industrie-, 
Handwerks- und Landwirtschaftskammern, ohne bisher mit dieser 
Forderung durchgedrungen zu sein. 

Im Reichswirtschaftsrat sind die Arbeitnehmer- und Arbeit- 
geberinteressen dadurch organisatorisch gleichmässig berück- 
sichtigt, dass die Gewerkschaften und die Unternehmerverbände 
je eine Abteilung besetzen. Neben sie tritt mit der gleichen Ver- 
treterzahl eine dritte, aus sonstigen Wirtschaftskörperschaften und 
Sachverständigen gemischte Gruppe, die also bei Differenzen 
zwischen den beiden ersten Abteilungen die Entscheidung in der 
Hand hat. Der Vorläufige Reichswirtschaftsrat ist eine blosse 
Gutachterkammer. Ob der endgültige Reichswirtschaftsrat mehr 
sein wird, hängt von der Entscheidung des Reichstags ab. Wenn 
dem bisherigen Reichswirtschaftsrat Rechte auch nicht zustehen, 
so übt er trotzdem durch seine Gutachtertätigkeit eine verant- 
wortungsvolle und einflussreiche Tätigkeit aus. Für eine Reihe 
von Verwaltungsbeiräten ist er Benennungskörperschaft (siehe 
Anhang 2). Den Vorsitz übt verabredungsgemäss in h albjährlichem 
Wechsel ein Arbeitgeber- und ein Arbeitnehmervertreter aus, als 
äusseres Zeichen dafür, dass der ursprünglichen Idee von Wirt- 
schaftsräten nur die beiden Abteilungen der Produzentenvertreter 
vorschwebten, zu denen erst später die dritte hinzutrat. 

Wenn auch der Reichswirtschaftsrat nunmehr eine andere Ten- 
denz zeigte, so konnte die Schöpfung eines derartigen Wirtschafts- 
parlamentes auf verfassungsmässiger Grundlage nicht ohne Be- 
deutung für die auf freiwilliger Vereinbarung beruhende Arbeits- 
gemeinschaft bleiben. Die Zentralarbeitsgemeinschaft musste ent- 
weder mehr sein, oder sie lief Gefahr, völlig überflüssig zu werden. 
Zuerst war letzteres noch nicht anzunehmen. Ein machtvoller 
Rahmen wurde errichtet : \J Fachgruppen mit zahlreichen Unter- 
gruppen, jede mit Vorstand und Aiisschuss, also ein die gesamte 
Industrie umspannendes System, in dein „die gemeinsame Lösung 
aller die Industrie und das Gewerbe Deutschlands berührenden 
wirtschaftlichst) und sozialen Fragen sowie aller sie betreffenden 
Gesetzgelmiiy.s- und Verwaltungsangclegenheiten" versucht wer- 
den sollte. Gleichzeitig war geplant, dass die Mitglieder dieser 
Gruppen auch ilue Industriezweige in den Zweckverbänden und 
Wirtschaftsbiinden zu vertreten hätten, die als amtliche Organe 
beim Reichswirlsi liallsmiiiisterium zu errichten waren. Die Ab- 
sicht war, durch diese Personalunion eine enge Bindung zwischen 
den künftigen aml liehen Wirlschaftskörperschaften und den auf 
Vereinbarung beruhenden Arbeitsgemeinschaften zu schaffen. 
Aber der breit angelegte Rahmen wurde niemals voll ausgefülll: 
schon sehr bald traten einige der grössten Gewerkschaften aus 
der Arbeitsgemeinschaft au.; im Verlaufe der Inflation, die die 
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materielle Macht der Gewerkschaften schwächte und einen emp- 
findlichen Rückgang ihrer Mitgliederzahlen zur Folge hatte, waren 
es die Unternehmer, die die verlorengegangenen Machtstellungen 
durchKampf gegen die Arbeiterschaft wieder zu erobern gedachten 
und daher die Arbeitsgemeinschaften als lästig und überflüssig 
empfanden. Die Fortführung der Zentralarbeitsgemeinschaft war 
wertlos geworden, die freien Gewerkschaften sagten sich von ihr 
los. Am 31. März 1924 wurde das gemeinsame Bureau aufgelöst. 
Da die christlichen Gewerkschaften als einzige nicht ausgetreten 
waren, blieb die Arbeitsgemeinschaft dem Namen nach aller- 
dings bestehen, ebenso wie von den geplanten Wirtschaftsbünden 
dem Namen nach der Eisenwirtschaftsbund noch gesetzlich besteht, 
wenn er tatsächlich auch seit Jahren überhaupt nicht mehr zu- 
sammengetreten ist. 

Nachdem die freiwillige Zusammenarbeit zwischen Gewerk- 
schaften und Unternehmerverbänden einen tiefen Riss erhalten 
hatte, trat die Bedeutung des Reichswirtschaftsrats um so mehr 
hervor. Dieser Bedeutung würde es entsprechen, wenn der end- 
gültige Reichswirtschaftsrat diejenigen Rechte erhalten würde, 
über die der Verfassungsausschuss des Vorläufigen Reichswirt- 
schaftsrats in langwierigen Sitzungen sich einigte : Zuleitung sämt- 
licher sozial- und wirtschaftspolitischen Gesetzentwürfe, Initiativ- 
recht bei wichtigeren Entwürfen, Reichsstellung seiner Beamten, 
selbständige Verwaltung der durch den Haushalt bewilligten 
Mittel, Ermittlungs- (Fmiuete-) Recht. 

Neben dem Rcichswirtschaftsrat, der üutachtertätigkeit ausübt, 
sei es über Fragen der allgemeinen Wirtschaftspolitik, sei es über 
Spezialprobleme und Gesetze, steht eine Reihe wirtschaftlicher 
Körperschaften, die für einzelne Industriezweige Richtlinien aus- 
zuarbeiten haben, aber auch tiefer in die praktische Verwaltungs- 
arbeit dringen müssen. Der Selbständigkeit nach stehen an der 
Spitze der Reichskohlenrat und der Reichskalirat, über die in einem 
früheren Kapitel bereits gesprochen worden ist. Ihnen gehören Ver- 
treter der am nächsten interessierten Gewerkschaften und Unter- 
nehuierverbände an, nicht aber die Spitzenorganisationen. Eine 
Reihe von Rechten haben der Beirat für das Branntweinmonopol, 
dem aus Wirtschaftskreisen auch nur engere Interessenvertreter 
angehören, und der Verwaltungsrat der Reichspost, für den der 
Rcichspostininister ein weitgehendes Auswahlrecht besitzt. Reine 
Gutachlerlälinkeit übt der Reichselektrobeirat aus, der fieilich 
äusserst seilen /ir.aiiiinenlienifen wird, der Bezirkswassci sliassen- 
und der Reiehswassei sliasseiibeirat, der Landeseisenbalin- und 
der Rcichseisenlialinia!. In diesen Körperschaften sind, teils nach 
gesetzlicher Vi ii sein ill, teils duirh Verordnung, die ( iewei kschaften 
in wechselnder /usaiiinieuset/iiiDr vertreten. Ferner sind Ge- 



12.'l 



werkschaftsvertreter berufen in den Zentralausschuss der Reichs- 
bank, in das Kartellgertcht, in die Verbraiiclierbeiräte der 
Preussischen Elektrizitäts-A.-G., in die Finanzgerichte usw. 
(Näheres über Berufung und Amt der Vertreter in den hauptsäch- 
lichsten Körperschaften ist im Anhang 2 ausgeführt.) 

Die tätige Mitarbeit in diesen Körperschaften ermöglicht es den 
Gewerkschaften, wirksam und oft erfolgreich für ihre Ideen ein- 
zutreten. Es sei daran erinnert, dass die sämtlichen grossen Ge- 
setze der Sozialpolitik, wie das Arbeitsgerichtsgesetz, das Gesetz 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung, das Ar- 
beitsschutzgesetz, eingehend im Reichswirtschaftsrat beraten 
wurden und werden, dass der Reichswirtschaftsrat in zahllosen 
Sitzungen die Berufe ausgewählt hat, die dem § 7 der Arbeits- 
zeitverordnung zu unterstellen sind, dass die Fragen der Erwerbs- 
losigkeit, der Sozialversicherung, das Reich sknappschaftsgesetz 
dort zur Behandlung standen. Der vorläufige Zolltarif wurde 
zuerst dort beraten, die Frage der Möglichkeit von Zollsenkungen, 
die Ergebnisse der Genfer Weltwirtschaftskonferenz, die Neu- 
regelung der Zündholz- und der Zigarettenlierstellung wurden dort 
unter Hinzuziehung zahlreicher Sachverständigen geprüft. Be- 
sonderes Interesse brachten die Gewerkschaften den sozial- 
politischen Fragen entgegen, aber sie beteiligten sich ebenso an 
den verschiedenen anderen Aufgaben, die in den Unterausschüssen 
für Landwirtschaft und Ernährung, für Produktionskredite, für 
Holz- und Forstwirtschaft, dem Verkehrs- und dem Wasserwirt- 
schaftlichen Aussen u ss, dem Ausschuss für Siedlungs- und Woh- 
nungswesen, dem Reparations-, dem Betriebsräte-, den Steuer- 
ausschüssen behandelt wurden. 

Die Einflussmöglichkeiten der Gewerkschaften erschöpfen sich 
selbstverständlich nicht in der Teilnahme am Reicliswirtschaftsrat 
und den obeiimvälmU-ii. durch Gcm-u festgelegten Beiräten. 
Durch ein Sehreiben vom 30.De»mber 1925 hat das Auswärtige 
Amt den < k vvti ks L li;< f luti zugesichert : „lue Reichsregierung wird, 
sofern in Znlsimil bei Handclsvertrugsverhandhingen im Ausland 
Qeneralsachverstandige als Mitglieder der deutschen Delegationen 
bestellt werden, nach einen Vertreter der Arbeitnehmer zur Mit- 
arbeit in der gleichen Eigenschaft einladen." Ferner wurde den 
Gewerkschaften »»gesichert, dass sie an Informationen über 
schwebende Verhandlungen In gleicher Weise, wie dies schon in 
der letzten Zeit geschehen sei, beteiligt werden würden. Dem- 
entsprechend sind die Gewerkschaften zu einer Reihe der wich- 
tigsten und scbwlerig»J»n Verhandlungen hinzugezogen worden: 
so zu den Verhandlungen mit Frankreich, zu den andauernden 
Verhandlungen mit Polen, Etir Entscheidtwg über den Vertri 
abschluNs mit Spanien, zu den inzwischen abgebrochenen Be- 
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sprechungen mit Russland. Es war danach selbstverständlich, 
dass unter den fünf Vertretern des Deutschen Reiches, die die 
Regierung nach Genf zur Weltwirtschaftskonferenz entsandte, sich 
auch ein Gewerkschaftsmitglied befand. 

Im demokratischen Staat, in dem die Arbeiterklasse einen ent- 
scheidenden politischen Faktor darstellt, spürt man überall den 
Wandel gegenüber dem alten Obrigkeitsstaat, und so erkennt man 
auch mehr und mehr an, dass die Gewerkschaften zu den wich- 
tigsten Trägern der Wirtschaft gehören. Man beruft ihre Ver- 
treter in den Lohnstatistischen Beirat des Reichswirtschafts- 
ministeriums und in die Indexkommission, in den Beirat für das 
Handwerk, in den Verwaltungsrat der Zweigstellen des Aus- 
wärtigen Amtes für Aussenhandel, in den Beirat für den Inter- 
ministeriellen Ausschuss für Fragen der Exportkreditversicherung, 
in den Gefrierfleischausschuss des Landwirtschaftsministeriums. 
Man legt Wert auf ihre Mitarbeit in den nichtoffiziellen Vereini- 
gungen und hat ihre Vertreter z.B. in den Volkswirtschaftsfunk 
der Deutschen Welle gewählt, in das Reichskuratorium für Wirt- 
schaftlichkeit, in den Normenausschuss der Deutschen Industrie, in 
den Verwaltungsrat des Konjunkturforschungs-Instituts, in den 
Senat der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft zur Förderung der Wissen- 
schaften, in die Vorstände von Museen, von Ausstellungen, von 
wissenschaftlichen Kultur- und sozialpolitischen Gesellschaften. 

Diese vielfältige und weitverzweigte wirtschaftspolitische Tätig- 
keit, dieses Eindringen in Gebiete, die ihnen vorher engherzig ver- 
schlossen waren, wirkt auf die Gewerkschaften zurück. Sie be- 
schäftigen sich intensiver mit allen Fragen der Wirtschaft, sie 
beobachten systematischer und eingehender den Wirtschafts- 
ablauf. Die gewerkschaftlichen Zeitungen widmen sich mit Eifer 
auch Spezialfragen der Wirtschaftspolitik, es entsteht eine Zeit- 
schrift „Die Arbeit" speziell für Gewerkschaftspolitik und Wirt- 
schaftskunde, die wirtschaftspolitischen Abteilungen der Verbände 
dehnen sich aus, eine eigene Konjunkturbeobachtung beginnt sich 
zu entwickeln. Was den Gewerkschaften durch eine sich über- 
stürzende Entwicklung überraschend schnell und in zunächst un- 
übersehbarer Fülle zugefallen war, so dass die Kräfte zur Be- 
wältigung aller neuen Aufgaben kaum zulangten, wird nunmehr 
in unermüdlicher und erfolgreicher Kleinarbeit innerlich ange- 
eignet und mit eigenem Geiste durchtränkt. So wird nicht nur 
äusserlich ein Milbcsliininungsrcchl an der Wirtschaflsgeslallung 
erobert, es wäehst auch innerlich ein freudiges Gefühl der Mit- 
verantwortung, der Wille, durch bewusste plaiinüssige Um- 
gestaltung imiiiei jtrttescre Produktivität zum Sry.en der Allge- 
meinheit zu erzielen. 
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Die Demokratisierung der Wirtschaft, aufs engste verbunden 
mit wachsendem Einfluss des demokratischen Staates auf die 
Wirtschaft, erfordert, dass die unmittelbare Beteiligung der als 
Produzenten organisierten Arbeiter, d. h. der Gewerkschaften, an 
allen Organen der Wirtschaftspolitik sich ständig ausdehnt. Diese 
Mitarbeit wird den Weg ebnen, um auch in der Wirtschafts- 
gestaltung zu jener Zusammenfassung der schaffenden Kräfte zu 
gelangen, auf der allein die demokratische Qemeinwirtschaft auf- 
gebaut werden kann. 



III. KAPITEL 

DIE DEMOKRATISIERUNG 
DES ARBEITSVERHÄLTNISSES 
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Die Demokratisierung des Arbeitsverhältnisses 



/. Abschnitt 
Vom Sachenrecht über das Schuldrecht zum Arbeitsrecht 

I. 

Unter allen Mächten, denen sich die Arbeiterklasse unterworfen 
fühlt, steht das Recht in der vordersten Reihe. Das hauptsäch- 
lichste Bollwerk dieses Rechts ist das Privateigentum an den 
Produktionsmitteln. Die Stellung der abhängigen Arbeit im Recht 
bestimmt sich daher vornehmlich nach dem Verhältnis, in dem die 
Arbeit zum Eigentum steht. Wie alle Beziehungen der Menschen 
zueinander, ist auch dieses Verhältnis dem geschichtlichen Wandel 
unterworfen. 

1. Am Anfang der Rechtsgeschichte der Arbeit steht das Eigen- 
tumsrecht an der menschlichen Arbeitskraft. Die Arbeitsregelung 
ist eine sachenrechtliclie Regelung. Der arbeitende Mensch wird 
rechtlich als Sache, nicht als Person behandelt. Er ist kein Rechts- 
subjekt, das eigene Rechte haben und selbständig handeln kann, 
sondern Eigentumsobjekt, über das der Eigentümer verfügt. Er 
gehört mit allem, was er ist und hat, dem Eigentümer. Dem 
Eigentümer steht aber nicht nur die volle privatrechtliche, sondern 
auch die volle öffentliche Gewalt über den Unterworfenen zu. Als 
der Staat überhaupt noch nicht bestand oder, wie in der Feudal- 
zeit des Mittelalters, wieder zerfiel, waren in dem damals mass- 
gebenden Grundeigentum nicht nur private, sondern auch öffent- 
lich-rechtliche Befugnisse enthalten. Der arbeitende Mensch war 
in seiner privaten und öffentlichen Sphäre enteignet. 

Der Ausdruck dieser sachenrechtlichen Regelung war die 
Sklaverei. Der Sklave gehörte dem Herrn, wie ein Stück seines 
Inventars dem Herrn gehört. Die Unfreien wurden — so sagt ein 
Rechtshistoriker — als Sachen und als Ware behandelt und dem 
lieben Vieh gleichgestellt. Der Sklave konnte kein Vermögen er- 
werben, sich nicht von seiner Arbeltsstätte entfernen und In keiner 
Weise mitwirken im der Gestaltung des Staats- und Oemeinde- 
wesens. Sein Herr entschied über Tod und Leben, über Beruf und 
Militärpflicht. Wohl mildert sich dieses sachenrechtliclie Ver- 
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hältnis im Laufe der Geschichte. Es entstehen abgemilderte 
Formen der Sklaverei, wie Hörigkeit und Leibeigenschaft. Aber 
das sachenrechtliche Verhältnis wird nicht aufgehoben. Es werden 
innerhalb desselben mehr oder weniger eigene Rechte des Unter- 
worfenen anerkannt. Der Hörige und Leibeigene kann gewisse 
Rechte an dem Grundstück erwerben, das er bebaut, auch ein 
eigenes Einkommen aus seiner Arbeit finden, soweit es der Herr 
nicht für sich beansprucht, sogar auch bestimmte Mitwirkungs- 
rechte geltend machen. Er kann eine eigene Familie gründen und 
seine Habe vererben, allerdings unter Vorbehalt weitgehender 
Herrenrechte, die dem Eigentümer verbleiben. Immer bleibt er 
aber an die Scholle gebunden, deren Zubehör er ist. Er kann mit 
ihr veräussert oder vererbt werden. Die „freien" Arbeitsverhält- 
nisse, die damals schon neben diesen gebundenen Arbeitsverhält- 
nissen bestanden, traten nur vereinzelt, nicht als typische Er- 
scheinungen des Arbeitssystems, im Altertum und Mittelalter auf. 
Wo solche Verhältnisse bestanden, waren sie patriarchalisch 
geordnet. Einen „gleichberechtigten" Arbeiterstand gab es nicht. 

2. Dem Eigentumsrecht an der Arbeitskraft folgt der „freie 
Arbeitsvertrag". Er sprengt die alte sachenrechtliche Gebunden- 
heit und ersetzt sie durch den schuldrechtlichen Vertrag. Die 
Arbeitsregelung wird eine schuldrechtliche Regelung. Der Ar- 
beiter ist an den Arbeitgeber nicht mehr unmittelbar kraft 
eines individuellen Eigentumsrechts, sondern nur kraft der 
Einigung gebunden, durch die er sich zur Arbeitsleistung ver- 
pflichtet. Die schuldrechtliche Regelung der Arbeit setzt die freie 
Person, die eigene Rechte hat und selbständig handeln kann, 
voraus. Der Arbeiter existiert rechtlich nicht mehr als Sache, 
sondern als Person, die mit allen anderen Personen die gleichen 
Gattungsmerkmale aufweist. Ob diesePersonen auch alsMenschen 
existieren können, ob sie die Stellung und die Güter haben, deren 
sie zur Fristung eines menschenwürdigen Daseins bedürfen, inter- 
essiert das Reclit in diesem Stadium der Entwicklung nicht. Es 
genügt ihm, dass alle Menschen Personen sind, d.h. die Fähigkeit 
haben, ihr Interesse rechtlich frei geltend zu machen. Diese 
schuldreclitliclie Bindung wurzelt ausschliesslich im Privatrecht. 
Der Arbeitsherr, der früher über den Arbeiter nicht nur private, 
sondern aucli hoheitliche Rechte ausübte, steht dem Arbeiter nur 
noch als Privatperson, nicht mehr auch als Inhaber öffentlicher 
Rechte gegenüber. Die öffentliche Sphäre des Arbeiters ist dem 
Arbeitgeber entzogen. Sie gehört nur noch dem Staate an, der 
seit der Zertrümmerung des Feudalsystems keine öffentliche Ge- 
walt von Privatpersonen mehr zulässt. 

Die liberale Rechtsichre hat sich damit begnügt, die ausschliess- 
liche Grundlage für das Verhältnis zwischen Arbeitnehmer und 
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Arbeitgeber in jener schuldrechtlichen Einigung zu erblicken. Sie 
hat darauf verzichtet, auch zu untersuchen, welche Macht diese 
Einigung herbeiführt und durchführt. In Wirklichkeit ruht diese 
Macht nicht in einem isolierten freien Willen der Beteiligten, 
sondern auf einer bestimmten gesellschaftlichen Institution. Diese 
Institution ist das Eigentum. Wohl hat das Eigentum mit der 
schuldrechtlichen Regelung der Arbeit seine unmittelbare recht- 
liche Herrschaft über den arbeitenden Menschen verloren. Aber 
deswegen ist der arbeitende Mensch doch nicht unabhängig vom 
Eigentum geworden. Das Eigentum hat nicht nur einen juristischen 
Inhalt, sondern auch eine soziale Gewalt. Das Eigentum ist 
juristisch nach der Zerschlagung der alten feudalen Bindungen nur 
noch eine Herrschaft über Sachen. Aber diese Herrschaft über 
Sachen führt zur Herrschaft über Personen, wenn die Personen 
auf Gegenstände angewiesen sind, die in fremdem Eigentum 
stehen. Solche Gegenstände sind die Produktionsmittel, die der 
arbeitende Mensch braucht, um arbeiten und leben zu können. 
Verfügt er nicht selbst über sie, so ist er der Verfügung des Eigen- 
tums unterworfen. In einer doppelten Weise kommt diese soziale 
Gewalt des Eigentums zum Ausdruck. 

Sie wirkt zunächst dadurch, dass die Arbeitskräfte, um arbeiten 
und leben zu können, sich an das Eigentum wenden müssen, weil 
das Eigentum ihre Arbeits- und Lebensbedingungen enthält. Der 
„freie Arbeitsvertrag" verneint den rechtlichen Zwang, verneint 
aber nicht diesen sozialen Zwang, der sich aus der Trennung der 
Arbeit von dem Privateigentum an den Produktionsmitteln ergibt. 
Der „freie Arbeitsvertrag" hat die Bindungen des Arbeiters von 
einem einzelnen Herrn gelöst, nicht aber auch die soziale Bindung 
des Arbeiters an das Eigentum überhaupt. Die Freiheit, die er ihm 
gab, ist höchstens die Freiheit, sich seine Arbeitsstelle selbst zu 
wählen, nicht aber auch die Freiheit, sich seineLebens- und Arbeits- 
bedingungen selbst zu gestalten. „Es ist nicht mehr der Zufall — 
führt Karl Marx aus — , welcher den Kapitalisten und den Arbeiter 
als Käufer und Verkäufer einander auf dem Warenmarkt gegen- 
überstellt. Es ist die Zwickmühle des Prozesses selbst, die den 
einen stets als Verkäufer seiner Arbeitskraft auf den Warenmarkt 
zurückschaudert und sein eigenes Produkt stets in das Kaufmittel 
des anderen verwandelt. In der Tat gehört der Arbeiter dem 
Kapital, bevor er sich dem Kapitalisten verkauft. Seine ökono- 
mische Hörigkeit ist zugleich vermittelt und versteckt durch die 
periodische Erneuerung seines Selbstverkaufs, den Wechsel seiner 
individuellen Herren und die Schwankungen im Marktpreis der 
Arbeit." 

Sie wirkt weiterhin dadurch, dass das Eigentum die Arbeits- 
kräfte dirigiert, die sich ihm zu seiner VerwertuiiK zur Verfügung 
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stellen müssen. Es herrscht über die Arbeitskräfte, die durch den 
freien Arbeitsvertrag in seinen Dienst getreten sind. Das Recht 
des „freien Arbeitsvertrags" beschränkt sich auf die rechtliche 
Sicherung des „Umsatzes" von Arbeit gegen Entgelt. Es ist kein 
Zufall, dass die Lehre des römischen Rechts, die bis zum Inkraft- 
treten des Bürgerlichen Gesetzbuches in Deutschland massgebend 
war, den Arbeitsvertrag nicht als einen Vertrag eigener Art an- 
gesehen, sondern als einen Unterfall der „Verträge auf Umsatz" 
behandelt hat. Was sich auf Grund des Vertrages in dem Ver- 
brauch der Arbeitskraft vollzieht und zuträgt, interessiert dieses 
auf den Vermögensverkehr zugeschnittene Recht nicht. Das ganze 
aus dem Arbeitsvertrag sich ergebende Unterordnungsverhältnis 
des Arbeiters im Betrieb entzog sich der rechtlichen Behandlung. 
Es war ausschliesslich der Verfügung des Eigentümers anheim- 
gegeben. „DerKapitalist ist" — so führt Karl Marx weiterhin aus 
— „nicht Kapitalist, weil er industrieller Leiter ist, sondern er wird 
industrieller Befehlshaber, weil er Kapitalist ist. Der Oberbefehl 
in der Industrie wird Attribut des Kapitals, wie zur Feudalzeit der 
Oberbefehl imKrieg undGerichtAttribut des Grundeigentums war." 

3. Die heutige Stellung des Arbeiters wird durch eine besondere 
arbeitsrechtliche Regelung bestimmt. Sie ist die Folge der Ar- 
beiterbewegung, die aus dem Widerspruch gegen die Vergewal- 
tigung des Menschen in der Person des Arbeiters durch ein Recht 
entstand, das auf die besondere soziale Existenz des Arbeiters 
nicht die geringste Rücksicht nahm. Die Bedeutung der arbeits- 
rechtlichen Regelung besteht darin, dass sie sich mit der formalen 
Personengleichheit, auf der die schuldrechtliche Regelung der 
Arbeit beruht, nicht begnügt, sondern die besondere soziale 
Existenz des Arbeiters im Rechte zur Geltung bringt. Sie bringt 
diese soziale Existenz zur Geltung, indem sie auf die Schaffung 
liesondeiw rechtlicher Existenzbedingungen des Arbeiters ge- 
richtet ist. Die schuldrechtliche Regelung der Arbeit wird damit 
nicht aufgehoben, aber in wichtigen Beziehungen eingeschränkt 
und ergänzt. Unberührt bleibt die soziale Gewalt des Privat- 
eigentums an den Produktionsmitteln. Aber es entsteht mit der 
arbeitsrcclitlichen Regelung eine bewusste Grenzziehung für die 
Ausübung dieser sozialen Gewalt, die früher unbeschränkt war. 

Wie dies im einzelnen geschehen ist, soll in dem folgenden Ab- 
schnitt besonders gezeigt werden. 

II. 

1. Die besondere soziale Existenz des Arbeiters kommt zu- 
nächst in dem Schutz der Arbeitskraft zum Ausdruck. Das Kenn- 
zeichen des Arbeiters ist, dass er Arbeit leisten muss. Seine 
Leistung kann keinem ausser ihm existierenden Vermögen ent- 
nommen, sondern nur aus ihm selbst geschöpft werden. Sie ist 
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untrennbar mit dem arbeitenden Menschen verbunden. Er gibt mit 
der Arbeit nicht etwas, sondern sich selbst hin. Denn die Grundlage 
der Arbeit ist die persönliche Arbeitskraft, d. h. der „Inbegriff der 
physischen und geistigen Fähigkeiten, die in der Leiblichkeit der 
lebendigen Persönlichkeit eines Menschen existieren". Die Arbeit 
— das ist der tätige Mensch selbst. Sie hat „keinen anderen 
Behälter als menschliches Fleisch und Blut". 

Weder die sachenrechtliche noch die schuldrechtliche Regelung 
der Arbeit bringt diese unlösbare Verbundenheit des arbeitenden 
Menschen mit seiner wirtschaftlichen Aufgabe zum Ausdruck. Als 
Eigentumsobjekt war der Arbeiter jeder Verfügung seines Eigen- 
tümers unterworfen. Der Eigentümer konnte, musste aber nicht 
die ihm gehörende fremde Arbeitskraft schonen. Als schuldrecht- 
liche Leistung war die Arbeit ein Schuldgegenstand wie jeder 
andere auch. Die Arbeit galt als Ware, die keine andere Be- 
stimmung hatte, als in Geld umgesetzt zu werden. In der abstrakten 
Gleichung Ware gleich Geld verschwand die besondere mensch- 
liche Substanz, die gerade in der „Ware Arbeit" wirkt. Die schuld- 
rechtliche Auffassung sah daher in der Sicherung des Umsatzes 
von Arbeit gegen Entgelt die Aufgabe des Rechts als erfüllt an. 
Dass neben dieser schuldrechtlichen Sicherung auch eine personen- 
rechtliche Sicherung des Arbeiters gegen Verwüstungen seiner 
persönlichen Arbeitskraft erforderlich sein könnte, kam einem 
Zeitalter nicht in den Sinn, das von dem abstrakten Freiheits- 
begriff der Person beherrscht war. Dieses Zeitalter sah alle 
Menschen als freie Personen an, die keines besonderen Menschen- 
schutzes bedurften, weil sie ja alle durch diese „Freiheit" in den 
Stand gesetzt waren, sich selbst zu schützen. Man kennt die 
Menschenopfer, die diese Verkennung der besonderen sozialen 
Existenz der Arbeiterklasse gefordert hat. Die Sozialgeschichte 
des ungehemmten Kapitalismus ist angefüllt von den Schreien 
zerstörter Menschenkraft, die ohne Schranke jeder schuldrecht- 
lichen Ausbeutung preisgegeben war. 

Der Arbeiterschutz ist der erste Gedanke, in dem sich die neue 
arbeitsrechtliche Auffassung ausspricht. In ihm erkennt das Recht 
es als seine Aufgabe an, nicht nur die Arbeitsleistung zu sichern, 
sondern auch die menschliche Substanz zu behüten, aus der sie 
bewirkt wird. Er stellt neben das Schuldrecht der Arbeit das 
Schutzreclit des Arbeiters. Durch dieses Schutzrecht ist der 
Arbeiter im Gegensatz zu den früheren Regelungen nicht mehr 
jedem Zugriff preisgegeben, sondern es sind ihm Lcbeusgiiter 
reserviert, die dem Arbcllsvcrkchr entzogen sind. Her Arbeiter- 
schutz erfüllt diese Aufgabe, indem er Arbeitskräfte von der 
Arbeit überhaupt oder wenigstens zu bestimmten Zelten fernhält 
(Kinder-, Jugendlichen- und Frauenschutz) und eine solche 
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Regelung des Arbeitsprozesses herbeiführt, die den Arbeiter 
gegen Gefahr für Leben und Gesundheit soweit schützt, als die 
Natur der Dienstleistung es gestattet (Betriebsschutz), die Arbeits- 
zeit beschränkt (Arbeitsschutz) und zur Reproduktion der 
Arbeitskraft die Erhaltung und Zahlung des Lohns, wenigstens 
in Höhe des mipfändbaren Lohneinkommens, sichert (Lohn- 
erhaltungs- und Lohnzahlungsschutz). 

2. Die besondere soziale Existenz des Arbeiters kommt weiter- 
hin in der Arbeiter- und Angestelltenversicherung zum Ausdruck. 
Der Arbeiter ist in der Regel besitzlos. Fehlt ihm das Einkommen 
aus der Arbeit, so entbehrt er die Güter, deren er zur Fristung 
eines menschenwürdigen Daseins bedarf. Auch wenn er physisch 
fähig ist, zu arbeiten, vermag er sich die erforderlichen Güter 
nicht zu verschaffen, wenn ihm eine Arbeitsstelle, über die der 
Eigentümer verfügt, nicht zur Verfügung steht. 

Solange in der alten Hauswirtschaft die sachenrechtliche Re- 
gelung der Arbeit galt, entsprach es der patriarchalischen Auf- 
fassung, den Arbeitsunfähigen zu unterstützen. Er war für sein 
Leben an einen Herrn gebunden, und so fühlte der Herr sich 
dafür verantwortlich, für die Fristung des Lebens des ihm Unter- 
worfenen zu sorgen. Die Sorge erschien weniger als eine Rechts- 
pflicht als durch Sitte und Übung überkommene Wohltätigkeit, 
die aus Gnade geübt wurde. Als der Arbeiter durch den „freien 
Arbeitsvertrag" auf den Arbeitsmarkt geworfen wurde, als die 
alten lebenslänglichen Gebundenheiten zwischen dem Herrn und 
seinen Knechten zersprangen, war auch die Grundlage gefallen, 
die eine gewisse Versorgung des Arbeiters sicherstellte. Der 
Arbeitgeber, der durch den „freien Arbeitsvertrag" mit dem 
Arbeiter nur vorübergehend in Verbindung trat, nur ein Waren- 
geschäft mit ihm abschloss, in dessen Betrieb ein fortgesetztes 
Kommen und Gehen von „freien" Arbeitskräften stattfand, fühlte 
sich für das Schicksal des Arbeiters ausserhalb des Arbeits- 
verhältnisses nicht verantwortlich. Dementsprechend schliesst 
auch die sclmldrcchtliche Regelung der Arbeit jede Versorgungs- 
pflicht aus. Der Gedanke, dass durch Eingriff des Staats ein 
öffentliches Vcrsorgungswesen für den Arbeiter geschaffen 
werden konnte, kam in dieser Zeit nicht auf. Gesellschaft und 
Staat waren nach der damaligen Auffassung auf das strengste 
geschieden. Der Staat hat dem militärischen und rechtlichen 
Schutz seiner Angehörigen zu dienen, aber darauf zu verzichten, 
den selbsttätig sich vollziehenden, der wirtschaftlichen Befriedi- 
gung der individuellen Lebensbedürfnisse dienenden gesellschaft- 
lichen Lebensprozess gestaltend zu beeinflussen. Dieser erschien 
als eine „natürliche Ordnung", deren auf die Harmonie der Inter- 
essen Aller gerichtetes natürliches Ziel Not leiden müssen, wenn 
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der Staat sich in sie einmische. Nur die „natürlichen Gesetze" 
der Marktbildung, nicht auch die rechtlichen Gesetze einer be- 
wussten Gestaltung sollten nach dieser Auffassung den Ablauf 
des sozialen Geschehens bestimmen. Die Folge dieser Auffassung 
war namenloses Elend in den unteren Klassen der Gesellschaft. 
Damals entstand der Begriff des Proletariers, der nichts zu ver- 
lieren hat als seine Ketten. In der Tat war die wirtschaftliche 
und soziale Lage der Arbeiter in dieser Zeit oft trostloser als in 
den Zeiten der sachenrechtlichen Regelung der Arbeit, bei der 
der Arbeitsherr wenigstens eine gewisse patriarchalische Für- 
sorge für seine Arbeiter walten liess. Wohl wurden im Wege 
der Freiwilligkeit Versuche gemacht, auch den Arbeitsunfähigen 
zu versorgen. Es entstanden freie Hilfskassen, Wohlfahrtseinrich- 
tungen der Betriebe usw. Auch das Haftpflichtgesetz schuf, wenn 
der Arbeitgeber zahlungsunfähig war, wenigstens für die durch 
Betriebsunfälle Geschädigten eine gewisse Versorgungsmöglich- 
keit. Aber dies alles reichte nicht aus, um eine wirkliche Siche- 
rung der wirtschaftlichen Existenz des Arbeiters in den Fällen 
der Krankheit, des Alters, der Invalidität, des Betriebsunfalls und 
der Arbeitslosigkeit herbeizuführen. 

Diese Sicherung wurde erst durch die Arbeiterversicherungs- 
gesetzgebung erreicht, die einen neuen Schritt auf der Bahn der 
arbeitsrechtlichen Regelung enthält. Sie hat für die Arbeiter- 
klasse eine wachsende Bedeutung gewonnen, namentlich durch die 
im Jahre 1927 geschaffene Arlwitslosenver Sicherung, die von 
allen Versicherungszweigen der umstrittenste war. Die Arbeits- 
losenversicherung beruht auf dem Gedanken, dass durch öffent- 
lich-rechtliche Eingriffe ein Ausgleich für die Besitzlosigkeit des 
Arbeiters herbeigeführt werden müsse, kraft dessen ihm in den 
Zeiten der Arbeitsunfähigkeit oder Arbeitslosigkeit die wirtschaft- 
lichen Güter gesichert sind, deren er zur Fristung seines Lebens 
bedarf. Damit ist eine weitere Ergänzung zu dem Schuldrecht 
der Arbeit entstanden, indem neben diesem Schuldrecht der 
Arbeit ein soziales Güterrecht der Arbeiter geschaffen wurde. 
Im System des „freien Arbeitsvertrages" ist die Verteilung der 
Güter an die einzelnen „Personen" dem Zufall des „freien Spiels 
der Kräfte" überlassen. Durch das neue soziale Güterrecht wird 
bewusst zugunsten des Menschen eine neue Verteilungsordimng 
herbeigeführt, die dem automatischen Verlauf der Güterbcwcgiuig 
bestimmte Wege im Interesse einer bestimmten Klasse vor- 
schreibt. Diese Verteihiiigsordiiiing verleiht dem Arbeiter einen 
unentziehbaren üxislctizantcil an dem Sozialprodukt der Wirt- 
schaft, der Ihn bef/lhlnl, in bestimmten Fällen seine wirtschaft- 
liche Existenz aiific-elil/.iierhallen, ohne dass er Im Besitz von 
Vermögen ist. Während der Arbeiterschutz die soziale Existenz 
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des Arbeiters sichert, indem er bestimmte, in der physischen 
Existenz des Arbeiters begründete Lebensgüter der gesellschaft- 
lichen Verfügung entzieht, ist sie durch die Arbeiterversicherung 
dadurch gesichert, dass dem Arbeiter bestimmte, für seine wirt- 
schaftliche Existenz unentbehrliche gesellschaftliche Lebensgüter 
zugeführt werden. Dem sozialen Rentenanspruch des Arbeiters 
entspricht die „soziale Last" des Kapitalisten. In Wirklichkeit 
ist sie, unter dem Gesichtspunkt des sozialen Güterrechts ge- 
sehen, keineswegs eine Belastung der Wirtschaft, sondern eine 
neue, durch ein neues Sozialrecht geschaffene Anteilnahme der 
Arbeiterklasse an den Erträgnissen der Wirtschaft, die erst dann 
dem Kapitalisten zufallen, wenn zunächst wesentliche Existenz- 
bedürfnisse der Arbeiterklasse befriedigt sind. 

3. Die besondere soziale Existenz des Arbeiters kommt ferner 
in dem Mitbestimmungsrecht der Arbeiter zum Ausdruck. Das 
Dasein des einzelnen Arbeiters ist an kollektive Lebensbedingungen 
gebunden. Diese kollektiven Lebensbedingungen sind zunächst 
die Verhältnisse des Betriebes, in dem er arbeitet. Die kom- 
binierte Arbeitsweise macht es erforderlich, dass eine Mehrzahl 
von Arbeitern unter einer Leitung organisatorisch zusammen- 
gefasst wird. Diese organisatorische Zusammenfassung ist nur 
möglich, indem eine für alle Betriebsangehörigen gemeinsame 
Ordnung besteht. Diese Ordnung tritt dem einzelnen Arbeiter 
als gegebenes Gefüge fertig gegenüber. Die kollektiven Lebens- 
bedingungen sind weiterhin die allgemeinen gesellschaftlichen 
Verhältnisse, die über den Betrieben und durch sie wirken. Sie 
werden, solange freies Wirtschaftsleben besteht, durch das „freie 
Spiel der gesellschaftlichen Kräfte" gebildet. Der Arbeiter ist 
als Einzelwesen widerstandslos diesem Spiel preisgegeben. Er 
muss infolge seiner Machtlosigkeit das Ergebnis dieses Spiels wie 
ein unabwendbares soziales Schicksal hinnehmen. Überall sind 
diese Lebensbedingungen gleichförmige Bedingungen, die in der 
Regel nicht nur für ihn, sondern für alle Betriebs- und Klassen- 
angehörigen gelten. Eine Änderung seiner Lebenslage ist daher 
nur möglich durch eine Änderung der kollektiven Lebens- 
bedingungen. 

In der sachcnreclitlichen Regelung der Arbeit kamen die all- 
gemeinen gesellschaftlichen Bedingungen kaum zur Geltung. 
Denn sie war der rechtliche Ausdruck des naturalwirtschaftlichen 
Systems, das die Menschen in geschlossenen hauswirtschaft- 
lichen Einheiten zusaimnenfasste. Es konnte sich in dieser Zeit 
nur um kollektive Lebensbedingungen in diesen Einheiten handeln. 
Diese Lebensbedingungen wurden ursprünglich allein durch den 
Willen des Eigentümers bestimmt. Indessen blieb dieses einseilige 
Recht des Herrn im Laufe der Geschichte nicht unbestritten. 
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Schon auf den Fronhöfen des Mittelalters entstanden Hof- 
genossenschaften, die gemeinsame Rechte der Hofangehörigen 
dem Herrn gegenüber zur Geltung brachten und an der Aus- 
übung bestimmter Herrenrechte mitwirkten. So konnte nach 
einzelnen Hofrechten der Eigentümer des Fronhofs nicht ohne 
Genehmigung der Hofgenossenschaft Hofangehörigen ihren 
Grundbesitz entziehen oder neue Hofangehörige aufnehmen. Mit 
der schuldrechtlichen Regelung der Arbeit wurden nicht nur 
diese Einheiten, sondern auch diese genossenschaftlichen Lebens- 
bedingungen zerstört. Der „freie Arbeitsvertrag" stellte alles auf 
das eine Schuldverhältnis zwischen dem einzelnen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer ab. Er liess zwischen ihnen keine anderen als 
individuelle Beziehungen zu. Wohl waren seit der Zerstörung 
der alten feudalen Organisationen in den Betrieben der kapita- 
listischen Wirtschaft neue soziale Gebilde aufgekommen. Aber 
das Schuldrecht der Arbeit kümmerte sich um diese Gebilde nicht. 
Es kannte nur das individuelle Vertragsrecht, kein soziales 
Organisationsrecht. Die Folge davon war, dass in diesen Be- 
trieben ein unbeschränkter Betriebsabsolutismus des Betriebs- 
inhabers entstand, der ohne jedes Gegenrecht der Belegschaft 
einseitig die Betriebsbedingungen bestimmte. Während ausser- 
halb der sozialen Welt die Ideen der Freiheit und Demokratie die 
Geister berauschten, lebten die Arbeiter der kapitalistischen Be- 
triebe in einem Zustand völliger Untertänigkeit. Aber nicht nur 
dieses. Die klassische Zeit des „freien Arbeitsvertrages" ist zu- 
gleich die Zeit der „freien Konkurrenz". In ihr ist der einzelne 
völlig vom freien Markt abhängig. Die „natürlichen Gesetze" 
von Angebot und Nachfrage beherrschen ohne jede Hemmung 
auch die Lohn- und Arbeitsbedingungen, die keine Grenze nach 
unten finden, weil sie jedem Unterangebot preisgegeben sind. 
Nicht nur dass der Staat von jedem Eingriff in dieses „Spiel der 
gesellschaftlichen Kräfte" ferngehalten wurde, die strengsten 
Koalitionsverbote sorgten auch dafür, dass jede Beeinflussung des 
Arbeitsangebotes durch kollektive Machtbildung zugunsten der 
Arbeiter unmöglich war. Die gesellschaftlichen Verhältnisse, 
denen die Bildung der Lohn- und Arbeitsbedingungen unterworfen 
war, waren jeder Regelung entzogen. Sie wirkten sich in dem 
einseitigen Diktat der Lohn- und Arbeitsbedingungen durch den 
Arbeitgeber bei der Annahme des Arbeiters aus. Eine individuelle 
Verhandlung über den Inhalt der Lohn- und Arbeitsbedingungen 
war nicht möglich. Der „freie Arbeitsvertrag" war in Wirklich- 
keit nichts anderes als eine rechtlich „freiwillige" Unterwerfung 
unter feststehende llcilliigmiKcn. 

Das MitbestlininiiiiKsrecht der Arbeit beruht auf dem Gedanken, 
dass ihre kollektiven Lebensbedingungen nicht durch „natürliche 
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Gesetze" unverrückbar gegeben, sondern gestaltungsfähig sind, 
dass aber diese Gestaltung auf seiten der Arbeiter nur durch 
kollektive Willensträger möglich ist. Die Sozialgeschichte des 
letzten Jahrhunderts ist daher angefüllt von dem Kampfe der 
Arbeiterklasse um das Recht kollektiver Willensbildung, die ein 
Mitwirkungsrecht bei der Regelung und Durchführung der Lohn- 
und Arbeitsbedingungen in den Betrieben und Berufen gewähr- 
leisten soll. Dieses Mitbestimmungsrecht auf kollektiver Grund- 
lage ist heute rechtlich anerkannt. Es ist nach Artikel 165 der 
Reichsverfassung ein Grundrecht der Arbeiterklasse geworden. 
Die arbeitsrechtliche Regelung hat damit einen ihrer wichtigsten 
Fortschritte erzielt. Neben dem individuellen Schuldrecht der 
Arbeit steht heute das kollektive Willensrecht der Arbeit. Es 
erweitert die Machtsphäre des Arbeiters, dem früher die Ge- 
staltung seiner Lebenslage trotz aller „privatrechtlichen Selbst- 
bestimmungen" verschlossen war, indem es ihn befähigt, durch 
eine kollektive Willensvertretung auf die wirklich bestimmenden 
Gestaltungsbedingungen dieser Lebenslage einzuwirken. Der 
Arbeiterschutz und die Arbeiterversicherung sichern die physische 
und wirtschaftliche Existenz desArbeiters, das kollektive Willens- 
recht steigert ihre gesellschaftliche Macht. Sie kommt in den 
Betrieben und in den Berufen zum Ausdruck. Dort erfasst sie 
die Betriebsbedingungen, hier die allgemeinen gesellschaftlichen 
Bedingungen, die für die Lage des einzelnen Arbeiters im Be- 
triebe und im Berufe massgebend sind. Betriebsvertretung und 
Koalition sind die kollektiven Willensträger, Betriebsvereinbarung 
und Tarifvertrag sind die hauptsächlichsten Willensformen des 
kollektiven Rechts. 

4. Die besondere soziale Existenz des Arbeiters kommt schliess- 
lich in derUmgestaltung des Rcchlsschutzanspruchs des Arbeiters 
zum Ausdruck. Nichts ist für den Menschen wichtiger, als recht- 
lich imstande zu sein, sein Recht zu behaupten und dem Unrecht 
zu steuern. Nichts fördert den Rechtsgedanken mehr als das 
Bewusslsein, dass nicht nur der Mächtige, sondern auch der 
Besitzlose sein Recht durchsetzen kann. Das bedeutet nicht nur, 
dass das Recht und die Gerichte formell für alle da sind, sondern 
es bedeutet auch, dass jeder einzelne die Mittel hat, das Gericht 
für sein Recht anzurufen, und dass das gerichtliche Verfahren 
so gestaltet ist, dass der Rechtsschutz für alle praktische Be- 
deutung hat. 

Diese Voraussetzungen waren weder bei der sachenrechtlichen 
noch bei der schuld rech I liehen Regelung der Arbeit vorhanden. 
Dort lag die Gerichtsbarkeit in den Händen des eigenen Herrn, 
der SO in eigener Sache entschied. Hier waren zwar bereits 
staatliche Gerichte vorhanden, aber das Verfahren vor ihnen 
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richtete sich nur nach den allgemeinen Vorschriften, die für 
Arbeitssachen eine besondere Besetzung der Gerichte nicht 
kannten und auch keine besondere Billigkeit oder Beschleunigung 
zuliessen. Eine solche Gerichtsbarkeit und ein solches Verfahren 
waren für den Arbeiter ohne praktischen Wert. Es ist daher sehr 
charakteristisch, dass, als sich die Gesetzgebung mit dem Ge- 
danken trug, besondere Gewerbegerichte zu schaffen, von 
juristischer Seite eingewandt wurde, ein Bedürfnis für solche 
besondere Gerichte sei nicht vorhanden, weil das gute Verhältnis 
zwischen Arbeitern und Arbeitgebern es kaum zu Prozessen vor 
den ordentlichen Gerichten bisher habe kommen lassen. 

Die besondere Gestaltung des Rechtsschutzes ist erst heute 
durch die Errichtung allgemeiner Arbeitsgerichte zum Abschluss 
gekommen. Für alle Arbeitssachen individueller und kollektiver 
Art steht heute allen Arbeitnehmern der Rechtsweg vor be- 
sonderen Gerichten in einem besonderen Verfahren offen. Diese 
besondere Gerichtsbarkeit und dieses besondere Verfahren stellen 
dem Arbeiter Rechtseinrichtungen zur Verfügung, die seinen 
besonderen Rechtsschutzbedürfnissen entsprechen. Diese Rechts- 
schutzbedürfnisse sind darauf gerichtet, dass die Zusammen- 
setzung der Gerichte durch Hinzuziehung der beteiligten Kreise 
eine besondere Vertrauenswürdigkeit gewinnt, und dass das 
Verfahren schnell und billig arbeitet. Damit tritt neben das 
kollektive Willensrecht, das die gesellschaftliche Macht des 
Arbeiters erhöht, ein besonderes Rechtsschutzrecht des Arbeiters, 
das seine persönliche Macht erweitert. Erst durch dieses be- 
sondere Rechtsschutzrecht hat die arbeitsrechtlich« Regelung die 
Sicherung erfahren, ohne die sie in vielen Fällen auf eine prak- 
tische Wirksamkeit verzichten müsste. 

III. 

Überblicken wir die heutige Stellung des Arbeiters im Recht, 
so sehen wir eine doppelte Entwicklung vor uns: 

1. Auf der einen Seite tritt die Macht des Eigentums der Arbeit 
gegenüber zurück. Das Eigentum, das zuerst den Menschen als 
Eigentumsobjekt beherrschte, besteht nicht mehr. In den Begriff 
der Sache geht der Begriff des Menschen nicht mehr ein. Zu- 
gleich hat das Eigentum alle Attribute verloren, die dem Hohcits- 
recht eigen sind. Das heutige Eigentumsrecht ist nur noch ein 
Privalrecht. Alle seine früheren öffentlichen Rechtsbcfiigiüssc 
sind auf den Staat ftbßrgegangcu. Geblieben ist seine soziale (ie- 
walt. Aber auch diese Gewalt ist heute nicht mehr unbeschränkt. 
Es ist das Kennzeichen der neuen arbeitsrechllicheii Regelung, 
dass die früher unbeschränkte Ausübung der sozialen Gewalt des 
Eigentums heule an soziale Existenzbedingungen der Arbeit ge- 
bunden ist, die rechtlich festgelegt sind und von dem Eigentümer 
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nicht mehr durchbrochen werden können. Wir sehen das Wirken 
eines Gesetzes, das man als das Gesetz von der abnehmenden 
Herrschaft des Eigentums über den Menschen bezeichnen kann. 
Dieses Gesetz ist bereits von Lassalle in unvergesslichen Worten 
ausgesprochen worden. Er schreibt in seinem „System der 
erworbenen Rechte": 

„So paradox diese Behauptung auf den ersten Blick auch erscheinen 
mag, so besteht dennoch im allgemeinen der kulturhistorische Gang aller 
Rechtsgeschichtc eben darin, immer mehr die Eigentumssphäre des 
Privatindividualismus zu beschränken, immer mehr Objekte ausserhalb 
des Privateigentums zu setzen. Und wenn eine wahrhafte Rechtshistorie 
vom kulturhistorischen Standpunkt aus geschrieben werden sollte, so 
müsste dies einer der hauptsächlichsten leitenden Gedanken sein. Frei- 
lich ist dies noch nie versucht worden." 

Diese Grundanschauung Lassalles, die auch für den Gang der 
wirtschaftlichen Sozialisierung und dieErfassung ihres Wesens von 
Bedeutung ist, erhält durch die arbeitsrechtliche Regelung, die er 
noch nicht vor sich gesehen hat, eine neue Beleuchtung. In der 
Tat: Die arbeitsrechtliche Regelung ist eine weitere Etappe in 
dem Abbau des Eigentums. 

2. Auf der anderen Seite erhebt sich der arbeitende Mensch in 
dem Masse, als das Eigentum zurückweicht, zu einer neuen recht- 
lichen Geltung. Welche rechtlichen Wandlungen vom Sklaven 
zum organisierten Arbeiter unserer Zeit! Der Arbeiter, der in 
der sachenrechtlichen Regelung der Arbeit jeder rechtlichen 
Fähigkeit entbehrt, wird in der schuldrechtlichen Regelung der 
Arbeit ein Rechtssubjekt, um dann in der arbeitsrechtlichen 
Regelung mit Rechten ausgestattet zu werden, die ihm über die 
allgemeine Rechtssubjektivität hinaus bestimmte menschliche 
Lebensbereiche unentziehbar einverleiben. Er, der früher nur 
Sache war, dann zur Person aufstieg, wird durch das Arbeits- 
recht zum Menschen. Das Recht hat erkannt, dass der Mensch 
nicht lediglich als Gattungswesen existiert, der nur das ist, was 
alle Menschen sind, nämlich Person, d. li. Träger der Fähigkeit, 
Rechte zu erwerben und zu haben. Es hat erkannt, dass der 
Mensch nur in einem bestimmten konkreten Dasein existiert, das 
in den verschiedenen Klassen verschieden ist, dass er nicht nur 
Person, sondern auch Klassenangehöriger, d. h. Träger einer 
Klassenlage ist, die revolutioniert, wenn das Recht von ihr ab- 
sieht. Ein solches Recht braucht den Menschenbegriff der Person, 
einen Begriff, der den Menschen nicht in abstrakter Personenform, 
sondern in konkreter l.ebensgestalt denkt. Um diese Gestalt hat 
sich das frühere Recht nicht gekümmert. Es genügte ihm, alle 
Menschen kampffähig zu innchen, d. h. ihnen die gleiche Freiheit 
zu geben, um den „Fuüerplatz" in freier Konkurrenz zu er- 
streiten. Es glaubte daran, dass diese Freiheit genüge, damit 
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alle Menschen zu ihren notwendigen Lebensgütern gelangen 
könnten. Die sozialen Machtunterschiede in der Betätigung jener 
Freiheit waren dem Blick dieses Rechts verschlossen. Blieb in 
dem Lebenskampf der Lebensertrag aus, so blieb das Recht dem 
Menschen die Antwort auf die Frage nach seiner Existenz- 
möglichkeit schuldig. Das Arbeitsrecht weicht hiervon ab, indem 
es nicht nur die Rechtsfähigkeit, sondern auch die Existenzfähig- 
keit zum Wesen der Person erhebt. Sein Personenbegriff ist 
sozial. Bisher war die einzige Bedingung des menschlichen 
Lebens das Eigentum. Ohne Eigentum kein Lebensgut. Der 
Mensch war an äussere Bedingungen gebunden, deren Dasein 
und Umfang dem Zufall preisgegeben waren. Das Arbeitsrecht 
führt in das Rechtssystem eine zweite Bedingung ein. Sie liegt 
in der Person. Wir nennen sie das Menschentum. Auch wenn 
der Mensch über kein Eigentum verfügt, sollen ihm, weil er 
Mensch ist, die zum Leben notwendigen Güter und Kräfte zu- 
stehen und gewahrt sein. Zu diesem Zweck hat das Arbeitsrecht 
die einzelnen Existenzrechte geschaffen, die wir in der Darlegung 
der heutigen arbeitsrechtlichen Regelung kennengelernt haben. 
Wir fassen sie alle unter dem Begriff des Menschentums zu- 
sammen, weil ihnen die unmittelbare Verbindung mit der Person 
des Arbeiters gemeinsam ist. Sie alle schützen und erweitern 
seine Kraft, seinen Güterbereich, seinen Willen und seine Macht. 
So tritt in den freien Raum, der durch den Abbau des Eigentums 
entsteht, das Menschentum ein als ein neues, selbständigesRechts- 
prinzip, das sich mit seinem eigenen Wesen dem alten Rechts- 
prinzip des Eigentums entgegenstellt. Während früher für die 
Gestaltung des Verhältnisses zwischen Arbeit und Eigentum das 
Eigentum die einzige massgebende Kraft war, stehen sich heute 
zwei Gegenkräfte gegenüber, von deren Wirken die weitere Ent- 
wicklung jenes Verhältnisses abhängen wird. 

Es fragt sich zum Schluss, in welchem Verhältnis die bis- 
herigen Darlegungen zu der Idee der Wirtschaftsdemokratie 
stehen. 

IV. 

Der Begriff der Demokratie schliesst ein Doppeltes in sich. 
Das eine ist die Freiheit, das andere die Gemeinschaft. Mau 
denke an die politische Demokratie. Sie strebt auf der einen Seite 
nach l'rcilieitsrcclitcn gegenüber der politischen Gewalt, auf der 
anderen Seite nach der r.nlreissiing der politischen Gewalt aus 
der privaten Hand und Übertragung derselben auf ein öffentliches 
Gemeinwesen, an dein alle als Glieder teilnehmen. Die einzelnen 
sollen in freien, rechtlich anerkannten Lebcnsspliilren an der Bil- 
dung eines politischen (lemeinwilleiis mitwirken. 
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Wenn wir von wirtschaftlicher Demokratie sprechen, müssen 
wir dieselben beiden Grundkräfte vor Augen haben. Auf der einen 
Seite streben die Einzelnen nach Freiheiten der wirtschaftlichen 
Gewalt gegenüber, auf der anderen Seite soll die wirtschaftliche 
Gewalt nicht Privatpersonen, sondern einem Gemeinwesen der 
Wirtschaft zustehen, dem alle in ihm Tätigen als Glieder an- 
gehören. Dieses Gemeinwesen ist nicht identisch mit dem Staate. 
Es kann eigene Träger haben, die in mannigfaltigen Formen auf- 
gebaut sind, zentralisiert und dezentralisiert, zusammengefasst 
und gegliedert sein können. Das wesentliche ist, dass nicht mehr 
in privatem, sondern in öffentlichem Interesse, nicht im Namen 
von Privatpersonen, sondern im Namen eines den Einzelnen über- 
geordneten Wesens gewirtschaftet wird, dem der Ertrag zufällt. 
Das Bild der wirtschaftlichen Demokratie ist das Abbild der 
politischen Demokratie nur in anderer Ausprägung. Die Arbeiter- 
klasse soll in freien, rechtlich anerkannten Lebenssphären an der 
Bildung eines wirtschaftlichen Gemeiitwillens mitwirken. 

Übertragen wir diese Grundbegriffe auf das Verhältnis zwischen 
Arbeit und Eigentum, so wird es uns bewusst, wo wir heute 
stehen. Wir stehen int Freiheitskampf der Arbeit, der darauf 
gerichtet ist, die wirtschaftliche Gewalt über den arbeitenden 
Menschen zu beschränken, in dem er ihr Grenzen setzt. Zweifel- 
los gehört dieser Prozess dem Entwicklungsgang einer wirtschaft- 
lichen Demokratie an. Aber dieser Freiheitsprozess ist nur ein 
Teil der Demokratisierung. Sowenig mit ihm die politische 
Demokratie verwirklicht war, sowenig ist, auch wenn er weiter 
und weiter gesteigert wird, damit die wirtschaftliche Demokratie 
erreicht. Die Wirtschaftsdemokratie ist erst erreicht, wenn jener 
freiheitsrechtlichen Entwicklung der Arbeit auch eine gemeinheits- 
rechtliche Entwicklung des Eigentums entspricht. 

Davon sind wir noch weit entfernt Das Wesen dieser gemein- 
heitsrechtlichen Entwicklung wcilemiverfojgen, ihre Ansätze auf- 
zuzeigen, die Wege ihrer Fortbildung aufzusuchen, ihren mög- 
lichen Aufbau im einzelnen darzulegen, war die Aufgabe früherer 
Abschnitte dieser Arbeit. Es genügt hier die Feststellung, dass 
das Grundverhältnis zwischen Arbeit und Eigentum, nämlich die 
Abhängigkeit des Arbeiters von dem privaten Eigentum an den 
Produktionsmitteln, bis heute noch unerschüttert ist. Das Lolm- 
system ist noch das herrschende System. Der Arbeiter arbeitet 
in den Hauptbezirken der Wirtschaft für den privaten Unter- 
nehmer, nicht für ein Ganzes, das über beiden steht. Alles, was 
sich in seiner Stellung geändert hat, berührt das Mass seiner 
privaten Abhängigkeit, nicht die Art dieser Abhängigkeit. Diese 
Art Clor Abhängigkeit ist trotz der freiheitsrechtlichen Entwicklung 
der Arbeit die alte geblichen. Der Arbeiter steht im Dienst des 
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Arbeitgebers. Er ist kein schaffendes Glied eines Gemeinwesens, 
das keine privaten Unternehmer mehr kennt, sondern nur leitende 
und ausführende Funktionäre eines organisierten Ganzen. 

Dass dem so ist, zeigt sich vor allem in dem sogenannten Mit- 
bestimmungsrecht der Arbeit, in dem das kollektive Willensrecht 
der Arbeiterklasse gipfelt. Dieses Mitbestimmungsrecht gehört 
heute noch nur der freiheitsrechtlichen Entwicklung der Arbeit, 
nicht auch der gemeinheitsrechtlichen Entwicklung der Wirtschaft 
an. Es wendet sich gegen die private Wirtschaftsgewalt des 
Arbeitgebers oder des Arbeitgebertums. Es wirkt nicht in einem 
von privater Wirtschaftsgewalt freien öffentlichen Gemeinwesen 
der Wirtschaft. Das wirtschaftliche Mitbestimmungsrecht des 
Arbeiters ist mit seinem politischen Mitbestimmungsrecht, das er 
als Staatsbürger ausübt, nicht zu vergleichen, denn dieses setzt 
das Dasein eines Gemeinwillens, des Staates, voraus, während 
jenes in Ermangelung eines solchen Gemeinwillens an den pri- 
vaten Willen des Arbeitgebers gebunden ist. Die heutige Mit- 
bestimmung der Arbeit wirkt nur an der Bildung eines Willens, 
der in der privaten Sphäre bleibt, nicht an der eines Gemein- 
willens mit. Die Wirtschaft hat die in der politischen Geschichte 
vollzogene Entwicklung, die in der Übertragung aller hoheitlichen 
Gewalt auf ein politisches Gemeinwesen gipfelt, noch keineswegs 
erreicht. Sie befindet sich, geschichtlich gesehen, noch dort, wo 
die politische Entwicklung sich befand, als es noch keinen Staat 
gab, als alle „staatlichen" Rechte noch persönliche Rechte von 
Einzelpersonen waren, die jene Rechte im eigenen Namen und für 
eigene Rechnung ausübten, nicht iinNamcn desStaates, als dessen 
Organ und Diener. Auch in diesem Stadium der politischen Ent- 
wicklung gab es „Mitwirkungsrechte". Man denke nur an das 
Patrimonialf ürstentum, in dem der Fürst allein für sich Herr über 
alle seine Untertanen war, ohne an ein Gemeinwesen rechtlich ge- 
bunden zu sein, und in dem er nur in seinem persönlichen, auf ihn 
allein bezogenen Recht beschränkt war, weil zur Ausübung ge- 
wisser Rechte die Mitwirkung der „Stände" erforderlich war. Die 
„Stände" waren nicht Glieder eines Gemeinwesens, ihr Mit- 
wirkiingsrccht war ein eigenes, ihnen persönlich zustehendes 
Recht, kein Organrcclit in einem Gemeinwesen. Sie beschränkten 
das persönliche Recht ihres Herrn, wie schon die Hofgenossen- 
schaften in den Fronhöfen es beschränkt haben, aber sie bildeten 
keinen (icnieiuwillen mit, weil es damals ein Gemeinwesen, das 
über Fürst und Stände sich erhob, noch nicht gab. Und damit ist 
das Mitbestimmungsrecht der Arbeit, wie es heute angesichts des 
noch vorhandenen Privateigentums an den Produktionsmitteln 
besteht, höchstens eine Keimzelle zu einer weiteren gemeinheits- 
rechtlichen Entwicklung der Wirtschaftsdemokratie, aber nicht 
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ein Institut der Wirtschaftsdemokratie, von der erst dann ge- 
sprochen werden kann, wenn über dem Betriebe ein Gemein- 
wesen besteht, das diese Betriebe als abhängige Sozialgebilde in 
sich begreift. 

Damit ist der Weg gewiesen, der allein zur Wirtschaftsdemo- 
kratie im Rechte führt. Es genügt nicht, dass die Arbeiterklasse 
die sozialen Existenzrechte bewahrt und stetig erweitert, sie muss 
auch die Loslösung der wirtschaftlichen Gewalt von ihren privaten 
Nutzniessern und ihre Übertragung auf ein Gemeinwesen der 
Wirtschaft erstreben. Erst wenn die freiheitsrechtliche Entwick- 
lung der Arbeit mit der gemeinheitsrechtlichen Entwicklung des 
Eigentums zusammentrifft, wird die Arbeit frei sein, d. h. frei von 
jeder privaten Ausbeutung, frei zum Dienste an einem Ganzen, 
frei für ein menschenwürdiges Dasein. 



2. Abschnitt 

Die sozialpolitische Selbstverwaltung 

und die Arbeitsbehörden 

Aus der Wandlung des Rechtes und in engstem Zusammenhang 
mit ihr haben sich neue Formen der Bewirtschaftung der Arbeits- 
kraft entwickelt, die ihrerseits in immer steigendem Masse auf 
die Wirtschaftsgestaltung zurückwirken. 

Die Gewerkschaften üben von ihrem Entstehen an durch ihre 
Einwirkung auf die Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen, 
ausgehend von ihren sozialen Zielen, zugleich zwangläufig Ein- 
fluss auf die Wirtschaft aus. Sie repräsentieren ihrer Struktur 
nach gegenüber der freien Konkurrenzwirtschaft eine neue und 
gegensätzliche Tendenz, indem sie der Konkurrenz der einzelnen, 
dem privaten Gewinn dienenden Unternehmungen eine über- 
betriebliche Solidarität mit überbetrieblichen Zielen entgegen- 
setzen. Ihr Streben, überbetriebliche Bindungen zunächst auf 
sozialpolitischem Gebiet für den einzelnen Unternehmer zu 
schaffen, musste notwendig die Tendenzen zur gebundenen, nach 
überbetrieblichen Grundsätzen geführten Wirtschaft stärken. 

Als unmittelbare Einflussnahme auf die Wirtschaft war ferner 
stets die Regulierung des Arbeitsangebotes durch die Gewerk- 
schaften und ebenso ihr Anteil an dem Ausgleich zwischen Arbeits- 
angebot und Arbeitsnachfrage durch die von ihnen errichteten 
Arbeitsnachweise anzusehen. Allen diesen ersten Versuchen einer 
Beeinflussung der Wirtschaft durch die Gewerkschaften war aber 
Kcmcinsam die Eigenschaft, dass sie noch nicht unmittelbar und 
bewnsst eine Führung der Gesamtwirtschaft nach bestimmten 
volkswirtschaftlichen Grundsätzen und eine Teilnahme an dieser 
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Führung anstrebten, sondern dass sie sozialpolitische Erfolge 
durch einzelne wirtschaftliche Massnahmen zu erreichen suchten. 

Dem entspricht, dass der erste Anspruch auf Mitbestimmung 
nicht etwa auf dem eigentlichen Gebiete der Wirtschaft, sondern 
auf dem Gebiete der Sozialpolitik erhoben wurde. Wenn also 
auch die Wirtschaft durch den sozialpolitischen Antrieb der 
Gewerkschaften bereits einem neuen, nicht vom Unternehmer 
ausgehenden Einfluss ausgesetzt wurde, mit dessen wachsen- 
dem Erfolg sich die Stellung der Arbeiterschaft innerhalb der 
Wirtschaft veränderte, so bahnte sich eine Mitführung und Mit- 
verwaltung durch die Arbeiterschaft doch zunächst nur in den 
Einrichtungen an, die ihrer Aufgabe nach ausschliesslich sozial- 
politischen Zwecken dienten, nämlich den durch die im Jahre 1881 
einsetzende kaiserliche Gesetzgebung geschaffenen Körper- 
schaften der Sozialversicherung. In diesen Einrichtungen, deren 
unmittelbare Bedeutung für die Arbeiterschaft die Gewerkschaften 
nach anfänglicher Ablehnung sehr bald erkannten, entbrannte 
auch alsbald der Kampf um den massgebenden Einfluss, wobei 
nicht nur die Abgrenzung der Befugnisse zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern, sondern auch gegenüber der Staatsgewalt 
eine grosse Rolle spielte. Um das Wesen dieser Selbstverwaltung 
klar zu erkennen, muss die Tatsache, dass der Staat die Einrich- 
tung der Sozialversicherung zu seinem gesetzlichen Aufgaben- 
gebiet erhoben hatte, besonders hervorgehoben werden. Es lag 
also hier eine echte Selbstverwaltung vor, d.h. eine Übertragung 
staatlicher Aufgaben und die Ausübung staatlicher Hoheitsrechte 
durch beauftragte, der Staatsaufsicht unterstellende Körper- 
schaften. 

Mindestens ebensosehr in die unmittelbare Sphäre der Wirt- 
schaft wie in die der Sozialpolitik greift ferner vor allem die 
Organisation des Arbeitsnachweiswesens ein. Wenn auch das 
Gebiet der Arbeitsvermittlung bis zum Ende des vorigen Jahr- 
hunderts von der Gesetzgebung im allgemeinen kaum in Angriff 
genommen war, so reichen die Anfänge des öffentlichen Arbeits- 
nachweises doch bis weit in die Mitte des vorigen Jahrhunderts 
zurück. Zunächst waren diese öffentlichen Arbeitsnachweise, die 
sich im Zusammenhang mit der Armenpflege entwickelten, ört- 
liche kommunale Einrichtungen, also aufgebaut auf dem Boden 
der politischen Selbstverwaltung. Viel früher noch hatte sich die 
politische Gewalt mit einem anderen Zweig der Arbeitsvermitt- 
lung befasst, nämlich mit der gewerbsmässigen StellenvcrinittlmiK- 
Anfänge eines Eingreifens der Gesetzgebung mit dctn hauptsäch- 
lichen Zwecke eines sozialpolitischen Schutzes der Arbeitsuchenden 
(insbesondere des Gesindes) finden sich hier schon Im IC), und 
17. Jahrhundert. 
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Die moderne Entwicklung ist nun gekennzeichnet durch ein 
Nebeneinanderbestehen öffentlicher Arbeitsnachweise einerseits, 
in deren Verwaltung nach und nach auch Vertreter der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer eingeschaltet wurden (in Preussen 
insbesondere seit dem Ministerialerlass von 1894) und der eigenen 
Arbeitsnachweise der Gewerkschaften, der Arbeitgeber und Ar- 
beitgeberverbände, sowie deren höher entwickelter Form, der 
paritätischen Facharbeitsnachweise, ferner auch gemeinnütziger 
Vereine. Gesetzliche Bindungen und Beschränkungen kamen 
jedoch nach wie vor hauptsächlich nur iür die gewerbsmässige 
Stellenvermittlung in Frage. 

Während sich im öffentlichen Arbeitsnachweiswesen durch die 
Einschaltung ehrenamtlicher Verwaltungen langsam eine Art wirt- 
schaftlicher Selbstverwaltung entwickelte, vollzog sich gleichzeitig 
der Ausbau einer freien Verwaltungsgemeinschaft zwischen Ar- 
beitgebern und Arbeitnehmern, der paritätischen Facharbeitsnach- 
weise, auf diesem wirtschaftlich wichtigen Gebiet. Die letzte Ver- 
gangenheithatjedochauf diesem wie auf dem rein sozialpolitischen 
Gebiete die wirtschaftliche Selbstverwaltung zur herrschenden 
Form entwickelt. 

Für diese moderne Entwicklung und für die praktische Wirk- 
samkeit dieses Systems waren jedoch zwei Voraussetzungen er- 
forderlich, erstens nämlich eine grundsätzliche Veränderung der 
Stellung der Arbeiterschaft und ihrer Gewerkschaften im Staat 
und zweitens eine Ausdehnung der staatlichen Gesetzgebung auf 
dem Gebiete der Sozialpolitik, die es den gesetzlich geschaffenen 
sozialpolitischen Körperschaften gestatteten, in den wichtigsten 
Lebensbeziehungen des abhängigen Arbeiters tätig zu werden. Die 
erstere Voraussetzung musste schon um deswillen erfüllt werden, 
weil die Beteiligung von Arbeitervertretern an der Ausübung 
staatlicher Hoheitsreclile so hinge an einem inneren Zwiespalt 
litt und inelir den Charakter einer Sacliverständigenberatung und 
Intcrcsseulenvcrlrctiing hatte, als die Staatsgewalt im bewussten 
Gegensatz zur Arbeiterschaft stand und von dieser nur unzuläng- 
lich becinflussl werden konnte, somit also keinen echten „Gesamt- 
willen" des Volkes repräsentierte. Es kam hinzu, dass die Mit- 
wirkung dem einzelnen Arbeiter zwar als Versichertem, nicht aber 
als Vertreter einer Klasse und Mitglied einer wirtschaftlichen 
Organisation eingeräumt war. Die durchaus unkollektivistische 
Art der Mitwirkung äusserte sich am deutlichsten in dem auf den 
versicherten Arbeiter schlechthin abgestellten Wahlrecht, in dem 
Kampf gegen eine Vertretung durch Angestellte der Gewerk- 
schaften, also in der bewussten Verkennung der Tatsache, dass 
dem einzelnen Arbeiter die Wahrnehmung seiner sozialpolitischen 
Interessen nur in kollektiver Weise möglich war, nämlich durch 
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seine Organisation, die demnach auch gegenüber den Selbstver- 
waltungskörperschaften das Arbeiterelement reiner und bewusster 
repräsentierte als eine nur auf die Zugehörigkeit zur Versiche- 
rung abgestellte Wahlvertretung. Der Unterschied zwischen Wahl 
der Vertreter und Vorschlag der Vertreter durch die Gewerk- 
schaften ist eben nicht nur ein rein praktischer, sondern ein 
prinzipieller. Wenn die Gewerkschaften trotzdem auch in jenen 
Körperschaften der Sozialversicherung, in denen die Vertreter 
durch Wahl, und zwar teilweise durch ein schwerfälliges indirektes 
Wahlsystem bestellt werden, den massgebenden Einfluss unter 
den Arbeitnehmervertretern erlangten, so nicht, weil sie als be- 
rufene Vertretung der Arbeiterschaft anerkannt waren, sondern 
weil sie, mit anderen Gruppen der Versicherten zur Aufstellung 
von Wahlvorschlägen gleichberechtigt, das Gros der Stimmen auf 
sich vereinigen konnten. Dieses System, das noch heute in der 
Krankenversicherung, Invalidenversicherung, Knappschaftsver- 
sicherung und Angestelltenversicherung angewandt wird — wobei 
nunmehr im allgemeinen allerdings nur die Gewerkschaften die 
Wahlvorschläge der Versicherten einzureichen haben — , das 
früher ausserdem bestand bei der Besetzung der Gewerbe- und 
Kaufmannsgerichte, ist in den modernen arbeitsrechtlichen Ge- 
setzen ersetzt worden durch das System der Berufung der Ver- 
treter auf Grund verbindlicher Vorschlagslisten der Gewerk- 
schaften. Damit ist die unmittelbare Befugnis der Gewerkschaften 
zur Vertretung der gesamten Arbeiterschaft anerkannt. 

Die Voraussetzungen für eine positive Einstellung der Arbeiter- 
schaft zum Staat und für die Anerkennung der Gewerkschaften 
als ihrer berufenen Vertretung wurden durch den Übergang vom 
Obrigkeitsstaat zur demokratischen Verfassung geschaffen. Ein 
dem Staatssystem immanenter Gegensatz zwischen Staat und Ar- 
beiterschaft, zwischen politischer Gewalt und Gewerkschaften, 
bestand nicht mehr. Die staatsrechtlichen und psychologischen 
Voraussetzungen für eine Epoche grosszügiger sozialer Selbstver- 
waltung, d. h. für weitgehende Übertragung staatlicher Funktionen 
auf die wirtschaftlichen Vereinigungen, waren geschaffen. Die Be- 
deutung dieser Tatsache konnte sich erst in vollem Ausmasse 
erweisen, als nun der Staat in Ausführung des Versprechens der 
Reichsvcrfnssung begann, ein neues Werk sozialer Gesetzgebung 
zu schaffen, deren Durchführung ihm nur möglich war unter Mit- 
wirkung einer im Staate verwurzelten Arbeiterschaft und ihrer 
Organisationen, die als eine der stärksten den Staat bindenden 
und stützenden Kräfte von immer iienenAufgaben Besitz ergriffen. 

Die Tarifvcrtragsordiiiuig, deren Bedeutung bereits ausführlich 
gewürdigt wurde, hat stärker als irgendein anderes (lesetz die 
qualifizierte Stellung der (iewcrkseliaften als ..berufener" Vcr- 
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treter der Arbeiterschaft herausgehoben. Auch auf dem Gebiete 
der Regelung der Arbeitsbedingungen hat sich eine Art wirt- 
schaftlicher Selbstverwaltung entwickelt durch die staatliche 
Schlichtung, vermittels derer der Staat eine Einflussnahme auch 
auf diesem Gebiete für sich in Anspruch nahm. So ist denn die 
Mitwirkung der Beisitzer in den öffentlichen Schlichtungsinstanzen 
auch öffentlich-rechtlicher Natur, auch Ausübung staatlicher 
Gewalt, wobei der bindende Rechtsakt, soweit ein solcher durch 
die Verbindlicherklärung und weiter durch die Allgemeinverbind- 
licherklärung in Frage kommt, allerdings dem unmittelbaren Ver- 
treter des Staates (Schlichter) bzw. des Reiches (Reichsarbeits- 
minister) vorbehalten ist. 

Es erscheint nicht notwendig, im einzelnen die Bedeutung zu 
erläutern, die dem Mitbestimmungsrecht der Gewerkschaften in 
den Organen der Krankenversicherung, der Knappschaftsversiche- 
rung, der Invaliden- und Angestelltenversicherung, oder die ihrem 
Kampf um eine Beteiligung an der Verwaltung der Unfallversiche- 
rung zukommt. Denn diese typischen Sozialversicherungen, die, 
wie im vorhergehenden Kapitel formuliert, „eine neue Verteilungs- 
ordnung" und somit ein neues „soziales Güterrecht" schufen, sind 
zwar im Ausmass ihrer Reichweite und Leistungen, aber nicht 
in ihrer grundsätzlichen Aufgabe und Notwendigkeit umstritten. 
Ebenso ist ihr sozialpolitischer Charakter so offenbar, dass die 
Gewerkschaften als berufene Hüter der Arbeitskraft auch dann 
den Anspruch auf massgebende Mitverwaltung erheben müssten, 
wenn dieReichsverfassungnicht den Versicherten die massgebende 
Mitwirkung an der Verwaltung der Sozialversicherung im Ar- 
tikel 161 zugesichert hätte. 

Weit bedeutungsvoller noch im Rahmen der Bewirtschaftung 
der Arbeitskraft in Formen der Selbstverwaltung erscheint aller- 
dings die Beteiligung der Gewerkschaften an der Verwaltung des 
neuesten Zweiges der Sozialversicherung, der Arbeitslosenver- 
sicherung. Zunächst schon deshab, weil die Einführung der staat- 
lichen Arbeitslosenversicherung, sozial und wirtschaftlich gesehen, 
von ganz tiefgreifender Wirkung sein musste. Zweitens weil in 
untrennbarem Zusammenhang mit der Arbeitslosenversicherung 
das volkswirtschaftliche Problem der planmässigen öffentlichen 
Arbeitsvermittlung, der Arbeitsmarktpolitik, steht. 

Die Reichsvcrfassung hat im Artikel 163 die Arbeitsvermittlung 
und die Arbeitslosenunterstützung in das Aufgabengebiet der 
staatlichen Gewalt einbezogen. Unzweifelhaft konnte diese aber 
weder bei der Unterstützung der Arbeitslosen noch bei der Ver- 
mittlung der Arbeitskräfte auf die Mitwirkung der wirtschaftlichen 
Vereinigungen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber verzichten. Der 
Weg zur wirtschaftlichen Selbstverwaltung war daher gegeben, 
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um so mehr, als die bereits bestehenden wichtigsten Träger der 
Arbeitsvermittlung, die kommunalen Arbeitsnachweise und die 
paritätischen Facharbeitsnachweise der Verbände, beide schon in 
Form einer Selbstverwaltung betrieben wurden und so eine Vor- 
stufe zur wirtschaftlichen Selbstverwaltung darstellten. Das 
Arbeitsnachweisgesetz vom 22. Juli 1922, das den kommunalen 
Arbeitsnachweisen den Vorrang gab und die Überführung von frei 
verwalteten Facharbeitsnachweisen in diese „öffentlichen" Ar- 
beitsnachweise vorsah, die Verordnung über Erwerbslosenfürsorge 
vom 16. Februar 1924, die die öffentlichen Arbeitsnachweise mit 
der Durchführung der Erwerbslosenfürsorge betraute, waren ent- 
scheidende Schritte zur wirtschaftlichen Selbstverwaltung auf 
diesem Gebiet. Dass aber eine die gesamte Sozial- und Wirt- 
schaftspolitik des Staates so stark berührende Aufgabe wie die 
der Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenunterstützung allmählich 
auf eine vom Reich ausgeübte wirtschaftliche Selbstverwaltung 
übergehen musste, war die natürliche Folge einer Entwicklung, die 
immer mehr zu einer zentralen Führung und staatlichen Bindung 
der Wirtschaft drängte. Im Wesen der Gewerkschaften lag es 
auch, dass sie als überbetriebliche und lokal unabhängige Reichs- 
organisationen diese Entwicklung vorwärtstrieben und so in hohem 
Masse die Wegbereiter der durch das Gesetz vom 16. Juli 1927 
geschaffenen „Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung" wurden. Die beiden grossen Aufgaben dieser 
Anstalt bedingten eine besondere Form der Zusammensetzung 
ihrer Organe, da der Gesetzgeber zu ihrer Durchführung auf die 
Mitwirkung der Vertreter der öffentlichen Gemeinwesen neben 
jener der Arbeitnehmer und Arbeitgeber nicht glaubte verzichten 
zu können. Indem Kommunen und Ländern gleichfalls Sitz und 
Stimme in den Organen eingeräumt wurde, trug man der poli- 
tischen Gliederung des Staates in einer Weise Rechnung, die einer 
Übermacht der zentralen Reichsgewalt gegenüber den lokalen 
und bezirklichen Kraftquellen vorbeugen sollte. Der Aufbau der 
Anstalt aus Arbeitsämtern, Landesarbeitsämtern und Hauptstelle 
und die entsprechende Gliederung der Selbstverwaltungskörper- 
schaften bewahren die Anstalt ausserdem vor allzu starker Zen- 
tralisierung. Immerhin sind dem an der Spitze der Anstalt 
stehenden Vorstand und Verwaltungsrat entscheidende Befugnisse 
übertragen. Damit ist aber für die Gewerkschaften die Möglich- 
keit gegeben, ihre gleichfalls zentral zusammengefasstc wirt- 
schaftliche und intellektuelle Kraft an den entscheidenden Stellen 
einzusetzen. 

Die Beschlüsse und Massnahmen, die in den Organen der 
Reichsanstalt zustande kommen, sind Komponenten aus den 
Willensrichtungen der Arbeitgeber, Arbeitnehmer und öffentlichen 
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Körperschaften und schliesslich der hauptamtlichen Vorsitzenden 
als unmittelbarer Repräsentanten der Anstalt. Nur in den Fragen 
der Arbeitslosenversicherung entscheiden Arbeitgeber, Arbeit- 
nehmer und der Vorsitzende allein. Der unmittelbare Einfluss der 
Gewerkschaften in diesen Organen ist also geringer als in sonstigen 
Organen der Sozialversicherung, wenigstens in denen, die, wie die 
Kranken- und Knappschaftsversicherung, eine Arbeitnehmer- 
mehrheit vorsehen. Er kann aber ausschlaggebend werden in 
dem Masse, in dem sich die Vertreter der Kommunen und der 
Länder, also die Vertreter der politischen Gemeinwesen, mit ihnen 
verbünden. Er kann um so wirkungsvoller werden, je mehr die 
Rechts- und Wirtschaftsordnung, deren Verwirklichung die An- 
stalt dienen soll, sich der Rechts- und Wirtschaftsform nähert, um 
welche die Gewerkschaften im Staate und in der Wirtschaft 
kämpfen. Können die Gewerkschaften doch niemals auf die Mit- 
hilfe des Staates verzichten, um die Wirtschaft in ihrem Sinne zu 
gestalten. Mit dem wächsenden Einfluss der Arbeiterschaft wächst 
ihr Anteil an der sozialen und wirtschaftlichen Selbstverwaltung, 
die auf dem Gebiete der Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung heute die grösste Bedeutung erlangt hat. 

Denn die den Rechtsanspruch auf Arbeitslosenunterstützung 
gewährleistende Arbeitslosenversicherung hat höheren Sinn und 
Zweck als ausschliesslich den der Bewahrung des einzelnen Ar- 
beitslosen vor Hunger und Not. Sie schützt nicht nur den 
Arbeitslosen selbst, sie schützt auch den Arbeiter im Betriebe vor 
Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen; sie fängt die Rück- 
schläge sinkender Konjunktur auf, weil sie die Rückzugslinie 
bildet, die einer wirtschaftlich geschwächten Arbeiterschaft den 
Widerstand gegen schrankenlose Ausnutzung des Konjunktur- 
rückgangs ermöglicht. So schützt sie als lohnerhaltendes Element 
die Arbeiterschaft. Aber sie schützt auch die gesamte Volkswirt- 
schaft vor planloser Vernichtung der Kaufkraft. Hier wird der 
eigentliche volkswirtschaftliche Sinn der Arbeitslosenversicherung, 
offenbar, dass sie nämlich zwar nicht unmittelbar die Konjunktur 
zu beeinflussen vermag, aber die Rückschläge der Konjunktur 
ausgleicht und durch die Abwehr der willkürlichen Lohnver- 
schlechterung die wichtigsten Voraussetzungen für die Wieder- 
gesundung aufrechterhält. 

Und doch ist die Durchführung der Arbeitslosenversicherung 
die geringere Aufgabe gegenüber jener der Arbeitsvermittlung und 
Arbeitsbeschaffung. Dass die Möglichkeit und Notwendigkeit einer 
nlanmässigen Bewirtschaftung der Arbeitskraft, ferner einer För- 
derung produktiver Arbeiten in Zeiten des Arbeitsmangels heute 
crk;uml ist, dass auch liier die freie Wirtschaft der gebundenen 
zu weichen beginnt, gibt dieser Aufgabe ihre Bedeutung und macht 
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sie, da sie zum ersten Male für eine Nation einheitlich gelöst wer- 
den soll, zum Wesensbestandteil einer neuen Wirtschaftsordnung. 
So ist der Reichsanstalt die Aufgabe der Arbeitsmarktpolitik, 
umfassend Arbeitsvermittlung, Beschaffung und Förderung 
produktiver Arbeiten und Erhaltung der brachliegenden Arbeits- 
kraft, übertragen. Sie reicht mit dieser Aufgabe und mit der für 
sie geschaffenen Organisation weit in die Zukunft, in der eine 
neue Ordnung der staatlichen und wirtschaftlichen Kräfte Füh- 
rung und Ziel der Wirtschaft bestimmen soll. Sie ist darum ein 
lebendiges Stück der werdenden Wirtschaftsdemokratie und ein 
starkes Argument für deren Ausbau, wenn sie den Beweis zu 
erbringen vermag, dass eine Führung durch wirtschaftliche Selbst- 
verwaltung möglich ist auf dem Gebiete der Arbeitsmarktpolitik, 
der Bewirtschaftung der Arbeitskraft, die an Bedeutung der Be- 
wirtschaftung der Verbrauchsgüter nicht nachsteht. 



3. Abschnitt 
Betriebsdemokratie und Wirtschaftsführung 

Bei der Erörterung des Problems der wirtschaftlichen Selbst- 
verwaltung haben oft die Einrichtung der Betriebsräte und die 
Möglichkeiten zu deren Ausbau eine besondere Rolle gespielt. Es 
bedarf eines kurzen Rückblicks auf die Entstehungsgeschichte der 
Betriebsräte sowie einer Prüfung ihres sozialen Standortes und 
ihrer gesetzlichen Aufgaben, um die Einordnung der Betriebsräte 
im System der wirtschaftlichen Selbstverwaltung und der Demo- 
kratisierung der Wirtschaft zu erkennen. Die Vorläufer der 
Betriebsräte, die Arbeiterausscbüsse, die, allerdings ohne zwin- 
gende Bestimmung, durch die Gewerbeordnung eingeführt und 
nur im Bergbau später gesetzlich vorgeschriebene Einrichtungen 
wurden, waren reine Beschwerdeausschüsse, die den Arbeitern 
eines einzelnen Betriebes gewisse soziale Erleichterungen schaffen 
sollten. Auch die durch das Hilfsdienstgesetz vom 5. Dezember 
1916 geschaffenen Arbeiter- und Angestelltenausschüsse hatten 
nur diese enge sozialpolitische Aufgabe, bei deren Durchführung 
sie die Hilfe des Staates in form der Schlichtungsausschüsse in 
Anspruch nehmen konnten. Das Betriebsrätegesetz vom 4. Fe- 
bruar 1920 knüpfte an diese Entwicklung an, versuchte aber 
gleichzeitig mit den bisherigen und von ihm erweiterten Aufgaben 
der Arbeiter- und AiigcsIcllleiKiusschiissc den Gedanken der Wirt- 
schaftsräte zu vereinigen, der nach dem Zusammenbruch des alten 
Staates vorübergehend programmatische Bedeutung erhielt. Da- 
bei war dem Gesetzgeber durchaus klar, dass die Stellung der 
Betriebsräte auf sozialem wie auf wirtschaftlichem Gebiete nur 
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eine nachgeordnete sein dürfe, dass die soziale und wirtschaft- 
liche Führung nur durch die kollektive überbetriebliche Vertretung 
der Arbeiterschaft ausgeübt werden und den Betriebsräten daher 
nur die Durchführung und Überwachung verbleiben könne. 

Auf sozialem Gebiete erwies sich diese Idee als richtig und 
fruchtbar, da die Entwicklung der Betriebsräte zeitlich zusammen- 
fiel mit dem Aufstieg der Gewerkschaften, mit dem zur Herrschaft 
gelangten Tarifvertragswesen, mit der Ausdehnung der Arbeiter- 
schutzgesetzgebung, so dass die Betriebsräte in der Durch- 
führung und Kontrolle aller so geschaffenen Normen und in der 
selbständigen Erledigung der spezifisch betrieblichen Fragen des 
Arbeitsverhältnisses, z. B. der Durchführung des Entlassungs- 
schutzes, ein weites Betätigungsfeld fanden. 

Die Durchführung der wirtschaftlichen Aufgaben der Betriebs- 
räte jedoch, die ihnen als Organen der Wirtschaftsverfassung 
übertragen war, wie insbesondere ihre Mitarbeit an der Ein- 
führung neuer Arbeitsmethoden, ihre Vertretung in den Aufsichts- 
räten, litt unter der Tatsache, dass eine der sozialpolitischen 
Führung vergleichbare Führung auf dem Gebiet der Wirtschaft 
nicht bestand. Denn die im Artikel 165 der Reichsverfassung vor- 
gesehene Wirtschaf tsverfassung blieb unvollständig, da ausser den 
Betriebsräten zwar der Vorläufige Reichswirtschaftsrat, nicht 
aber die Bezirkswirtschaftsräte, noch die Bezirksarbeiterräte, 
noch der Reichsarbeiterrat geschaffen wurden, so dass zwischen 
den Betriebsräten einerseits und dem Vorläufigen Reichswirt- 
schaftsrat als parlamentarisch gutachtlicher Körperschaft ander- 
seits eine fruchtbare Verbindung nicht entstehen konnte. 

Solange eine überbetriebliche Wirtschaftsführung, die von den 
Gewerkschaften beeinflusst wird, nicht besteht, bleiben die wirt- 
schaftlichen Aufgaben der Betriebsräte daher rein privatwirt- 
schaftlicher Natur und können demnach nicht eingeordnet werden 
in das Streben der Arbeiterschaft nach einer vom Betriebe un- 
abhängigen Führung der Volkswirtschaft. So konnte auf diesem 
Gebiet der Betriebsrat, der im Rahmen seiner gesetzlichen Be- 
fugnisse handeln musste, nicht, wie die Gewerkschaften, der 
Pionier einer neuen Wirtschaftsordnung werden. Denn darin 
liegt ja der entscheidende Unterschied zwischen Gewerkschaften 
und Betriebsräten, dass die Gewerkschaften freie Vereinigungen 
mit selbstbestinnnten Zielen und selbsterkämpften Rechten sind, 
dass dagegen Aufgabcnkreis, Rechte und Pflichten der Betriebs- 
räte durch das Gesetz vorbestimmt sind. Erst die organisierte 
und von den Gewerkschaften kontrollierte Wirtschaft, die auch 
den einzelnen Unternehmer zum beauftragten und gebundenen 
Führer eines Betriebes macht, wird die wirksame Kontrolle dieser 
Bctricbsführung durch den gesetzlich eingesetzten Betriebsrat 
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möglich machen. Heute dagegen sind die Betriebsräte nicht 
Träger der Demokratisierung der Wirtschaft, sondern Ausdruck 
einer sozialen Selbstverwaltung im Betriebe, die der Durch- 
führung der gesetzlichen und tariflichen Normen dient. Auf wirt- 
schaftlichem Gebiet kann das Betriebsratsamt nicht Ansatz einer 
demokratischen Neuordnung sein, sondern es kann hier vorläufig 
nur die bescheidenere, wenn auch nicht unwichtige Funktion einer 
wirtschaftlichen Schulungsmöglichkeit für Kräfte der Arbeiter- 
schaft erfüllen, die im besonderen auch einen positiven Wert der 
Betriebsratsvertretung im Aufsichtsrat der Aktiengesellschaften 
darstellt. 
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IV. KAPITEL: 



DIE DEMOKRATISIERUNG 
DES BILDUNGSWESENS 






IV. KAPITEL: 



DIE DEMOKRATISIERUNG 
DES BILDUNGSWESENS 



Die Demokratisierung des Bildungswesens 



Die Durchbrechung des Bildungsmonopols 

Das Kräfteverhältnis der sozialen Gruppen, die ihm ent- 
sprechende soziale Ordnung der Gesellschaft, die Verfassung 
ihrer Wirtschaft, der Stand der Technik, das Mass der beruflichen 
Gliederung, der Grad der geistigen Entwicklung, die Vorherrschaft 
einer vorwiegend religiös-theologischen oder bereits durch eine 
reiche und ungehemmt fortschreitende wissenschaftliche Erfahrung 
aufgehellten Gedankenwelt — alle diese sich gegenseitig be- 
dingenden Faktoren sind zugleich von entscheidendem Einfluss 
auf den Inhalt, den Aufbau und die Formen des Bildungswesens 
und das mit ihm jeweils unlösbar verbundene System von Be- 
rechtigungen. Die Gesellschaft des Mittelalters (seit dem Auf- 
kommen der Städte) mit ihrer scharfen ständischen Gliederung, 
die handwerkliche, durch die Zunftordnungen streng geregelte 
Produktion, das zähe Festhalten an der überlieferten Technik im 
Gewerbe wie in der Landwirtschaft, die Ausprägung fest um- 
rissener Standesideale, die geistige Alleinherrschaft der Kirche, 
die geringe Entwicklung einer methodischen, von kirchlichen Ein- 
flüssen unabhängigen Erfahrungswissenschaft, das Übergewicht 
der Theologie und der von ihr beeinflussten Philosophie und in 
wachsendem Masse der allmählich entbrennende Kampf zwischen 
geistlicher und weltlicher Macht, zwischen Kirche und Staat — 
diese in allen Schichten von einem starken Traditionalismus be- 
herrschte Welt bestimmt auch Charakter und Aufbau desBildungs- 
wesens. 

Standeserziehung ist sein kennzeichnender Zug. Eine eigent- 
liche schulmässige Bildung gibt es in jenen Jahrhunderten nur für 
die Geistlichen. In späterer Zeit, im Zeitalter des Humanismus 
und der Reformation, entwickelt sie sich auch für die Juristen und 
Mediziner. Das Handwerk kennt für die Ausbildung seines Nach- 
wuchses nur die Lehre. Und auch die Standeserziehung des Adels 
erfolgt in einer über ein Jahrzehnt sich erstreckenden Lehrzeit. 
Der Abschluss dieser Ausbildungswege ist im Rahmen eines fest- 
gefügten, durch die Tradition gesicherten Berechtlgungswesens 
geregelt. Für den weitaus grfissten Teil de» Volkes (etwa vier 
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Fünftel der Gesamtzahl), für die ländliche Bevölkerung, gab es 
keinerlei vorgeschriebene Lehrzeit, geschweige denn schulmässige 
Unterweisung. Die Kinder wuchsen in den Beruf der Eltern hinein. 

Der enge Zusammenhang, der zwischen der Lebensordnung der 
Gesellschaft und dem Aufbau des Bitdungswesens besteht, be- 
dingt, dass tiefgreifende Veränderungen im Ziel, im Umkreis und 
der Organisation des Bildungswesens nur eintreten können, wenn 
auf dem Wege langsamer Umbildung oder im Sturm der Revo- 
lutionen sich eine neue Gesellschaftsordnung durchsetzt. 

In den Jahrhunderten, die der Reformation folgten, blieb das 
„System hureaukratisch-korporativer Organisation" zwar noch in 
Kraft, aber es unterlag bedeutsamen Wandlungen. Im Westen 
Europas bildeten sich, insbesondere in Frankreich und England, 
die grossen Nationalstaaten, starke zentralistische Staatsgefüge, in 
dem durch dynastische Rivalität und den Gegensatz des Glaubens 
zerrissenen Deutschland die Territorialstaaten gleicher Struktur, 
deren Wirtschaftspolitik allgemein von den Grundsätzen des 
Merkantilismus mehr oder minder folgerichtig beherrscht war. Die 
Fürsten wie die Magistrate der Städte brauchten für ihre wachsen- 
den Aufgaben mehr und mehr eine juristisch geschulte Beamten- 
schaft. Die grossen merkantilistischen Staatsmänner dieser 
Epoche waren, weil der Staat zur Konsolidierung seiner Macht 
Geld in seinen Kassen brauchte, aktive Förderer des wirtschaft- 
lichen Lebens in ihrem Gebiet. Unter ihrem Schutze und ihrer 
Führung entfaltete sich die Wirtschaftsform des Kapitalismus. Sie 
schützten die aufkommende Industrie und den Handel durch Pri- 
vilegierungen oder ergriffen selbst die Initiative, neue Industrien 
ins Leben zu rufen. Sie bedurften geschulter Beamten in den staat- 
lichen Bergwerken, sie brauchten an der Spitze der Unter- 
nehmungen Leute, für die die Privatlehrer in der Buchhaltung in 
den Städten oder die handwerkliche Lehre nicht mehr genügten. 
Die Aufgaben des Staates wurden umfassender in dem Masse, wie 
sich das Staatsgefüge festigte. Gleichzeitig vollzog sich eine 
andere Entwicklung, der für das Werden des modernen Staates 
grösste Bedeutung zukommt. Der Kampf zwischen geistlichem 
und weltlichem Recht, der in den Jahrhunderten des Spätmittel- 
alters mit wachsendem Erfolg geführt wurde, wurde zugunsten 
des weltlichen Rechts entschieden. Schon längst war „der Über- 
zeugung von der alles Recht in sich bergenden absoluten Macht- 
fülle der römischen Kirche die Überzeugung von einer über allem 
positiven Recht stehenden, aber dies Recht allein erzeugenden ab- 
soluten Staatsmacht" gegenübergetreten und hatte sich schon um 
deswillen behauptet, weil der Staat in ungleich höherem Masse als 
die Kirche die Macht besass, seinem Recht innerhalb seines Ge- 
bietes Geltung zu verschaffen. Diese Entwicklung wurde durch 

1f>8 



die Reformation, durch die protestantische Kirche, die nicht den 
Anspruch erhob, „ein mit dem staatlichen konkurrierendes geist- 
liches Weltrecht" hervorzubringen, stark gefördert. Alle diese 
Staaten waren christliche Staaten bestimmter Prägung, katholische 
oder evangelische Staaten. Der herrschende Grundsatz war in 
den grossen Nationalstaaten wie in den deutschen Territorial- 
staaten: ein Land, eine Religion. Dieses Prinzip der Einheit des 
Gebietes und Bekenntnisses war oder galt doch als eine staats- 
politische Notwendigkeit; die weltliche Obrigkeit übernahm die 
Erziehung des Volkes zu christlicher Gesittung. Dass der Staat 
hier überhaupt eine Verpflichtung sah, war für die Zukunft sehr 
bedeutsam. Im Laufe des 17. und 18. Jahrhunderts wurde das 
Prinzip der religiösen Unduldsamkeit überwunden. Das ist die 
grosse Leistung der Aufklärungszeit. Der absolute Staat des 
18. Jahrhunderts ist ein auf sich gestelltesweltlichesGemeinwesen. 

Diese Entwicklung spiegelt sich auch in dem Bildungswesen 
dieser Epoche wider. Der intolerante Staat kennt, soweit das 
Wort überhaupt mit Recht gebraucht werden kann, nur kon- 
fessionelle Volksbildung. Sie beschränkte sich auf dem Lande, 
z. B. in Brandenburg, darauf, dass den Kindern und dem Gesinde 
einmal in der Woche der Katechismus vorgelesen und Unter- 
weisung im Gebet erteilt wurde. Auch noch unter Friedrich 
Wilhelm I. war Erziehung in der Furcht des Herrn und im Gehor- 
sam gegen die Obrigkeit die wesentliche Aufgabe in den lateini- 
schen und deutschen Schulen. Grundsätzlich bedeutsam ist die 
Einführung des Schulzwangcs: im absoluten Staat sind die öffent- 
lichen Schulen staatliche Einrichtungen. Indessen war auch im 
Staat des aufgeklärten Absolutismus die Aufgabe der für das Volk 
bestimmten Schulen, zumal auf dem Lande, dürftig genug. Die 
Pflege der Religion und ein elementarer Moralunterricht, das 
waren im 18. Jahrhundert die pädagogischen Aufgaben, die den 
„niederen Schulen" in den Städten und auf dem Lande zugewiesen 
wurden. Der Seelsorger hatte zu entscheiden, ob das Kind „die 
für einen vernünftigen Menschen seines Standes notwendigen 
Kenntnisse gefasst hat". Grösseres leistete der Staat jener Zeit 
auf anderen Gebieten der Erziehung. Die Förderung und Ent- 
faltung der wirtschaftlichen Kräfte des Landes war sein vor- 
nehmstes Bestreben. Diesem Zweck diente die Gründung von 
Gewcrkschuleu (zur Ausbildung von Handwerkern, Baumeistern 
usw.), Bergakademien (zur Ausbildung von Bergbeamten) und von 
kaufmännischen Schulen (Realschulen). Die Pflanzstätten des 
höheren geistigen Lebens, die Universitäten, erlebten im Zeilalter 
der Aufklärung die Befreiung von der katholischen und evangeli- 
schen Kirchenielire. Die Philosophie, bis dahin ein (lclieiiiiuis der 
Gelehrten, wurde seil Thoiuasius in deutscher Sprache geschrieben 
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und vorgetragen. Der deutsche Geist entdeckte die Kräfte, die 
in seiner eigenen Sprache schlummerten. Auf dem weiten Felde 
geschichtlicher Kritik, in der Dichtung wie in der Philosophie 
regten sich schöpferische Energien, die zum ersten Male seit den 
Anfangsiahren der Reformation über die Grenzen der deutschen 
Länder und Ländchen hinweg ein höheres Mass geistiger Gemein- 
schaft als je vorher wenigstens in den Schichten schufen, die 
dieses grossen Besitzes teilhaftig werden konnten. 

Die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts hat in jedem Sinn des 
Wortes eine weltgeschichtlich umwälzende Bedeutung. England, 
das Land, in dem die sozialen Bindungen des alten Systems zu- 
erst sich lockerten, war auch der Boden, auf dem die kapi- 
talistische Unternehmung zuerst gedieh. England gewährte seinen 
Unternehmern zuerst das Recht, die Grösse ihres Betriebes nach 
eigenem Ermessen zu bestimmen, und schuf damit die ent- 
scheidende Vorbedingung für den arbeitsteiligen Grossbetrieb. In 
England kamen zuerst die Aktiengesellschaften in grösserem 
Massstab auf. Der Freihandel wurde innerhalb des ganzen 
Königreichs eingeführt. Und die Vertragsfreiheit, die den 
Arbeiter als den wirtschaftlich Schwächeren dem Griff des Unter- 
nehmers rücksichtslos auslieferte, setzte sich zuerst in dem 
klassischen Lande des wirtschaftlichen Individualismus durch. 
Es ist zugleich die Heimat des Patentrechtes, das dem Erfinder 
Schutz gewährte vor den Zunftgenossen, die an dem Ewig- 
gestrigen mit Leidenschaft festhielten. Es ist mit Recht gesagt 
worden, dass „die Freiheit der Technik die primäre Bedingung 
des technischen Fortschritts war". Ohne sie und ohne den gleich- 
zeitigen Aufschwung der naturwissenschaftlichen Erkenntnis 
wäre die Revolution der Technik nicht möglich gewesen. Die 
freie Wirtschaft aber verstand es, ein Bündnis mit dem tech- 
nischen Fortschritt einzugehen und den Kampf um die technische 
Herrschaft über die Naturkräfte aufzunehmen, zu dem ihr die 
Naturwissenschaft immer neue Waffen lieferte. Die Französische 
Revolution Hai auf dem Kontinent der neuen individualistischen 
Ordnung den Weg geebnet. In Deutschland haben die Stein- 
Hardenhergsdicn Reformen, die Gründung des Zollvereins, der 
für einen grossen Teil von Deutschland die Schranken zwischen 
den deutschen Ländern niederriss, und die wirtschaftsrechtliche 
Gesetzgebung um die Mitte des 19. Jahrhunderts der freien Wirt- 
schaft zum Siege verholfen. Deutschland, am Anfang des Jahr- 
hunderts noch ein ausgesprochen agrarisches Land, wird seit der 
Gründung des Reichs zu einem Industriestaat und zugleich das 
Land, in dem sich die grosse Gegenbewegung gegen den Hoch- 
kapitalismus, die Arbeiterbewegung, am machtvollsten politisch 
und gewerkschaftlich organisiert. 
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Der Individualismus, der diese neue Gesellschaftsordnung be- 
herrschte, war nichts weniger als umfassend. Der Schutz des 
freien Eigentums und der unbehinderten Freiheit der Eigentümer 
wird zur Hauptaufgabe des Staates. Diese Schicht von Privile- 
gierten galt als die Nation. Der Rest, die grosse und wachsende 
Masse der Abhängigen, war das „Volk" im abschätzigen Sinn 
des Wortes. Die Menschen, die zu dieser Schicht des Volkes 
gehörten, waren keine „Individuen", denn ihnen fehlte das ent- 
scheidende Merkmal des Individuums, dessen Schirmherr die 
neue Gesellschaftsordnung war: der Besitz. Die Nichtbesitzenden 
hatten nur Anspruch auf soviel Lebensraum, als die Sicherheit 
des Eigentums und die Freiheit der privilegierten Schicht zuliess. 
Sie waren aus der Kulturgemeinschaft ausgeschlossen. Und diese 
geistige Isolierung wurde nicht gemildert durch den Schulzwang. 
Denn die Volksschule war, wenn sie auch im Lauf des 19. Jahr- 
hunderts allgemein durchgeführt wurde, in der Zeit, in der sich 
die neue Ordnung in Deutschland durchsetzte, nichts weniger als 
eine Stätte echter und befreiender Volksbildung. Die Stiehlschen 
Regulative von 1854, das erste Grundgesetz der preussischen 
Volksschule, widersprechen in jedem Wort dem Ideal der all- 
gemeinen Menschenbildung, das seit der Humboldtschen Reform 
des preussischen Bildungswesens der Grundgedanke der Er- 
ziehung an den höheren Schulen war. „Die Einpflanzung einer 
religiösen Gesinnung" war das wesentlichste Ziel der Volksschule. 
Die „formelle Entwicklung der Geistesvermögen an abstraktem 
Inhalt" galt „als wirkungslos und schädlich". Für die Elementar- 
lehrer an den einklassigen Volksschulen — sie waren die Regel 
— galt es als ausreichend, wenn sie, um „die Erziehung im all- 
gemeinen" zu meistern, sich auf „eine Zusammenstellung und 
Erläuterung der in der heiligen Schrift enthaltenen, hierher ge- 
hörigen Sätze" stützen konnten. Die „sogenannte klassische 
Literatur" war verpönt. Sie gehörte zu dem „finsteren und ver- 
derblichen Geist", den es unter den Lehrern mit allen amtlichen 
Mitteln auszurotten galt. Diese pädagogische Auffassung, die 
ein Genüge daran fand, den Kindern des gemeinen Mannes „die 
Lehre von der Sünde, der menschlichen Hilfsbedürftigkeit, von 
dem Gesetz, von der göttlichen Erlösung und Heiligung" neben 
dem Unterricht in den Elcmcntarfächcrn als geistige Wegzehrung 
ins Leben mitzugeben, rechtfertigte freilich das bittere Wort, dass 
Religion Opium für das Volk sei. Das Preussen des 19. Jahr- 
hunderts war nicht mehr ein Territorium des 16. Jahrhunderts, in 
dem das Ziel aller Bildung, dem Geist der Zeit entsprechend, die 
Erziehung der llnlcrlauen zu Mitgliedern des christlichen 
Gemeinwesens war und sein durfte. Die gesellschaftliche Um- 
welt, in der diese Regulative erlassen wurden, war von anderen 
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Grundsätzen beherrscht als dem Primat des „gemeinen Nutzens** 
und christlicher Gemeinschaftsgesinnung. Nichts ist wider- 
christlicher als der hemmungslose Individualismus hochkapita- 
listischen Gepräges. Die Erziehung der Kinder des „Volkes" im 
„Geiste der Demut, des Gebets, der Liebe und der Gottesfurcht" 
inmitten einer Lebensordnung der Gesellschaft, die auf das 
schroffe Gegenteil aller dieser Tugenden sich gründete und tag- 
aus, tagein den Arbeitern zeigte, dass sie nur nach ihrer Arbeits- 
kraft und nur in dem Masse gewertet wurden, wie die zufällige 
Marktlage ihre privatwirtschaftliche Nutzung zuliess — eine 
solche Erziehung musste die Kluft zwischen den „zwei Nationen" 
vertiefen, in die der Kapitalismus alle Industrievölker schied. 

Die geistige Armenpflege, die in diesen Schulen betrieben 
wurde, war um so bedenklicher, als die handwerkliche Lehre in 
der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts qualitativ verlor. Schon 
früh im 19. Jahrhundert wurden höhere technische Schulen ge- 
gründet. Die ersten Technischen Hochschulen stammen aus den 
zwanziger Jahren des 19. Jahrhunderts. Fachschulen aller Art 
folgten. Aber alle diese Schulen waren der Masse der Bevölke- 
rung, waren der Arbeiterschaft ebenso verschlossen wie die 
höheren Schulen und die Universitäten. Für sie kamen höchstens 
die Fortbildungsschulen alten Stils in Frage, die nichts anderes 
waren als Ergänzungs- und Wiederholungsschulen. Was in der 
Volksschule versäumt oder von den Kindern vergessen war, 
konnten sie später nachholen, soweit ihnen Gelegenheit geboten 
wurde. In den meisten Fällen bot sie sich nicht. Die Lebens- 
schule der Arbeiter nach der dürftigen Unterweisung in der Volks- 
schule war die Fabrik. 

Während das mittlere und höhere technische Schulwesen sich 
auf deutschem Boden neben den anderen Schulen für die Jugend 
der „gebildeten" Stünde im 19. Jahrhundert reich entfaltete, fallen 
die Anfänge der Schulen für die Fortbildung der jugendlichen 
Arbeiter in die Jahre nach der Reichsgründung. Die Gewerbe- 
ordnung des Norddeutschen Bundes von 1869 schuf die gesetz- 
liche Grundlage. Die Einführung der Fortbildungsschulpf licht, 
seit 1911 auch für die gewerblichen Arbeiterinnen, war durch 
Ortsstatut möglich. Während in Sachsen, Hessen und Baden die 
Fortbildungsschulpflicht seit einem halben Jahrhundert gesetzlich 
festgelegt ist und jetzt auch in Thüringen und Hamburg besteht, 
ist sie in Preusscn bis heute noch nicht gesetzlich geregelt. In 
den grossen und in manchen mittleren Städten ist sie durch- 
geführt, aber noch heute ist ein erheblicher Teil der Jugend nicht 
erfasst. 

Im Jahre 1872 wurden die Stiehlschen Regulative für die Volks- 
schulen aufgehoben und ein neues Grundgesetz für die Volks- 
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schulen geschaffen. Der Kultusminister des Kulturkampfes, Falk, 
war sein Schöpfer. Das Gesetz verleugnete nicht seine liberale 
Herkunft. Die mehrklassige, möglichst die sechsklassige Volks- 
schule galt als das erstrebenswerte Ziel. In den folgenden Jahr- 
zehnten tritt die einklassige Volksschule stark zurück, die mehr- 
klassige gewinnt das Feld. Die relativ grösste zahlenmässige 
Steigerung weist in den folgenden fünf Jahrzehnten die acht- 
klassige Volksschule auf, wenn auch neben ihr zwei- bis sieben- 
klassige Schulen noch heute in nicht unbeträchtlicher Zahl be- 
stehen. Der Religionsunterricht trat in dem gesamten Lehrplan 
zurück, obwohl eine Trennung von Kirche und Volksschule auch 
von Falk ausdrücklich abgelehnt wurde. Dem Staat stand die 
Schulaufsicht zu, aber ausgeübt wurde sie, wie einer seiner Vor- 
gänger, von Raumer, ein paar Jahrzehnte früher gesagt hatte, 
von den Organen der Kirche. So blieb es bis zum Sturz 
der Monarchie. Der Staat hatte zwar schon längst und 
seit 1869 durch Bundesgesetz jede besondere Beziehung zu einer 
bestimmten Religion oder Konfession aufgegeben, aber er hielt 
an der Fiktion der christlichen Grundlage des Staatswesens und 
damit an der christlichen, nach Konfessionen getrennten Volks- 
schule fest. Auch der moderne Staat kann in geistigen Dingen 
keine grössere Freiheit gewähren als die Parteien, denen er 
Rechnung tragen muss, verwirklicht wissen wollen. Unter den 
deutschen Parteien aber gab es in den der Reichsgründung 
folgenden Jahrzehnten mindestens eine, die nicht nur jede Ein- 
dämmung des kirchlichen Einflusses auf die Volksschule schroff 
ablehnte, sondern mit unverbrüchlicher Zähigkeit an dem Ge- 
danken festhielt, dass die Schule der Kirche allein gehöre: das 
Zentrum. Als die letzten Ausläufer der kulturkämpferischen Flut 
verebbt waren, um die Wende des Jahrhunderts, zeigte sich, dass 
beide christlichen Kirchen, und nicht nur sie, sondern auch die 
preussischen Konservativen wie die Nationalliberalen als Ver- 
treter der Industrie gleicherweise an der Konfessionalisierung 
der Volksschulen interessiert waren. Sie alle sahen in der kon- 
fessionellen Volksschule das sicherste Mittel, gleichsam im Keim, 
nämlich in den Herzen der Arbeiterkinder, den wachsenden Ein- 
fluss einer Bewegung zu ersticken, die der Bahnbrecher einer 
neuen Gesellschaftsordnung und im Zusammenhang mit ihr der 
Vorkämpfer einer Durchbrechung des Bildungsmonopols und 
eines durch keine sozialen und konfessionellen Schranken be- 
hinderten einheitlichen Hildungswesens war: die sozialistische 
Arbeiterbewegung, deren soziale Zielsetzung mindestens auch für 
die christliche und bürgerlich demokratische Arbeiterbewegung 
weithin richtunggebend geworden ist. 
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Ehe die Arbeiterbewegung zu einer gestaltenden Kraft des 
nationalen Lebens wurde, war die kulturelle Einheit der Nation, 
die Volkskulturgemeinschaft, in der alle Klassen des Volkes zu 
einem organischen, von dem Kreislauf geistigen Lebens durch- 
strömten, lebensvollen Ganzen verbunden sind, niemals der 
bestimmende Zielgedanke der nationalen Erziehung und 
konnte es nicht sein. Dem christlichen Territorialstaat des 16. 
und 17. Jahrhunderts, dem absoluten Staat der Aufklärungszeit 
wie dem Klassenstaat der hochkapitalistischen Epoche lag der 
Gedanke gänzlich fern, dass die Erschliessung der seelischen und 
geistigen Kräfte des „niederen Volkes" um seiner selbst wie um 
der Nation willen eine eigene und umfassendere Aufgabe sei, als 
die kirchlich-religiöse Zweckbildung in der „Christenlehre" oder 
den Volksschulen Stiehlscher Prägung (gehorsame, dienstwillige, 
christliche Untertanen) oder die zunächst noch dürftige Fort- 
bildung der jugendlichen Arbeiter. Das niedere Volk, im 19. Jahr- 
hundert das rasch zunehmende Proletariat, die Arbeitermassen 
in den Städten und auf dem Lande, war Objekt in jedem Sinn: 
es wurde verwaltet und bewirtschaftet, je nachdem wohlwollend, 
gleichgültig oder rücksichtlos, immer aber, ohne nach seinem 
eigenen Lebenswillen gefragt zu werden. Seine Arbeit gehörte 
anderen, ebenso seine Zeit. Der Sinn seines Daseins war: da 
zu sein für andere. Aber die Entwicklung des mechanisierten 
Grossbetriebs, die, wo sie begann, in raschem Tempo fortschritt, 
ballte diese ziellose Masse in den Fabriken, in den Arbeiter- 
vorstädten zusammen; diese Masse wurde durch den Zwang des 
Konkurrenzprinzips, dem die einzelnen Arbeiter zunächst im 
Kampf um die Arbeitsstelle wehrlos preisgegeben schienen, vom 
gleichen Schicksal tagaus, tagein, von Generation zu Generation 
bedroht. Und es konnte, man möchte sagen nach dem Gesetz 
der gesellschaftlichen Schwerkraft, nicht ausbleiben, dass eines 
Tages die grossen Gedanken der wirtschaftlichen Solidarität und 
der politischen Willcnsgemeinschaft in dieser dumpfen Masse 
zündeten und dem Lebensdrang der Geknechteten den Weg 
wiesen, auf dem sie den langen Vormarsch zur Freiheit antraten. 
Wie sich der wissenschaftliche, die Gesetze des gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Lebens aufspürende Scharfsinn und der 
politische Weitblick genialer Denker mit dem organisatorischen 
Wagemut von Führern aus den Reihen der Arbeiter selbst im 
Lauf von Jahrzehnten verbündeten, um aus kleinsten Anfängen eine 
Bewegung von weltgeschichtlicher Bedeutung in festgefügten 
Kampforganisationcn, den Arbeiterparteien und Gewerkschaften, 
ins Leben zu rufen, das braucht hier nicht erzählt zu werden. Für 
diese weltliche Glaubcnsbcwegung, deren Zielsetzung gleicher- 
weise politisch, wirtschaftlich, sozial und kulturell war, war 
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Volksbildung, Arbeiterbildung nicht geistige Armenpflege, sondern 
eine Aufgabe, die nur im Zusammenhang mit der durchgreifenden 
Änderung der Gesellschaftsordnung zu lösen war. Ein Volk, ein 
Staat, ein allen Kindern des Volkes zugängliches, einheitlich auf- 
gebautes Bildungswesen, das sich auf gemeinsamer Grundlage 
erhebt und alle Schularten untereinander und mit dem tätigen 
Leben auf allen Stufen in organischen Zusammenhang und leben- 
dige Wechselwirkung bringt: das ist die Idee der Volksbildung, 
die die Arbeiterbewegung im Rahmen der von ihr erstrebten 
Gesellschaftsordnung verwirklichen will. 

Es ist das Verdienst der Arbeiterbewegung, dass sie das Pro- 
blem der Arbeiterbildung — ■ und seine Lösung bedeutet die Durch- 
brechung des Bildungsmonopols — in ihrer organischen Ver- 
flochtenheit mit der gesellschaftlichen Lage der Arbeiter und den 
aus ihr sich ergebenden wirtschaftlichen, sozialen und politischen 
Forderungen erfasst hat. Diese Einordnung der Arbeiterbildungs- 
frage in den Gesamtzusammenhang ihrer Bestrebungen gibt dem 
kulturpolitischen Willen der Arbeiterbewegung die unbedingte 
Überlegenheit über alle die freien Volksbildungsbestrebungen, 
denen die Stosskraft starker und auf der ganzen gesellschaft- 
lichen Front im Kampfe stehender politischer und wirtschaftlicher 
Organisationen fehlt. Es wäre ein tiefer Irrtum, die Bedeutung 
der Arbeiterbewegung als umgestaltender Kraft des kulturellen 
Lebens nur an den Einrichtungen zu messen, welche die Partei 
und insbesondere die Gewerkschaften zur Schulung ihrer eigenen 
Vertrauensleute, Angestellten und Führer geschaffen haben, so 
imponierend sie im übrigen sind. Eins ist nicht zu verkennen: 
die Arbeiterbewegung hat, ganz abgesehen von ihren Schulen 
und Kursen, durch die weiten Bereiche der Betätigung, die sie 
den Arbeitern erschlossen hat, mehr als jede staatliche oder 
kommunale Schule — von den Volkshochschulen ganz zu 
schweigen — eine kaum zu ermessende Fülle geistiger Energien 
geweckt und die stagnierende Masse aus der Anfangszeit des 
Hochkapitalismus zu einer bewegten und zielbewussten Masse 
umgestaltet. In diesem Sinn ist bisher keine grössere 
Leistung auf dem Gebiete der Arbeiterbildung aufzuweisen als 
die Arbeiterbewegung selbst, der Aufbau und das tätige Leben 
ihrer Verbände, diese aus Eigenem geschöpfte Selbstverwaltung 
der Arbeitskraft. Dann aber ist eben durch diese gewaltige 
organisatorische Schöpfung ein politisches, soziales und wirt- 
schaftliches Macht/entrinn in reichlich acht Jahrzehnten ge- 
schaffen worden, von dem von Jahrzehnt zu Jahrzehnt intensivere 
Wirkungen auf Staut und Gesellschaft ausgingen. Hie ge- 
schriebene Verfassung von 1871 entsprach schon Jahrzehnte vor 
dem Kriege nicht mehr der wirklichen Verfassung. Die Arbeiter- 
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bewegung, Partei und Gewerkschaften, waren schon ein Stück 
Verfassung, längst ehe der Staat sie anerkannte, ja, als er sie 
noch durch Verfolgungen und Schikanen ersticken zu können 
glaubte. Die stärkste und folgenreichste Durchbrechung des 
Bildungsmonopols ist der weitreichende Einfluss, den die Arbeiter- 
bewegung auf die Gesetzgebung, in der Verwaltung und Recht- 
sprechung, in der Wirtschaftspolitik wie in noch engen Grenzen 
in der Wirtschaftsführung ausübt. Sie ist in den voraufgegan- 
genen Kapiteln dargestellt worden. 

Diese Durchbrechung des Bildungsmonopols ist ein Erfolg der 
wirksamsten und härtesten Schule, die es gibt, einer Schule, die 
von keiner pädagogischen Veranstaltung übertroffen oder auch nur 
erreicht werden kann, dem praktischen Leben. Diese grund- 
legende Erfahrung ihrer eigenen Geschichte ist es, die die 
Arbeiterbewegung mit gesundem Misstrauen gegen alle all- 
gemeinen und speziellen Pläne für den Aufbau eines einheit- 
lichen Bildungswesens erfüllt, die nicht eine lebendige Wechsel- 
beziehung von Schule und praktischem Leben gewährleisten. Sie 
will keine Verschulung der Arbeiterschaft, sie will auch kein 
Tausenderlei von Schulformen. 

Jede Reform des Bildungswesens, die den Grund zu einer ein- 
heitlichen Volksbildung legen will (die selbstverständlich mit 
einer Uniformität der Bildung nichts zu tun haben kann und soll), 
muss von der Volksschule ausgehen. Im kaiserlichen Deutsch- 
land war die Volksschule die Sonderschule der ärmeren Klassen. 
Sie war für den weitaus grössten Teil der Arbeiterschaft die 
erste und letzte Schule, die sie besuchten. Nur für einen be- 
scheidenen Teil der jugendlichen Arbeiter war die elementare 
Fortbildungsschule obligatorisch. Die meisten Arbeiterkinder 
traten von der Volksschule aus unmittelbar in das Berufsleben 
ein. Von der Volks- und Fortbildungsschule aus eröffnete sich einer 
verhältnismässig sehr geringen Zahl von Arbeitern noch der 
Weg in die mittleren und einige höhere Fachschulen; dieser Weg 
kam freilich nur für solche Arbeiter in Betracht, die selbst oder 
deren Eltern genug verdienten, und auch nur dann, wenn ihre 
Arbeitszeit (Schichtarbeit) den Besuch von Tagesschulen möglich 
machte. 

Der Volksschule kommt für das gesamte öffentliche Bildungs- 
wesen schon deshalb besondere Bedeutung zu, weil sie im 
republikanischen Deutschland in den ersten drei bis vier Jahren 
die gemeinsame Grundlage für alle Schularten bildet. Von ihr 
führt der Weg erstens in das praktische Leben, zweitens zu den 
Berufs- und Fachschulen (der Begriff Berufsschule ist an Stelle 
des früher üblichen Begriffs Fortbildungsschule getreten), drittens 
zu den Aufbauschulen, viertens (nach den ersten drei bis vier 

166 



Jahren) zu den höheren Schulen und Hochschulen. Die Volks- 
schulen sind die ersten und oft genug die einzigen Pflanzstätten 
der Arbeiterbildung, an sie müssen daher die höchsten pädago- 
gischen Ansprüche gestellt werden. Die Bildungsarbeit, die vom 
Staat, von den Kommunen, von den Gewerkschaften und den 
Organisationen der freien Volksbildung späterhin an jugendlichen 
und erwachsenen Arbeitern geleistet wird, ist in ihren Erfolgen 
wesentlich mitbedingt durch die seelisch-geistige Aktivität, die 
Aufnahmefähigkeit und die Entschiedenheit des Willens wie des 
Geistes, welchen die Volksschulen geweckt und gepflegt haben. 
Der Geist, der Lehrplan, die Lehrmethoden der Volksschulen sind 
daher ebenso wichtig wie die Ausbildung der an ihnen tätigen 
Lehrer. 

Zunächst ein Wort über den allgemeinen Charakter der 
Volksschulen. Es entspricht der Staats- und Gesellschafts- 
auffassung der deutschen sozialistischen Bewegung, dass sie auf 
der Weltlichkeit des Schulwesens als der entscheidenden Forde- 
rung besteht. Sie zieht mit vollem Bewusstsein die Folgerung 
aus dem gewaltigen geschichtlichen Prozess der Befreiung des 
Staates von der Vormundschaft der Kirchen bzw. der im Grund- 
satz vollzogenen Loslösung des Staates von einer engeren Be- 
ziehung zu einer der christlichen Kirchen. Aus eben diesem 
Grunde bekämpft sie jeglichen Konfessionalismus in der Volks- 
schule, der in den höheren Schulen wie in den Hochschulen längst 
keine Stätte mehr hat und daher konsequenterweise auch aus 
der Volksschule verbannt sein müsste. Dieselbe Konsequenz 
fordert freilich auch, dass die sogenannten „weltlichen" Schulen 
keinesfalls als Weltanschauungsschulen aufgezogen werden 
dürfen. Die Simultanschule als Regelschule — mit Religions- 
oder Weltanschauungsunterricht als Wahlfach — , die unein- 
geschränkte Weltlichkeit der Schulaufsicht, das sind die Grund- 
sätze, die in einem deutschen Volksschulgesetz klar zur Geltung 
gebracht werden müssten. Es wäre durchaus mit der staatlichen 
Schulaufsicht zu vereinbaren, wenn der Lehrplan für den 
Religions- bzw. Weltanschauungsunterricht mit den Religions- 
gesellschaften bzw. Weltanschauungsbünden vereinbart würde, 
denn es ist mit dem Wesen des modernen Staates nicht vereinbar, 
in diesen Fragen irgendeinen Zwang auf die Elternschaft aus- 
zuüben. Es könnte auch, wie das z.B. in Baden geschieht, die 
Zusammensetzung des Lehrkörpers derjenigen der Schüler mög- 
lichst angepasst werden. Festgehalten werden muss nl>cr an dem 
Grundsatz, dass der gesamte Unterricht in den weltlichen Fächern 
(nicht nur den technischen) für alle Schüler gemeinsam sein soll. 
Wünschenswert und eine praktische Vorarbeit für den deutschen 
Einheitsstaat wäre es, wenn für die einheitliche deutsche Volks- 
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schule ein gemeinsamer Lehrplan von den Länderregierungen für 
alle profanen Fächer aufgestellt werden könnte. In einem viel 
stärkeren Masse, als es dem Gedanken der deutschen Gemein- 
schaftsschule (im Sinne der Verfassung) und der Achtung vor 
der geistigen Welt Andersdenkender entspricht, hat der Staat 
seine Schulhoheit freiwillig praktisch beschränkt und den Er- 
ziehungsberechtigten einen Einfluss auf die Einzelgestaltung des 
deutschen Schulwesens eingeräumt, der seinen organischen Ausbau 
gefährdet. Um so mehr ist es Aufgabe eines Reichsschulgesetzes, 
diesem Einfluss der Erziehungsberechtigten klare Grenzen zu 
ziehen und die Anforderungen an einen geordneten Schulbetrieb 
so hoch wie möglich anzusetzen, um zu grossen, leistungsfähigen 
Schulen zu gelangen und die Bildung von Zwergschulen zu ver- 
hindern. 

Die Volksschule gehört zu der Kategorie der allgemein bil- 
denden Schulen. Aber die allgemeine Bildung kann und muss 
ihre besondere Prägung erhalten durch die soziale Umwelt, aus 
der die Schüler in ihrer grossen Mehrzahl stammen, und in der 
sie nach Beendigung der Schulzeit beruflich tätig sein werden. 
Von dieser sozialen Umwelt müssen die Volksschullehrer ein 
deutliches Bild haben. Sie müssen daher in ihrer Ausbildungs- 
zeit vertraut werden mit den bewegenden sozialen Kräften der 
Zeit. Für keine der allgemeinbildenden Schulen ist der Arbeits- 
unterricht von so unmittelbarer Wichtigkeit wie für die Volksschule. 
Da die meisten Volksschüler nach ihrem Abgang sofort einen 
praktischen Beruf ergreifen müssen, so werden die Beobachtungen 
der Lehrer im Arbeitsunterricht der Berufsberatung die wichtig- 
sten Aufschlüsse über die Eignung der Schüler bieten können, 
insbesondere dann, wenn der Arbeitsunterricht gegebenenfalls von 
Gewerbelehrern erteilt und für die oberen Klassen der Volks- 
schulen vielleicht in den Schulwerkstätten der Berufsschule oder 
etwa in besonderen Schulwerkstätten (zur Benutzung für die 
Volks- wie die Berufsschulen) durchgeführt wird. 

Die Verlängerung der Schulzeit um ein Jahr ist eine in allen 
Kulturstaaten neuerdings lebhaft diskutierte Forderung. Ihre 
sozialpädagogische Bedeutung bedarf keiner näherenBegründung. 
Es wäre im Interesse der Jugend nur zu wünschen, wenn die 
Kinder nicht in einem Alter dem Berufsleben überantwortet 
werden, in dem sie seinen Anforderungen körperlich nicht ge- 
wachsen und überdies in den seelischen Schwankungen der Reife- 
zeit des doppelten Halles an Schule und Familie sehr bedürftig 
sind. 

Die Grundschule bzw. Volksschule ist der Ausgangspunkt für 
drei grosse Schulzüge, von denen allerdings nur zwei bis zu den 
Hochschulen ausgebaut sind: erstens der Zug von der Oriuid- 
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schule über die höheren Schulen — es gibt deren in Deutschland, 
ein Symptom derVerschulung, fast 40Typen — , zweitens derWeg 
von der Volksschule (nach sieben bis acht Jahren) über die Auf- 
bauschulen und demnächst vielleicht auch über die geplanten 
Wirtschaftsoberschulen. Am wenigsten ausgebaut ist der dritte 
Schulzug. Er leitet von der Volksschule über die berufliche Praxis 
und die elementaren Berufsschulen zu den Berufsmittelschulen, 
die als gleichzeitige, freiwillige Ergänzung der elementaren 
Berufsschulen gedacht sind (bisher nur in Thüringen eingerichtet, 
gewähren „mittlere wirtschaftliche Reife"), bis zu den Berufsober- 
schulen (ebenfalls in Thüringen) hin, die vorläufig nur zum Be- 
suche der Gewerbelehrerseminare berechtigen; oder im An- 
schluss an die elementaren Berufsschulen zu den mittleren und 
höheren Fachschulen. Er ist aber noch nicht durchgeführt bis 
zu den Technischen Hochschulen und Handelshochschulen. Wenn 
dieser letztere Schulzug ausser in Thüringen und Hamburg bisher 
so wenig ausgebaut worden ist, so ist der Grund darin zu suchen, 
dass das alte Ideal der allgemeinen Bildung noch immer allzu 
hoch in Geltung steht, auch in der Wirtschaft, die wie in ver- 
gangener Zeit den Bewerbern immer noch den Vorzug gibt, die 
die Obersekundareife oder das Abitur nachweisen können. Dieser 
Konservatismus zeigt, wie tief die Vorurteile eines einmal ein- 
gewurzelten Berechtigungswesens auch dann sich erhalten, wenn 
sich schon längst in der Entstehung neuer Schultypen eine durch- 
greifende Wandlung im Bildungsidcal durchsetzt: die Wendung 
auf den berufstätigen, handelnden, in der sozialen Lebensordnung 
verantwortlich mitwirkenden Menschen. Es kann keinem Zweifel 
unterliegen, dass, wenn das Bildungsmonopol wirklich durch- 
brochen werden soll, der Vorzugsstellung der höheren Schulen 
(Gymnasium, Realgymnasium usw.) in der Erteilung von Be- 
rechtigungen ein Ende gemacht werden muss. Der Rahmen des 
Berechtigungswesens muss „durch Aufnahme desjenigen Bildungs- 
ideals, das aus dem Typus des heutigen berufstätigen Menschen 
zu gewinnen ist", vorurteilslos erweitert werden. Dabei handelt 
es sich nicht nur um die Anerkennung der Gleichberechtigung 
eines Schulzuges, der ja erst noch, vielleicht nach dem Thüringer 
Vorbild, auszubauen wäre, sondern auch um die Anerkennung 
eines ausserschulischen Weges zu den höchsten Bildungsstätten 
der Nation, nämlich den Zulassungsprüfungen zum akademischen 
Studium ohne Reifezeugnis für praktisch bewährte Persönlich- 
keiten. 

Der Ausbau eines besonderen Schulzuges im Anschluss ;m die 
elementare Berufsschule ist deshalb eine so dringende Aufgäbe, 
weil durch ihn besonders Befähigten aus der Arbeiterschaft, ohne 
dass sie die Fühlung mit der praktischen Arlx-Il vn Heren, ein 
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Weg in mittlere und leitende Berufe eröffnet wird. Ebenso 
wichtig wie die Erschliessung dieser Möglichkeiten beruflichen 
Aufstiegs ist der Ausbau der Berufsschulen zu leistungsfähigen 
Schulen (Bezirksschulverbände). Keine Berufsschule ohne Schul- 
werkstätten! Gewiss nicht, mit Kerschensteiner zu sprechen, „um 
die Meisterlehre aufzuheben, aber um eine oft erbärmliche und 
einseitige Meisterlehre zu ergänzen". 

Das Berufsschulwesen hat noch keine reichsgesetzliche Re- 
gelung erfahren. Der Versuch einer Klärung dieser Frage 
zwischen Reich und Ländern ist, wie es scheint, von dem Reichs- 
ministerium des Innern nicht ernsthaft unternommen worden. 
Hier harrt des neuen Reichstags eine grosse Aufgabe, denn 
erstens ist z.B. die Aufbringung der Kosten in Deutschland von 
Land zu Land verschieden geregelt, zweitens sind noch heute 
etwa eine Million Jugendliche von der Berufsschulpflicht nicht 
erfasst. Da die Zahl der berufsschulpflichtigen Jugendlichen von 
1930 an erheblich sinken wird, so verlieren die finanziellen Be- 
denken der Schulträger, der Gemeinden, an Gewicht. Der innere 
Ausbau der Berufsschulen bedarf dringend einer einheitlichen 
Grundsatzgesetzgebung. 

Ein Reichsberufsschulgesetz ist für den einheitlichen Ausbau des 
Bildungswesens von mindestens gleicher Bedeutung wie ein 
Reichsvolksschulgesetz. Für die Grundsatzgesetzgebung beider 
Schularten ist das Reichsministerium des Innern gleicherweise 
zuständig. Es besteht also die sachliche Möglichkeit, ein grosses, 
innerlich zusammenhängendes Gesetzeswerk für beide Schul- 
arten zu schaffen. Volksschule und Berufsschule in allen ihren 
Stufen und Arten müssen als Teile eines organischen Ganzen 
gesetzgeberisch erfasst und aufeinander abgestimmt werden. Die 
Berufsschule ist die Stätte, die dem weitaus grössten Teil des 
Volkes nicht nur seine berufliche Schulung, sondern auch seine 
staatsbürgerliche Erziehung vermittelt und noch weit mehr als 
bisher vermitteln soll. Es versteht sich von selbst, dass sie ebenso 
wie die Volksscliule den Charakter der deutschen Gemeinschafts- 
schule tragen muss. Vielleicht mit dem Unterschied, dass in An- 
betracht der starken Inanspruchnahme der Jugendlichen durch die 
Verbindung von Berufsausbildung, Pflichtschule und freiwilliger 
Berufsmittelschulc für die Erteilung von Religionsunterricht, 
selbst wenn er fakultativ ist, schlechterdings kein Raum bleibt. 
Die Berufsschule ist, nicht zuletzt deshalb, weil das Bildungsgut, 
das hier erworben wird, dem Arbeits- und Wirtschaftsleben ent- 
stammt, das die Mehrzahl der Jugendlichen später in seine Kreise 
zieht, in vieler Beziehung das Kernstück des gesamten Bildungs- 
wesens. Die Jugend soll durch die Berufsschule, wie der von 
den Gewerkschaften anerkannte Entwurf der Sozialdemokra- 
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tischen Partei es will, für die Arbeit im Beruf, im Staat, in der 
Gesellschaft erzogen werden. Es fehlt noch viel, dass die Berufs- 
schulen diese grosse Aufgabe erfüllen. 

Der Ausbau des öffentlichen Bildungswesens ist für die Durch- 
brechung des Bildungsmonopols ungleich wichtiger als etwa der 
Ausbau der freien Volksbildung, so starke pädagogische Kräfte 
sich gerade in der freien Bildungsarbeit regen. Denn es ist nun 
einmal nicht zu leugnen und in der Sache selbst begründet, dass 
die öffentlichen Bildungsanstalten, eben weil sie Schul- und 
Berufsberechtigungen gewähren, praktisch eine viel grössere Be- 
deutung besitzen als alle Schulen, die nur oder vorwiegend 
„Wesensbildung" treiben. Es kann daher in diesem Zusammen- 
hang darauf verzichtet werden, auf sie näher einzugehen. Für die 
Durchbrechung des Bildungsmonopols kommt nur den freien Bil- 
dungsbestrebungen, die sich die Arbeiterbewegung selbst geschaffen 
hat, eine unmittelbar umgestaltende Kraft zu. Denn in diesen 
Bildungseinrichtungen ist eine starke Wechselwirkung von Schule 
und Leben zu spüren. Das organisatorische Leben der Gewerk- 
schaften und der Arbeiterparteien ist reich an Aufgaben, die den 
Einsatz der ganzen Persönlichkeit erfordern. Es bietet denen, die 
als Vertrauensleute, Betriebsräte, Verbandsangestellte sich prak- 
tisch bewähren, vielfältige Möglichkeiten zur Betätigung sowohl 
in den Organisationen selbst wie in den Körperschaften, für 
welche die Verbände oder die Spitzenorganisationen vorschlags- 
berechtigt sind, endlich auch in den Parlamenten der Städte, der 
Länder und des Reichs. Diese Fülle von Gelegenheiten zu wirk- 
samer und befriedigender Arbeit ist ein vollwertiger Ersatz für 
viele Berechtigungen, die von den öffentlichen Schulen erteilt 
werden. Die Gewerkschaftsschulen in einigen grösseren Städten 
wie Berlin und Köln, die Sonderkurse für bestimmte Gruppen von 
ehrenamtlich Tätigen (in der Arbeitsgerichtsbarkeit, in der 
Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung, Betriebsräte, Vertrauensleute) oder für bestimmte Kate- 
gorien von Angestellten (Arbeitersekretäre, Redakteure usw.) 
dienen unmittelbar dem Leben, vermitteln eine Zweckschulung, 
ja eine eigene Berufsbildung und bieten doch noch weit mehr als 
das. Denn alle diese scheinbar so nüchternen, scheinbar allein 
zweckgerichteten Veranstaltungen stellen die Menschen in den 
Sinnzusammcnhang einer grossen Bewegung. Die gewerkschaft- 
liche BilduiiEsarl)cit hat nach dem Kriege Brücken geschlagen 
zum öffentlichen Mlldungswcsen. Die Staatlichen Wirtschafts- 
schulen in Düsseldorf und Berlin und die Akademie der Arbeit 
in Frankfurt am Main sind symptomatisch dafür, in welchem 
Masse sich die Stellung des Staates zu den Gewerkschaften und 
damit zur Arbeiterbewegung gewandelt hat, eine Wandlung, die 
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noch vor zehn, zwölf Jahren für unmöglich gehalten worden 
wäre. Diese Schulen werden, insbesondere wenn die neuen 
Zentren der Bildungsarbeit der Gewerkschaften, die Bundes- 
schulen in Bernau bei Berlin und am Rhein, ihre Tätigkeit auf- 
genommen haben und eine sorgfältigere Auswahl der Schüler 
gewährleisten, eine grössere Bedeutung gewinnen als bisher und 
in den Schulzug, der von der Volksschule über die verschiedenen 
Stufen der Berufsschulen zu den Hochschulen führt, als ein be- 
sonderer Schultyp eingeordnet werden können. 
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V. KAPITEL: 

DIE GEGENWARTSFORDERUNGEN ZUR 

DEMOKRATISIERUNG DER WIRTSCHAFT 

AUF DEM WEGE ZUM SOZIALISMUS. 



Die Gegenwartsforderungen 

zur Demokratisierung der Wirtschaft 

auf dem Wege zum Sozialismus 



In den vorangehenden Kapiteln wurde versucht, aus der Dar- 
stellung der Keime wirtschaftsdemokratischer Entwicklung in der 
Gegenwart und aus der Darstellung der Rolle, die die Gewerk- 
schaften als die Sachwalter der Arbeitskraft in diesem Ent- 
wicklungsprozess gespielt haben und spielen, die Grundideen 
abzuleiten, aus denen sich die Demokratisierung der Wirtschaft 
als ein Prozess der Umwandlung des Wirtschaftssystems vom 
Kapitalismus zum Sozialismus darstellt. 

Wir können in der Fülle der Erscheinungen deutlich eine drei- 
fache Entwicklungstendenz beobachten. 

Wir sehen erstens die Tendenz in der Wirtschaft, das öffent- 
liche Interesse allmählich immer stärker geltend zu machen 
gegenüber dem Privatinteresse. 

Wir sehen zweitens, dass die Tendenz wächst, die Verfügung 
über die Produktionsmittel der Alleinherrschaft der Unternehmer 
zu entreissen. Überall regt sich der Gedanke der Mitbestimmung. 
Die Autokratie der Unternehmer, die die Wirtschaft als ihre 
Angelegenheit betrachten, ist zwar auf den meisten Gebieten noch 
nicht gebrochen, aber doch in Frage gestellt. 

Drittens sehen wir die Tendenz zur Schaffung einer neuen Ver- 
teilungsordnung. Die soziale Versicherungsgesetzgebung ist der 
Ausdruck des Gedankens, dass ein Recht des Menschen auf seine 
wirtschaftliche Existenz besteht, dass die Verteilung des Sozial- 
produktes nicht mehr ganz der freien Tauschwirtschaft zu über- 
lassen, sondern in bestimmte Bahnen zu leiten sei, die eine Ver- 
teilung nach sozialen Gesichtspunkten ermöglichen. 

Die Kräfte, die auf die Verwirklichung dieser Tendenzen hin- 
drängen, sind keineswegs einheitlicher Art. Wir sehen einerseits, 
wie die eigene Kraft der Arbeiterklasse im Wege der Selbsthilfe 
neue soziale Lebensformen begründet — man braucht nur an die 
Tarifverträge, die Konsumgenossenschaften, die gewerkschaft- 
lichen Eigenbetrlcbc zu erinnern , auf der anderen Seite sind es 
staatliche Kräfte, die durch die Arbeiterbewegung ausgelöst 
werden. Durch Arbcllerschutz und Arbeitcrverslchmiiig, durch 
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den Aufbau wirtschaftlicher Selbstverwaltungskörper, durch die 
Beteiligung von Arbeitervertretern, überall, wo es sich um Wirt- 
schafts- oder Sozialpolitik handelt, betätigt sich der Staat im 
sozialen Sinne und wird damit zum Träger des Vordringens der 
neuen Wirtschaftsordnung. 

Die aus dem Ringen um die Neugestaltung gewonnenen wirt- 
schaftsdemokratischen Ideen, die nichts anderes sind als der 
Ausdruck des Strebens, den praktischen Weg zu finden zur Ver- 
wirklichung des Sozialismus, wirken nun ihrerseits zurück auf 
die Einstellung der Gewerkschaften zu den praktischen Aufgaben 
der Sozial- und Wirtschaftspolitik unserer Tage. Wir können 
jede beliebige Tagesfrage, mit der sich die Gewerkschaften aus- 
einandersetzen müssen, herausgreifen, immer wird die Einstellung 
im einzelnen beeinflusst werden von der Grundauffassung der 
Demokratisierung der Wirtschaft als des notwendigen Weges zur 
Neugestaltung des sozialen Lebens. 

Wir haben in diesem Buche von denjenigen Gebieten ge- 
sprochen, auf denen wir bereits greifbare Ansätze für eine Demo- 
kratisierung der Wirtschaft glauben erkennen zu können. Diese 
Gebiete selbst aber werden sich ständig erweitern und müssen 
ständig im Interesse der Arbeiterschaft und im Interesse der 
Neugestaltung der Wirtschaftsordnung erweitert werden. Als ein 
Beispiel sei hier nur erinnert an die ausserordentlich wichtige 
Aufgabe einer planmässigen Lenkung des Kapitalstroms im Inter- 
esse der Gesamtwirtschaft. In der Gegenwart findet nicht nur 
die Ansammlung des Kapitals bei den einzelnen Unternehmungen 
oder bei den einzelnen Menschen unter den Einflüssen der Will- 
kür und des Zufalls statt, sondern es wird auch der Kapitalstrom, 
der sich aus den einzelnen Quellen bei den Banken und anderen 
Instituten angesammelt hat, ungeregelt, ohne gemeinwirtschaft- 
lichen Plan, gelenkt nur durch die Verschiedenheit der Gewinn- 
aussichten auf den verschiedenen Gebieten, wieder der Wirtschaft 
zugeführt. An Stelle dieses willkürlichen Prozesses, der seiner- 
seits zur Abschöpfung hoher Finanzgewinne aus dem Gesamt- 
produkt der Wirtschaft führt, wird eines Tages die planmässige 
Lenkung des K;ipitalstroms im Interesse der Gemeinwirtschaft 
erfolgen müssen. Die zentralen Notenbanken als Stellen, die die 
Kreditmenge zu beeinflussen vermögen, können in der Richtung 
der Beeinflussung der Kapitalverteilung ausgebaut werden. Die 
zentrale Beeinflussung des Kapitalstroms wird vielleicht vor- 
dringen mit der Ausdehnung des öffentlichen Bankwesens, sie 
wird vielleicht mit der stärkeren Durchdringung der Industrie mit 
gemeinwirtschaftlich beeinflussten Körperschaften sich zwang- 
läufig ergeben. Vielleicht wird auch die zwangsweise Kapital- 
bilduug durch den Staat und die Vergebung von Kapital durch den 
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Staat, wie wir sie heute z. B. auf dem Gebiete der Wohnungsbau- 
finanzierung erleben, in der Zukunft wachsende Bedeutung ge- 
winnen. Hier soll das Problem nur angedeutet werden, um zu 
zeigen, dass die Aufgaben, die sich auf dem Wege zur Demo- 
kratisierung der Wirtschaft stellen, sich nicht beschränken auf 
die Gebiete, auf denen wir heute schon die Ansätze klar er- 
kennen, sondern dass sie sich ständig ausdehnen werden auf 
weitere Felder des Wirtschaftslebens. 

Das Einsetzen der Kraft der Gewerkschaften für die Förderung 
der Entwicklung zur Gemeinwirtschaft ist in zwei grundsätzlich 
voneinander verschiedenen Formen möglich und notwendig. Auf 
der einen Seite stehen die Forderungen, die sich an die Gesetz- 
gebung und die öffentliche Verwaltung richten, und denen die 
Gewerkschaften als Vertreter der Arbeiterschaft den Nachdruck 
verleihen, der notwendig ist, um im Verein mit der Stärkung der 
politischen Macht der Arbeiterschaft sich im demokratischen 
Staate durchzusetzen. Auf der anderen Seite stehen die unmittel- 
bar von der organisierten Arbeiterschaft ohne den Umweg über 
den Staat zu erfüllenden Aufgaben des Aufbaues neuer demo- 
kratischer Wirtschaftsformen. Es soll hier nicht eine Aufzählung 
von einzelnen Forderungen an die Gesetzgebung und Verwaltung 
und von den einzelnen Aufgaben, die der Arbeiterschaft zur Ver- 
wirklichung der Wirtschaftsdemokratie gestellt sind, erfolgen. 
Vielmehr sollen nur in Kürze die Richtlinien aufgezeichnet 
werden, die sich aus den vorstehenden Kapiteln für die Aktion der 
Gewerkschaften in der Gegenwart, für (iegenwartsintercssen der 
Arbeiterschaft auf dem Gebiete der Wirtscliaflsgestaltung, auf 
dem Gebiete der Demokratisierung der Wirtschaft ableiten lassen: 

1. Ausgestaltung des Arbeitsrechts, Schutz der Arbeitskraft 
durch Arbeitszeitgesetzgebung im weitesten Sinne, Schutz der 
Frauen, im besonderen der Schwangeren, der Jugendlichen 
und der Alten. 

2. Ausbau der Sozialversicherung zu einem vollen Schutz der 
Lebensmöglichkeiten für alle, die durch Mängel der Gesund- 
heit, durch Schwangerschaft und Alter arbeitsunfähig sind, 
oder denen aus Gründen der Wirtschaftsgestaltung die Ver- 
wertung ihrer Arbeitskraft zeitweise unmöglich gemacht wird. 

Ausgestaltung der Selbstverwaltung der Sozialversicherung 
und der Anerkennung der Gewerkschaften als Sachwalter der 
Arbeitskraft. 

3. Planmässige Lohnpolitik mit dem Ziel der steigenden Anteil- 
nahme der Arbeiterschaft an den Früchten der Entfaltung 
der produktiven Kräfte der Gesamtwirtschaft. 

4. Sicherung und Ausbau der Rechte der HclilcbMiile, Ein- 
setzung von Gesamtbetricbsrfiten bei koinbiiiici Im Dnter- 
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nehmungen ohne Rücksicht auf die örtliche Zusammen- 
gehörigkeit der Betriebe. 

5. Durchführung der paritätischen Vertretung der Arbeiter- 
schaft in allen Körperschaften, denen wirtschaftspolitische 
Beratung oder wirtschaftspolitische Funktionen durch Staat 
oder Gemeinde übertragen werden, und Ausbau der Ein- 
schaltung der organisierten Wirtschaftskräfte in die Wirt- 
schaftspolitik. 

6. Errichtung eines staatlichen Kontrollamtes für alle monopol- 
artigen Unternehmungsorganisationen oder Unternehmungen 
unter Mitarbeit der Gewerkschaften mit der Befugnis zur 
Durchleuchtung und Beeinflussung der Preisbildung. 

Gesetzliche Vertretung der Gewerkschaften in der Ge- 
schäftsleitung monopolartiger Unternehmungsorganisationen. 

7. Reform der bestehenden Selbstverwaltungskörper im Berg- 
bau nach ihrer Zusammensetzung durch Herstellung einer 
wirklichen Parität der Arbeitnehmer und durch Ausgestaltung 
des Wirkungsfeldes der Selbstverwaltungskörper bei gleich- 
zeitiger Anerkennung der Oberhoheit des Staates zur Wahr- 
nehmung der Interessen der Gesamtwirtschaft. 

Ausdehnung der Zusammenfassung von Industrien zu Selbst- 
verwaltungskörpern auf geeigneten Gebieten. 

8. Förderung und Ausgestaltung der Wirtschaftsbetriebe der 
öffentlichen Hand, im besonderen auf den Gebieten der Ver- 
sorgung des allgemeinen Bedarfs. 

Sicherung der Oberhoheit der demokratischen Körper- 
schaften auch bei der Anwendung privatwirtschaftlicher 
Formen der öffentlichen Betriebe. 

9. Planmässige Produktionsfördcrung in der Landwirtschaft, im 
besonderen durch Förderung genossenschaftlicherZusammen- 
fassnngcn, Flurbereinigung und Bodenverbesserung, Ausbau 
der landwirtschaftlichen Fachschulung, planmässige Absatz- 
organisationen unter Verringerung der Preisschwankungen. 

10. Volle Unterstützung der Konsumgenossenschaften und ihrer 
Eigenproduktion. 

11. Entwicklung der gewerkschaftlichen Eigenbetriebe auf den 
geeigneten Gebieten, im besonderen durch Zusammenfassung 
der Kapitalkrafl in der Arbeiterbank. 

12. Durchbrechung des Bildungsmonopols: 

Erhebung der deutschen Gemeinschaftsschule (Simultan- 
schule) auch auf dem Gebiet des Volksschulwesens zur 
Rcgclschule. 
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Ausbau der Volksschule als Arbeitsschule undVerlängerung 
der Volksschulpflicht auf neun Jahre. 

Ausbau der Berufsbildung, die alle Jugendlichen erfassen 
und den Befähigten den Zugang zu vollwertigen Berufs-, 
Mittel- und Oberschulen eröffnen soll. 

Anerkennung der Fachschulen für Wirtschaft und Ver- 
waltung sowie diesen gleichartiger Bildungseinrichtungen als 
besonderer Schultyp und Anpassung ihrer Zahl an den 
steigenden Bedarf geschulter Kräfte der Arbeiterschaft. 

Befreiung des Weges zu allen Hochschulen von den Hemm- 
nissen eines veralteten Berechtigungswesens. 

Unter diese Richtlinien fallen eine Fülle Einzelforderungen und 
Einzelaufgaben, die die Gewerkschaften mit allem Nachdruck zu 
vertreten haben, um in enger Verbindung mit ihrer ersten und 
ursprünglichen Aufgabe, der unmittelbaren Wahrnehmung der 
Interessen der Arbeitskraft im Kampf um die Lohn- und Arbeits- 
gestaltung, dem grossen Zukunftsziel, der Befreiung des arbeiten- 
den Menschen, zu dienen. 

Über die Demokratisierung der Wirtschaft strebt die Arbeiter- 
klasse, die ihre wirtschaftliche Vertretung in den freien Gewerk- 
schaften aufgebaut hat, hinaus zum Sozialismus, d. h. zu einer 
neuen Wirtschaftsordnung und zu einem neuen gesellschaftlichen 
Aufbau, dessen Einzelheiten wir heute noch nicht kennen, dessen 
Grundrisse aber schon sichtbar werden auf Grund der Unter- 
suchung der Entwicklungstendenzen des Wirtschaftslebens und 
auf Grund der Kenntnis des Willens zur Neugestaltung, der in der 
Arbeiterschaft lebendig ist. Das Fundament der Zukunftswirt- 
schaft wird auf der Anerkennung des gleichen Rechts der 
Menschen beruhen, an der Gestaltung und Beherrschung der 
Wirtschaft teilzunehmen. Wirtschaften wird sich nicht mehr in 
der Form der Herrschaft einer Gruppe von Menschen über die 
andere vollziehen; die Herrschaft wird nicht vom Besitz oder 
von einem durch die Geburt bedingten Vorsprung des Einzelnen 
ausgeübt werden, sondern nur von der Gemeinschaft, der unter 
Auslese der Führer auf freier demokratischer Grundlage die 
Oberhoheit über die Arbeitskraft und über den Verbrauch des 
Einzelnen zusteht. Auf diesem Fundament werden sich viel- 
gestaltige Formen der Oemeinwirlschaft aufbauen. Planmässiges 
Erzielen der höchsten Leistung wird bestimmend sein für die 
Gestaltung der Wirtschaft im einzelnen. Dem Wandel der Wirt- 
schaftsform werden dai Wandel der Einkommcnverleilimg und 
der Wandel der l'iKenliiiiisverliälliiissc entsprechen, liisl wenn in 
einem Wachstiimspru/i-ss, der mühselig über die Demokrati- 
sierung der Wirtschaft von Stufe zu Stufe fühini uiuss, der 
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Sozialismus zur Wirklichkeit geworden ist, wird das Ziel der 
Arbeiterschaft erreicht sein, das die Voraussetzung bildet für die 
Entfaltung der kulturellen Kräfte des gesamten Volkes und für 
die Sicherung des friedlichen Zusammenlebens und der kulturellen 
Gemeinschaftsarbeit unter den Völkern. 

Auch auf dem Gebiete der Sicherung des Friedens und der 
Gestaltung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen gibt es 
für die Arbeiterschaft in den verschiedenen Ländern kein untätiges 
Warten auf den Tag der Verwirklichung ihres sozialistischen 
Zieles, sondern auch hier stellt die moderne Entwicklung des 
Kapitalismus die organisierte Arbeiterschaft international vor die 
Aufgabe, konstruktive Arbeit zu leisten, um unter Einsetzung 
ihrer Macht Einfluss auf die Neugestaltung der Weltwirtschaft 
zu gewinnen. 

Trotz der Zerreissungen der internationalen Wirtschafts- 
beziehungen, die der Krieg zur Folge hatte, und die auch heute 
noch nicht vollständig überwunden sind, trotz der Vermehrung 
der Zollmauern, im besonderen in Europa, unter der die inter- 
nationale Arbeitsteilung leidet, und trotz der Sonderstellung 
Sowjetrusslands auf Grund seines Wirtschaftssystems in der 
Weltwirtschaft hat die internationale Verflechtung der Wirt- 
schaften durch Handelsbeziehungen zehn Jahre nach dem Kriege 
zum mindesten wieder die Intensität der Vorkriegszeit erreicht. 
Darüber hinaus aber haben sich neue Formen der Internationali- 
sierung der Wirtschaft durchgesetzt. Die internationalen Zu- 
sammenschlüsse kapitalistischer Unternehmungen in der Form 
von internationalen Kartellen, Konzernen und Trustbildungen 
haben einen Umfang und eine Bedeutung erreicht, wie sie vor 
dem Kriege nicht existierten. Für diese neue Stufe internationaler 
kapitalistischer Wirtschaft ist es kennzeichnend, dass die alten 
Industrien entweder (wie zum Beispiel der Kohlenbergbau) noch 
stark national begrenzt bleiben oder (wie zum Beispiel die Eisen- 
und Stahlindustrie) ihre internationale Verbindung mehr in der 
Form der Konventionen und Kartelle verwirklichen, während 
gerade die neuen, sich rasch entwickelnden Industrien von Anfang 
an stark international aufgebaut sind. Gegenseitige Kapitalbeteili- 
gungen, Austausch der Patente, gemeinsame Gründungen von 
Tochterunternehmungen und direkter Zusammenschluss zu inter- 
nationalen Konzernen lassen sich in grosser Fülle beobachten. Auf 
diesem Wege der Entwicklung gehen insbesondere die Industrien 
voran, die durch die gewaltigen Erfolge der synthetischen Chemie 
ins Leben gerufen worden sind. So ist zum Beispiel die Kunst- 
seidenindustrie von Anfang an starken internationalen Verflech- 
tungen unterworfen, und bei der Gewinnung von öl aus Kohle 
war es eine charakteristische Erscheinung, dass, noch elie das 
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erste Liter des künstlichen Benzins auf den Markt gebracht wurde, 
Vereinbarungen über die Abgrenzung der Konkurrenz zwischen 
den deutschen Produzenten des neuen synthetischen Brennstoffs 
und den bisher führenden amerikanischen ölproduzenten zu- 
stande gekommen waren. Auch die Elektrizitätsindustrie sowie 
die Schallplattenindustrie gehören zu den stärksten Repräsen- 
tanten der internationalen Verflechtung und der Herausbildung 
internationaler kapitalistischer Machtpositionen. 

Die Ansätze zur Organisierung der Weltwirtschaft, die in den 
internationalen Finanz- und Industriekombinationen gegeben sind, 
heben aber an sich die nationalen Gegensätze der Wirtschaft nicht 
auf. Innerhalb der internationalen Kartelle wird vielfach ein 
nationaler Kampf um die Absatzquoten geführt. Die Politik der 
grossen Kapitalmächte sucht sich die Politik der Staaten dienst- 
bar zu machen. Die Arbeiterschaft sieht sich durch diese Ent- 
wicklung auf vielen Gebieten immer gewaltigeren Kapitalmächten 
gegenübergestellt. Sie muss daher ihren Kampf sowohl um die 
Arbeitsbedingungen als auch um die Erringung des Einflusses auf 
die Produktionsgestaltung notwendigerweise gegen diese Kon- 
zentration der Unternehmungen in weitem Umfange auch auf 
internationalem Boden führen. 

Soweit es sich dabei um den unmittelbaren Kampf um die 
Arbeitsbedingungen handelt, ist die Stärkung der internationalen 
Zusammenschlüsse der beruflichen Verbände der Arbeiter ein 
unbedingtes Erfordernis für den Erfolg ihres Kampfes. Soweit 
es sich um die wirtschaftspolitische Aktion handelt, muss die 
Arbeiterschaft den Ansätzen zur Bildung internationaler Organe 
der Wirtschaftspolitik, wie sie im Anschluss an den Völkerbund 
im Entstehen begriffen sind, von Anfang an die grösste Aufmerk- 
samkeit widmen. Die Weltwirtschaftskonferenz von Genf im 
Jahre 1927 gab den Vertretern der Gewerkschaften, die allerdings 
gegenüber der grossen Zahl der Vertreter der Staaten, der 
Finanz-, Handels- und Industriegruppen nur eine kleine Minder- 
heit bildeten, Gelegenheit, den Anspruch der Arbeiterklasse auf 
Mitwirkung am Ausbau internationaler Regelungen anzumelden. 
Bereits damals wurde die Forderung erhoben, dass ein Inter- 
nationales Wirtschaftsamt dem Völkerbund angegliedert werde, in 
dem die Mitwirkung der Organisierten Arbeiterschaft unter voller 
Gleichberechtigung gegenüber dem internationalen Unternehmer- 
tum gesichert sein inlisslc. r!s wurde die Forderung erhoben, dass 
dieses Amt nicht nur die Entwicklung des internationalen Waren- 
austausches von den bestehenden Hindernissen befreien, sondern 
auch, aufgebaut auf nationalen Kontrolleinrichtuiigen, die Über- 
wachung der internationalen Kartelle und Truste durchführen 
sollte. 
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Der Kampf um den Einfluss der organisierten Arbeiterschaft 
der verschiedenen Länder gegenüber der Herrschaft internatio- 
naler Kapitalmächte, der zunächst dort geführt werden muss, wo, 
wie im Völkerbund, die Ansätze einer neuen internationalen 
Organisation der Wirtschaft sichtbar werden, ist auch eine Teil- 
erscheinung und vielleicht in Zukunft eine der wichtigsten Teil- 
erscheinungen des Kampfes um die Demokratisierung der Wirt- 
schaft. Dieser Kampf auf dem internationalen Gebiete muss den 
Kampf der Gewerkschaften um die Demokratisierung der Wirt- 
schaft auf dem nationalen Gebiete in wachsendem Masse er- 
gänzen. 

Der Ruf nach Wirtschaftsdemokratie, dessen Begründung in all 
seinem vielfältigen Inhalt die Aufgabe dieses Buches war, bedeutet 
keine Änderung in den Zielen der modernen Arbeiterbewegung. 
Das wirtschaftliche und kulturelle Ziel des Sozialismus beherrscht 
den Befreiungskampf der Arbeiterklasse. Innerhalb diesesKampfes 
aber soll der Ruf nach Demokratisierung der Wirtschaft eine 
Klärung bedeuten über den Weg, der zum Ziele führt, und auf 
dem der Kampf der Gegenwart Schritt um Schritt ausgefochten 
werden muss. Wenn dadurch die Gegenwartsforderungen, um 
die noch innerhalb der kapitalistischen Welt gerungen werden 
muss, in den Vordergrund gerückt werden, wenn sie eingeordnet 
werden in das Gesamtbild, das wir uns von der Entwicklung vom 
Kapitalismus zum Sozialismus machen, so hat das nicht das 
geringste zu tun mit einer Politik der Resignation gegenüber der 
Erreichung des Endzieles, ebensowenig aber mit einer Nährung 
von Illusionen, die dahin gehen, als könnte die Demokratisierung 
der Wirtschaft der Arbeiterklasse kampflos als reife Frucht in 
den Schoss fallen. Die Klarheit über die nächsten Etappen des 
Kampfes, die Beleuchtung der neuen Kampffronten, vor die die 
wirtschaftliche Entwicklung die Gewerkschaften stellt, ist viel- 
mehr das vornehmste Mittel zur Belebung des Kampfwillens der 
Arbeiterschaft. Die Einsicht, dass jeder kleine Fortschritt zur 
Demokratisierung der Wirtschaft zugleich ein Baustein ist für die 
Verwirklichung des grossen Ideals der Zukunft, adelt den Kampf 
der Gegenwart. 
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/. Der Umfang der öffentlichen Wirtschaft in Deutschland 

(Zu Kapitel I, Abschnitt 3.) 

Die Bedeutung der öffentlichen Wirtschaft im Rahmen der gesamten 
deutschen Volkswirtschaft kann man nur schätzen. Die folgenden Zahlen 
stellen den Umsatzwert im Jahre 1925 dar. Da in den Roheinnahmen 
der öffentlichen Monopolbetriebe auch die an den Fiskus oder an die 
Stadtkämmereien abgeführten Überschüsse enthalten sind, mussten diese 
Überschüsse abgezogen werden. Sie wurden also nicht als Betriebs- 
gewinne, sondern stets als Steuern betrachtet, und nur die in Betrieben 
selbst angelegten Überschüsse sind somit im Umsatzwert verblieben 1 ). 

Doppelzählungen, die etwa daraus sich ergeben, dass in der Elektro- 
erzeugung des Reiches bereits der Wert der reichseigenen Braunkohle, 
in den städtischen Oaswerken die Reichsbahnkohlenfracht enthalten ist, 
und dass der Strom von einem öffentlichen Grosskraftwerk erst an ein 
kommunales Verteilungswerk geht und erst von diesem an den privaten 
Abnehmer verkauft wird, sind schätzungsweise ausgeschaltet. Die 
folgende Schätzung stellt also den Wert aller Leistungen der öffentlichen 
Unternehmungen dar einschliesslich der Verteilung an den Privat- 
abnehmer. Neben der Erzeugung der reinen öffentlichen Werke ist auch 
die auf die öffentliche Hand nach Massgabe ihres Aktienanteils ent- 
fallende Produktionsquote eingerechnet. Dieser Anteil dürfte 1925 etwa 
0,7 bis 0,8 Milliarden betragen haben. Jahn i»;s 

Umsatz Milliarden Mark 

Reichspost (1925/26) 1,71 

Reichsbahn 4,67 

Gaswerke (einschliesslich Nebenprodukte) 0,5 bis 0,6 

Elektrizitätswerke 1,1 bis 1,2 

Städtische Strassenbahnen, Omnibusse, Hochbahn . . 0,4 

Wasserwerke 0,2 

Bergbau und Industrie 0,3 

Forstwirtschaft (1926) 0,6 

9,4 bis 9,7 

') Di« an die Kttmnierelkassen abgeführten Betriebsliberschlisse betrugen 1925 in bar 
rund 0,2 Milliarden Mark. Dazu kamen noch Überweisungen in Form von Natural- 
leistungen. Die im den Reichsfiskus abgeführten Überschüsse der Viag ergaben etwa 
6 Millionen Mark. Dlo Reichspost führte 1925 nur 12 Millionen Mark, in den beiden 
nächsten Jahren »llurültiE* 70 und 100 Millionen Mark ab. Die Verzinsung der Reichs- 
bahnvorzugsoktlen des Reichs beträgt Jetzt rund 50 Millionen. Die politische Schulden- 
last der Reichsbahn (Reparationsleistungen) geht nicht Über das Mass der Zinsver- 
pflichtungen der privaten nmerlknnlschen Eisenbahnen hinaus und braucht daher nicht 
abgezogen zu werden. Alle« In allem dort man die an den Fiskus abgeführten Betriebs- 
iiberschflsse auf höchstens eine halbe Milliarde schätzen. Wenn mnii einen gewissen 
Teil davon doch als einen wirtschaftlichen (lewinn und nicht als Steuern betrachten 
will, so wird die Schltiuni des Ocsamlumsatzes um ein geringes — höchstens um 
3 bis 4 Prozent — erhöht. 
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Nicht einbegriffen sind in diesen Rechnungen die Kraftwagenlinien- 
anteile der Länder, des Reiches (nicht Reichsbahn und Post) und der 
hüheren Kommunal verbände (nicht Kommunen), ferner die Beteiligungen 
an dem Luftverkehr, endlieh die in der Fussnote auf Seite 185 angeführten 
einzelnen Staatsbetriebe. Auch die Kanalabgaben müssten berücksichtigt 
werden, obgleich sie keineswegs die volle Kostendeckung der Kanal- 
bauten darstellen (siehe unten). Zu berücksichtigen wären ferner noch 
die volkswirtschaftlichen Leistungen der öffentlichen Kredit- und Ver- 
sicherungsinstitute. Für diese Unternehmungen lässt sich kein Umsatz- 
wert angeben; als die untere Grenze des Wertes ihrer volkswirtschaft- 
lichen Leistungen dürfen ihre Verwaltungskosten angesehen werden. 
Diese betrugen 1925 bei der Reichsbank rund 85 Millionen, bei der Sozial- 
versicherung 180 Millionen, bei den Sparkassen (1924) 65 Millionen, so 
dass man, wenn man die anderen öffentlichen Kredit- und Versicherungs- 
institute hinzurechnet, auf etwa 0,4 Milliarden kommen muss. 

Man wird also wohl keinen grossen Fehler machen, wenn man den 
volkswirtschaftlichen Wert der Leistungen der gesamten öffentlichen 
Betriebe im Jahre 1925 auf rund 10 Milliarden schätzt. Um noch einige 
Qrössenordnungen zum Vergleich heranzuziehen, sei erwähnt, dass die 
von der Schwerindustrie (Kohlen- und Erzbergbau, Metall- und Erz- 
gewinnung), dem Maschinenbau und der elektrotechnischen Industrie zu- 
sammen erzeugten Werte ebenfalls den Betrag von rund 10 Milliarden 
Mark darstellen 2 ), und dass das Konjunkturforschungsinstitut den Wert 
der landwirtschaftlichen Erzeugung im gleichen Jahr auch auf 10 Mil- 
liarden Mark schätzt. Dasselbe Institut gibt den Verbrauch der Be- 
völkerung an Bekleidung und Schuhen im Jahre 1925 mit 8,4 Milliarden 
Mark an (eine Schätzung, die, wie auch die vorhergehende, wohl etwas 
zu niedrig ist). 

Gegenüber der Vorkriegszeit war der Anteil der öffentlichen Betriebe 
an der Gesamtproduktion 1925 trotz des Verlustes der staatlichen Saar- 
gruben unverändert geblieben oder wahrscheinlich sogar etwas gestiegen, 
und zwar hauptsächlich durch den Aufschwung dcrElektriKitätserzeugimg 
(und der mit ihr verbundenen Braunkohlen-, Stickstoff- und Aluminium- 
industrie). Die staatlichen Eisenbahnen, die Reichspost und die preussi- 
schen Bergwerke und sonstigen Betriebe nahmen laut den Etats des 
letzten Vorkriegsjahres etwa 4,9 Milliarden Mark oder, über den Gross- 
handelsindex umgerechnet, etwa 7,9 Milliarden Gegenwartsmark ein, 
während 1925 die Reichsbahn, die Post und die (preussischen und 
ausserpreussischen) Werke auf dem kleineren Reichsgebiet 6,7 Milliarden 
Mark eingenommen haben. Die Einbusse an Gas-, Wasser- und Holz- 
erzeugung infolge der Gebietsabtretung dürfte (in Gegenwartswerte um- 
gerechnet) vielleicht 0,3 Milliarden Mark betragen. Dieser Gesamt- 
abnahme von vielleicht 2 k Milliarden steht aber eine Versechsfachung der 
öffentlichen Elektrizitätserzeugung oder eine Zunahme um rund eine 
Milliarde gegenüber. - - Für das Jahr 1927 darf man eine Steigerung der 
öffentlichen Erzeugung gegenüber 1925 um weitere rund 3 /* Milliarden 
vermuten. Während ein Teil dieser Steigerung (Verkehrseinnahmen) :uif 

') Errechnet für die Schwerindustrie aus den amtlichen Zahlen für die Maschinen- und 
elektrotechnische Industrie aus den der Genfer Weltwirtschaftskonierenz vorgsl'iBten 
Vrrl.iiinli/:ilileii. Der Wert des verbrauchten Eisens ist von den letzteren nftltSMCftn. 
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Konjunkturbesserung zurückzuführen ist, ist die Steigerung zum anderen 
Teil die Folge der übrigens immer noch fortdauernden Umstellung der 
Volkswirtschaft auf Elektrizität, von der also noch für die nächsten 
Jahre eine weitere Steigerung der öffentlichen Quote zu erwarten ist. 
Auf der anderen Seite drohen allerdings die Gasfernversorgungspläne 
der Montan- und der Gaswerke bauenden Industrie den Einfluss des 
Privatkapitals auf die Energiewirtschaft wieder zu steigern. Der Sieges- 
zug des Benzinmotors ändert ferner die Verkehrsfunktionen der öffent- 
lichen Hand insoweit, als die neuen Verkehrsmittel, Auto und Flugzeug, 
im Gegensatz zum Eisenbahnzug privat betrieben werden können und 
nur die stehenden Verkehrseinrichtungen selbst (Strassen, Flughäfen, evtl. 
Benzinzapfstellen) in öffentlichem Besitz bleiben. Eine Verminderung der 
öffentlichen Quote an der Volkswirtschaft darf aber davon kaum er- 
wartet werden. Denn erstens tritt der Betrieb der Kraftwagen und der 
Luftverkehrslinien, zweitens die grosse Aufgabe des Strassenbaues und 
der Strassenunterhaltung in den Vordergrund. Den Strassenbau, diesen 
wichtigen Zweig der öffentlichen Wirtschaft, konnten wir in die 
obige Tabelle nicht aufnehmen, da er zu den Zuschussbetrieben 
gehört, d. h. nicht aus Gebühren, sondern aus allgemeinen Steuern 
finanziert wird, so dass ein Umsatzwert nicht festgestellt werden kann. 
Die gesamten Ausgaben für Verkehrswege (einschliesslich der Wasser- 
wege) betrugen 1925 mit 850 Millionen Mark das Doppelte der Vorkriegs- 
summe. Auf die besonders für die Strassenmodernisierung bestimmte 
Automobilsteuer entfielen davon nur rund 60 Millionen Mark. Seitdem 
hat sich das Aufkommen aus dieser Steuer verdoppelt, und auch die 
Gesamtausgaben für den Strassenbau werden mindestens im gleichen 
Masse gestiegen sein. Sollte sich also die öffentliche Hand in der 
Zukunft jede Erweiterung ihres bisherigen wesentlichen Gebiets (Verkehr, 
Energiewirtschaft, Forstwirtschaft) versagen, so ist auch dann mindestens 
mit einer Erhaltung, kaum aber mit einer Senkung ihres Anteils am 
Gesamtproduktionsertrag zu rechnen. 

Da alle oben aufgezählten Betriebe der öffentlichen Hand kapital- 
intensive Betriebe sind, d. h. mit grossen stehenden Anlagen und ver- 
hältnismässig geringem Aufwand an menschlicher Arbeitskraft arbeiten, 
so ist der Anteil der in den öffentlichen Betrieben beschäftigten Menschen 
an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen geringer als der Anteil ihrer 
Produktion an der gesamten Erzeugung. 1907 war jeder zwanzigste 
Erwerbstätige (oder jeder neunte von den in Handel, Verkehr und 
Industrie Erwerbstätigen) in einem öffentlichen Betriebe beschäftigt. Im 
ganzen waren es rund 1^ Millionen Beschäftigte, und zwar rund 700 000 
bei der Eisenbahn, 300 000 bei der Post, rund 300 000 in Betrieben der 
Länder, 175 000 in GeiTicindebutrieben, 40 000 in Reichsbetrieben. Fü> 
1925 liegen die Zahlen noch nicht vollständig vor. Das Personal der 
Eisenbahn und der l'ost Ist nicht im Verhältnis zur Gesamtsteigcrung der 
deutschen l'.rwerbslällgcny.ahl gcsliegcn. Da die jüngst hochgekommene 
Elektrizilätslndiislrlc rölsliv wenig Menschen beschäftigt (rund 90 000 
Arbeiter), so Ist eine Zunahme der Quote der öffentlichen Arbeitnehmer 
kaum zu vermuten, für die Arbeiterschaft als Verbraucher Ist also die 
Bedeutung der öflciillkh erzeugten Produkte etwas gestiegen, kaum aber 
für die Arbeilcrschall als l.ohnbc/U'lier. 
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2. Gewerkschaftliche Mitwirkung 
in staatlichen Wirtschafts- undVerwaltangskör per Schäften 

(Zu Kapitel II.) 

Deutsche Reichspost. 

Reichspostfinanzgesetz (RGBl. 1924 I, S. 287) und Änderung (RGBl. 
1926 I, S. 410). 
Verwaltungsrat besteht aus: 
Mitgliedern vorgeschlagen vom 

10 Reichstag, 

10 Reichsrat, 

1 Reichsminister der Finanzen, 

7 Reichspostminister im Benehmen mit dem RFM. und dem 

Reichsrat aus dem Personal der Deutschen Reichspost, 
12 Reichspostminister im Einvernehmen mit dem RFM. nach 

Zustimmung des Reichsrats aus Kreisen der Wirtschaft 
und des Verkehrs. 

40 

Sämtliche Ernennungen erfolgen durch den Reichspräsidenten. Unter 
den zwölf Wirtschaftsvertretern befindet sich zurzeit ein (vom Verkehrs- 
bund vorgeschlagener) Gewerkschaftsvertreter. 

Der Verwaltungsrat ist in allen wichtigen Fragen der Verwaltung gut- 
achtlich zu hören. Er beschliesst über Voranschlag und Entlastung, 
Kredite, Schuldentilgung, Grundsätze für Benutzung der Verkehrseinrich- 
tungen, Post-, Telegraphen- und Fernsprechgebühren, Grundsätze für die 
Gestaltung der Lohntarife der Arbeiter und Angestellten, Grundsätze 
für Anlage und Verwendung der Postscheckguthaben, Übernahme neuer 
und Aufgabe bestehender Geschäftszweige. Eine Ausgabenerhöhung über 
den Voranschlag hinaus kann gegen den Widerstand des RPM. nicht 
vorgenommen werden. 

Auf Antrag des RPM. entscheidet die Reichsregierung, wenn die Aus- 
führung eines Beschlusses des Verwaltungsrats im Interesse des Reichs 
nicht verantwortet werden kann. Diese Entscheidung ist aufzuheben, 
wenn übereinstimmende Beschlüsse des Reichstags und des Reichsrats 
es fordern. 

Die Geschäftsordnung des Verwaltungsrats wird durch die Reichs- 
rcgierung festgestellt. 

Der Vcrwaltungsrat bestellt einen Arbeitsausschuss. 

Walil/xit drei Jahre bzw. Ablauf der Wahlperiode des Reichstags. 
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Deutsche Reichsbahn. 

Verordnung über Beiräte für die Deutsche Reichsbahn (RGBl. 1922 II, 
S. 77). 

a) Landeseisenbahnräte. 

Die 13 Landeseisenbahnräte bestehen aus gewählten und ernannten 
Mitgliedern. Gewählte Mitglieder entsenden die staatlich organi- 
sierten Wirtschaftskörper (Handelskammern, Gewerbekammern, Hand- 
werkskammern, Land- und Forstwirtschaftskammern usw.) sowie die 
gewerkschaftlichen Organisationen der Arbeitnehmer (Arbeiter, An- 
gestellte, Beamte). Das Recht der Ernennung steht den beteiligten 
Länderregicrungcn zu. „Die von den gewerkschaftlichen Organi- 
sationen der Arbeitnehmer zu wählenden Mitglieder werden durch die 
Vorstände der Zcntralverbände gewählt. Über die Art der Wahl und 
die Verteilung der auf die einzelnen Gewerkschaftsgruppen entfallen- 
den Mitglieder haben sich die Gewerkschaftsgruppen zu verständigen. 
Der Reichsverkehrsminister bestimmt nach Anhörung des Reichswirt- 
schaftsrats, welche Verbände als Zentralverbände im Sinne dieser 
Vorschrift zu gelten haben." Die Zusammensetzung ist für die 13 Be- 
zirke verschieden. 

b) Reichseisenbahnrat. 

Der Reichseisenbahnrat besteht aus: 

1 Vorsitzenden ) yom Re j C hspräsidenten ernannt, 

1 Stellvertreter / 

50 Mitgliedern, von den Landeseisenbahnräten gewählt, 
20 Mitgliedern, vom Reichswirtschaftsrat ernannt. 

72 

2 Landeseisenbahnräte wählen je 5, 7 je 4, 4 je 3 Vertreter. Unter 
den Vertretern jedes Bezirks muss sich mindestens 1 Arbeitgeber und 
1 Arbeitnehmer befinden. 

Unter den vom Reichswirtschaftsrat zu ernennenden Vertretern muss 
je ein Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer aus den Kreisen 
der Privateisenbahnen, der Binnenschiffahrt, der Seeschiffahrt, des 
Handwerks und des Bergbaues sein. 

Den Kreisen des ADGB. und AfA gehören 5 vom RWR. ernannte 
und 12 von den Landeseisenbahnräten gewählte Mitglieder an. 

Der Reichseisenbahnrat hat Gutachtertätigkeit. Wahlzeit 3 Jahre. 
Die Mitglieder dürfen (bis auf den Vorsitzenden und seinen Stellver- 
treter) nicht im Dienste der Reichsbahn stehen. Seine Geschäfts- 
ordnung wird vom Rciehsvcrkehrsminister aufgestellt. Er wählt 
einen ständigen Ausschiiss. 

Reichs wa s s erst ra s s e n. 

VerordmiiiH über Heirate für die Reichswasserstrassen (RGBl. 
1925 II, S.5 und 515). 

a) Bezlrkswasscrstnisscnbelrüti'. 

Die 8 Bezlrkswinscrstrassenbelriitc bestehen uns dein Vorsitzenden 
und seinem Stellvertreter sowie aus sachverstllndlKiMi Personen, die 
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vom Reichspräsidenten ernannt, 



sämtlich durch den Reichsverkehrsminister zu berufen sind, sowie 
einem Vertreter der Reichsbahn. Für die zu berufenden Mitglieder 
haben die verschiedenen Wirtschaftskreise nach einem festgelegten 
Plan ein Vorschlagsrecht, darunter „gewerkschaftliche Organisationen 
und sonstige Vereinigungen der Arbeitnehmer (Beamte, Angestellte 
und Arbeiter) und Verbraucher", 
b) Reichswasserstrassenbeirat. 

Der Reichswasserstrassenbeirat besteht aus 
1 Vorsitzenden \ 
1 Stellvertreter / 

54 von den Bezirkswasserstrassenbeiräten „aus ihrer Mitte" ge- 
wählten Mitgliedern, 
12 vom Reichsverkehrsminister berufenen Mitgliedern, 

1 Vertreter der Reichsbahn, der vom Reichsverkehrsminister be- 
stimmt wird. 

69 

Von den Mitgliedern der Bezirkswasserstrassenbeiräte entfallen 12 
auf die Arbeitnehmer und Verbraucher. Der Reichsverkehrsminister 
hat einen Gewerkschafter berufen. 

Der Reichswasserstrassenbeirat hat Gutachtertätigkeit. Seine Ge- 
schäftsordnung wird vom Reichsverkehrsminister aufgestellt. Er 
wählt einen Hauptausschuss und kann weitere Ausschüsse bilden. 

Wahlzeit 5 Jahre. 

Branntweinmonopol. 

(RGBl. 1922, S. 405 und 690.) 

Der Beirat besteht aus 
5 Mitgliedern, vom Reichstag „aus seiner Mitte" zu ernennen, 
5 Mitgliedern, vom Reichsrat „aus seiner Mitte" zu ernennen, 

3 Mitgliedern, vom Reichswirtschaftsrat „aus seiner Mitte" zu er- 
nennen, 

17 Mitgliedern, vom Reichsfinanzminister zu berufen. 

30 

Die Berufung der letzteren erfolgt auf Vorschlag der vom RFM. zu 
bestimmenden Vereinigungen und Organisationen. Darunter müssen sich 
befinden: 

5 Vertreter der landwirtschaftlichen Brennereien, 

4 Vertreter, die entfallen auf: Korn-, Melasse-, Lufthefe- sowie Obst- 
und Kleinbreiuicr, 

3 Vertreter der Arbeitnehmer des Branntweingewerbes, darunter 
1 Angestellter, 

2 Vertreter der verbrauchenden Industrie, 
2 Vertreter der letzten Verbraucher. 

16 

Das Vorschlagsrccht für je einen Arbeitnehmervertreter haben ADOB. 
und AfA-Bund gemeinsam, I Kutscher Gewerkschaftsbund und Gewerk- 
schaftsring. Das Vorschlags! celil für die letzten Verbraucher hat die 
Arbeitsgemeinschaft der VeibniiiLlicrvcrbände beim Deutschen Städtelng- 
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In besonderen Fällen entscheidet die Reichsmonopolverwaltung mit 
dem Beirat gemeinsam mit einfacher Stimmenmehrheit, wobei die 
Monopolverwaltung 3 Stimmen hat. Diese besonderen Fälle sind Jahres- 
brennrecht, Grundpreis, Aufschlag, Verkaufspreis, Ausnahmen. Gegen 
einen Gemeinschaftsbeschluss kann von der Reichsmonopolverwaltung 
oder von wenigstens 5 Mitgliedern Beschwerde beim RFM. eingelegt 
werden, über die endgültig der Rcichsrat entscheidet. 

Wahlzeit 5 Jahre bzw. (bei den 3 ersten Gruppen) Zugehörigkeit zur 
Körperschaft. 

Reichsbank. 

Bankgesetz (ROBl. 1924 II, S. 235). 
Zentralausschuss (Ständiger Ausschuss der Anteilseigner). Seine Mit- 
glieder sollen auf Vorschlag des Reichsbankdirektoriums von der General- 
versammlung „ans den Kreisen von Bankgewerbe, Industrie, Handel, 
Landwirtschaft, Handwerk und Arbeitnehmerschaft, und zwar aus den 
deutschen Anteilseignern" gewählt werden. Der Bank steht es frei, „in 
geeigneten Fällen" eine „gutachtliche Äusserung" des Zentralausschusses 
einzuholen. Dem Zentralausschuss gehört ein Vertreter des ADGB. an. 

E l e k t r o w i r t s c h a f t. 

Gesetz, betr. die Sozialisierung der Elektrizitätswirtschaft (RGBl. 
1920, S. 19). 
Der Beirat besteht aus 
5 Vertretern des Reichstags, 
5 Vertretern des Reichsrats, 

5 Vertretern der Arbeiter- und Angestelltenorganisationen, 
20 Sachverständigen. 

35 
Von den 20 Sachverständigen sind zu berufen 

4 von der Reichsregierung, 

4 von den Ländern, 

4 von den Vertretungen der Provinzen, Gemeindeverbände und 
Gemeinden, 

4 von der Zentralarbeitsgemeinschaft der industriellen und gewerb- 
lichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer Deutschlands und dem Deut- 
schen Landwirtschaftsrate, 

2 von dem Deutschen Industrie- und Handelstag, 

2 von dem Deutschen Handwerks- und Gewerbekammertag. 

20 

Der Beirat hat Gutachtertätigkeit. Er gibt sich eine Geschäftsordnung, 
die vom Reichsrat gcnelimii:t wird. 

Unter den Vertretern dci Organisationen sind 4 Angehörige vom 
ADGB. und AfA-Kiiml. 

Kartellierte h t. 

Verordnung i'.egen Mhshiaiu li wirtschaftliche! Machtstellungen 
(RGBl. 1P23 I, S. LOS") 
Das KartellgciU'li! Wird besetzt von einem Vorsit/rihlcn (<Ui ebenso 
wie seine Stcllvei li ein dlfi ßisfählffuriß zum Riehlri ,iiul haben iiuiss und 
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vom Reichspräsidenten zu bestellen ist) und vier Beisitzern. Die Bei- 
sitzer bestimmt der Präsident des Reichswirtschaftsgerichts. Zwei Bei- 
sitzer sind „unter Berücksichtigung der widerstreitenden wirtschaft- 
lichen Belange einzuberufen". Sie sind Listen zu entnehmen, die der 
Reichswirtschaftsminister aufstellt. Auf der Liste steht ein ADGB.- 
Vertreter. 

Finanzgerichte. 

Verordnung über die Bildung der Finanzgerichte (RGBl. 1921, 
S. 1241). 

Die ehrenamtlichen Mitglieder der Finanzgerichte werden zur Hälfte 
von Organen der Selbstverwaltung oder Vertretungen der Länder, zur 
Hälfte von öffentlich-rechtlichen berufsständischen Vertretungen ge- 
wählt. Die Präsidenten der Landesfinanzämter bestimmen die Anzahl der 
zu Wählenden sowie die wahlberechtigten öffentlich-rechtlichen berufs- 
ständischen Vertretungen. Die Zahl der Mitglieder (und Vertreter), die 
auf die Bezirksarbeiterräte entfallen, werden vorläufig von den Organen 
der Selbstverwaltung oder Ländervertretungen nach näherer Bestimmung 
der Präsidenten der Landesfinanzämter gewählt. Diese sind berechtigt, 
nach Anhörung von wirtschaftlichen Interessenvertretungen und Berufs- 
verbänden Wahlvorschläge zu machen. 

Die Finanzgerichte entscheiden über Berufungen gegen die Einspruchs- 
entscheidung der Finanzämter. 

Zündholzindustrie. 

Gesetz über die Erlaubnispflicht für die Herstellung von Zündhölzern 
(RGBl. 1927 I, S. 123). 

Vor der Genehmigung eines neuen Betriebes (durch den Reichswirt- 
schaftsminister) ist der Reichswirtschaftsrat zu hören. 

Die Regelung der Produktionsmenge und der Preise erfolgt durch eine 
private Gesellschaft, die Deutsche Zündholz-Verkaufs-A.-G., der sämt- 
liche Zündholzhersteller angehörten. Der Reichswirtschaftsminister hat 
das Recht, Preise zu beanstanden und herabzusetzen. Die Aktien der 
Gesellschaft gehören zur einen Hälfte dem Schwedentrust, zur anderen 
Hälfte der Zündholz-Aktienverwaltungsgesellschaft m. b. H. Von letzterer 
besitzt die Reichskredit-A.-G. als Treuhänderin des Reichs die Majorität. 
Die Gewerkschaften sind in keiner dieser Gesellschaften vertreten. 

Wirtschaftsverbände. 
Wirtschaftsverband für Rohteer und Teererzeugnisse. 

Verordnung über die Regelung der Teerwirtschaft (RGBl. 1920, 

1. Halbj., S. 1156). Aufgehoben durch Verordnung vom 12. Januar 

1924 (RGBl. 1924 I, S. 29). 
Ausschuss für Schwefelsäure. 

Verordnung über die Regelung der Schwefelsäurewirtschaft (RGBl. 

1920, I. Halbj., S. 1113). Aufgehoben durch Verordnung vom 19. Juni 

1923 (RGBl. 1923 I, S. 400). 

Eisenwirtschaftsbund. 

Verordnung zur Regelung der Eisenwirtschaft (RGBl. 1920, I. Halbj., 
S. 435). Wird weder von der Regierung noch von seinem Vor- 
sitzenden, einem Unternchmervertreter, zusammenberufen. 
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